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Verzeichnis der Autor*innen 

 

Lea Augenstein studierte Politikwissenschaft und öffentliches Recht (Bachelor of Arts) sowie 

Friedensforschung und Internationale Politik (Master of Arts) an der Universität Tübingen. Ihr 

Masterstudium schloss sie im Februar 2019 mit einer Masterarbeit zu globalen Gerechtigkeits-

vorstellungen aus einer postkolonialen Perspektive ab, die nun in abgewandelter Form in die-

sem Sammelband erscheint. Betreuer der Arbeit waren Thomas Diez (Erstgutachter) und 

Thomas Nielebock (Zweitgutachter). Praktische Erfahrungen sammelte sie durch ihre Arbeit 

als studentische Hilfskraft am Institut für Politikwissenschaft während ihres Studiums. Nach 

ihrem Masterabschluss war sie zudem als geprüfte Hilfskraft am Internationalen Zentrum für 

Ethik in den Wissenschaften (IZEW) in Tübingen tätig. Seit Dezember 2019 ist sie wissen-

schaftliche Mitarbeiterin im Arbeitsbereich Internationale Beziehungen/Friedens- und Kon-

fliktforschung an der Universität Tübingen. Dort promoviert sie zu Agency und Wider-

standspraktiken von Immigrant*innen an der europäischen Grenze. Von Dezember 2019 bis 

Dezember 2021 war Lea Augenstein Redakteurin der Zeitschrift für Internationale Beziehun-

gen (ZIB). 

  

Laura Mai Ehrich absolvierte nach dem Studium der Umwelt- und Entwicklungspolitik in 

London den Master in Politikwissenschaft an der Universität Bonn. Während des Masterstudi-

ums arbeitete sie in verschiedenen Bonner entwicklungspolitischen Institutionen, darunter 

das Deutsche Institut für Entwicklungspolitik, die Gesellschaft für Internationale Zusammen-

arbeit und Engagement Global. Ihre Abschlussarbeit verfasste sie von 2019-2020 am Lehrstuhl 

für Politische Theorie und Ideengeschichte bei Frau Dr. Eva Hausteiner und Frau Prof. Dr. Grit 

Straßenberger unter dem Titel „Das deutsche Entwicklungsdispositiv unter der Agenda 2030“. 

Im hier veröffentlichten Beitrag wird eine der beiden darin untersuchten Hypothesen beleuchtet 

– die Hypothese "Deutschland als Entwicklungsland". 

  

Katharina Geldsetzer studiert an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, wo sie die 

in diesem Sammelband veröffentlichte Arbeit „Feministische Außenpolitik als hegemonialer 

Kampfplatz? Eine staatstheoretische Einordnung“ im Rahmen ihres Bachelor of Arts im Fach 

Politikwissenschaft eingereicht hat. Die Arbeit wurde von Henrike Bloemen M.A. und von 

Carolin Schöner M.A. betreut. Katharina Geldsetzer arbeitet seit 2019 im Büro für Gleichstel-

lung an der WWU Münster und begleitete dort bereits verschiedene Projekte zur Vereinbarkeit 



 

 

4 

von Studium und Familie sowie zum internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen und dem 

Weltfrauentag. Aktuell studiert sie den Master of Education für die Fächer Englisch und Sozi-

alwissenschaften sowie parallel den Master of Art in Politikwissenschaft an der WWU Münster. 

  

Anna Grimminger hat an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität 2019 ihr Bachelor-

studium in Politikwissenschaften, Soziologie und Südostasienwissenschaften abgeschlossen. 

Im Rahmen ihrer Bachelorarbeit hat sie geschichtspolitische Debatten zu Genozid in Deutsch-

land und Indonesien vergleichend untersucht. Darauf basiert der Beitrag in diesem Sammel-

band. Die Arbeit wurde betreut von Prof. Dr. Tilman Mayer (Institut für Politische Wissenschaft 

und Soziologie) und Prof. Dr. Christoph Antweiler (Institut für Orient- und Asienwissenschaf-

ten, Abteilung für Südostasienwissenschaft). Mittlerweile studiert sie Internationale Beziehun-

gen und Entwicklungspolitik an der Universität Duisburg-Essen mit einem Fokus auf quantita-

tive und qualitative Methoden, Monitoring und Evaluation von Entwicklungszusammenarbeit 

sowie (Südost-) Asien. 

  

Xuewu Gu, Prof. Dr., ist Inhaber des Lehrstuhls für Internationale Beziehungen und Direktor 

des Center for Global Studies (CGS) an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn. 

  

Julia Gurol, Dr., ist wissenschaftliche Mitarbeiterin und geschäftsführende Assistentin am 

Lehrstuhl für Internationale Beziehungen der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg. Ihre For-

schungsschwerpunkte befassen sich mit globalen Machtverschiebungen, autoritären Praktiken, 

Infrastruktur und Konnektivität mit einem regionalen Fokus auf der Volksrepublik China und 

dem globalen Süden. Sie promovierte an der Universität Freiburg zu europäisch-chinesischen 

Sicherheitsbeziehungen. Ihre Monographie „The EU-China security paradox: coopera-

tion against all odds?” erschien im Januar 2022 bei Bristol University Press. Julia Gurols Pub-

likationen erschienen in zahlreichen Fachjournalen, darunter das Journal of Common Market 

Studies, das Journal of Contemporary China sowie die Zeitschrift für Internationale Beziehun-

gen. Diskurse spielen in ihrer derzeitigen Forschung eine zentrale Rolle. So untersucht sie im 

Rahmen eines von der Volkswagen-Stiftung geförderten Projekts die Diffusion von Narrativen 

zur COVID-Pandemie aus China in die Golfregion und ist Leiterin eines DFG-geförderten Pro-

jekts zu „Populist narratives on COVID-19 in the Global South“. 
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Neele Hartel ist Studentin im Bachelor-Studiengang „Politik und Gesellschaft“ an der Rheini-

schen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn. Als studentische Hilfskraft am Center for Global 

Studies unterstützt sie das vom Gleichstellungsbüro der Universität Bonn geförderte em-

POWER-Projekt des CGS. 

  

Christiane Heidbrink ist Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Internationale Be-

ziehungen und Forschungsleiterin des Bonn Power Shift Monitors am Center for Global Stu-

dies (CGS) an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn. Gemeinsam 

mit Dr. Hendrik W. Ohnesorge leitet sie das vom Gleichstellungsbüro der Universität Bonn ge-

förderte emPOWER-Projekt des CGS. 

  

Kaltrina Kamberovska wurde in Nordmazedonien geboren und ist in den USA aufgewach-

sen. Sie war die erste Person in ihrer Familie, die einen Universitätsabschluss erlangte. In den 

USA hat sie Politikwissenschaft und Geschichte an der University of Illinois at Urbana-Cham-

paign studiert. Sie ist 2016 nach Deutschland gekommen, um ihren Master zu absolvieren und 

hat Politikwissenschaft, Soziologie und Geschichte im englischen ,,Roads to Democracy“ Pro-

gramm studiert. Ihre Masterarbeit, die hier in abgekürzter Form veröffentlicht ist, hat sie unter 

der Betreuung von Prof. Dr. Andrea Schneiker und Prof. Dr. Sigrid Baringhorst geschrieben. 

Als Kind von Einwanderern aus dem Ostblock hat sie sich schon immer für die Balkanländer 

und postkommunistische Entwicklung interessiert.  

  

Volker Kronenberg, Prof. Dr., lehrt Politische Wissenschaft am Institut für Politische Wissen-

schaft und Soziologie der Universität Bonn sowie an der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg und ist 

zugleich Dekan der Philosophischen Fakultät der Universität Bonn. 

  

Christiane Lemke, Prof. Dr., ist Professorin für Politikwissenschaft Emerita an der Leibniz 

Universität Hannover mit dem Schwerpunkt internationale Beziehungen, Europapolitik und 

USA. Sie war dort von 2007 bis 2013 Direktorin des Jean Monnet European Cen-

ter of Excellence. Von 2006 bis 2007 war sie als erste Frau Direktorin des Niedersächsischen 

Landtags. Sie hat mehrfach Gastprofessuren in den Vereinigten Staaten innegehabt, u. a. als Vi-

siting Krupp Chair an der Harvard University, Max Weber Chair an der New York University 

sowie Adjunct Professor an der UNC ChapelHill. Christiane Lemke ist Senior Non-resident 

Fellow im Center for Global Affairs an der New York University. Publikationen: Der Kampf 
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um das Weiße Haus. Die US-Präsidentschaftswahl 2020 im Zeichen von Polarisierung, Corona-

Pandemie und gesellschaftlichen Spannungen, Wiesbaden: VS Springer 2021; „Eine andere 

Stimme. Zur Bedeutung der Frauen- und Geschlechterforschung in der internationalen Poli-

tik.“ In: Der Faktor Persönlichkeit in der internationalen Politik. Hrsg. v. Hendrik W. Oh-

nesorge und Xuewu Gu. Wiesbaden: VS Springer Verlag 2021. 

   

Julia Mollerus hat an der Ludwig-Maximilians-Universität München Politikwissenschaft und 

Jura studiert. Im Laufe ihres Studiums spezialisierte sie sich auf internationale Sicherheitspoli-

tik und arbeitete in diesem Rahmen als studentische Hilfskraft am Lehrstuhl für Internationale 

Beziehungen von Professor Dr. Berthold Rittberger. Dabei galt ihr Interesse vor allem dem 

Einfluss von Cybersicherheit auf die Dynamik im internationalen System. Sie schrieb ihre Ba-

chelorarbeit unter Betreuung von Dr. Felix Biermann und schloss ihr Studium im Januar 2020 

mit einem Bachelor of Arts ab. Nach der erfolgreichen Bewerbung für das EmPOWER! Projekt 

des Center for Global Studies der Universität Bonn, konnte sie ihre Forschungsergebnisse im 

April 2021 einem Fachpublikum vorstellen und mit ihren Mitstipendiatinnen diskutieren. 

  

Katharina Müller hat die Masterarbeit "Geschlechterkonzeptionen bei den Vereinten Natio-

nen. Eine Untersuchung zum Geschlechterwissen des UN-Generalsekretärs in Berichten zum 

Thema “Frauen, Frieden und Sicherheit” im Zeitraum 2002-2018” am Otto-Suhr-Institut für 

Politikwissenschaft der Freien Universität Berlin verfasst. Von 2016-2019 studierte sie im Mas-

ter Politikwissenschaft an der FU Berlin sowie an der Elliott School of International Affairs der 

George Washington University in Washington, D.C. Im September 2019 reichte sie ihre Ab-

schlussarbeit ein, die von Frau Prof. Dr. Cilja Harders und Herrn Prof. Dr. Sven Chojnacki 

betreut wurde. Katharina Müller beschäftigt sich weiterhin mit Fragen von Geschlecht, Em-

powerment und Sicherheit und arbeitet derzeit für die Vereinten Nationen.   

  

Hendrik W. Ohnesorge, Dr., ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Internatio-

nale Beziehungen und Geschäftsführer des Center for Global Studies (CGS) an der Rheinischen 

Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn. Gemeinsam mit Christiane Heidbrink leitet er das vom 

Gleichstellungsbüro der Universität Bonn geförderte emPOWER-Projekt des CGS. 

 



 

 

7 

Caroline Ruhl studierte die Fächer Modernes Japan und Philosophie an der Heinrich-Heine-

Universität Düsseldorf und der Bunkyō Universität in Koshigaya. Im Rahmen des konsekuti-

ven Masterstudiengangs absolvierte Sie im Jahr 2018 einen dreimonatigen Forschungsaufent-

halt an der Nanzan Universität in Nagoya. Den Masterstudiengang Modernes Japan beendete 

sie 2019 mit einer Arbeit über die feministische Theorie der japanischen Aktivistin und Theo-

retikerin Iijima Aiko. Die Arbeit wurde von der Historikerin und Japanwissenschaftlerin Prof. 

Dr. Andrea Germer betreut. Seit 2019 ist Caroline Ruhl Promotionsstudentin und als wissen-

schaftliche Mitarbeiterin am Institut für Modernes Japan tätig. In ihrer Forschung beschäftigt 

sie sich mit Intersektionalität und sozialen Bewegungen am Beispiel der im Jahr 1970 in Japan 

gegründeten Bewegungsorganisation Konferenz Asiatischer Frauen. 

  

Clara Stecklum studierte Internationale Beziehungen an der Freien Universität Berlin, der 

Humboldt-Universität Berlin und der Universität Potsdam. Ihre Masterarbeit stellte sie 2018 

unter der Betreuung von Prof. Dr. Bettina Engels und Prof. Dr. Cilja Harders an der Freien 

Universität fertig. Ihr Dank gilt insbesondere denjenigen Nachfahren der Opfergemeinschaften, 

die der Autorin für diese Arbeit Einblick in ihre Kämpfe und Leben gewährten. Die Grundzüge 

ihres Arbeitens zu europäischem Kolonialismus und Erinnerungskultur entstanden bereits 2016 

im Auslandssemester an der Universidade Nova de Lisboa. Während Clara Stecklum für ihre 

Masterarbeit von Berlin und Hamburg forschte, konnte sie nach ihrem Studienabschluss eine 

Tätigkeit für UNAIDS im südlichen Afrika nutzen, um Aktivist:innen und Erinnerungsorte 

auch vor Ort in Namibia zu besuchen. Seit 2021 ist sie für die Berlin University Alliance tätig. 

  

Hanna Ulatowski hat 2021 ihr Masterstudium der Politikwissenschaft an der Rheinischen 

Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn abgeschlossen. Am vom Gleichstellungsbüro der Uni-

versität Bonn geförderten emPOWER-Projekt des Center for Global Studies hat sie als Projek-

tassistenz und Medienkoordinatorin mitgearbeitet. 
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Zum Geleit: The largest untapped reservoir of talent in the world 

Volker Kronenberg 
 

 
„I have said this many times, that there seems to be enough room in the world for mediocre 

men, but not for mediocre women. You have to work. You have to work exceptionally hard.“1 
 

– Madeleine Albright 

„We need to move beyond the idea that girls can be leaders 

and create the expectation that they should be leaders.“2 

– Condoleezza Rice 

 
Es dürfte alles andere als auszuschließen sein, dass das Erleben von – eben nach wie vor vor-

nehmlich männlichen – Staatenlenkern und deren Gebaren in den zahllosen Konferenzen und 

Verhandlungsrunden auf der Bühne der internationalen Diplomatie, an denen die beiden voran-

gegangen Zitierten als Secretaries of State der Vereinigten Staaten von Amerika teilnahmen, 

sie zu diesen Aussagen verleiten ließen… 

Um Missverständnissen an dieser Stelle zuvorzukommen: Niemand – und als Allerletzte si-

cherlich Madeleine Albright – erwartet oder: sollte auch nur erwarten, dass Frauen härter arbei-

ten, außergewöhnlichere Leistungen erbringen müssen als Männer, um etwa die gleichen pro-

fessionellen Ziele zu erreichen. Aber mit Blick etwa auf den zu Beginn des Jahres 2021 aus 

dem Amt geschiedenen 45. Präsidenten der Vereinigten Staaten, der sich bei der Präsident-

schaftswahl 2016 mit Hillary Rodham Clinton einer Kandidatin gegenübersah, von der sein 

Amtsvorgänger Barack Obama sagte, es habe nie eine Kandidatin oder einen Kandidaten gege-

ben, die oder der für dieses Amt qualifizierter gewesen sei,3 dürfte kaum jemand mehr ernsthaft 

bestreiten wollen, dass es selbst in den herausgehobenen Ämtern, die auf der Welt vergeben 

werden, in der Tat nach wie vor mehr als „enough room for mediocre men“ gibt.  

 
1 Madeleine Albright zit. nach: Jennifer Vineyard (2015): Madeleine Albright Says: Learn to Interrupt, But Only 
If You Know What You‘re Talking About, 22.06.2025, in: https://www.thecut.com/2015/06/madeleine-albright-
best-advice.html, abgerufen am 17.01.2022. 
2 Condoleezza Rice [@CondoleezzaRice] (2014): We need to move beyond the idea that girls can be leaders and 
create the expectation that they should be leaders: (…) [Tweet], 11.03.2014, in: https://twitter.com/condoleez-
zarice/status/443457701234745344, abgerufen am 17.01.2022. 
3 Vgl. o. V. (2016): Obama says Clinton is the most qualified presidential candidate ever, 05.07.2016, in: 
https://www.politico.com/video/2016/07/obama-says-clinton-is-the-most-qualified-presidential-candidate-ever-
059832, abgerufen am 28.06.2021. 
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Nun ließe sich einwenden, dass es nicht ihre Eigenschaft, eine – noch dazu hochqualifizierte – 

Frau zu sein, gewesen sei, die der damaligen Präsidentschaftskandidatin Clinton den sicher ge-

glaubten Wahlsieg gekostet habe und allein die erstmalige Nominierung einer Frau durch eine 

der beiden dominierenden US-amerikanischen Parteien als historisch anzusehen ist. In einer 

globalen Perspektive – und für die westlichen Demokratien erst recht – besteht jedoch nach wie 

vor die Notwendigkeit „[to] create the expectation that [girls] should be leaders.“ 

Den jungen Wissenschaftlerinnen, die zu dem nun vorliegenden Band Beiträge geleistet haben, 

die allesamt derart eindrucksvoll sind und Zeugnis über ihre außerordentliche Befähigung zum 

wissenschaftlichen Arbeiten ablegen, dass es unmöglich erscheinen muss, den Leser*innen ei-

nen der Beiträge in besonderer Weise ans Herz zu legen, mag nun zwar – gleichwohl dies kei-

neswegs auszuschließen ist und hier auch bewusst nicht ausgeschlossen werden soll – vielleicht 

nicht unbedingt vorschweben, eine jener von Condoleezza Rice apostrophierten „Leaderinnen“, 

eine Staatenlenkerin, zu werden. Doch sei der Hinweis darauf erlaubt, dass die Wahl, eben jene 

beiden Frauen hier zu Wort kommen zu lassen, nicht nur in der Prägnanz ihrer hier zitierten 

Aussagen, nicht nur in ihrem Frausein oder in ihren eindrucksvollen politischen Laufbahnen 

begründet liegt. Wären allein diese Kriterien hier zugrunde gelegt worden, wäre die Wendung 

der ehemaligen First Lady, US-Senatorin und -Außenministerin Clinton, nach der, so entspre-

chend das hier titelgebende Zitat, „women (…) the largest untapped reservoir of talent in the 

world“4 sind, womöglich gar noch geeigneter gewesen, das zentrale Anliegen dieses Geleitwor-

tes zum Ausdruck zu bringen. Albright und Rice jedoch eint darüber hinaus noch etwas, das – 

selbstredend – zwar nicht ihrem Frausein, wohl aber ihren beeindruckenden, an der Spitze des 

State Department gipfelnden Karrieren vorausgeht: Beide sind Politologinnen und haben, noch 

weit bevor sie in die obersten Etagen der US-Administration wechselten, an herausragenden 

Institutionen in der US-amerikanischen Wissenschaftslandschaft gelernt, geforscht und gelehrt.  

Kein Zweifel: Das akademische Vermächtnis Susan Stranges, der Namenspatronin des vom 

Center for Global Studies der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn ausgelobten 

Susan Strange Young Scholar Awards, der auf der ersten EmPower!-Konferenz im April 2021, 

anlässlich dieser Band nun erscheint, verliehen wurde, um herausragende junge Wissenschaft-

lerinnen zu prämieren und zu ermutigen, ihr besonderes Engagement in Wissenschaft und For-

schung fortzusetzen, wiegt im Vergleich zu den Leistungen Albrights und Rices auf diesem 

 
4  Hillary Rodham Clinton zit. nach: Rachael Combe (2012): At the Pinnacle of Hillary Clinton’s Career, 
05.04.2012, in: https://www.elle.com/culture/career-politics/interviews/a12529/at-the-pinnacle-of-hillary-clin-
tons-career-654140/, abgerufen am 17.01.2021. 
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Gebiet ungleich schwerer. Dass jedoch vermutlich selbst den jüngsten Generationen von Stu-

dent*innen der Politikwissenschaft, auch der Internationalen Beziehungen, nach Morgenthau 

und Waltz, nach Moravcsik und Nye, nach Wendt und Galtung die Namen Albright und Rice 

nach wie vor geläufiger sein dürften, als der Susan Stranges, wenn es um prägende Figuren der 

wissenschaftlichen wie politischen Befassung mit internationaler Politik geht, sollte uns zu den-

ken geben und unterstreicht einmal mehr die Notwendigkeit, die Sichtbarkeit von Frauen in der 

Wissenschaft zu erhöhen. 

Da die Gleichstellung der Geschlechter auch vor diesem Hintergrund einen Schwerpunkt mei-

nes Wirkens als Dekan der Philosophischen Fakultät der Universität Bonn darstellt, freue ich 

mich ganz besonders, dass mein Kollege Xuewu Gu und sein Team um Christiane Heidbrink 

und Hendrik W. Ohnesorge hier die Initiative ergriffen haben, und mit dem EmPower!-Projekt 

und dem Susan Strange Young Scholar Award einen weiteren, wichtigen Beitrag zur Förderung 

besonders begabter Studentinnen an unserer Universität leisten. Ich verbinde dies mit der Hoff-

nung, dass dieses Projekt eine feste Größe im Fachbereich der Bonner Politikwissenschaft und 

auch darüber hinaus werden möge. 

Nun bleibt mir noch, den prämierten und hier publizierten jungen Akademikerinnen für ihre 

bereits jetzt vielversprechende Zukunft alles Gute, die notwendige Ausdauer und letztlich viel 

Erfolg zu wünschen – und Ihnen, liebe Leser*innen, viel Freude bei einer sicherlich einsichts-

vollen und gewinnbringenden Lektüre! 

 

Prof. Dr. Volker Kronenberg 

Bonn, im Januar 2022. 
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emPOWER – Ein Projekt zur Förderung von Nachwuchswissenschaftlerinnen in den In-

ternationalen Beziehungen 

Xuewu Gu, Christiane Heidbrink, Neele Hartel und Hendrik W. Ohnesorge 

Das emPOWER-Projekt des Center for Global Studies der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-

Universität Bonn verfolgt das Ziel, Nachwuchsforscherinnen im politikwissenschaftlichen Teil-

bereich der Internationalen Beziehungen zu fördern und die Sichtbarkeit ihrer Forschungser-

gebnisse langfristig zu erhöhen. Um dieses Ziel zu erreichen, wurde im Jahr 2021 erstmals der 

Susan Strange Young Scholar Award vergeben. Der Wettbewerb um die Vergabe dieses For-

schungspreises war verbunden mit einer wissenschaftliche Konferenz zur Präsentation und Dis-

kussion der eingereichten Forschungsarbeiten, welche nun im vorliegenden Sammelband zu-

sammengeführt und der Fachöffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

Der Susan Strange Young Scholar Award ist benannt nach der britischen Sozialwissenschaft-

lerin Susan Strange (1923-1998), deren bahnbrechende Forschung sich auf Internationale Poli-

tik und Ökonomie fokussierte. Gewissermaßen im Alleingang gründete Susan Strange das Fach 

der Internationalen Politischen Ökonomie, und dies zu einer Zeit, in der Frauen in der For-

schung noch weit weniger repräsentiert waren als dies heute der Fall ist. Auch ist Susan Strange 

all jenen Forscher*innen eine Inspiration, die eine wissenschaftliche Karriere als zweiten Be-

rufsweg einschlagen oder täglich Familienleben und Forschung miteinander zu vereinbaren ha-

ben. Obgleich Strange zunächst lange Jahre als Journalistin arbeitete, kann sie bis heute als 

wohl bedeutendste britische Forscherin ihres Fachs gelten. Ihr Einfluss reicht dabei weit über 

die Grenzen eines einzelnen Fachs hinaus. So wurden und werden ihre Beiträge zu den vier 

Schlüsselstrukturen der Macht – Sicherheit, Produktion, Finanzen und Wissen – ebenso im 

Fachbereich der Internationalen Beziehungen intensiv rezipiert und diskutiert. Zudem hat sich 

Susan Strange zeitlebens als bedeutende Förderin junger Forscher*innen hervorgetan: So initi-

ierte Strange selbst noch in den letzten Wochen ihres Lebens den „BISA Founders Fund“ der 

British International Studies Association zur Förderung von Nachwuchswissenschaftler*innen. 

Diesem beeindruckenden Vorbild folgend, zeichnet der Susan Strange Young Scholar Award 

aufstrebende Wissenschaftlerinnen aus. 
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Im Rahmen der Ausschreibung des Forschungspreises wurden zahlreiche Abschlussarbeiten 

von Nachwuchsforscherinnen aus ganz Deutschland eingereicht, welche nun Teil dieses Sam-

melbandes geworden sind. Vor Veröffentlichung in diesem Band, konnten die Autorinnen ihre 

Beiträge im Rahmen einer digitalen Konferenz vorstellen, mit einem Fachpublikum diskutieren 

und anschließend noch einmal überarbeiten. 

Die Konferenz fand am 23. April 2021 statt. Sie war gegliedert entlang dreier Themenschwer-

punkte, an denen sich die Abschnitte des vorliegenden Sammelbandes orientierten: 

- Mächte: Made in USA, Made in EU? (moderiert von Dr. Ulrike Franke) 

- Menschen: Gender, Frieden und Konfliktbearbeitung (moderiert von Prof. Dr. Christi-

ane Lemke) 

- Diskurse: Die Macht der Worte (moderiert von Dr. Julia Gurol) 

Bereits an dieser Stelle sei allen Moderatorinnen gedankt, die mit geübter Hand und ausge-

zeichneter Expertise durch die Paneldiskussionen geführt haben. 

Gleichsam als Höhepunkt der Konferenz sprach Dr. Ursula Sautter, Bürgermeisterin der Stadt 

Bonn, Stellvertretende Vorsitzende UN Women Deutschland und Strategische Partnerin des 

EmPOWER-Projektes, im Rahmen ihrer Keynote zum Thema „Partizipation von Frauen in 

Wirtschaft, Politik und Wissenschaft“. Wir danken Frau Dr. Sautter herzlich für ihre aufrütteln-

den Worte, ihre Teilnahme an der Konferenz und ihre Unterstützung des Projektes. 

Im Anschluss an Präsentation und Diskussion aller Forschungsarbeiten wurde der Susan 

Strange Young Scholar Award 2021 verliehen. Der ausgezeichnete Beitrag von Lea Augenstein 

erscheint hier unter dem Titel „Negotiating Difference in IR – Deliberative Conceptions of 

Global Justice from a Postcolonial Perspective“. 

Zum vorliegenden Band 

Obwohl die erste Ausgabe des Susan Strange Young Scholar Awards bewusst auf eine thema-

tische Einschränkung der teilnahmeberechtigten Arbeiten verzichtete, lassen sich die hier ver-

öffentlichten Arbeiten unter dem Dreiklang „Mächte, Menschen und Diskurse“ gliedern und 

zusammenfassen. Neben den jeweiligen Beiträgen seitens der Nachwuchsforscherinnen enthält 

der Band jeweils eine Einleitung zu den drei genannten Themenschwerpunkten. 
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In den ersten Schwerpunkt – Mächte – führt Hanna Ulatowski ein. Sie legt einen Grundstein 

für die sich anschließenden Beiträge, indem sie die unterschiedlichen Machtbegriffe in den In-

ternationalen Beziehungen sowie deren Weiterentwicklung in den vergangenen Jahrzehnten 

diskutiert. Der folgende, erste Themenschwerpunkt enthält sodann die Beiträge von Julia 

Mollerus („Explaining the Development of the US Cyber Security Strategy between 2003 and 

2018“) und Kaltrina Kamberovska („The European Union’s Promotion of Rule of Law in Al-

bania – An Analysis of the Relationship between the EU and Albania with Regard to Judicial 

and Administrative Reforms and the Fight against Corruption“). 

Einleitend in den zweiten Themenschwerpunkt – Menschen – skizziert Christiane Lemke, in-

wiefern feministische Außenpolitikanalyse neue Forschungsperspektiven bietet. Bestandteil 

dieses zweiten Teils sind die Beiträge von Katharina Geldsetzer („Feministische Außenpolitik 

als hegemonialer Kampfplatz? Eine staatstheoretische Einordnung“), Katharina Müller („Ge-

schlechterkonzeptionen bei den Vereinten Nationen – Eine Untersuchung zum Geschlechter-

wissen des UN-Generalsekretärs in Berichten zu ‚Frauen, Frieden und Sicherheit‘ im Zeitraum 

von 2022-2018“) und Caroline Ruhl („‚Was ist Diskriminierung für Frauen?‘ [1970] – Trans-

nationale Ansätze in Iijima Aikos feministischer Theorie“). 

Als Einleitung für den letzten Schwerpunktbereich – Diskurse – hebt Julia Gurol die Bedeutung 

von Diskursen in den Internationalen Beziehungen hervor. Mit diesem übergeordneten Thema 

beschäftigen sich die Beiträge von Anna Grimminger („Vom Umgang mit der schwierigen Ver-

gangenheit – Ein Vergleich geschichtspolitischer Debatten zu Genozid in Deutschland und In-

donesien“), Clara Stecklum („A Joint Understanding on the Past? – Challenges and Prospects 

of Reconciliation between Germany and the Ovaherero and Nama from an Emotions Perspec-

tive“), Laura Mai Ehrich („Deutschland als Entwicklungsland? – Eine Analyse des deutschen 

Entwicklungsdispositiv unter der Agenda 2030“) und Lea Augenstein („Negotiating Difference 

in IR – Deliberative Conceptions of Global Justice from a Postcolonial Perspective“). 

Dank und Ausblick der Herausgeber*innen 

Der Dank der Herausgeber*innen zur Realisierung eines derartigen Projektes gilt einer ganzen 

Reihe von Personen. Zuvörderst sei selbstverständlich den Nachwuchsforscher*innen selbst 

gedankt, die ihre exzellenten Abschlussarbeiten für den Susan Strange Young Scholar Award 

eingereicht haben und, nach Durchlauf eines mehrstufigen Begutachtungsverfahren, zu den hier 

vorgelegten Kapiteln überarbeitet haben. Unser Dank gilt zudem ihren Betreuer*innen an den 
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verschiedenen deutschen Universitäten, an denen die Arbeiten ursprünglich als Prüfungsleis-

tungen bewertet wurden. Sodann sei den drei Autorinnen gedankt, die die einleitenden Beiträge 

in die Themenschwerpunkte vorgelegt haben.  

Ferner gilt unser herzlichster Dank allen weiteren Unterstützer*innen des Projektes, das sich 

über viele Monate erstreckte. Zu nennen sind hier an erster Stelle all jene Mitarbeiter*innen des 

Mittelbaus des Bonner Instituts für Politische Wissenschaft und Soziologie, die die eingereich-

ten Arbeiten im Rahmen eines systematischen und anonymisierten Verfahrens – und neben 

ihren anderen, vielfältigen Verpflichtungen in Forschung und Lehre – begutachtet haben: Dr. 

Philipp Adorf, Dr. Alice Barth, Dr. Manuel Becker, Clara Dinkelbach, Dr. Fabian Fries, PD Dr. 

Eva Marlene Hausteiner, Dr. Ying Huang, Dr. Shushanik Minasyan, Dr. Andrej Pustovitovskij 

und Dr. Robert Stüwe. 

Zudem danken wir unseren studentischen Mitarbeiterinnen am Lehrstuhl für Internationale Be-

ziehungen, insbesondere Karina Blommen, die das emPOWER!-Projekt von dessen Entstehung 

an tatkräftig und kreativ unterstützt hat. 

Sodann danken wir dem Akademischen Beirat, der unter dem Vorsitz von Professor Dr. Volker 

Kronenberg und bestehend aus Professor Dr. Xuewu Gu, Professorin Dr. Anna-Katharina Hor-

nidge, Professorin Dr. Grit Straßenberger und Professorin Dr. Claudia Wich-Reif, die wissen-

schaftliche Exzellenz der veröffentlichten Arbeiten geprüft hat.  

Wir danken aufs Herzlichste dem Dekan der Philosophischen Fakultät unserer Alma Mater, 

Professor Dr. Volker Kronenberg, für seine unermüdliche Unterstützung und seine langjährige 

Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses im Allgemeinen und von Nachwuchswissen-

schaftlerinnen im Besonderen. Von Beginn an hat er unser Projekt tatkräftig begleitet, gestützt 

und gefördert und den hier vorgelegten Sammelband zudem mit seinem Geleitwort bereichert. 

Schließlich gilt unser Dank dem Gleichstellungsbüro der Universität Bonn, insbesondere der 

Zentralen Gleichstellungsbeauftragten Sandra Hanke, für die großzügige finanzielle Förderung 

des gesamten emPOWER-Projektes. 

Wir hoffen, mit der erstmaligen Vergabe und zukünftigen Etablierung des Susan Strange Young 

Scholar Awards in den kommenden Jahren einen Beitrag zur Förderung von Nachwuchswis-

senschaftlerinnen leisten zu können, an der Universität Bonn und weit darüber hinaus.  
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Nun ist es unser Wunsch, allen Leser*innen des Sammelbandes neue, erfrischende Perspektiven 

auf die eng miteinander verwobenen internationalen Herausforderungen unserer Tage zu eröff-

nen, die Gegenstand der hier vorgelegten Untersuchungen sind. 
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Einleitung: Macht und Mächte in der internationalen Politik 

Hanna Ulatowski 

Es gibt wohl wenige Konzepte, die so zentral für die Erforschung der Internationalen Bezie-

hungen sind wie der Begriff der Macht. Harold D. Lasswell und Abraham Kaplan formulierten 

im Jahr 1950, dass das Konzept von Macht „perhaps the most fundamental in the whole of 

political science“1 sei, während Jon Elster es im Jahr 1976 als „the most important single idea 

in political theory“2 bezeichnete. Gleichzeitig gibt es jedoch auch nach Jahrzehnten der inten-

siven Erforschung des Begriffs noch immer keinen einheitlichen Blick darauf, was Macht ei-

gentlich ist, wie sie funktioniert, und welche Akteure sie in welchem Maße besitzen, um folg-

lich als „Mächte“ auf der internationalen Bühne gelten können.  

Blickt man in die Geschichte der Erforschung des Machtbegriffs, führt kein Weg an der Defi-

nition Max Webers vorbei: „Macht“, so schreibt er, „bedeutet jede Chance, innerhalb einer 

sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel 

worauf diese Chance beruht.“3 Darüber hinaus bezeichnet er Macht als „soziologisch amorph“4. 

Dies bedeutet, dass jede denkbare Eigenschaft oder Qualität eines Menschen dazu führen kann, 

dass er in die Lage gelangt, Macht über andere auszuüben. Webers Definition veranschaulicht 

einige wichtige Grundsätze des Machtbegriffs: Er beruht auf einer sozialen Beziehung, hat also 

einen personalen Charakter und wird nur in Beziehung zu anderen relevant. Zudem überwindet 

die Macht von Person A den Willen von Person B, Macht wird also besonders deutlich, wenn 

ein Widerstand überwunden wird.5 

Eine weitere Definition der Macht, die richtunggebend für die politische Wissenschaft war und 

ist, stammt von Robert A. Dahl aus dem Jahr 1957. Nach seiner Auffassung bestehe Macht 

darin, dass A in der Lage sei, B zu einer Handlung zu veranlassen, die dieser anderweitig nicht 

ausgeführt hätte.6 Dabei bezieht sich der Machtbegriff nicht auf die Beziehung zwischen den 

verschiedenen Akteuren, sondern fokussiert sich vielmehr auf die relative Chance, Ereignisse 

 
1 Harold D. Lasswell und Abraham Kaplan, Power and Society: A Framework for Political Inquiry (New Haven: 
Yale University Press, 1950). 
2 Jon Elster, „Some Conceptual Problems in Political Theory.“ In Power and Political Theory, hrsg. v. Brian Barry 
(New York: Wiley, 1976). 
3 Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft: Grundriss der verstehenden Soziologie (Tübingen: Mohr, 1956). 
4 Ebd. 
5Vgl. Christiane Lemke, Internationale Beziehungen: Grundkonzepte, Theorien und Problemfelder, 4. Aufl. (Ber-
lin: De Gruyter, 2018). doi:10.1515/9783110589207. 
6 Robert A. Dahl, „The concept of power.“ Behavioral Science 2, Nr. 3 (1957), doi:10.1002/bs.3830020303. 



 

 

18 

und Handlungen nach den eigenen Bedürfnissen zu beeinflussen.7 David A. Baldwin erklärt 

diese Chance auch mit den Kosten, die durch die Ausübung von Macht entstehen: „Both the 

costs to A and the costs to B are relevant to assessing influence. Is it costly or cheap for A to 

influence B? Is it costly or cheap for B to comply with A’s demands?”8 

Die Machtdefinition Robert Dahls wurde weithin anerkannt, aber auch kritisiert. Einer dieser 

Kritiker war Steven Lukes, der die Ausarbeitungen Dahls als zu einseitig empfand. Im Jahr 

1974 präsentierte er daher seine Theorie der „drei Gesichter der Macht“.9 Neben der von Dahl 

herausgearbeiten Sicht auf Macht als Entscheidung, formulierte Lukes, dass Macht auch schon 

ausgeübt werden könne, bevor es überhaupt zu einer Entscheidung zwischen entgegengesetzten 

Präferenzen kommen könne. So ist der Handlungsrahmen für B schon so vorgefertigt, dass die-

ser gar keine Entscheidung mehr treffen kann. Die dritte Dimension der Macht – laut Lukes 

einer der effektivsten Wege, Macht auszuüben – ist die Durchsetzung eigener Interessen durch 

die Beeinflussung der Wünsche des anderen. Wenn die Wünsche von B so beeinflusst werden, 

dass diese den Interessen von A entsprechen, ist dies laut Lukes ebenfalls Machtausübung. 

Ein weiterer Aspekt der Macht ist die Soft Power. Joseph S. Nye definierte Macht in den 1980er 

Jahren wie folgt: „Power is the ability to affect others to obtain the outcomes you want. One 

can affect others‘ behavior in three main ways: threats of coercion („sticks“), inducements and 

payments („carrots“), and attraction that makes others want what you want.“10 Nye stellt mit 

diesem Konzept einen Zusammenhang her zwischen dem Begriff der Macht und der Fähigkeit, 

im internationalen Kontext eine Führungsrolle zu übernehmen.11 Neben Hard Power, also mi-

litärischer Stärke, Drohungen, Sanktionen oder wirtschaftlicher Macht, besitzen Akteure auch 

Soft Power. Diese entspricht der eigenen Anziehungskraft beziehungsweise Attraktivität und 

damit der Fähigkeit, durch Argumente und Vorbild zu überzeugen. Diplomatie oder Kulturaus-

tausch sind Beispiele für diese Art der Macht.12 

 
7 Axel Heck, Macht als soziale Praxis: Die Herausbildung des transatlantischen Machtverhältnisses im Krisen-
jahr 1989, 1. Aufl. (s.l.: Springer VS, 2015), zuletzt geprüft am 16.11.2021. doi:10.1007/978-3-658-10698-0, 
https://link.springer.com/content/pdf/10.1007%2F978-3-658-10698-0.pdf, 24. 
8 David A. Baldwin, Power and International Relations: A Conceptual Approach (Princeton and Oxford: Prince-
ton University Press, 2016), 55. 
9 Steven Lukes, Power: A Radical View (London, 1974). 
10 Joseph S. Nye, „Public Diplomacy and Soft Power.“ The ANNALS of the American Academy of Political and 
Social Science 616, Nr. 1 (2008): 94, zuletzt geprüft am 16.11.2021, doi:10.1177/0002716207311699. 
11 Lemke, Internationale Beziehungen, 30. 
12 Vgl. Ohnesorge, Hendrik W., Soft Power. The Forces of Attraction in International Relations (Cham, 2020). 
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Werfen wir nach diesen theoretischen Überlegungen nun einen Blick auf die in diesem The-

menabschnitt zusammengefassten Beiträge. Mit Rückgriff auf die kurz angedeutete Vielfalt der 

Machtforschung, widmen die Autorinnen sich dem Feld auf unterschiedliche Weise. Sie erfor-

schen, wie einflussreiche Akteure wie die Vereinigten Staaten von Amerika oder die Europäi-

sche Union im internationalen Umfeld agieren und wie sie dieses gestalten. Jene Gestaltungs-

mächte stehen folglich im Mittelpunkt der hier vorgelegten Untersuchungen. Darüber hinaus 

tragen die Autorinnen zur Fortentwicklung der Forschungsagenda bei, indem sie untersuchen, 

welche Machtspielarten in so unterschiedlichen Politikfeldern wie dem Cyberbereich, der Wis-

senschaftskooperation oder der Demokratieförderung attestiert werden kann. 

Wie Cybertechnologie die Zusammenarbeit zwischen Staaten und das internationale Umfeld 

verändert, ist das Thema des Beitrags von Julia Mollerus. In einer Kongruenzanalyse widmet 

sie sich der Frage, warum sich die Cyberstrategie der Vereinigten Staaten von Amerika von 

einer vorsichtigen, defensiven Strategie im Jahr 2003 zu einer offensiveren Strategie im Jahr 

2018 entwickelt hat. Dazu zieht sie zwei der Großtheorien der Internationalen Beziehungen – 

den Neorealismus und den Liberalismus – heran und untersucht, inwiefern diese die Cyberstra-

tegie der USA erklären können. 

Der zweite Beitrag dieses Themenabschnitts wendet den Blick von den Vereinigten Staaten von 

Amerika hin zur Europäischen Union. In ihrer Analyse untersucht Kaltrina Kamberovska die 

Rolle der Europäischen Union hinsichtlich der Normförderung im Rahmen der EU-Erweite-

rung. Die Förderung rechtsstaatlicher Normen ist essenzieller Bestandteil der Beziehung zwi-

schen der Europäischen Union und den westlichen Balkanstaaten. Ob und wie sich die Strate-

gien der Europäischen Union als Regionalmacht verändert haben, zeigt Kamberovska durch 

eine empirische Inhaltsanalyse anhand des Fallbeispiels Albanien. 

Die Auswahl der Beiträge zeigt: Das Thema Macht in den Internationalen Beziehungen ist weit 

und vielfältig, die Möglichkeiten der unterschiedlichen Zugänge und Forschungsansätze schei-

nen dabei schier endlos. Die Beiträge liefern dabei diverse Anregungen, der alten Frage der 

Macht weiter auf den Grund zu gehen. 
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Explaining the development of the US cyber security strategy between 2003 and 2018 

Julia Mollerus 

1. Introduction 

Within less than three decades, cyber technology has become one of the defining features of 

our modern world. Both the chances and dangers it presents, affect a broad array of actors. In a 

changing threat and power landscape, cyber security concerns have ventured into the sphere of 

(inter)national security politics. By empowering non-state actors and connecting the world 

across borders, cyber technology disrupts the status quo of International Relations (IR)1 and 

forces scholars and decision-makers alike to revise their basic assumptions about the interna-

tional system and its fundamental dynamics. 

The United States (US) were among the first nations to tackle the issue on a national level. 

In 2003 the US released its first standalone document, The National Strategy to Secure Cyber-

space,2 under the Bush administration. It was followed by a series of plans, documents, and 

strategies issued by various US institutions on different administrative levels. While other coun-

tries have started formulating their own cyber security strategies (CSS),3 the US still shows the 

most extensive timeline. The transition from the Bush to the Obama administration marked a 

new age of US cyber security provision, envisioning a more top-down approach and increas-

ingly contemplating the use of offensive measures.4 The National Cyber Strategy released in 

2018 under the Trump administration sees itself as the “first fully articulated cyber strategy in 

15 years”5 and thus as the direct follow-up to the 2003 CSS. However, it embodies a radically 

different strategic focus than the 2003 CSS which focused on defensive measures such as de-

terrence by denial.6 The 2018 CSS stresses offensive cyber measures, driven by the idea that 

 
1 D. Betz and T. Stevens, Cyberspace and the State: Toward a Strategy for Cyber-Power (Abingdon: Routledge, 
2011), 9. 
2 The White House, The National Strategy to Secure Cyberspace (Washington, 2003). 
3 N. Shafqat and A. Masood, “Comparative Analysis of Various National Cyber Security Strategies,” International 
Journal of Computer Science and Information Security 14, no. 1 (2016). 
4 R. Harknett and J. Stever, “The New Policy World of Cybersecurity,” Politics and Governance 17, no. 3 (2011): 
456-457. 
5 The White House, National Cyber Strategy of the United States of America (Washington, 2018), I. 
6 A. Wilner, “US Cyber Deterrence: Practice Guiding Theory,” Journal of Strategic Studies, February 04, 2019, 
https://doi.org/10.1080/01402390.2018.1563779, 13, 15. 
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the US needs to show strength to guarantee security in the cyber age.7 This provokes the ques-

tion: Why has the US CSS exhibited such a significant shift in the level of offensiveness be-

tween 2003 and 2018? 

The comparatively extensive US history of CSS allows for an analysis of the development 

of the strategic focus. And with the growing importance of cyber issues, the question what 

influences strategic choices in cyberspace becomes important for countries all over the world. 

The US is not the only nation whose CSS is increasingly aggressive.8 It is not a singular but an 

advanced and drastic case. This, paired with the US pre-eminence both in the international sys-

tem9 and cyberspace,10 makes it the perfect choice for a case study. Insights gleaned here can 

help better understand strategic paths other countries will take in the future. 

To explain state behaviour in cyberspace, this paper utilises neorealism and liberalism, two 

traditional IR paradigms which focus on power dynamics of the international system11 and the 

influence of domestic interest groups,12 respectively. Before they can be applied to the case of 

the US CSS, their assumptions have to be tested against the features of cyberspace and amended 

if necessary. In doing so, this research project will not only examine the practically relevant 

question of what influences strategic choice in cyberspace, but also help expand theoretical 

knowledge by exploring the relevance of traditional theories in a changed international envi-

ronment. 

The objective of this paper is not to finally prove or disprove the theoretical explanations. 

Instead, it first focuses on clarifying how cyber issues fit into the framework of traditional IR 

paradigms and then uses empirical data for the case of the US CSS (to the extent available) to 

show to which degree the explanations are plausible. This will lay the groundwork for a more 

diverse theoretical engagement with cyber issues. Finally, the analysis will show that a realistic 

and prudent risk assessment is vital to avoid unnecessary escalation tendencies in cyberspace. 

2. Conceptualisation 

Following Singer and Friedman’s basic description, “cyberspace is the realm of computer net-

works (and the users behind them) in which information is stored, shared, and communicated 

 
7 Ibid., 15. 
8 Shafqat and Masood, “Comparative Analysis,” 135. 
9 J. Nye Jr, “The Twenty-First Century will not be a ‘Post-American ’ World,” International Studies Quarterly 56, 
no. 1 (2012). 
10 Wilner, “US Cyber Deterrence,” 3. 
11 K. Waltz, Theory of International Politics (Reading: Addison-Wesley Publishing Company, 1979), 91. 
12 A. Moravcsik, “The New Liberalism,” in The Oxford Handbook of International Relations, ed. C. Reus-Smit 
and D. Snidal (Oxford: Oxford University Press, 2010), 234. 
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online”.13 Cyber security means the safety of the physical and non-physical components in this 

environment.14 A national CSS aims to secure a country’s cyberspace against malevolent cyber 

threat vectors.15 In his 2019 article, Alex Wilner explored how the US approach to cyber secu-

rity has shifted from defensive measures and deterrence in 2003 to a strategy based on retalia-

tion in 2018.16 This paper builds on his findings and takes the next step to explore why the 

strategic focus has changed. 

For the purposes of this paper, an offensive strategy is characterised by its aim to actively 

increase power, while a defensive strategy is more concerned with passively increasing secu-

rity. The 2003 US CSS was meant to protect critical infrastructure and domestic networks17 by 

strengthening protective measures which would increase intrusion costs and thus eliminate in-

centives for attacks.18 The 2018 CSS additionally aimed to increase US influence in cyberspace 

and build up cyber-capabilities and constituted that serious cyber attacks can even be countered 

with conventional military force.19 This shows a more proactive and aggressive focus and marks 

a significant shift in the level of offensiveness. Of course, the strategies do not stand on their 

own. 2003 and 2018 are not fixed turning points, merely striking examples of a larger trend. 

The first step to explaining the choice of strategic focus is to look beyond the strategy itself20 

and specify the relevant players with their sets of preferences and the environment in which 

they act.21 But before that, it is necessary to evaluate the influence of cyber technology on IR. 

3. Theory 

The following chapter will confront theoretical assumptions with the new reality. Neorealism 

and liberalism will be explored as two alternative paradigms that can help explain the develop-

ment of the US CSS. Once the applicability of the approaches has been established, hypotheses 

will be derived from each theory. 

 
13 P. Singer and A. Friedman, Cybersecurity and Cyberwar: What Everyone Needs to Know (Oxford: Oxford 
University Press, 2014), 13. 
14 J. Collier, “Cyber Security Assemblages: A Framework for Understanding the Dynamic and Contested Nature 
of Security Provision,” Politics and Governance 6, no. 2 (2018): 14. 
15 Shafqat and Masood, “Comparative Analysis,” 129. 
16 Wilner, “US Cyber Deterrence.” 
17 Harknett and Stever, “New Policy World,” 456. 
18 Wilner, “US Cyber Deterrence,” 15. 
19 Ibid., 20. 
20 A shift of policy as a result of a different governing party can be ruled out: the development towards an offensive 
approach started during the Obama administration (Democrat) and was continued under President Trump (Re-
publican). 
21 D. Lake and R. Powell, Strategic Choice and International Relations (Princeton: Princeton University Press, 
1999), 4. 
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Security politics are one of the core areas of IR studies. Technological advances and new 

means of warfare have the potential to permanently alter the way states interact.22 Cyber tech-

nology is one of the most influential innovations of recent times with effects reaching every 

area of human interaction. But improved conditions for communication and interaction come 

at the cost of new gateways for malicious activity. States, tasked with guaranteeing the security 

of their citizens, now need to include cyber issues in their considerations which simultaneously 

alters the circumstances for other states ’ strategic decisions. Summing up, cyber security has 

become such an important part of foreign policy that IR needs to take cyber technology into 

account in a similar way as for example nuclear weapons.23 

3.1. NEOREALISM, LIBERALISM… 

The analysis builds on neorealism and liberalism, two theories that focus on very different ex-

planatory factors. This section will briefly outline both theories and test their assumptions 

against the features of cyberspace. Next, hypotheses for the case of the US CSS will be derived 

from each explanatory framework. 

In modern neorealism, the international system is modelled as anarchic because it lacks a 

higher authority.24 States are the only relevant players on the global chess-board. As sovereign 

units, they are principally equal and distinguishable only by their different capabilities25 which 

can include a broad array of material factors, like military equipment, that determine a state’s 

ability to succeed in the face of adversity. Together with factors like natural resources, popula-

tion, or economic strength, they determine a state’s relative power position.26 Apart from that, 

the anarchic nature of the international system also has important implications for the way its 

units interact. Without a rule-enforcing higher authority, every state tries to increase its own 

security, thereby inevitably decreasing security for the rest. This downward spiral is commonly 

referred to as the security dilemma.27 The dynamic between states changes depending on the 

international power distribution. A bipolar system with two equally strong states is more stable 

 
22 R. Andres, “The Emerging Structure of Strategic Cyber Offense, Cyber Defense, and Cyber Deterrence,” in 
Cyberspace and National Security: Threats, Opportunities, and Power in a Virtual World, ed. D. Reveron 
(Washington, D.C.: Georgetown University Press, 2012), 90. 
23 J. Nye Jr, “Nuclear Lessons for Cyber Security?” Strategic Studies Quarterly 5, no. 4 (2011): 19. 
24 J. Mearsheimer, The Tragedy of Great Power Politics (New York: Norton, 2001), 30; K. Waltz, Theory of 
International Politics (Reading: Addison-Wesley Publishing Company, 1979), 88. 
25 Waltz, Theory of International Politics, 93, 95, 97. 
26 V. Hudson, Foreign Policy Analysis: Classic and Contemporary Theory (Lanham: Rowman & Littlefield Pub-
lishers, 2007), 143. 
27 Mearsheimer, Great Power Politics, 32. 
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than a multipolar system with many smaller powers.28 In contrast to more conventional areas 

of security provision, cyber security does not come with centuries of best practice experience. 

In this unpredictable environment, states will try to guarantee their own security above all else.29 

They will resort to more offensive behaviour to increase their autonomy30 and demonstrate 

power if they are especially threatened. 

For liberalism, how states interact with each other depends on their preferences.31 Domestic 

actors are highly relevant for the formation of foreign policy because they have their own de-

mands and interests regarding the conduct of the state in the international system.32 In a com-

petition of a broad array of societal interest groups, preferences are transmitted through domes-

tic representative institutions. In democratic societies, where foreign policy decisions are sub-

ject to the scrutiny of the electorate, the general public is also a relevant player.33 Domestic 

actors have basic preferences prescribed by their role in the political and economic system. 

Public actors like political or administrative entities want to expand their competence and fi-

nancial resources while private actors pursue financial gains.34 Actors ’ specific political pref-

erences in a given situation can be deduced from these basic interests.35 The rise of cyber tech-

nology has enabled new domestic actors with significant monetary interests dependent on the 

national CSS. The most influential of the relevant interest groups wins the intra-state competi-

tion of preferences, the state merely represents this dominant interest.36 It will choose a more 

offensive approach if this is in line with the dominant domestic actor’s preference and their 

material interest. 

 

 

 

 
28 Waltz, Theory of International Politics, 163. 
29 Ibid., 92. 
30 R. Baumann, V. Rittberger, and W. Wagner, “Macht und Machtpolitik: Neorealistische Außenpolitiktheorie 
und Prognosen für die deutsche Außenpolitik nach der Vereinigung,” Tübinger Arbeitspapiere zur Internationalen 
Politik und Friedensforschung, no. 30 (1998): 15. 
31 A. Moravcsik, “Taking Preferences Seriously: A Liberal Theory of International Politics,” International Orga-
nization 51, no. 4 (1997): 513. 
32 Ibid., 236. 
33 Hudson, Foreign Policy Analysis, 127. 
34 D. Bienen, C. Freund, and V. Rittberger, “Gesellschaftliche Interessen und Außenpolitik: Die Außenpolitikthe-
orie des utilitaristischen Liberalismus,” Tübinger Arbeitspapiere zur Internationalen Politik und Friedensfor-
schung, no. 33 (1999): 11-13. 
35 Ibid., 10-11. 
36 Moravcsik, “Taking Preferences Seriously,” 513-514; Moravcsik, “New Liberalism,” 235, 237. 



 

 

26 

3.2. …AND CYBERSPACE 

At their core, both neorealism and liberalism make statements about relevant actors, their pref-

erences, and the international system but cyberspace has a couple of features that differ signif-

icantly from the normal international environment.37 Some of these have direct implications for 

the theoretical assumptions outlined above. Only if they remain valid, they can become the 

foundation of the empirical analysis. 

Cyber technology is a comparatively inexpensive tool for easy and fast communication 

around the globe. These low entry barriers enable groups and individuals to meddle in sectors 

that would have been out of their reach previously38 which leads to a novel and complex con-

figuration of players in the international system.39 This challenges the neorealist assumption 

that states are the only relevant actors. However, as Waltz puts it: “So long as the major states 

are the major actors, the structure of international politics is defined in terms of them.”40 The 

mere existence, or even relevance of other players does not principally challenge the primacy 

of states. The question is rather whether states are still the major actors. This leads to one of the 

most controversial debates about the nature of cyberspace: Does it favour the weak or the 

strong?41 Cyberspace seems to create a paradox: the stronger and more progressive a state is in 

conventional terms, the more vulnerable it is to cyberattacks. In countries like the US, every 

important piece of national infrastructure is connected and operated with digital technology. It 

relies on networked systems far more than states that are less technologically advanced.42 Ad-

ditionally, the barriers to entry are low. Developing cyberattack capabilities is a relatively cheap 

endeavour, especially compared to building up conventional military capacity.43 This could 

lead to the conclusion that the rise of cyber technology has caused a power shift. On the other 

hand, states have access to abundant resources and while it may not take much to get into the 

cyber game, it takes a lot to win it. The case of Stuxnet44 illustrates that sophisticated and de-

structive computer network operations require extensive human and financial resources.45 As a 

 
37 Betz and Stevens, Cyberspace and the State, 9-10. 
38 Singer and Friedman, Cybersecurity and Cyberwar, 152. 
39 Collier, “Cyber Security Assemblages,” 13. 
40 Waltz, Theory of International Politics, 94. 
41 Singer and Friedman, Cybersecurity and Cyberwar, 150-151. 
42 Ibid., 151. 
43 Ibid. 
44 J. Healey, “Part 1: A Brief History of US Cyber Conflict.,” in A Fierce Domain: Conflict in Cyberspace, 1086-
2012, ed. J. Healey (Washington: Cyber Conflict Studies Association, 2013), 75-76. 
45 Betz and Stevens, Cyberspace and the State, 130-131. 



 

 

27 

result of this, the neorealist notion that states are still the most powerful actors in the interna-

tional system is not outdated.46 However, it cannot be denied that an analysis of cyber issues 

also profits from a theoretical view that acknowledges the complex configuration of states and 

non-state actors.47 Liberalism is well suited for this as it takes a much broader set of players 

into account.  

Neorealism assumes that states strive for their own survival, above all. The assumption is 

rooted in the fundamental paradigm of the theoretical approach and not affected by a changed 

environment. This is also true for the basic interests of societal actors in liberalism. They will 

strive for expansion of competence and financial resources in the cyber realm in the same way 

as in any other area. The same cannot be said for state preferences. While the basic interests of 

domestic actors are not altered by the cyber environment, the way private and public actors 

cooperate might be. Cyberspace does conform to neither conventional private/public nor lo-

cal/global distinctions.48 Additionally, the state finds itself confronted with features of cyber-

space that impede its exercise of power.49 Most notably, cyberspace is not geographically di-

vided. This creates problems for states, whose sovereignty is based on their control over their 

national territory. States also often lack experience and expertise in dealing with cyber issues. 

The Conficker worm, first discovered in 2008, was finally brought down not by the police or 

the government but by a makeshift task force composed of a broad array of private actors.50 

With this seemingly declining influence of states and simultaneously increasing influence of 

private actors, do domestic actors still rely on the state to represent their interests in the first 

place? The Conficker Worm may seem like a striking example for the public sector’s ineptitude 

to deal with cyber incidents but while private actors can and might prefer to deal with individual 

incidents themselves,51 states remain the main organisational units. Long-term and large-scale 

solutions are not possible without them. In the end, cyber security is a public good for which 

public and private sector have a shared responsibility. It is, however, safe to say that the state 

is not an irrelevant actor domestic interest groups can just pass over. In fact, the strengthened 

role of private actors might even lend power to the liberal argument that stresses the relevance 

of domestic interest groups for state behaviour. 

 
46 Singer and Friedman, Cybersecurity and Cyberwar, 152. 
47 Collier, “Cyber Security Assemblages,” 14. 
48 Ibid., 13. 
49 Singer and Friedman, Cybersecurity and Cyberwar, 194. 
50 Ibid., 196. 
51 Ibid., 208. 
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While in liberalism the interdependence of states shapes inter-state dynamics, neorealists 

presume that the international system is anarchic by default and influences states in their be-

haviour by creating mistrust and fear. Cyberspace fits this bill perhaps even better than conven-

tional security environments, as it seems to evade the norms and regulations of conventional 

security politics. Actors can never be certain to what extent old rules apply and are inexperi-

enced in dealing with the new and unique challenges of cyberspace.52 This leads to uncertainty 

and mistrust among the states and creates a cybersecurity dilemma.53 Offensive cyber opera-

tions hold the potential of escalating conflicts by setting a precedent.54 Thus, the international 

system still meets the neorealist stipulation of anarchy. 

It goes to show that the changes the rise of cyber technology has caused, do not stand in the 

way of applying traditional IR theories. Neorealism would explain the development of the US 

CSS with a changed relative power position of the US in the international system. If it had 

reason to feel more threatened, it would resort to a power stance, i.e. a more aggressive strategy. 

Liberalism, on the other hand, would look at the configuration of domestic preferences. If the 

dominant domestic actor preferred a more offensive bearing in cyberspace, the US would act 

accordingly. Consequently, the following hypotheses can be derived from the theories: 

H1: The US changed its CSS because they were more threatened. 

H2: The US changed its CSS because the dominant domestic preference changed. 

4. Research design 

Even though the US is the ideal case for analysing the development of a CSS, the choice of a 

qualitative research design is far from a mere necessity. This approach allows for close scrutiny 

and a detailed discussion of individual factors and their implications55 which is central for the 

analysis of a new policy field. Cyber security in IR is chronically theoretically underdevel-

oped.56 Many of the independent variables are not clear-cut and transforming empirical infor-

 
52 Nye Jr, “Nuclear Lessons,” 19. 
53 B. Buchanan, The Cybersecurity Dilemma: Hacking, Trust, and Fear Between Nations (London: Hurst, 2016), 
28-29. 
54 H. Kassab, “In Search of Cyber Stability: International Relations, Mutually Assured Destruction and the Age 
of Cyber Warfare,” in Cyberspace and International Relations: Theory, Prospects and Challenges, ed. J.-F. Kremer 
and B. Müller (Heidelberg: Springer, 2014), 70; S. Shaheen, “Offense-Defense Balance in Cyber Warfare,” in 
Cyberspace and International Relations: Theory, Prospects and Challenges, ed. J.-F. Kremer and B. Müller (Hei-
delberg: Springer, 2014). 
55 J. Blatter and M. Haverland, Designing Case Studies: Explanatory Approaches in Small-N Research (Basings-
toke: Palgrave Macmillan, 2012), 5. 
56 cf. Wilner, “US Cyber Deterrence.” 
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mation into an operational value requires attention to detail, as factors may have different ef-

fects on strategic decisions in cyberspace than they do in traditional security frontiers. Thus, it 

makes sense to concentrate on the theoretical implications and use empirical observations as a 

“reality check” instead of focusing on a huge data set in a quantitative way. This theoretical 

research interest is also the driving force behind the choice of a theoretical comparison based 

on the congruence analysis approach.57 A set of observable implications derived from theoret-

ical hypotheses is systematically compared with relevant empirical information.58 The resulting 

set of confirmations or contradictions allows theoretical conclusions.59 A congruence analysis 

may not be able to produce results that are applicable to a large number of cases but it allows 

for a sound judgement of the relative importance of the tested theories.60 Cyber operations, 

incidents, and capabilities tend to be shrouded in secrecy which results in limited data availa-

bility. The analysis therefore does not claim to prove or disprove any theory beyond doubt. It 

rather aims to test the plausibility of the theoretical explanations in the face of available empir-

ical information. This is a necessary step for cyber security research in IR as it explores which 

theoretical approaches are worth pursuing in the future. 

To determine which empirical observations would be necessary to support each hypothesis, 

general expectations for H1 and H2 will be derived from the theories. Then, indicators will be 

determined that allow the hypotheses to be tested. Both the general expectations and indicators 

will be adapted to comply with the idiosyncrasies of cyberspace, if necessary. For the neorealist 

explanation to be correct, the US would have to have been more threatened in 2018 than in 

2003. This claim requires a weaker power position of the US in a multipolar international sys-

tem and an increased frequency and sum of attacks. In other words, the US would have to have 

been in a more vulnerable position and attacked more often leading up to the publication of the 

strategy in 2018. The liberalist explanation would require a change of the dominant domestic 

interest. In 2003, the actor who emerged victorious from the domestic competition of interests 

would have had to have favoured a defensive approach to cyber security. By 2018, either this 

actor would have had to change their preference or a different player, favouring a more offen-

sive approach, would have had to have gained the upper hand. 
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4.1. INDICATORS FOR THE NEOREALIST EXPLANATION 

To find out whether the US was more threatened in the run up to the 2018 CSS, three factors 

have to be analysed: the relative power position of the US in the international system, the po-

larity of the international system and the frequency and type of attacks. 

The relative power position of a state is primarily determined by its military and financial 

prowess. While the latter can be approximated with the gross domestic product (GDP), the 

export volume, and currency reserves of a country,61 the estimation of military capabilities is 

more complex. When dealing with conventional security politics, military power is often esti-

mated with military spending, troop strength, and possession of nuclear weapons.62 These indi-

cators might have to be adapted to reflect the realities of the cyber age.63 Following the US Air 

Force definition of cyberwar, cyber capabilities are characterised by their capacity for destruc-

tion, denial, degradation, disruption, and deception in cyberspace and at the same time defence 

against the enemy’s use of cyberspace for the same purpose.64 They have a few distinct features 

that need to be taken into account. Cyber weapons are intangible and thus much harder to detect 

and assess, with their effectiveness often depending on secrecy and surprise. Offensive cyber 

operations bear the risk that the code becomes available to enemies65, which would give them 

the opportunity to develop their own capabilities.66 These features make the assessment of cyber 

capabilities notoriously difficult.67 At the same time, traditional capabilities do not become ir-

relevant. Cyber weapons are merely an added option.68 For this analysis, the conventional indi-

cators (military spending, troop strength, possession of nuclear weapons) will thus be combined 

with available data on cyber capabilities to determine the military power of the US. 

 
61 Baumann, Rittberger, and Wagner, “Macht und Machtpolitik,” 8. 
62 Ibid., 8. 
63 cf. G. Rattray, “An Environmental Approach to Understanding Cyberpower,” in Cyberpower and National 
Security, ed. F. Kramer, S. Starr, and L. Wentz (Dulles: Potomac Books, 2009), 254-257. 
64 Singer and Friedman, Cybersecurity and Cyberwar, 128. 
65 Kassab, “Cyber Stability,” 70; Shaheen, “Offense-Defense.” 
66 F. Kaplan, Dark Territory: The Secret History of Cyberwar (New York: Simon & Schuster, 2016), 213. 
67 G. Huskaj, “The Current State of Research in Offensive Cyberspace Operations,” in 18th European Conference 
on Cyber Warfare and Security, ed. T. Cruz and P. Simoes Reading: Academic Conferences and Publishing Inter-
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There is a much easier fix for the question of polarity. The international system has been 

characterised by multipolarity ever since the end of the Cold War.69 The rise of cyber technol-

ogy and the thus increased number of actors able to meddle in international affairs only 

strengthens this trend.70 

As Singer and Friedman point out, vulnerabilities alone do not create an increased threat 

level.71 Only if a hostile actor tries to exploit this weakness, the situation becomes dangerous. 

To account for this, the development of attacks on the US needs to be included in the analysis 

as a third factor. A cyber attack uses digital means against a digital target72 and can be defined 

as any action that affects the availability, confidentiality, or integrity of information in infor-

mation systems.73 Common usage of the term “cyber attack” is vague and can refer to anything 

from a private denial of service attack to a state-sponsored attack like Stuxnet, depending on 

the speaker's intention and technical expertise. Simply counting every attack that has its origin 

outside the US, fails to reflect the complexity of the issue. A clear distinction has to be made 

between military and criminal attacks because in the state-centric view of neorealism only at-

tacks that can be considered equivalent to a military act can increase the threat level. To make 

this more tangible it is helpful to think in terms of equivalents: Would an attack with this target, 

approach and consequences be considered an attack against the state if it were carried out with 

conventional means?74 The most extreme form is a cyber attack equivalent to war. “Cyber war” 

includes a political goal and an element of violence which leads to death, injury, or material 

destruction.75 On the other end of the spectrum are attacks against private actors that are carried 

out by criminals for financial gains. For the purposes of this analysis, an incident can always be 

considered equivalent to a military operation if a state is the attacker, even if a private actor is 

targeted. If the attacker is a private actor targeting a state, the attack will be considered criminal 

unless a certain level of state involvement can be evidenced. Private actors targeting private 

actors will always be considered criminal, even if the attack crosses borders — just like a break-

in by criminals operating from a neighbouring state would not be considered a military offence. 
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4.2. INDICATORS FOR THE LIBERAL EXPLANATION 

To determine whether the dominant domestic interest has changed, it is necessary to assess 

three main factors: the relevant domestic actors, their preference regarding the strategic focus 

of the US CSS and their level of influence. 

Five groups of domestic actors can commonly influence foreign policy decisions: Political 

and administrative actors belong to the public sector; companies, economic interest groups and 

social or political interest groups are part of the private sector.76 The analysis will look at a 

cross section of these groups, focusing on actors with a significant interest in cyber security 

policy. Especially in representative democracies, the public opinion can also play a significant 

role77 if the subject in question is salient enough. To determine the importance of the public 

opinion in the formulation of the US CSS, it will be checked whether opinion polls have been 

conducted in the lead up to the two strategies and whether national cyber security has ever been 

a relevant issue in US elections.  

As argued in the theory chapter, actors’ basic preferences are fixed. Public actors desire an 

increase of financial resources and expansion of competence while private actors strive for fi-

nancial gains. Any initiative of actors can be traced back to these basic preferences.78 Once the 

relevant actors have been established, their preferences can be deduced. 

To alter state policy in their favour, an actor must be able to exert influence on the decision 

making process. This will be approximated with their role in the political system and, in the 

case of private actors, their lobbying activity. If an actor plays an influential role in the decision 

making process or shows a significant level of lobbying activity in the cyber security sector, it 

can be assumed that they are able to exert a certain amount of influence. 

5. Empirical analysis 

The research framework established above will now be applied to the case of the US CSS. For 

the neorealist explanation to be plausible, the US would have to have been more threatened in 

2017 than in 2002. This requires a weaker relative power position, a multipolar international 

system and more attacks against the US that are equivalent to interstate conflict. Liberalism 

provides a plausible explanation if relevant domestic actors who preferred a more offensive 

CSS were able to exert influence in the decision making process. The analysis will first analyse 
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which actors could be relevant based on their deduced preference regarding the US CSS. Then 

it will determine which were at least potentially able to influence the decision making process. 

5.1 NEOREALIST EXPLANATION 

The US’ conventional and cyber capabilities reflect the development of the relative power po-

sition in the international system. Conventional capabilities include economic and military fac-

tors. The development of economic factors can be described with GDP, export volume, and 

currency reserves. The US remains one of the strongest economic players in the world.79 Nei-

ther GDP, export volume, nor currency reserves have decreased significantly between 2002 and 

2017.80 Military strength can be approximated with military spending, troop strength, and the 

possession of nuclear weapons. It is safe to say, that the US has at no point in the past twenty 

years been a weak military force.81 There is also no supporting evidence for a significant decline 

of military power between 2002 and 2017. Ranking cyber capabilities, however, is a notoriously 

difficult endeavour as they are easy to hide and develop in secret. The US has variously been 

ranked first,82 second,83 and fifth84 by different scholars. The results of these exemplary evalu-

ations do not just differ because they were published in different years. Depending on the the-

oretical view of power in cyberspace, researchers include a different set of indicators in their 

analysis, e.g. dependency85 or budgets for relevant agencies.86 As a result of this, there is no 

objectively correct set of factors that can be employed to determine a state’s cyber strength. 

Cyberspace can either be viewed as a realm in which traditional power-relations are turned 

upside down or remain more or less the same. Thus, the estimation of cyber power is unreliable 

and highly dependent on the theoretical background. To supplement this at best mediocre threat 
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assessment indicator, the actual threat of cyber attacks equivalent to interstate conflict has to be 

taken into account.  

Malicious cyber activity has been on the rise at least since the early 2000s. But to decide 

whether this constitutes a threat to the US as a state it is necessary to distinguish between crim-

inal and military attacks. Criminal cyber attacks can take a variety of shapes, including data 

theft, ransomware, DOS, or viruses. They are usually conducted by private actors for financial 

gains. First notable Trojans like ZeuS and SpyEye targeting banking information, caused nota-

ble financial damage in the mid-2000s.87 In the following years, with the ever increasing num-

ber of computers and network-dependent infrastructure, cyber crime became more and more 

profitable.88 Both the number of reported attacks89 and the financial damage caused by the re-

ported incidents increased dramatically between 2002 and 2017. An above average number of 

attacks affects computers in the US,90 with private actors such as companies and individual 

citizens falling victim to cyber crime and suffering significant financial losses. But, despite 

spectres of a “cyber Pearl Harbor” or “cyber 9/11” that have been present in the public discourse 

for almost two decades now,91 no destructive cyber attack equivalent to an act of war (i.e. con-

taining an element of violence and resulting in death, injury or material destruction)92 against 

the US has happened to date.  

That is not to say, however, that there have been no state-sponsored incidents. Starting in the 

late 1990s, a series of so-called cyber “wake-up-calls”, most notably two cases of government 

espionage against the US, Moonlight Maze (1999) and Titan Rain (2005),93 showed that official 

US institutions could fall victim to foreign cyber attacks. However, the number of publicly-

known, major attacks against the US is still not very high and even if smaller, less notable 

incidents are included, militarily motivated attacks are usually the smallest tier of cyber inci-

dents.94 In October 2019 only 1.3% of all recorded attacks were associated with cyber warfare 

while 80.1% were designated as cyber crime.95 At large, international cyber activity is better 
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described as “cyber skirmish” than “cyber war”.96 While there is a continual low-level buzz of 

activity involving a dynamic constellation of actors, full-on strategic cyber conflict between 

states is not the default configuration.97 In more colloquial terms: “the threat doesn’t live up to 

the hype.”98 

Between 2002 and 2017, the US has not become a less powerful player in the international 

system and the amount of attacks equivalent to interstate conflict has increased only moderately. 

Thus, the national cyber threat level has not increased in a way that justifies the drastic shift of 

strategic focus in the US CSS. The empirical observations are not in line with the expectations 

deduced from neorealism. 

5.2 LIBERAL EXPLANATION 

Political and administrative actors compete with companies and economic or social/political 

interest groups in the domestic system. Administrative and economic actors are most promising 

because they have material interests regarding cyber security policy.  

5.2.1 RELEVANT ACTORS AND THEIR INTERESTS 

Administrative actors with a potential interest in national cyber policy especially include the 

defence and intelligence sector. Institutions such as the Department of Defense (DoD), the Na-

tional Security Agency (NSA), or the military are expected to guarantee the US security in 

cyberspace. However, cyber security pushes the boundaries of the conventional division of 

tasks and responsibilities in the security sector. It can refer to the protection of (civilian) gov-

ernment networks or to the utilisation of and protection against military cyber threats. This 

confusing situation has led to the reorganisation of existing and creation of new structures like 

the US Cyber Command (CYBERCOM). Administrative actors seek the expansion of their 

financial resources and competence. Thus, an offensive CSS which leads to increased spending 

and perceived importance of national cyber defence is beneficial for these actors. In an unclear 

situation, they would have an interest to secure a maximum of competence and resources for 

their sector. The creation of CYBERCOM can be mentioned as an example here. Since its in-

troduction in 2010, its size and perceived importance have grown rapidly,99 with its budget 
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being effectively doubled in 2014 while the rest of the US military budget was being cut.100 

The National Cyber Security Division (NCSD) of the Department of Homeland Security 

(DHS), has also seen a massive increase in budget with a growth of 134% between 2009 and 

2014.101 As with CYBERCOM, this rise contradicted the budget development of the conven-

tional DHS.102 In general, the US cyber security budget has been very offence-heavy with the 

US Air Force, for example, spending 2.5 times the amount of money on cyber offence as on 

defence in 2014.103 

Companies are another major player and especially in the US, private defence contractors 

play a key role in the national security infrastructure. They are hired by the government or 

agencies to assume co-responsibility for national security provision. This creates a mutual de-

pendency: agencies depend on the private defence contractors ’ workforce and expertise, espe-

cially in the technology sector,104 while the contractors depend on the revenue created by public 

contracts. For instance, BAE Systems, one of the most important defence contractors in the US, 

makes about 42% of its total turnover in the US.105 This is especially prevalent in the cyber-

intelligence sector.106 Most of these companies, like Lockheed Martin, Boeing, or BAE Sys-

tems, now have a separate business branch dedicated to cyber security and many spend large 

sums on the strategic acquisition of smaller cyber security firms.107 Private actors such as com-

panies seek financial gains. Defence contractors could prefer an offensive CSS as this would 

allow them to profit from additional government investments in the cyber sector. Between 2005 

and 2015 the US government spent $100 billion on cyber security provision.108 Sharma esti-

mates, that the DoD and DHS covered around 40% of the global cyber security market in 

2015.109 Between 2007 and 2016 the total cyber budget of the DoD increased from $3,027,321 
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thousand to $18,538,752 thousand.110 It is difficult to tell how much exactly is spent on security 

contracts but the high dependency of intelligence and security agencies on private contractors 

and their rising cyber security budgets hint at large profit margins for these companies. A clas-

sified “black budget” leaked by Edward Snowden suggests that the secret expenses for private 

contracts were even higher.111 An additional $52.6 billion were designated to the intelligence 

community, some of which was used to finance private contracts.112 Traditionally big defence 

contractors tend to lag in the commercial sector, making them even more dependent on public 

contracts.113 They have an interest to make most of the upward trend114 as the US government 

spends less on conventional security contracts and cyber becomes an increasingly important 

asset in their portfolios.115 This growth in the cyber security sector can be further fuelled by an 

offensive CSS.  

Economic interest groups representing private defence contractors, for example the National 

Defense Industrial Association (NDIA), strive for favourable legislation and financial gains for 

their members.116 Thus, their preference regarding the US CSS is in line with their members ’ 

preference.  

The general public could be a relevant player but while there have occasionally been opinion 

polls, foreign cyber policy was never a decisive factor in US elections or dominated the public 

discourse. Therefore, the general public was not a relevant player here. 

5.2.2 RELEVANT ACTORS’ INFLUENCE 

Administrative actors can influence the decision making process for example in consultations 

with Congress subcommittees which often surrender to their demands.117 Cyber security is a 

policy issue that requires detailed technical understanding and poses a challenge to conventional 
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organisational structures. There is not only a knowledge divide between cyber experts and de-

cision-makers118 but the jargon also differs widely.119 As a result, the two groups are at risk of 

talking at cross purposes. Cyberspace is characterised by a “creative lack of semantic clarity”120 

and metaphors can be instrumentalised to misrepresent threats in the interest of the speaker.121 

This has led to politicians perceiving cyber issues as a major threat without fully comprehend-

ing them.122 Singer and Friedman show that defence and intelligence personnel can use their 

advanced technical expertise to take advantage of politicians with less grasp of cyber issues.123 

In this way they can make threats seem much more dramatic and urgent than they actually 

are.124 Rid describes the US Air Force pronouncing cyber the “fifth domain” of warfare as a 

“lobbying gimmick” which allowed them to present cyberwar as an imminent danger.125 Agen-

cies ’ expertise, combined with many common misconceptions about cyber issues gives them 

the power to steer the perception of cyber threats. They are capable of generating technical 

information and assessments politicians are willing to trust. The hierarchical structure and se-

crecy in the defence and intelligence sector amplifies this effect even further because it makes 

agencies more autonomous from democratically controlled institutions.126 Kaplan shows me-

ticulously that administrative actors in the defence and intelligence sector have been shaping 

and influencing US cyber policy since the 1990s with the clear agenda to secure more compe-

tences and funds for the cyber sector.127 First with the goal to bring cyber security onto the 

government’s security agenda and later to encourage an increasingly offensive approach.128 

Companies cannot shape the decision making process from the inside but resort to lobbying 

to influence government policy. Publicly available lobbying data shows that several of the big 

private defence contractors are among the top spenders.129 Between 1998 and 2019, Northrop 

Grumman and Lockheed Martin, two of the biggest defence contractors, spent $283,242,213 

and $265,161,942 on lobbying respectively.130 Additionally, more companies are taking this 
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step: in 2001, only four firms were lobbying on cyber security, by 2012 their number had in-

creased to 1489.131 This shows that these companies have both ways and means to influence 

policy decisions in their interest and the technical expertise to generate information and steer 

perception. This is supported by the fact that they are often more attractive employers for cyber 

security experts than the public sector.132 The bundling of resources and expertise makes them 

systemically relevant which strengthens their bargaining position. This has led scholars to an-

ticipate the emergence of a “cyber-industrial complex” reminiscent of the Cold War-relation-

ship between the public security sector and private defence contractors.133 It grants private ac-

tors influence over policy, threat perception and strategic interests.134 

Economic interest groups such as NDIA directly represent their members in the political 

decision making process. They work in close collaboration with government officials and pro-

vide legislative recommendations. This also includes regular meetings with important policy 

stakeholders and congressional interaction.135 

Leading up to 2018, two sets of domestic actors with a preference for an offensive CSS, the 

public defence and intelligence sector, and private defence contractors, have increasingly in-

vested in the exertion of influence on political decision-makers. This has led to a growing se-

curitisation of cyber security as a policy issue and moved it away from “normal” politics and 

into the sphere of national security.136 The consequent militarisation of the debate about cyber-

space137 allows politicians to justify extraordinary measures, like an aggressive approach to 

cyber security provision, in the name of national (cyber) security. The gloomy picture of loom-

ing cyber disaster painted by both state and non-state actors has proven a “useful rhetorical 

device”138 in influencing the threat perception of political decision-makers, which in turn di-

rectly impacts the design of national cyber security policy.139 The empirical observations are 

therefore in line with the expectations deduced from liberalism.  
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6 Conclusion 

This paper used neorealist and liberal explanations to approach the development of the US CSS. 

It shows that both theories are still relevant and applicable in the cyber age and suggests an 

adapted research framework for the analysis of state behaviour in cyberspace. The plausibility 

of both approaches was tested in a congruence analysis. While at first glance, neorealism seems 

predestined to explain the offensive development of the US CSS, the empirical analysis con-

firmed the expectations derived from liberalism: Domestic actors use their influence and exper-

tise to exaggerate the cyber threat in their own interest which leads to a securitisation of cyber 

security as a policy issue. This encourages and justifies an offensive CSS. While, due to data 

limitations, neorealist explanations for state behaviour in cyberspace should not be disregarded 

entirely, this paper shows that other theoretical approaches such as liberalism can prove fruitful. 

Whereas this paper aims to clear the theoretical way, future research should choose a more 

empirical focus to scrutinise the relationship between domestic actors, interest groups, and the 

US government. This approach was only touched upon in the empirical analysis of this paper 

due to data restraints but will allow for a more detailed differentiation between groups of actors 

and their respective preferences and influence. The specific influence of domestic actors on the 

public cyber security discourse also deserves closer inspection. Here, constructivist approaches 

could shed light on the way those actors influence the process of securitisation. Apart from this 

expansion in depth, the analysis should be extended to a broader array of countries. As more 

states develop and update their CSS, an extensive analysis could aim to generalise the findings 

with quantitative methods.  

Cyber security may be still in its infancy but it has come to stay. The decisions of today set 

the stage for the future of international cyber relations. An offensive strategy based on incorrect 

threat assessments can turn into a self-fulfilling prophecy by inciting an equally aggressive de-

velopment in other states. That is not to say, that cyberspace does not harbour inherent risks. 

Cyber security provision is a vital policy issue but it requires a realistic assessment of threats 

to develop appropriate reactions and precautions. Understanding why states choose a certain 

strategy and what shapes their threat perception is the first step to spotting potentially risky 

developments. If threat assessment is left to actors who are motivated by their self-interest in 

an offensive strategic development, the stability of international cyber relations can be jeopard-

ised unnecessarily.140 Only an objective, prudent, and realistic threat evaluation allows states to 
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focus on perilous and pressing cyber issues like cyber crime. This requires questioning and 

challenging cyber truisms and confronting them with empirical data.  
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An analysis of the relationship between the EU and Albania with regard to judicial and 

administrative reforms and the fight against corruption 

Kaltrina Kamberovska 

1. Introduction 

The end of the Cold War can be considered a critical junction in recent socio-political history. 

Many states in Eastern Europe came out of decades-long communist systems and the bipolar 

world order which had dominated since the end of the Second World War was disrupted. At 

this time when multiple possibilities for the future became available, the European Union found 

itself able to occupy a prominent space as a promoter of Western-style democracy in the world 

and, more importantly, in its own neighborhood. The notion of the European Union came about 

in the aftermath of the Second World War with the express purpose of preventing history from 

repeating itself through the creation of an ‘ever closer union’. Its actions have been guided by 

the principles of freedom, democracy, the rule of law, human rights, and equality.1 Seeing the 

potentiality for conflict to erupt again in its neighborhood, the EU’s promotion of good govern-

ance and democracy norms in its near east was as much a self-interested, preemptive security 

strategy as it was an act of normative benevolence. The EU’s initial efforts focused on its near-

est neighbors, the states of Central and Eastern Europe (CEE), eventually resulting in EU mem-

bership in 2004. 

A different trajectory exists for the states of the Western Balkans.2 Not close enough to the 

core of the European Union to merit being deemed an immediate threat to EU security directly 

after the fall of communism, the Western Balkans appeared to have been left behind as the EU 

focused its efforts on reforms in the CEE states. Only when ethnic tensions in the region came 

to a head with the outbreak of the Yugoslav Wars did Europe’s attention truly turn to the re-

gion.3 As part of its efforts to stabilize its neighborhood, the EU introduced the Stabilization 

and Association Process whose four main objectives are stabilization, a speedy transition to a 

market economy, regional cooperation, and EU accession.4 With its goals and ideals in mind, 

the EU set off on a path of involvement in the region that has now spanned nearly three decades.  

 
1 European Union, “The EU in Brief,” https://europa.eu/european-union/about-eu/eu-in-brief_en. 
2 The Western Balkans are defined here, in line with the EU’s definition, as the former states of Yugoslavia and 
Albania. 
3 Hans J. Giessmann, “The European Union: 'Regional Power', 'Global Pole;, 'Paper Tiger' - or What?,” in Flemes, 
Regional Leadership in the Global System, 265. 
4 Efstathios T. Fakiolas and Nikolaos Tzifakis, “Transformation or Accession? Reflecting on the EU's Strategy 
Towards the Western Balkans,” European Foreign Affairs Review 13, no. 3 (2008): 384.  
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As of April 2021, the only Western Balkan states to have joined the EU are Slovenia and 

Croatia. The remaining states in the region are either candidate or potential candidate states at 

varying stages in the negotiation process. Although there has been talk of opening negotiations 

with states such as Albania and North Macedonia, formal negotiations have yet to be opened 

due both to the questionability of the hitherto enacted reforms in the countries in question, as 

well as to the growing feeling of ‘enlargement fatigue’ experienced by many of the existing 

member states.5 

2. Rule of Law in the Balkans 

For many of the states of the Western Balkans waiting to get in, the main hurdle to jump on 

their way to EU accession is reform in the area of rule of law. Specific concerns include the 

impartiality and effectiveness of the judiciary, respect for human rights and especially vulner-

able groups, corruption at all levels, and government accountability.6 Many of these issues stem 

from unfinished transformations from the communist system and weak institutional capacity. It 

is the hope of the EU that, through its various programs of assistance, these states can meet the 

high standards set out for them that would allow them to become member states.  

One of these states is Albania which, after the chaotic dissolution of its totalitarian com-

munist system, has struggled to rid itself of some aspects of its past. In the context of a post-

Cold War world, assistance came to Albania in the form of free market policies which would 

allow the state to join the capitalist world. As was the case in the Central and Eastern European 

(CEE) states, this process was hastily undertaken as the foundational requirements necessary 

for supporting such a system had not yet been built up in many of the post-communist states 

and still, to this day, are inadequate. As a result, the government and economy have become 

susceptible to corruption and bureaucratic failings. 

Currently in Albania, the three most pressing problems to be confronted are curbing corrup-

tion (especially of high-level officials), reforming the judiciary, and enacting administrative 

reforms. The EU has designated these as Albania’s top priorities for reform if their application 

for membership is to be successful.7 

 
5 Florian Trauner, “Deconstructing the EU's Routes of Influence in Justice and Home Affairs in the Western Bal-
kans,” European Integration 31, no. 1 (2009): 68. 
6 European Commission, “European Neighbourhood Policy and Enlargement Negotiations - Rule of Law,” ac-
cessed July 23, 2019, https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/policy/policy-highlights/rule-of-law_en. 
7 European Commission, “Albania 2019 Report” (European Union, Brussels, 2019), https://ec.europa.eu/neigh-
bourhood-enlargement/sites/near/files/20190529-albania-report.pdf. It is notable that no annual report exists for 
2017 for any of the candidate or potential candidate states. 
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3. Research Questions 

The empirical portion of this work is heavily influenced by two typologies created by Sandra 

Destradi and Miriam Prys, both of whom focus on the role of regional powers in the interna-

tional system. Using their definitions as well as those of others, this thesis will justify the des-

ignation of the EU as a regional power. From this starting point, this work aims to investigate 

the following questions: (1) Based on the two typologies, how can we categorize the relation-

ship between the European Union and Albania with regard to the promotion of rule of law 

norms? (2) Has the EU’s relationship towards Albania changed over the time period of 2014 – 

2019? And finally, (3) Is there any difference in the way the EU approaches the three different 

topics of judicial reform, administrative reform, and anti-corruption measures? Through the 

use of a content analysis of various documents spanning from 2014 to 2019, this work seeks to 

uncover more information about the Albania-EU relationship, thus contributing to the discourse 

on post-communist development, EU accession, and norm promotion. 

After first discussing the relevant literature and theories that form the basis of this research, 

the work will then turn to a discussion of Albania as a case study, the methods employed for 

the empirical research, and finally the presentation of the most important findings. 

4. Literature Review 

This work is situated in discourses regarding the European Union, norm promotion, and re-

gional powerhood. As the focus here is on the EU as an actor, it is first important to establish 

the facts surrounding EU enlargement. This section will then proceed with discussions of norm 

promotion and regional powerhood. I will demonstrate that, although the EU is not a traditional 

political entity, it can be identified as a regional power. Finally, the chapter will look at Ian 

Manners’ concept of ‘Normative Power Europe’. 

4.1. The European Union 

During its lifetime, the EU has been called a civilian power, a post-modern power, and a 

hegemon.8 Most recently, however, it has been called a normative power. The EU’s appeal lies 

in its possession of material and immaterial forces of attraction. Its common market, the Euro, 

and the Schengen Zone are complemented by the ideal of Europe as embodying the values of 

 
8 Senka N. Stanivukovic, “Normative Power Europe, Democratization, and Challenges of Complexity,” in Neu-
man, Democracy Promotion and the Normative Power Europe Framework, 163. 
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peace and stability, as well as the image of modernity and prosperity.9 The EU maintains a 

normative power that is supported by “a delicate nexus of attraction, coercion and legitimacy.”10 

The EU uses its normative power to spread its values, policies, and institutions to other states 

as a form of ‘Europeanization’.11 This is especially true in the case of the EU’s most successful 

foreign policy tool to date – EU enlargement.12 There are several interrelated features of en-

largement that must be discussed in order to truly understand the reality of Albania’s accession 

prospects. 

Conditionality acts as the EU’s main tool for the accession process. In order to join, candi-

date states must prove that they have made the difficult but necessary reforms to put them on 

the same level as current members. Svea Koch has described conditionality as “an incentive 

instrument in the relationship between two actors, in which one actor aims at changing the 

behavior of the other by setting up conditions for the relationship and by manipulating its cost-

benefit calculation by using (positive and negative) material incentives.”13 Annika Björkdahl 

goes even further by suggesting that conditionality acts as a form of coercion.14 Conditionality 

is an exercise in asymmetry as, in the case of accession, power lies almost completely in the 

EU’s hands. By controlling the parameters for entry, candidates must comply if they wish to 

earn the coveted prize of membership.15  

Although the Copenhagen Criteria set out the requirements that states must meet, the EU has 

a history of inconsistency when it comes to conditionality. In comparison to the CEE states, the 

conditions that the Western Balkans must fulfill are more stringent.16 Some have even argued 

that based on current criteria, many states which joined in the 1970s and 80s would not make 

the cut for membership today.17 This more rigorous conditionality can be somewhat justified 

 
9 Annika Björkdahl, “Towards a Reflexive Study of Norms, Norm Diffusion and Identity (Re-) Construction: The 
Transformative Power of the EU in the Western Balkans,” Canterbury Law Review 18, no. 4 (2012): 92. 
10 Hiski Haukkala, “The European Union as a Regional Normative Hegemon: The Case of European Neighbour-
hood Policy,” Europe-Asia Studies 60, no. 9 (2008): 1608. 
11 Tanja A. Börzel and Thomas Risse, “From Europeanisation to Diffusion: Introduction,” West European Politics 
35, no. 1 (2012): 5. 
12 Sandra Lavenex and Frank Schimmelfennig, “EU Rules Beyond EU Borders: Theorizing External Governance 
in European Politics,” Journal of European Public Policy 16, no. 6 (2009): 791. 
13 Svea Koch, “A Typology of Political Conditionality Beyond Aid: Conceptual Horizons Based on Lessons from 
the European Union,” World Development 75, no. 1 (2015): 99. 
14 Björkdahl, “Towards a reflexive study of norms, norm diffusion and identity (re-) construction,” 88. 
15 Michael O. Slobodchikoff, “The New European Union: Integration as a Means of Norm Diffusion,” Journal 
on Ethnopolitics and Minority Issues in Europe 9, no. 1 (2010): 8. 
16 Trauner, “Deconstructing the EU's Routes of Influence in Justice and Home Affairs in the Western Balkans,” 
74. 
17 Geoffrey Pridham, Designing Democracy: EU Enlargement and Regime Change in Post-Communist Europe 
(London: Palgrave Macmillan UK, 2005), 35. 
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based on the fact that once membership has been granted, the impetus for enacting crucial re-

forms vanishes.18 Based on recent events in Hungary and Poland, for example, one can see that 

the EU’s power to curb illiberalism in member states is reduced. The EU’s inability to ensure 

democratic values within its own member states puts into question its ability to do the same in 

external states. The EU’s membership credibility is also questioned when one considers that 

the Western Balkans will not join the Union together at a designated time, as was the case for 

CEE. The lack of a set timeline by which these states must enact reforms creates two problems: 

states feel no great pressure to move forward and the EU appears to have a “commitment defi-

cit” for the region, indicating that it has no real desire to integrate these states at all.19 As a 

result, the reform process is slowed down further as these states see that the possibility for their 

hard work paying off in the form of a membership offer is uncertain.20 A credible incentive for 

compliance is the most effective tool the EU has to induce the reforms it desires in the region.21 

In other words, for the carrot and stick approach to work, both the carrot and stick must actually 

be present. 

4.2. Norm Promotion 

Martha Finnemore defines a norm as “a rulelike prescription which is both clearly perceptible 

to a community of actors and which makes behavioral claims upon those actors.”22 She and 

Kathryn Sikkink make an important clarification by distinguishing norms from institutions - a 

norm consists of a single issue or standard, whereas institutions are formed by the bundling of 

various norms into one coherent set of rules.23 By adopting a norm, a state can improve its 

standing internationally or bind a norm as part of its identity. Thus, the adoption of norms can 

be instrumentalized in order for a state to achieve its goals. Finnemore and Sikkink coin the 

term ‘strategic social construction’ to refer to a situation in which the preferences and values of 

 
18 Ibid., 109. 
19 Trauner, “Deconstructing the EU's Routes of Influence in Justice and Home Affairs in the Western Balkans,” 
68. 
20 Leonard J. Cohen, “Administrative Development in 'Low-Intensity' Democracies: Governance, Rule-of-Law 
and Corruption in the Western Balkans," Simons Papers in Security and Development 5/2010 (School for Interna-
tional Studies, Simon Fraser University, Vancouver, 2010), 31; Trauner, “Deconstructing the EU's Routes of In-
fluence in Justice and Home Affairs in the Western Balkans,” 74. 
21 Cohen, “Administrative Development in 'Low-Intensity' Democracies,” 31; Jonathan Webb, “Resolving Con-
testation Through Discursive Engagement: Towards the Contextual Diffusion of EU Rule of Law Norms?,” South-
east European and Black Sea Studies 18, no. 3 (2018): 403. 
22 Martha Finnemore, “International Organizations as Teachers of Norms: The United Nations Educational, Sci-
entific, and Cultural Organization and Science Policy,” International Organization 47, no. 4 (1993): 566. 
23 Martha Finnemore and Kathryn Sikkink, “International Norm Dynamics and Political Change,” International 
Organization 52, no. 4 (1998): 891. 
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a state are purposefully aligned with those of another (usually more powerful) state because it 

can grant some benefits or be otherwise instrumentally useful. 24 In the case of EU accession, it 

is possible that membership conditionality acts as an incentive for this strategic social construc-

tion.  

When it comes to the EU’s promotion of norms, there are two key points that should be 

borne in mind. Firstly, norm promotion plays an important role in the EU’s identity and its 

source of power. “Sneered at for its preference for soft power,” Giessmann notes, “the European 

Union's story of success has, in fact, not been based on power projection but on promoting 

integration, democracy, and freedom.”25 The EU’s status as a normative rather than a material 

power might have come about not because the EU chooses to be one, but because it has no other 

choice. It cannot hope to acquire the military means and resources to become a material power 

like the United States, for example, so out of necessity resorts to soft power instead.26 European 

norm promotion is facilitated through European integration, as candidate states have to meet 

certain requirements in order to join.27 The ability of the EU to promote its norms effectively is 

also indirectly related to its capability to offer the reward of membership. In states such as those 

encompassed by the European Neighbourhood Policy where no accession prospect is available, 

the EU’s grip is weaker simply because the mechanisms of conditionality and rewards are not 

present.28 

Secondly, the EU is not the only promoter of norms. It needs to compete with others who 

also offer carrots but use no sticks. The EU’s promotion of norms, when tied to conditionality, 

is directly related to its ability to offer incentivizing benefits to the states which it hopes to 

reform. Two examples of competing powers are China and Russia which provide benefits in 

their own neighborhoods and beyond, but ask for very little in terms of democratic reforms.29 

The EU must compete with these alternative sources of power and therefore is obliged to rely 

on arguments that place the EU on a moral high ground in comparison to these illiberal regimes 

in order to win over followers. By this, it is meant that the EU must demonstrate to the states it 

 
24 Ibid., 902. 
25 Hans J. Giessmann, “The European Union: 'Regional Power', 'Global Pole;, 'Paper Tiger' - or What?,” in 
Flemes, Regional Leadership in the Global System, 270. 
26 Thomas Diez, “Constructing the Self and Changing Others: Reconsidering 'Normative Power Europe',” Mille-
nium: Journal of International Studies 33, no. 3 (2005), 620. 
27 Slobodchikoff, “The New European Union,” 2. 
28 Börzel and Risse, “From Europeanisation to Diffusion,” 2. 
29 Peter Kotzian, Michele Knodt, and Sigita Urdze, “Instruments of the EU's External Democracy Promotion,” 
Journal of Common Market Studies 49, no. 5 (2011): 997. 
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wishes to change that the benefits it offers and the conditions that it demands are better than 

those of other powers which ask for nothing in return. 

4.3. Regional Powers 

Especially after the Cold War when the bipolar world order dissipated, an opening was created 

for “regional powers to emerge as key actors who assume important (but currently underspeci-

fied and understudied) roles in questions of regional and global governance.”30 In the current 

literature on regional powers, the focus has been on the BRICS states and others like Nigeria 

and Australia.31 In line with the traditional focus of IR, the regional power discourse has tended 

to emphasize states as the primary unit of analysis although recently, non-state entities have 

been included as well.32 It is in this more recent approach that the EU is analyzed as a regional 

power.  

According to Miriam Prys, a regional power is defined by its geographical position and its 

“relative preponderance within that region in terms of material capabilities.”33 She makes two 

clarifications, namely that material power alone does not make a regional power, and that re-

gional powers cannot be assumed to act in the same way.34 Meanwhile, Sandra Destradi defines 

a regional power as “a state which belongs to a region, disposes of superior power capabilities, 

and exercises an influence on regional neighbours.”35 Although the EU rarely calls itself a re-

gional power, it fits these definitions. Europe is a defined political space with relatively greater 

economic power capabilities in the region. Its regional focus and history as the ‘organizer of 

the continent’ after the Cold War contribute to the EU’s designation as a regional power.36 

In Ian Bache’s terms, the EU is a ‘highly compound regional polity’, meaning that it (some-

times) acts as a singular unit with many different nodes of power.37 Although the EU is not a 

state, looking at it through the lens of one is common, as it brings a known framework to the 

 
30 Miriam Prys, “Hegemony, Domination, Detachment: Differences in Regional Powerhood,” International Stud-
ies Review 12, no. 4 (2010): 480. 
31 Sandra Destradi, “Regional Powers and Their Strategies: Empire, Hegemony, and Leadership,” Review of In-
ternational Studies 36, no. 4 (2010): 903–4. 
32 Owen Worth, “Recasting Gramsci in International Politics,” Review of International Studies 37, no. 1 (2011): 
373–74, doi:10.1017/S0260210510000318. 
33 Miriam Prys, “The Variability of Regional Powers,” in SGIR 7th Pan-European Conference on IR (2010), 7. 
34 Ibid., 3. 
35 Destradi, “Regional powers and their strategies,” 929. 
36 Anne-Marie Le Gloannec, “The European Union as a Regional Power,” in Regional Powers and Regional 
Orders, ed. Nadine Godehardt and Dirk Nabers, Routledge/GARNET series 14 (Abingdon Oxon, New York: 
Routledge, 2011), 95. 
37 Ian Bache, “Europeanization and Multi‐level Governance: EU Cohesion Policy and Pre‐accession Aid in South-
east Europe,” Southeast European and Black Sea Studies 10, no. 1 (2010): 2. 



 

 

53 

table.38 For this reason, we can justifiably include the EU in many cases where a definition or 

requirement refers to a state structure, as is common in the regional power literature and IR 

theory in general. Others have also defined the EU as a regional power, albeit of a different 

kind.39 Therefore, although not a state, the EU can be justified as a subject of study for regional 

powerhood.  

An important note to bear in mind is that regional powers are ‘open systems’, meaning that 

they are open to influences from two fronts – the broader world and the region’s interior.40 

External impacts can limit what a regional power can do and can shape its goals and policies. 

Located somewhere between the global and the local, a regional power must balance its influ-

ences and ambitions at both levels.41 Furthermore, not all regional powers have chosen their 

position. In some cases “a regional power might be pushed and/or pulled into assuming a heg-

emonic role.”42 This discussion of constraining factors is relevant to the EU when we consider 

the notion of Normative Power Europe (NPE), a framework that is based on the idea of Europe 

acting not out of self-interest, but rather based on its normative values.  

4.4. Normative Power Europe 

At its core, Manners’ concept of NPE is based on the idea of the EU as a civilian power which 

has “primarily non-military foreign policy instruments, especially economic ones, and works 

together with other states and through multilateral institutions to manage international prob-

lems.”43 Manners argues that the EU’s unique power lies in its identity being directly tied to the 

norms which it promotes and which guide all of the EU’s actions, especially its foreign policy.44 

The NPE framework, however, is too idealistic and has received a fair bit of criticism. Manners 

rejects the idea that NPE is a hegemonic actor. Thomas Diez claims this is simply because the 

concept of NPE is easier for mainstream academics to accept than hegemony which is associ-

ated with post-Marxism.45 The next section of this paper will illustrate how Gramscian hegem-

ony and Steven Lukes’ third dimension of power both explain why the EU can be seen as a 
 

38 Jan Zielonka, Europe as Empire: The Nature of the Enlarged European Union (Oxford: Oxford University 
Press, 2007), 7. 
39 See Hans J. Giessmann, “The European Union: 'Regional Power', 'Global Pole;, 'Paper Tiger' - or What?,” in 
Flemes, Regional Leadership in the Global System. 
40 Prys, “Hegemony, Domination, Detachment,” 484. 
41 Prys, “The variability of regional powers,” 18–20. 
42 Prys, “Hegemony, Domination, Detachment,” 490. 
43 Michael Merlingen, “Everything Is Dangerous: A Critique of 'Normative Power Europe',” Security Dialogue 
38, no. 4 (2007): 436. 
44 Ian Manners, “Normative Power Europe: A Contradiction in Terms?,” Journal of Common Market Studies 40, 
no. 2 (2002), 242. 
45 Diez, “Normative Power as Hegemony,” Cooperation and Conflict 48, no. 2 (2013): 204. 
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hegemon. The second criticism of NPE is that the EU’s normative power is seen as passive. 

When looking at EU enlargement policies, there is no doubt that this is an active power that is 

shaping what it means to be a European state. A third concern with the framework is that it does 

not consider the recipient states as actors and therefore does not address whether or not the 

norms that are promoted are adopted and internalized.46 By refusing to accept EU self-interest 

as a factor in its norm promotion, the NPE framework weakens itself when analyzed through 

the lens of EU enlargement.  

Having looked at the scholarly discourses surrounding the European Union, we can justify 

the study of the EU as a promoter of norms within the framework of accession and regional 

power. Through accession and conditionality, the EU is able to act as a promoter of its own 

norms within its neighborhood and abroad. The EU’s effectiveness is in part determined by its 

ability to offer credible incentive mechanisms, chief among which is eventual EU membership.  

5. Theory 

To understand the establishment of the research questions, it is also necessary to examine the 

theoretical concepts which inspired them. By looking at Antonio Gramsci’s concept of hegem-

ony and Steven Lukes’ third dimension of power, we can better understand the EU’s source of 

power and its application in the Western Balkans. Afterwards, there will be a discussion of the 

two regional powerhood typologies created by Miriam Prys and Sandra Destradi. Their ideal 

types of behavior inform the coding methodology used in the content analysis. Finally, this 

section will present a hybridized version of the typologies which is more encompassing than 

either one alone. 

5.1. Gramscian Hegemony and Lukesian Power 

Gramscian hegemony can be defined as the exercise of power by one class over another through 

coercion and persuasion. It is not domination through force, but rather a relationship built on 

consent “by means of political and ideological leadership.”47 A hegemonic class is one that 

maintains a system of alliances which grant it sufficient power so as to gain the consent of other 

classes. The form of power used in a hegemonic relationship is that in which the hegemonic 

class “brings the interests of subordinate classes in line with its own interests – or presents and 

affirms its own interests as general interests for the whole society.”48 Thus, the hegemonic class 
 

46 Diez, “Constructing the Self and Changing Others,” 616. 
47 Roger Simon, Gramsci's Political Thought (London: The Electric Book Company, 2005), 24. 
48 Destradi, “Regional powers and their strategies,” 913. 
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has the capacity to shape values and ideas so that they become normalized features of society. 

Gramsci terms this common sense, and it is through this that a status quo is upheld. Hegemony 

is, however, a state of being and must be constantly upheld through institutionalization of norms 

and laws.49 This can also be achieved externally through the influencing and socialization of 

foreign elites, thus expanding and internationalizing a system of norms and values.50 Hegemons 

use both discursive and material elements to maintain their status. Normative persuasion and 

(mostly) economic incentives are thus interwoven.51 In the case of material benefits, a hegemon 

provides public goods for two reasons: to appease subordinates and prevent them from resisting, 

and to ensure the hegemon’s legitimacy in the subordinates’ eyes, thus ensuring its own stabil-

ity.52 Gramsci’s hegemony is important to our study as it forms the basis of Prys and Destradi’s 

typologies. Furthermore, if we wish to understand the EU’s norm-promoting methods, the idea 

of a form of power that relies on ideas instead of force is especially relevant. 

“Power is at its most effective when least observable,” says Steven Lukes in the introduction 

to his second edition of Power: A Radical View.53 Similarly to Gramsci, Lukes emphasizes that 

power is a capacity explicitly defined as power over something instead of power to do some-

thing. After first discussing the first and second dimensions and finding them inadequate, 

Lukes’ third dimension of power aims to comprehensively explain power dynamics. The main 

qualm Lukes had with the first two dimensions was that observable conflict between entities 

needed to exist in order for power to manifest. Lukes’ third dimension, also called ‘intellectual 

leadership’ explains how conflict need not be present for power to exist. He writes, “A may 

exercise power over B by getting him to do what he does not want to do, but he also exercises 

power over him by influencing, shaping, or determining his very wants. Indeed, is it not the 

supreme exercise of power to get another or others to have the desires you want them to have – 

that is, to secure their compliance by controlling their thoughts and desires?”54 Here the paral-

lels between Gramsci and Lukes are clear. By being able to shape conceptions of what is stand-

ard in a society, an actor (such as a hegemonic class) exerts power over others by limiting their 

options so that any choice they make falls within the established framework, thus allowing the 

powerful actor to maintain its status.  

 
49 John G. Ikenberry and Charles A. Kupchan, “Socialization and Hegemonic Power,” International Organization 
44, no. 3 (1990): 288–89, https://www.jstor.org/stable/2706778. 
50 Ikenberry and Kupchan, “Socialization and hegemonic power,” 285. 
51 Diez, “Normative power as hegemony,” 200. 
52 Destradi, “Regional powers and their strategies,” 914-915. 
53 Steven Lukes, Power: A Radical View, 2nd ed. (New York: Palgrave Macmillan, 2009) 1. 
54 Lukes, Power, 27. 
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By sculpting perceptions of common sense (to cite Gramsci’s term again), the EU is able to 

manipulate the wants and needs of states so that they align with its own. It achieves this by 

placing states into an asymmetric system of superiority and subordination through the accession 

process. While it was argued above that the EU is an active promoter of its norms, there is also 

a passive element that can justify the NPE framework. The EU’s passive leverage “is the trac-

tion that the EU has on the domestic politics of credible candidate states merely by virtue of its 

existence and its usual conduct. This includes the political and economic benefits of member-

ship, the costs of exclusion, and the way the EU treats non-member states.”55 Thus, simply by 

existing, the EU can shape the desires of candidate states and use its leverage to maintain its 

status as a hegemonic class.  

5.2. Typologies of Regional Powerhood 

Both Prys and Destradi have created typologies of regional powerhood. Both are mentioned 

here since, although they overlap, they form a more complete picture when combined. A typol-

ogy of regional powers was necessary as the existing literature did not differentiate between 

different behaviors and assumed that simply being a powerful state would lead to regional pow-

erhood. Prys’ typology is divided into three categories: detached powers, hegemons, and dom-

inators. With hegemony as the default, she finds that in the absence of hegemony there is either 

a lack of control or domination. 56 Her measurable dimensions are self-perception, perception 

by others, provision of public goods, and the exercise of power.57 For Prys, a Regional Domi-

nator operates in an asymmetrical system and uses force to extract tributes from other states in 

the region. A Regional Hegemon uses contributions from others to provide common goods and 

portrays itself as cooperative, using norms as its power source. The Regional Detached Power 

is uninterested in its region and has other aspirations despite its relative power. 

Destradi’s typology goes a bit further than Prys’ by creating six ideal types based on seven 

dimensions. Her concern with the existing literature was that it did not take into consideration 

the different motivations and means that regional powers have.58 Furthermore, there is no dis-

cussion of why other states follow or subordinate themselves to regional powers. This led her 

to ground her work in the concepts of leadership and hegemony, thus creating a typological 

 
55 Milada Anna Vachudová, Europe Undivided: Democracy, Leverage, and Integration After Communism (Ox-
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continuum stretching from unilateralist military force to cooperation focused on common goals. 

Her six ideal types are then subdivided into broader categories of Empire, Hegemony, and Lead-

ership. The addition of leadership is what sets it apart from Prys’ work, thus allowing us to 

consider less asymmetrical relations as well. The main dimensions she measures are the goals 

pursued by the regional power and its neighbors and the means employed in relation to these 

countries.59 The other indicators are supplementary and allow for measuring secondary states’ 

reactions and agency. Her Empire ideal type is based on the use of coercion or threats to achieve 

its goals. The Hegemony category consists of Hard, Intermediate, and Soft Hegemony which 

differ based on the means they use, ranging from sanctions to normative persuasion. All three 

forms present themselves as cooperative, but the difference lies in the discrepancy between this 

presentation and actual behavior. The Leadership group is divided in leader-initiated and fol-

lower-initiated leadership, the latter of which is isolated in Destradi’s typology and left out of 

the analysis here as it assumes power from a bottom-up approach on behalf of the other states.60 

Leader-Initiated Leadership, however, falls in line with this study as it is based on normative 

persuasion and requires the goals of the regional power and secondary states to be the same. 

Destradi argues that Soft Hegemony and Leader-Initiated Leadership can be two parts of one 

process, with a successful hegemonic approach later leading to a socialization process that 

makes the goals of the two groups the same as a result of shared norms and values. Destradi 

also argues that these strategies can change over time and based on the policy area in question. 

This forms the basis for the latter two research questions which look at the time period between 

2014 and 2019 and the differences in the three rule of law reform areas. 

5.3. Synthesized Typology 

Based on the two typologies presented, it was meaningful to create a synthesized version which 

included all possible configurations (Figure 1). The hybrid matrix below presents eight ideal 

types reproduced directly from the original sources and aligned left to right in order of decreas-

ing power asymmetry. The Regional Detached Power is separated from the table since its in-

terests lie outside of its region and therefore doesn’t use coercion to induce change in secondary 

states. Meanwhile, Follower-Initiated Leadership is excluded. Ideal types and indicators origi-

nating from Prys’ typology are marked with a caret while Destradi’s are indicated with an as-

terisk. In cells where the two typologies meet, the text is italicized. The designations in these 
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cells are based on my interpretations while staying true to the original typologies. When appli-

cable, the same terms were used, however when a new term is introduced, it is indicated in bold. 

It is this hybridized typology which informs the coding process of the content analysis. 

 

Figure 1: Synthesized Typology (own illustration) 

6. Albania as a Case Study 

The choice of Albania as a case study stems from a variety of reasons ranging from Albania’s 

distinct past to its relative neglect in the literature. Albania has been a candidate state for EU 

membership since 2014, but has been privy to the European Union’s foreign policy instruments 

since the late 1990s. Unlike its Western Balkan neighbors who also seek to join the EU, Albania 

was not a part of Yugoslavia and did not experience the same ethnic conflicts that resulted after 

the breakup of Yugoslavia, a factor which seems to inform much of the EU’s approach to the 

region. While the Western Balkans in general remain a rather under-researched region (partic-

ularly in terms of democratization and in comparison to the CEE states), Albania is especially 

neglected in the literature due to its deviation from the rest of the region. 61 

Both the literature and EU efforts in the region have focused on post-war reconstruction and 

ethnic reconciliation in the region, and are factors which have not affected Albania to the same 

extent as its neighbors. Unlike other former communist states, Albania was an incredibly iso-

lated state and the end of its communist period was not the result of a popular uprising, but was 

rather a calculated, pragmatic move to attain legitimacy. An examination of democratization 

efforts and rule of law reforms is made even more interesting when one takes into consideration 
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the fact that prior to the end of the Communist era Albania had no previous experience with 

democracy and even less experience with self-rule. 62 

Albania’s historical experiences have resulted in a system which is ineffective due to high 

levels of corruption and a carelessly planned transition period which saw many of the same 

Communist elite remaining in positions of authority.63 In effect, the Albanians traded one form 

of dictatorship for another, as even the new Democratic Party engaged in undemocratic purges 

of the administration and judiciary and filled the newly vacant positions with loyalists, creating, 

in effect, a network of support that was almost clan-like.64 The chaotic and incoherent transition 

period resulted in the new institutions being overtaken by opportunists who seized upon this 

state of weak rule of law and even weaker institutional capacity, causing newly founded gov-

ernment bodies to become politicized and subject to state capture. Instead of these new institu-

tions being the beacons and mechanisms of democratization and a new era, they became unac-

countable and opaque much like their communist predecessors. 

The EU has been a major player in the reconstruction of Albania and its democratic devel-

opment not only because Albania seeks to join the EU, but also because the EU wishes to sur-

round itself with stable countries. Over the years, EU assistance has taken the approach of in-

stilling EU-style institutions and best practices as a means of creating desired institutional so-

cietal changes. These efforts have had limited success for various reasons, key among which 

are the facts that institutional capacity to undertake such reforms is inadequate and that there is 

a widespread distrust of political elites and formal institutions. There is hope, however, in the 

fact that Albanians are generally Europhilic, with 80% seeing EU membership as a benefit 

(compared to only 40% of Serbians, for example).65 

Albania is currently facing a massive program of institutional reform with the most pressing 

concern being the matter of judicial reforms, particularly concerning the vetting process of 

judges. The other two issues to be tackled if Albania wishes to join the EU are administrative 

reform and corruption. As was the case in many communist countries, a strong culture of brib-

ery and patronage systems became deeply entrenched in the society. Albania’s judicial system 

has been a forum for political appointments, pay-for-play politics, and poorly disguised nepo-

tism. The judicial vetting process aims to assess the wealth of judges and prosecutors to ensure 

 
62 Arolda Elbasani, “Albania in Transition: Manipulation or Appropriation of International Norms?,” Southeast 
European Politics 5, no. 1 (2004): 33. 
63 Cohen, “Administrative Development in 'Low-Intensity' Democracies,” 7. 
64 Elbasani, “Albania in Transition,” 35. 
65 Zacc Ritter and Galina Zapryanova, “Many in Western Balkans See Benefit in Joining EU,” Gallup Inc., ac-
cessed August 4, 2019, https://news.gallup.com/poll/213899/western-balkans-benefit-joining.aspx. 
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that it was obtained legally and to rule out any connection to organized crime. According to 

Florian Trauner, between 2000 and 2006, over 40% of CARDS spending in Albania was tar-

geted towards justice and home affairs, making this the most prominent area of EU-Albanian 

cooperation.66 Administrative positions are often targets for political graft and serve as rewards 

for political loyalty instead of being filled by competent and qualified civil servants.67 Corrup-

tion is a problem which permeates throughout the society and is a direct cause of the judicial 

and administrative problems that Albania faces. Unlike judicial and administrative reforms 

which can be, theoretically, installed through policies, anti-corruption has more to do with 

changing deeply-rooted systems of belief that perpetuate the daily cycle of corruption. 

All three of these areas are in dire need of reform and the European Union has consistently 

placed them at the top of its agenda when dealing with Albania.68 Various funds, training pro-

grams, and expert advice have been provided through the EU’s various instruments with the 

aim of helping Albania meet the requirements for accession and also developing into a well-

functioning society. 

7. Methodology 

With the use of Atlas.ti, a content analysis was undertaken of a total of 88 primary source doc-

uments spanning the years 2014 to 2019. The selection to set the lower limit of the analysis to 

2014 stems from the fact that it was then that Albania was granted EU candidate status whereas 

the upper limit of 2019 was chosen for the practical fact that the process of norm promotion 

within the framework of EU accession was (and is) still ongoing at the time this research was 

conducted. This timeframe allows for a precise and in-depth look at Albania as a candidate 

state. Expanding the timeline to include Albania’s time as a potential candidate state would 

make for interesting future research, as a comparison between the two designations might yield 

fruitful insights into the EU’s behavior toward other potential candidates. The documents which 

were analyzed came from a wide range of sources, including Albanian government depart-

ments, the EU’s various bodies, and Albanian, Western Balkan and Western European news 

agencies. 

 
66 Trauner, “Deconstructing the EU's Routes of Influence in Justice and Home Affairs in the Western Balkans,” 
72. 
67 Cohen, “Administrative Development in 'Low-Intensity' Democracies,” 12. 
68 Judicial reform and administrative reform are the top two priorities while organized crime and fundamental 
rights take the fourth and fifth spots, respectively. 
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Miriam Prys and Sandra Destradi’s two typologies on the behavior of regional powers form 

the theoretical backbone of the empirical study and, as discussed above, were modified into a 

hybrid typology for this analysis. Each cell of the hybridized matrix contains a term that was 

then used to create a code using Susanne Friese’s suggested method of main category codes 

and subcodes.69 In this case, the main category codes refer to the rows of the matrix, or the 

dimensions of analysis: Means, Type of Goods, Self-Representation, etc. The subcodes then 

refer to the specific contents located in each cell. For example, in the main category of “Means”, 

there exist 13 different subcodes. Altogether, excluding main category codes, 41 subcodes were 

established based on the typologies and five were created anew for a total of 46. As will be 

explained below, the codes based on the typology were applied to the documents through the 

use of Hypothesis Coding. Based on the information given in Prys and Destradi’s texts, each 

code was assigned a definition which served to assist in making sure that codes were applied 

consistently. 

 Following Johnny Saldaña’s notes on qualitative coding, the content analysis employed for 

this study used several different coding methods: attribute coding, concept coding, descriptive 

coding, magnitude coding, and hypothesis coding.70  Attribute coding refers to assigning a 

metadata descriptor, in this case source, type, year, topic, and speaker. Descriptive coding 

formed the basis of the various in-vivo codes as well as concept codes which discuss broader 

ideas and patterns found in the text.71 For example, the code “Inconsistency” initially referred 

to instances in which the application of some law or policy was inconsistent and haphazardly 

implemented. However, as a concept code, it also refers to a wider problem of inconsistency: a 

lack of clear strategies and sometimes even contradictory applications. Magnitude coding was 

used for the EU’s assessment of reform progress as found in the annual reports. The guiding 

coding process behind most of the empirical work, however, was hypothesis coding which, 

according to Saldaña, is used when the researcher already has an idea about what sort of content 

should be anticipated in the text. In this case, the researcher generates a list of codes before 

even looking at the documents, and the application of such codes allows for the researcher to 

see if the empirical observations match up to the expected behavior. As this study ’s empirical 

portion is based on a set typology, the application of researcher-generated codes seems quite 

 
69 Susanne Friese, Qualitative Data Analysis with ATLAS.Ti, 2nd ed. (Los Angeles: SAGE, 2014), 128–45. 
70 Johnny Saldaña, The Coding Manual for Qualitative Researchers, 3rd ed. (London: SAGE, 2016). 
71 Ibid., 98–119. 
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fitting.72 With the aid of Atlas.ti and assigning codes to selected quotations in the primary doc-

uments, larger patterns can be revealed across years, source types, and topic areas. 

8. Analysis & Discussion 

From the content analysis, we can now answer the research questions set out at the beginning 

of the study. Although the hybridized typology contains 8 ideal types, for the simplification of 

results these categories were subdivided into three main categories for some results: Em-

pire/Dominator, Hegemon, and Leadership. A further note is that the results of this study rep-

resent a relative frequency of the entire dataset and therefore controls for the fact that there were 

not an equal number of quotations across each category.  

8.1. Hypotheses 

The research questions which guided the empirical study were a result of preconceived expec-

tations of what was to be found in the analysis. The three hypotheses which correspond to the 

research questions are presented here. 

 H1: The European Union’s relationship to Albania will fall into the broad category of 

hegemon. 

The literature on the subject matter suggests that the EU will most exhibit features that fall 

under the broad category of hegemony. The Normative Power Europe framework as well as 

Lukes’ third dimension of power both point to the EU being a hegemon in the Gramscian sense. 

Its power resides in its normative persuasion mechanisms and ability to induce change in others 

not through force, but through incentives and the broad appeal of its normative values. At the 

more specific level of the typology, I hypothesize that the EU’s relationship will fall somewhere 

between Intermediate Hegemony and Soft Hegemony due to the EU’s mixed methods of so-

cialization and material benefits. 

 

H2: As the process of enlargement has gone on, the EU will have changed its approach 

to Albania. 

H2a: The EU will have moved towards a more stringent form of hegemony. 

H2b: The EU will have moved towards a softer form of hegemony. 

 

 
72 Ibid., 170-174. 
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Between 2014 and 2019, Albania has enacted many reforms and it is justified to imagine that 

the EU’s approach has changed in response. There are two competing hypotheses here. Firstly, 

there is the possibility that the EU has moved more towards an imperial and dominating form. 

This possibility is explained by the EU’s approach towards the CEE states in which the EU 

pushed hard for reforms to be made before the membership deadline. As Albania nears the 

opening of accession talks, this approach is plausible. However, the CEE experience and that 

of the Western Balkans is quite different, as the CEE accession was essentially guaranteed while 

that of the Western Balkans is not. Alternatively, the EU may have softened its approach, as the 

literature suggests that it struggles with choosing between applying rigorous or flexible condi-

tionality as going too far in either direction jeopardizes the reform process.  

 H3: No difference will exist between the three different rule of law topics. 

Sandra Destradi suggested that it is possible for a single regional power to exhibit different 

behavior depending on the policy area. As all three of the subtopics examined here focus on the 

rule of law and fall under Chapter 23 of the acquis communautaire, it is justifiable to imagine 

that they will all be treated in the same way.  

8.2. EU’s Overall Approach 

When analyzing the overall relationship between the EU and Albania (Figure 2), the results 

clearly demonstrate that a hegemonic approach is utilized (60%). When comparing the overall 

results and those specific to the three rule of law topics, there is no significant difference. It is 

not surprising to see that Empire makes up such a low proportion (4%), as the EU is not prone 

to using threats or violence to achieve its means. The three most frequent indicators for the 

Means code in the data were economic side payments, socialization, and normative persuasion 

which are correlated with hegemony. With regard to self-perception and representation, the EU 

consistently presented itself as cooperative or as being exceptional in the region, but using that 

power to positive effect. When breaking the data down into the 8 ideal types, the most prevalent 

is the Regional Hegemon from Prys’ typology which is quite similar to Destradi’s Intermediate 

Hegemon. Meanwhile, Soft Hegemony also plays an important role. As expected, the EU’s ap-

proach to Albania follows a hegemonic pattern and falls somewhere between Intermediate and 

Soft Hegemony, thus confirming H1. 
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Figure 2: EU‘s Overall Approach (own illustration) 

8.3. Change over Time 2014 – 2019 

To answer the second research question, the results of the analysis (Figure 3) were divided 

based on year and are derived from the three rule of law norms. As a percent of the total, value 

fluctuations are present, but there is a visible upward turn for the Leadership category. Calcu-

lated as a basic percentage change from starting and ending values, Leadership approaches have 

increased by 28% while Hegemony has decreased by 15%. At the ideal type level, a shift can 

also be seen. Leader-Initiated Leadership has increased by 22% while Soft Hegemony de-

creased by 7%, and the Regional Hegemon type decreased by twice as much. There is, however, 

no clear trajectory based on these results, therefore we can reject both H2 and H2a. Based on 

the uptick in softer forms of regional powerhood, H2b remains inconclusive. A longer 

timeframe and a larger body of text for analysis might yield more conclusive results. Moreover, 

it is likely that the EU and Albania have tried to maintain a consistent external presentation of 

their efforts and goals. 
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Figure 3: Change over Time (own illustration) 

The quantitative visualizations only tell a portion of the story, however. During the coding pro-

cess, I found that the EU’s tone had softened. There was an increased mention of Albania’s 

“European Path”, a code which was applied when sources referred to accession not as a form 

endeavor, but as something desired by the people as a way to prosperity and regional coopera-

tion. Concepts such as optimism and partnership also appeared more frequently. This could be 

due to the fact that Albania has made some progress and the EU is trying to encourage it to keep 

moving forward with the reform agenda. By providing encouragement and using a softer ap-

proach, the EU may be trying to keep Albania on track without pushing it so far that it gives up 

entirely or turns to illiberalism like some CEE states have done lately. Alternatively, Albanian 

sources may be trying to boost domestic confidence, despite the fact that membership negotia-

tions have been consistently postponed, thus questioning the EU’s credibility.  

8.4. Rule of Law Categories 

The final research question aimed to discover where a difference exists between the three rule 

of law categories – administrative reform, judicial reform and anti-corruption. Based on Figure 

4, we see that relative values remain constant across all three. With judicial reforms, there’s a 

slightly different balance between Hegemony and Leadership in comparison to the others. As 

the data is not normally distributed, we cannot test for statistical significance. When calculating 

the percent change between Hegemony in judicial reforms and the other two topics, there is an 
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11-12% decrease but an 18% increase in Leadership. Since all three topics fall under Chapter 

23 of the acquis, it was expected that they would be treated under the same reform mechanisms. 

In this broad category analysis, we see, however, that there is a slightly softer approach to ju-

dicial reform.  

At the ideal type level, we see that the values remain consistent across all three topics. How-

ever, Hard Hegemony approaches towards corruption are nearly doubled in comparison to ad-

ministrative and judicial reforms. As possible explanation is that corruption is a problem com-

mon to both of these reform processes and is often the cause for those problems. Perhaps be-

cause of its relative importance in the overall reform process, corruption is discussed with 

stronger language and stronger mechanisms are used to push for reforms. One indicator for 

Hard Hegemony is that a state will resist or comply after making a cost-benefit analysis. Since 

corruption is so institutionalized, it’s plausible to think that reforms that fundamentally alter the 

system may not be accepted and implemented as easily as those which, in theory, only require 

the adoption of policies and institutions. As was the case for the other two research questions, 

we see that Regional Hegemon and Soft Hegemony are frequently represented. The theory led 

us to expect that the EU would use a combination of normative and material techniques to 

achieve its goals and this is shown in the data. Since we can only base our results on public 

sources and not what alternative mechanisms take place behind closed doors, H3 appears to be 

inconclusive. 

 

Figure 4: Rule of Law Topics (own illustration) 
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9. Conclusions 

The main takeaway of this study is that the EU’s relationship to Albania is broadly hegemonic 

and uses both material and normative mechanisms. This was expected as the literature describes 

the EU as a Normative Power and a Gramscian hegemon and is especially illustrated through 

the accession process where we see a system of incentives and rewards. It would be interesting 

to conduct a similar study on the other Western Balkan states in order to see if there is any 

difference in the EU’s behavior towards them. Although Albania was chosen as a case study 

due to its unique experience, it is possible that, when it comes to the EU’s regional powerhood 

approach, it is treated similarly to its neighbors as part of a pan-Balkan policy. 

Secondly, this study determined that there has been no definite difference between 2014 and 

2019. This timeframe was chosen to analyze Albania as a candidate state, however a longitudi-

nal study with a broader scope might find differences between the EU’s approach today as 

compared to its status as a potential candidate. Going even further back to before there was 

even an accession prospect might yield completely different results. Many such comparisons 

already exist for the CEE states’ progressions from candidate states to members and perhaps a 

similar study could be conducted if and when the Western Balkan states join the EU. 

Although the results were inconclusive, the study discovered that it is possible for differ-

ences to exist in the way the EU handles judicial reform, administrative reform, and anti-cor-

ruption measures. As a qualitative study, the results here do not present statistically significant 

findings that can be modeled through a regression analysis. Despite this, we can see that the 

topics are highly interrelated and codependent as changes in one affect the others with corrup-

tion being the linking factor and root cause for many of the problems in the administration and 

judiciary. Solving the problem of corruption requires a fundamental societal change as well as 

institutions that are impartial, effective and which inspire confidence and trust. At the moment, 

Albanian institutions do not seem to be trusted and public perceptions of corruption remain 

high, making meaningful reforms a double-sided process.  

This work analyzed various EU and Albanian sources as a means by which to observe the 

EU-Albania relationship. However, we must bear in mind that outward representations do not 

tell the whole truth about what goes on behind the scenes in the accession process. Although 

accession is portrayed as a bureaucratic process whereby reforms lead to membership, it is in 

fact a highly political process that has to do with not only enacted reforms, but also public 

sentiment, political popularity, and other external factors. A study of this sort allows only for 
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the observation of discussions surrounding change and can supplement these with more objec-

tive reports, but even these are developed with a political goal in mind. Therefore, this study is 

also valuable for understanding rhetoric as a political tool.  

On a broader level, this work brought together several scholarly discourses surrounding the 

EU, accession, and regional powerhood. Based on Sandra Destradi and Miriam Prys’ typolo-

gies, it was discovered that “Regional Power Europe” (to play on Manners’ term of Normative 

Power Europe) exhibits hegemonic tendencies and has created an asymmetrical balance of 

power between itself and the candidate states through the mechanism of membership condi-

tionality. Despite the EU’s emphasis on cooperation and partnership, there is no denying that 

the EU holds the power majority in these relationships and thus subordinates the others. Nev-

ertheless, we see that candidate states have consented to this hegemonic arrangement in ex-

change for the benefits the EU can provide. Perhaps this speaks to the strength of the European 

Union’s normative persuasion and its successful attempts to create a Gramscian hegemonic 

system in which its norms and values are so internalized and normalized that they are respected 

even without the possibility of membership. 

The theoretical backing points from the EU’s behavior were found in Lukesian power and 

Gramscian hegemony. In both, an entity has power over others when it can successfully manip-

ulate what is deemed normal. A hegemon portrays its goals as common norms and its norms 

and common norms. The norms upon which the EU is based have formed the basis of its foreign 

policy around the world. The EU’s identity is constructed around these values, and “EU aspirant 

members are expected to adhere to a ‘European identity’ that is being constructed around values 

and norms intended to facilitate compromise and consensus-building and, thereby, lay the foun-

dations for the making of common interests.”73 Through the use of its normative standing, the 

EU has combined its norms and goals into a single package which must be accepted by states 

wishing to join the club. Through passive and active normative power, the EU invites states to 

willingly enter into a hegemonic relationship in which accepting the EU’s common sense is the 

precondition for entry.  

The EU is a complex actor operating at many different levels through various supranational 

and intergovernmental bodies. This work has demonstrated that it can be designated a regional 

power and that it creates a hegemonic sphere in its regional space, especially through member-

ship conditionality policies. Despite this overtly asymmetric relationship, candidate states such 

as Albania continue to voluntarily subject themselves to this power dynamic in order to one day 

 
73 Fakiolas and Tzifakis, “Transformation or Accession?,” 387. 
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be rewarded with European membership. Hartmut Behr has claimed that the EU is an ‘empire 

in news clothes. 74 Jan Zielonka has also argued that, with future enlargements, the EU is 

bound to become an imperial entity.75 We have seen in this work that the EU is a unique polit-

ical actor and a pioneer of sorts for regional organizations. Perhaps, in the future we will see 

the EU take on this imperial form and develop a new political system exceptional for its time. 

For now, however, we can safely say that it remains a regional hegemon whose power lies in 

its ability to shape conceptions of normality through the mechanism of conditionality.  

 
74 Hartmut Behr, “The European Union in the Legacies of Imperial Rule? EU Accession Politics Viewed from a 
Historical Comparative Perspective,” European Journal of International Relations 13, no. 2 (2007): 254. 
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Einleitung: Feministische Außenpolitik 

Christiane Lemke 

Inwiefern bietet feministische Außenpolitikanalyse neue Forschungsperspektiven? In den fol-

genden Beiträgen geht es vor allem um die Perspektive auf das Thema aus der Sicht von The-

oretikerinnen, Aktivistinnen und politischen Führungspersönlichkeiten. Wie bereits J. Ann 

Tickner, eine der Begründerinnen der feministischen Forschung in der internationalen Politik, 

schrieb, ist der zentrale Ansatzpunkt für die kritische Genderforschung, Frauen bei den Themen 

Sicherheit und Frieden überhaupt erst sichtbar zu machen - „to bring women in“, wie sie her-

vorhob (Tickner 1992; 2002). Internationale Beziehungen aus einer kritischen Geschlechter-

perspektive zu erforschen, so Tickner, erfordere Kernbegriffe wie Sicherheit, Staat oder Macht 

auf den verdeckten Bias hin zu befragen, der die bisherige Forschung durchzieht. Diese Kate-

gorien und Grundkonzepte des Faches waren scheinbar geschlechtsneutral, „objektiv“ entwi-

ckelt worden, allerdings, wie sie überzeugend darlegen konnte, aus einer verengten Blickrich-

tung. Die feministische Perspektive sollte die Kategorien neu und kritisch hinterfragen und so 

beispielsweise bezüglich der Machtinteressen im internationalen Raum nicht nur die Konkur-

renz von Staaten, sondern auch Formen der Kooperation untersuchen, welche der Bearbeitung 

globaler Herausforderungen wie der Friedenssicherung näher kommen würden.  

Seit die ersten Pionierinnen im Feld geschlechtersensible Studien über die internationale Politik 

angestellt haben, hat sich die Forschung stark ausdifferenziert. Frauen spielen als Forscherinnen 

eine zunehmend einflussreiche Rolle. Neben die vor allem in den internationalen Organisatio-

nen dominierenden Positionen des liberalen Feminismus und einer essentialistischen For-

schungsrichtung, die zunächst in der Friedensforschung Fuß fassen konnte, haben sich inzwi-

schen post-strukturalistische Ansätze entwickelt, die meist auf sozialkonstruktivistischen An-

nahmen beruhen. Gender ist diesen Arbeiten zufolge eine soziale Konstruktion, welche in in-

ternationalen Konflikten und bei ungleichen sozialen und ökonomischen Verteilungsverhält-

nissen, in der Klimapolitik sowie bei der Frage der globalen Gesundheitsversorgung eine zent-

rale Rolle spielt. Andere Forschungsarbeiten wiederum zeigen, wie die sich überschneidenden 

kulturellen und sozialen Zuschreibungen eine Intersektionalität der Geschlechteridentitäten bil-

den, die in diversen Lebensverhältnisse ihren Ausdruck finden. Auch post-koloniale Ansätze, 

um die sich heute viele Forschungsarbeiten drehen, erweitern den Blick auf Diversität; sie wer-

fen nicht nur ein kritisches Licht auf die Situation von Frauen des globalen Südens, sondern 
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beleuchten die Einflüsse post-kolonialer Erinnerungen und Einschreibungen in der westlichen 

Lebenswelt.  

Die verschiedenen Ansätze zeigen, wie stark sich die feministische Forschung inzwischen aus-

differenziert hat. Für die internationale Politik sind dabei die Feinanalyse geschlechterbezoge-

ner Unterschiede und die konkret handelnden Menschen in ihren vielschichtigen und teilweise 

widersprüchlichen Beziehungen von Interesse sowie die Art und Weise, wie diese Individuen 

mit- und übereinander kommunizieren. Geschlechterkritische Ansätze wissen dabei um die 

Herrschaftsverhältnisse, die Geschlechterzuschreibungen beinhalten und sie betrachten diese 

als wesentliche Ursache für – oft unversöhnliche – Konflikte und Gewaltanwendung. Die fe-

ministische Außenpolitikanalyse baut auf diesen Erkenntnissen auf und verändert – an der 

Schnittstelle zwischen Theorie und Praxis gelegen – den Blick auf Policies, Netzwerke und 

internationale Institutionen. Immer geht es in dieser Art von Analyse auch um konkrete Men-

schen und ihre Lebensrealitäten. Die ehemalige schwedische Außenministerin Margot Wall-

ström hatte diesen Ansatz konsequent und innovativ auf die schwedische Außenpolitik übertra-

gen und sie als „feministische Außenpolitik“ konzipiert (Ministry of Foreign Affairs 2019). Mit 

den drei R’s – Repräsentanz, Rechte und Ressourcen – bekam die Außenpolitik erstmals für ein 

Land eine auf die Geschlechterverhältnisse im internationalen Raum bezogene Handlungsdi-

mension. Diese außenpolitische Konzeption wurde von der Überzeugung getragen, dass eine 

höhere Geschlechtergerechtigkeit internationale Konflikte und Kriege vermeiden hilft. Selbst 

wenn über Erfolge und Misserfolge der spezifischen Auswirkungen dieser Politik weiter ge-

stritten wird – auch in diesem Band – so ist hier doch ein wichtiger Anstoß für eine auf die 

konkreten Menschen, und nicht nur auf staatliche Machtpolitik bezogene Normsetzung erfolgt. 

Weltweit ist die Lage von Frauen und Mädchen immer noch prekär und sie hat sich durch die 

Corona-Krise weiter verschlechtert. Dies gilt beispielsweise für das Recht auf körperliche 

Selbstbestimmtheit und Unversehrtheit von Mädchen und Frauen, welches zu den grundlegen-

den Menschenrechten gehört. Nach dem neuesten von den Vereinten Nationen vorgelegten 

Weltbevölkerungsbericht 2021 haben nur 55 Prozent der Frauen die volle Entscheidungsmacht 

über ihre Gesundheitsversorgung, Familienplanung und über die Frage, ob sie eine sexuelle 

Beziehung eingehen wollen oder nicht (vgl. BMZ 2021). Die Corona-Krise hat die Lage in 

vielen Ländern verschärft. Wie der Bericht hervorhebt, sind viele Gesundheitszentren in den 

Ländern des Südens mit der Bekämpfung der Pandemie überlastet, die Lieferketten von Medi-

kamenten und Verhütungsmitteln sind zusammengebrochen und Schwangere können nicht 
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mehr zu den Vorsorgeuntersuchungen gelangen. Das volle Ausmaß der Pandemie bedingten 

Nachteile für Frauen und Mädchen wird sich allerdings erst in den kommenden Jahren zeigen. 

Vor diesem Hintergrund haben die Grundsätze der konkreten feministischen Außenpolitik 

nichts an Aktualität eingebüßt. 

Die „andere Stimme“ von Frauen in der internationalen Politik betrifft vor allem die normativen 

Grundlagen der internationalen Beziehungen. So fällt auf, dass das Recht auf körperliche Un-

versehrtheit immer wieder von Frauen als Forscherinnen und Aktivistinnen eingefordert wird. 

Ähnliches gilt auch für die Kinderrechte und das Recht auf Bildung vor allem für Mädchen 

(Lemke 2021). In der feministischen Außenpolitikforschung geht es daher nicht nur um die 

höhere Repräsentanz von Frauen in politischen Führungspositionen. Vielmehr handelt sie auch 

davon, dass Frauen für sich selbst sprechen, ihren Anliegen Authentizität verleihen und grund-

legende Menschenrechte einfordern können. Diese menschenrechtliche Position, ihre Chancen 

und Perspektiven, sind gerade heute in der internationalen Politik angesichts eines global zu 

beobachtenden Blacklash aufgrund von Autoritarismus, Nativismus und nationalistischer Ab-

schottung von vordringlichem Interesse.  

Im folgenden Themenschwerpunkt „Menschen“ werden Beiträge vorgestellt, die neue und kri-

tische Perspektiven auf die Erforschung internationaler Politik eröffnen. Anknüpfend an die 

feministische Staatstheorie zeigt Katharina Geldsetzer in ihrer Arbeit auf, dass der Anspruch 

von Staaten eine feministische Außenpolitik zu praktizieren selbst kritisch hinterfragt werden 

muss und eine neue Form des hegemonialen Diskurses darstellt, der eine eigene Fortschrittlich-

keit (der westlichen Länder) gegenüber anderen Ländern behauptet. Welche Vorstellungen und 

Konzepte über Gender der Generalsekretär der Vereinten Nationen und seine Berichte offen-

baren, behandelt Katharina Müller in ihrer innovativen, aufschlussreichen Untersuchung zum 

„Geschlechterwissen“. In den UN-Berichten scheinen im Zeitverlauf unterschiedliche, von der 

feministischen Forschung beeinflusste Geschlechterkonzepte auf, die teils auch widersprüch-

lich zueinanderstehen. In der praktischen Arbeit des Generalsekretärs überwiegt nach ihren Er-

kenntnissen daher ein additives Geschlechterwissen. Im Mittelpunkt des dritten Beitrags von 

Caroline Ruhl steht die japanische Feministin und Aktivistin Iijima Aiko, die sich bereits früh-

zeitig von den Bürgerrechts- und Antidiskriminierungsbewegungen in anderen Ländern inspi-

rieren ließ und damit eine transnationale Perspektive auf die Frage „was ist Diskriminierung für 

Frauen“ entwickelte. Besonders spannend an ihrer Forschung ist dabei, dass sie bei Iijima Aiko 
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nicht nur Bezüge zur afro-amerikanischen Bürgerrechtsbewegung in den USA, sondern auch 

zu antikolonialen Bewegungen in Asien und Afrika aufzeigen konnte.  

Auch in methodischer Hinsicht zeigen die Beiträge, wie sich bestimmte Methoden in der For-

schung besonders gut eignen, um Frauen sichtbar werden und sie zu Worte kommen zu lassen. 

Die Untersuchung hegemonialer Diskurse, die Katharina Geldsetzer unter Rückgriff auf An-

tonio Gramsci einfordert und die kritische Diskursanalyse, die Katharina Müller in der inhalts-

analytischen Untersuchung des Geschlechterwissens zur Anwendung bringt, zeigen beide, wie 

zentral das konkrete Wissen und die Kommunikation über Geschlechterzusammenhänge für die 

internationale Politik sind. Die hermeneutische Textanalyse von Caroline Ruhl bietet schließ-

lich auch die Chance auf eine differenzierte Wiederaneignung des Wissens einer inzwischen 

nahezu vergessenen Feministin der „ersten Stunde“, die die transnationale Politik aus der japa-

nischen Perspektive reflektierte. 
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Feministische Außenpolitik als hegemonialer Kampfplatz? 

Eine staatstheoretische Einordnung 

Katharina Geldsetzer 

 

1. Einleitung 

Meine Damen und Herren, ich glaube klar ist: Eine Außenpolitik für Frauen kann nur eine 

Außenpolitik von und mit Frauen sein. Und deshalb muss unsere Außenpolitik, ja, auch 

unsere Außenpolitik muss weiblicher werden.1 

Das obige Zitat entstammt einer Rede des 2019 amtierenden deutschen Außenministers Heiko 

Maas, der sich anlässlich des damaligen internationalen Frauentags 2019 für eine Außenpolitik 

„für Frauen“ ausgesprochen hat. Aber was bedeutet die Spezifizierung „für Frauen“ und was 

kennzeichnet eine Außenpolitik als „weiblich“?2 

Ob und inwiefern von der Vergeschlechtlichung des Staates und dessen einzelnen Bestand-

teilen auszugehen ist und in welchen Erscheinungsformen diese auftritt, ist seit jeher eine we-

sentliche Problemstellung, die verschiedene Stränge feministischer Staatstheorie beschäftigt. 

Birgit Sauer beschreibt „Männlichkeit als grundlegende[s] Strukturmuster“ des Staates und 

konstituiert, dass die sogenannte „gläserne[...] Decke“, die die berufliche Karriere von Frauen 

eingrenzt, in der politischen Sphäre „eher aus Beton gefertigt“ zu sein scheint.3 Dass dieses 

Bild vor allem auf die internationalen Beziehungen und die Besetzung von Positionen in der 

Außenpolitik zutrifft, zeigen verschiedene Studien. Eine Studie der UN Women veranschau-

licht beispielsweise, dass nur 9 Prozent der staatlichen Friedensverhandler*innen4 in einem 

Zeitraum zwischen 1992 und 2011 Frauen waren.5  

Auf diese Studie bezieht sich auch das Außenministerium Schwedens in seinem eigens an-

gefertigten Handbook – Sweden’s feminist foreign policy von 2018. Seitdem die schwedische 

 
1 Auswärtiges Amt, „Rede von Außenminister Heiko Maas“.  
2 Ibid. 
3 Sauer, Geschlecht und Politik, 13 f. 
4 Mit der *-Schreibweise möchte ich in meinen Ausführungen Menschen, die sich abseits tradierter Geschlechter-
rollen als weder weiblich noch männlich identifizieren sowie Trans- und Inter*Menschen inkludieren und schließe 
mich somit einem nicht-binären Geschlechterverständnis an. 
5 United Nations Women, Women’s Participation in Peace Negotiations, 4 f.  
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Regierung 2014 als erster Staat weltweit eine Feminist Foreign Policy ausrief, finden immer 

mehr Staaten Gefallen an diesem Konzept. So versuchen einige Staaten, darunter Kanada, 

Frankreich und Deutschland, eigene Versionen dieser zu implementieren. Aber was steckt hin-

ter dem Label ‚Feministische Außenpolitik‘ und wie lassen sich derartige geschlechterpoliti-

sche Strategien aus einer politikwissenschaftlichen Perspektive interpretieren? 

Um dieses relativ neue Phänomen einer politikwissenschaftlichen Analyse zugänglich zu 

machen, eignen sich unter anderem feministische Ansätze zur Staatstheorie, die sich mit der 

„Möglichkeit oder Unmöglichkeit einer geschlechtergerechten und geschlechteregalitären Ge-

sellschaft“ befassen und staatlichen Interventionen grundsätzlich zunächst skeptisch gegen-

überstehen.6 Laut Löffler richtet sich diese Skepsis „gegen die intendierten und unintendierten 

Wirkungen solcher Eingriffe, die mitunter Geschlechterherrschaft stabilisieren, anstatt sie zu 

beseitigen“.7 Die vorliegende Auseinandersetzung mit dem Phänomen Feministischer Außen-

politik soll von dem gleichen Erkenntnisinteresse geleitet sein und dahingehend das emanzipa-

torische Potenzial Feministischer Außenpolitik thematisieren. So wird die These untersucht, ob 

der Status Quo aktueller Macht- und Herrschaftsverhältnisse grundsätzlich eher stabilisiert als 

systematisch hinterfragt wird. In diesem Zusammenhang kann auf Grundlage feministischer 

Weiterentwicklungen der Hegemonietheorie Antonio Gramscis und dessen Konzept der „pas-

siven Revolution“ argumentativ analysiert werden, inwiefern Feministische Außenpolitik als 

hegemoniale Strategie fungiert.8 Die Fragestellung dieser Arbeit lautet daher: Wie können Stra-

tegien Feministischer Außenpolitik hegemonietheoretisch im Kontext feministischer Staatsthe-

orien interpretiert werden?  

Der erste Teil dieser Arbeit widmet sich der terminologischen Klärung und Konzeptualisie-

rung Feministischer Außenpolitik als aktuelle Bewegung und geschlechterpolitische Strategie, 

sowie einer kurzen Einführung in den Stand aktueller Forschung. Nach einer Einordnung des 

eigenen Forschungsvorhabens in den aktuellen Diskurs um Feministische Außenpolitik folgt 

im zweiten Teil die theoretische Rahmung dieser Arbeit. Die feministische Relektüre des He-

gemoniemodells nach Gramsci soll hier als Ansatzpunkt dienen. Die Analyseebenen der Ver-

geschlechtlichung des Staates und die Strategie der „passiven Revolution“ werden in einem 

 
6 Löffler, Feministische Staatstheorien, 235. 
7 Ibid., 236. 
8 Gramsci, Gefängnishefte (H.10, §41), 1330. Aufgrund des wiederholten Aufkommens dieser Begrifflichkeit 

wird zum Zwecke des Leseflusses auf die repetitive Quellenangabe verzichtet und der Term lediglich in Anfüh-
rungszeichen wiedergegeben. 
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dritten Schritt auf Feministische Außenpolitik als geschlechterpolitische Strategie übertragen. 

Diese Analyse soll explizit von einer Skepsis gegenüber des ‚Feministisch-Machens‘ angetrie-

ben sein und mögliche Erklärungsansätze hinter Strategien Feministischer Außenpolitik offen-

legen. Dies ermöglicht eine herrschaftskritische Deutung, die Feministische Außenpolitik als 

Instrument zur Fokusverlegung weg von innenpolitischen Problemstellungen hin zu der inter-

nationalen Gemeinschaft versteht. 

2. Begriffserklärung und Konzeptualisierung Feministischer Außenpolitik als geschlech-

terpolitische Strategie  

Einen möglichen Zugang zu Feministischer Außenpolitik findet sich vor allem in der Policy-

Dimension von Außenpolitik. Diese speist sich primär aus der inhaltlichen Festlegung und hat 

„programmatischen, intentionalen, strategisch-planenden und zielgerichteten Charakter“. 9 

Durch eine Festlegung auf Ziele und präferierte Resultate wird eine Art „Leitfaden für Aktionen 

außerhalb der staatlichen Grenzen“ geschaffen.10 Ebendieser angestrebte Leitfaden soll bei ei-

ner Feminist Foreign Policy feministisch durchwoben sein und ein besonderes Augenmerk auf 

Ungleichverhältnisse werfen. Inhaltliche Ursprünge und Begründungen von Strategien Femi-

nistischer Außenpolitik – ungeachtet dessen, ob sie tatsächlich praktisch umgesetzt oder ledig-

lich so benannt werden – finden sich in der United Nations Security Council Resolution (UN-

SCR) 1325, der 1995 Bejing Platform for Women und der International Conference of Popula-

tion and Development (ICPD).11 Ob wie im Falle Kanadas und Frankreichs nur ein einzelner 

Zweig oder sogar wie im Falle Schwedens die Außenpolitik als Gesamtkonstrukt als „feminis-

tisch“ proklamiert wird, hängt derzeit von dem Ermessen und der konkreten Ausgestaltung der 

genannten Staaten ab.12 Eine ausführliche und gültige Definition Feministischer Außenpolitik 

zu entwickeln oder auf jede bis dato veröffentliche Definition einzugehen und diese zu evalu-

ieren, bedarf einer tieferen Auseinandersetzung als der Rahmen dieser Arbeit freistellt. Jedoch 

ist es an dieser Stelle unabdingbar auf die grundlegende Problematik der Konzeptspezifikation 

Feministischer Außenpolitik einzugehen.  

Laut Markus Tausendpfund lässt sich ein Konzept an drei Eckpfeilern festmachen: dem 

Term, der Intension und der Extension.13 Während bei der Konzeptspezifikation die Intension 

 
9 Wilhelm, Außenpolitik, 10. 
10 Ibid. 
11 Vgl. Thompson und Clement, Defining Feminist Foreign Policy, 2. 
12 Ibid., 3. 
13 Tausendpfund, Quantitative Methoden, 83.  
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alle Eigenschaften umfasst, die den Untersuchungsgegenstand ausmachen, legt die Extension 

fest, welche Objekte bzw. Praktiken darunterfallen14. Übertragen auf das Konzept Feministi-

scher Außenpolitik würde dies wie folgt aussehen: Der Term, das Namensschild eines Kon-

zepts, lautet Feministische Außenpolitik bzw. Feminist Foreign Policy. Auffallend ist hier die 

namentliche Ausdifferenzierung durch die jeweiligen Staaten. Während im Falle Schwedens 

und im internationalen wissenschaftlichen Diskurs hauptsächlich von Feminist Foreign Policy 

gesprochen wird, gibt es noch die Feminist International Assistance Policy Kanadas und die 

Gender and International Assistance Policy oder auch „Feminist Diplomacy“ Frankreichs.15 

Allen gemeinsam ist das Einpflegen bzw. die namentliche Kombination der eigenen Außenpo-

litik mit dem Begriff ‚Feminismus‘. Die minimalen namentlichen Abweichungen legen offen: 

Das ‚feministische‘ der Außenpolitik kann je nach eigenem Bedarf und Konsequenz bzgl. der 

Umsetzung angepasst bzw. abgestuft werden.  

Auch bei der Intension kommt es zu Diskrepanzen. Feministische Außenpolitik befindet sich 

in der Konzeptspezifikation aktuell in einem stetigen Aushandlungsprozess. Ob nun in einem 

eigens verfassten Modulhandbuch Formen und Kriterien der eigenen Umsetzung postuliert oder 

lediglich sechs „Action Areas“ festgehalten werden - die individuelle Ausgestaltung bleibt fle-

xibel.16 Dies schafft verschiedene Definitionsgrundlagen und folglich eine ungenaue Intensi-

onsspanne, gerade im Zusammenhang mit einem genauen Verständnis von ‚Feminismus‘. Al-

lerdings gibt es auch verschiedene nicht-staatliche Akteur*innen, wie zum Beispiel das Centre 

for Feminist Foreign Policy, kurz CFFP, welche ihr intersektionales Feminismusverständnis 

klarer in ihre Definition Feministischer Außenpolitik integrieren.17 

Schließlich kommt es im Schritt der Extension zu einer ungenauen Bestimmung der Staaten, 

die eine feministische Außenpolitik vertreten. Übt nur Schweden eine Feministische Außenpo-

litik aus oder können Kanada, Frankreich und Deutschland auch hinzugezählt werden? Ist es 

sogar möglich, dass keiner dieser Staaten eine Feministische Außenpolitik vertritt? Es wird 

deutlich, dass gerade durch die vielschichtige und dadurch wenig eindeutige Konzeptspezifika-

tion Ziel- und Wunschvorstellungen verschiedenster staatlicher und zivilgesellschaftlicher Ak-

teur*innen unter demselben Begriffsspektrum gefasst werden. Diese konstante Veränderung 

und Erweiterung des Definitionsrahmens führt folglich zu der Problematik, nicht trennscharf 

 
14 Ibid. 
15 Thompson und Clement, Defining Feminist Foreign Policy, 3. 
16 Ministry of Foreign Affairs Sweden (MOFAS), Handbook; Government of Canada, Assistance Policy.  
17 CFFP, „CFFP Definition“. 
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bestimmen zu können, welchen Kriterien Feministische Außenpolitik nun letztendlich stand-

halten muss. In der Veröffentlichung Defining Feminist Foreign Policy (2019) besprechen die 

Autor*innen Lyric Thompson und Rachel Clement unter anderem schwedische, kanadische und 

französische Ansätze und wagen den Versuch, diese Denkanstöße in einer Definition grob zu-

sammenzufassen. Ich schließe mich in dieser Arbeit unter einigen Vorbehalten dieser Defini-

tion an:  

Feminist Foreign Policy is the policy of a state that defines its interactions with other 

states and movements in a manner that prioritizes gender equality and enshrines the 

human rights of women and other traditionally marginalized  groups, allocates sig-

nificant resources to achieve that vision, and seeks  through its implementation to 

disrupt patriarchal and male-dominated power structures across all of its levers of in-

fluence (aid, trade, defense and diplomacy), informed by the voices of feminist activ-

ists, groups and movements.18 

Zwar wird diese Definition von ihren Urheber*innen als „undoubtedly insufficient“19 bezeich-

net. Jedoch eignet sie sich für das vorliegende Forschungsvorhaben anhand folgender Gründe: 

Zum einen wird die Definition durch ihren intendiert nicht-vollständigen Anspruch der Dyna-

mik aktueller Aushandlungsprozesse gerecht. Darüber hinaus spricht sie als wichtigen Aspekt 

auch die relevante Stimme zivilgesellschaftlicher Akteur*innen an und umreißt kurz und präg-

nant Eckpfeiler des ‚kleinsten gemeinsamen Nenners‘ der aktuell diskutierten Ausgestaltungen 

Feministischer Außenpolitik.  

Ein wesentlicher Aspekt, der jedoch in der Definition des ICRW unbeachtet bleibt, ist die 

Mehrdimensionalität, insbesondere im Benennen des genauen Verständnisses von Feminismen. 

Dass es nicht den einen Feminismus gibt, sondern, dass es sich um eine Mehrzahl sozialer Be-

wegungen mit teilweise weit divergierenden Zielvorstellungen handelt, wird größtenteils aus-

geblendet. An dieser Schnittstelle eröffnet die Arbeitsdefinition des Centre for Feminist For-

eign Policy (CFFP) eine produktive Tiefe, da Feministische Außenpolitik hier mehr als eine 

Art „multi-dimensional framework“20 gesehen wird. Ähnlich wie CFFP möchte auch ich mich 

in meinen Ausführungen einem intersektionalen Verständnis von Feminismus anschließen, da 

 
18 Thompson und Clement, Defining Feminist Foreign Policy, 7. 
19 Ibid., 1. 
20 CFFP, „CFFP Definition”. 
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nicht nur patriarchale, sondern auch rassistische und postkoloniale Macht- und Herrschafts-

strukturen in den internationalen Beziehungen über einen maßgeblichen Einfluss verfügen und 

folglich in einer Definition Feministischer Außenpolitik nicht unbeachtet bleiben dürfen.21 

2.1. Stand der aktuellen Forschung 

Die Ausgangslage einer ungenauen Konzeptualisierung macht eine wissenschaftliche Ausei-

nandersetzung mit Feministischer Außenpolitik durchaus komplex. Problemstellungen, die sich 

seit Schwedens Einführung ihrer Strategie Feministischer Außenpolitik in den vergangenen 

Jahren entwickelt haben und entscheidend für den wissenschaftlichen Diskurs rund um das 

Thema Feministische Außenpolitik sind, lassen sich anhand von drei Kritikansätzen verdeutli-

chen.  

Ein immer wieder aufgegriffenes Thema stellt das Dilemma in Bezug auf Waffenexporte 

dar. Die betreffende Argumentationskette lässt sich dabei wie folgt zusammenfassen: Waffen-

exporte in an Konflikten beteiligten Staaten resultieren in einer Eskalation und/oder Fortfüh-

rung von Konflikten, in denen unter anderem auch konfliktbezogene sexuelle Gewalt als syste-

matische Kriegstaktik und -waffe verwendet wird.22 Der UN-Sicherheitsrat führt aus: „Trends 

analysis of incidents in 2018 confirms that sexual violence continues as part of the broader 

strategy of conflict and that women and girls are significantly affected“.23 Trotz massiver Kritik 

an der Unvereinbarkeit des eigens auferlegten feministischen Ansatzes und des Waffenexports 

in konfliktinvolvierte Länder überstiegen beispielsweise die schwedischen Waffenexporte seit 

2015 das jeweilige Vorjahr.24 

Hier zeigt sich auch das von Karin Aggestam und Annika Bergman-Rosamond in ihrem 

Aufsatz Swedish Feminist Foreign Policy in the Making: Ethics, Politcs and Gender bespro-

chene Dilemma: Als menschenrechtsorientierter Fokuspunkt könne Feministische Außenpoli-

tik einen ethischen Maßstab in den internationalen Beziehungen setzen – wenn sie nur in The-

orie und Praxis kohärent durchgeführt würde.25 Ein solcher Maßstab müsste jedoch messbar 

 
21 Manzo, „Colonialism and Slavery“, 334.  
22 Aggestam und Bergman-Rosamond, „Feminist Foreign Policy 3.0“, 329; UN Security Council, Conflict-related 

Sexual Violence, 3.  
23 Ibid., 5. Die Analyse konzentrierte sich auf 37 staatliche und nicht nicht-staatliche Gruppen sowie 19 (Post-) 
Konfliktländer. 
24 Government of Sweden, Export Controls 2017, 41.  
25 Aggestam und Bergman-Rosamond, „Swedish Feminist Foreign Policy“, 332.  
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sein. Operationalisierte Evaluations- und Kontrollmechanismen, die nachweisen könnten, wel-

che Erfolge und Versäumnisse durch die Anwendung einer Strategie Feministischer Außenpo-

litik hervorgerufen werden, sind allerdings noch nicht vollständig ausgereift bzw. bedürfen ei-

ner Revision.26 In ihrem Aufsatz The Challenge of Foreign Policy in the WPS Agenda evaluie-

ren Hudson und Eason Bestrebungen eines feministischen Ansatzes für die Ausrichtung der 

Außenpolitik unter Margot Wallström in Schweden und unter Hillary Clinton in ihrer Zeit als 

Secretary of State in den Vereinigten Staaten. Mithilfe eines Vergleichs beider Staaten versu-

chen sie Hürden für die Durchsetzung feministischer Außenpolitikstrategien herauszustellen. 

Im Zuge dessen entwickeln sie unter anderem Empfehlungen für gesetzliche Leitlinien, entlang 

derer die Prinzipien von Strategien Feministischer Außenpolitik präziser auseinandergehalten 

und folglich besser operationalisierbar werden sollen.27 Einer der am meisten bemängelten 

Punkte ist der „deep disconnect between the rhetoric […] and what actually transpired on the 

ground“.28 So ist ein Appell, die Lücke zwischen dem Gesagten und dem, was tatsächlich um-

gesetzt wird, messbarer zu machen. Eine Reflexion dieser Prozesse erfolgt jedoch derzeit wei-

testgehend bzw. wenn überhaupt durch eine freiwillige Selbstevaluation in Eigenregie durch 

die Staaten.29 

Hieran anschließend besteht ein dritter Kritikansatz bzgl. der Authentizität Feministischer 

Außenpolitik. Handelt es sich um einen ernstzunehmenden inklusiven Ansatz zur Bekämpfung 

von Missständen oder eher um eine geschickte Inszenierungsstrategie westlicher Staaten hin-

sichtlich ihrer ‚Fortschrittlichkeit‘? Die Politikwissenschaftlerin Rahel Weldeab Sebhatu bringt 

dies in ihrer Analyse der Kampagne #BringBackOurGirls und der daran anschließenden Kritik 

an der Ausrichtung Schwedischer Feministischer Außenpolitik auf den Punkt: „Despite its 

appeal, Sweden’s feminist foreign policy reads like a humanitarian development project that 

risks infantilizing women and girls, particularly those situated in the Global South, as victims 

without agency“.30  

Die erwähnten Kritikansätze an Feministischer Außenpolitik sind größtenteils auf das 

schwedische Beispiel fokussiert. Zwar ist Schweden bislang der einzige Staat, der nach eigenen 

Angaben eine explizit Feministische Außenpolitik betreibt.31 Jedoch lässt sich eine Bewegung 

 
26 Thompson und Clement, Defining Feminist Foreign Policy, 3. 
27 Hudson und Eason, „The Challenge“, 789. 
28 Ibid., 788. 
29 Thompson und Clement, Defining Feminist Foreign Policy, 7. 
30 Welderab, „Digital Mediatization“, 18. 
31 Thompson und Clement, Defining Feminist Foreign Policy, 1. 
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verschiedener bereits genannter Staaten hin zu einer Feministischen Außenpolitik ausmachen. 

Der Einbezug dieser in meine analytischen Ausführungen ist daher nicht nur produktiv, sondern 

auch notwendig für eine umfassende Interpretation des Untersuchungsgegenstandes. So wird 

auch die außenpolitische Strategie des Auswärtigen Amtes in die Analyse Feministischer Au-

ßenpolitik miteinbezogen, da „Frauen, Frieden und Sicherheit“ sowohl als Schwerpunktthema 

für die Zeit als nicht-ständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat von 2019 bis 2020 als auch als 

generelles Querschnittsthema in der deutschen Außenpolitik postuliert wird.32 Anstatt aller-

dings mit empirischer Datenerhebung nachzuweisen, ob Feministische Außenpolitik als erfolg-

reich einzustufen ist oder nicht, wird eine tiefergehende theoriegeleitete Auseinandersetzung 

mit Strategien Feministischer Außenpolitik angestrebt. Ziel ist, Feministische Außenpolitik 

nicht als individualistische staatengebundene Praxis, sondern als globale „geschlechterpoliti-

sche Strategie“ zu begreifen, um sie so zugänglicher für Kritik- und Verbesserungsansätze zu 

machen.33 Hier möchte ich mit meiner Arbeit in den Diskurs eingreifen und eine konstruktive 

Perspektive auf Feministische Außenpolitik erarbeiten. Die Analyse der bis jetzt vernachlässig-

ten theoretischen Ebene der Macht- und Herrschaftsverhältnisse soll konstitutiv wirken, um 

eine mögliche Einordnung des Phänomens Feministischer Außenpolitik in das Gesamtkon-

strukt feministischer Staatstheorien zu ermöglichen. Dazu werden im Folgenden zwei relevante 

Analyseebenen der staatstheoretischen Ausführungen Antonio Gramscis aufgegriffen: der in-

tegrale Staat und das Konzept der „passiven Revolution“ als hegemoniale Strategie. Die femi-

nistische Relektüre dieser in Hinsicht auf die Vergeschlechtlichung des Staates und die Funk-

tionsweise geschlechterpolitischer Strategien werden so das Fundament der Analyse Strategien 

Feministischer Außenpolitik bilden. 

3. Relevante theoretische Begrifflichkeiten Gramscis Hegemonietheorie als Werkzeuge 

zur Analyse Feministischer Außenpolitik  

Anschließend an Gramscis staatstheoretische Überlegungen beschäftigen sich auch heute 

viele Theoretiker*innen mit dem Konzept der Hegemonie. Grundbausteine seiner Hegemo-

nietheorie werden für Erklärungsversuche und wissenschaftliche Auseinandersetzungen mit ak-

tuellen politischen Problemstellungen herangezogen und weiterentwickelt, so auch in Bezug 

auf die kritische Auseinandersetzung mit dem Staat.34 Der Staatsbegriff an sich ist zahlreichen 

Deutungskämpfen unterlegen. Bei genauerer Betrachtung kristallisiert sich schnell heraus, dass 

 
32 Auswärtiges Amt, Frauen, Frieden und Sicherheit. 
33 Löffler, Geschlechterpolitische Strategien, 167. 
34 Vgl. Bieling, Neomarxismus, 471 ff. 



 

 

87 

das Konzept des Staates viel weiter als seine territorialen Grenzen reicht. Es umfasst zahlreiche 

Dynamiken und Widersprüche. Staatstheorien beschäftigen sich mit ebendiesen Phänomenen 

und versuchen sich an Erklärungsansätzen zur Entschlüsselung der Wirkungsweisen des Staa-

tes.35 Grundsätzlich bilden Staatstheorien laut Löffler einen „Spezialfall politischer Theorie“, 

der die „problemorientierte“ und „(kritische) Reflexion politischer Prozesse“ ermöglicht.36 Ge-

schlechterverhältnisse werden jedoch mehrfach nicht als eine Problemlage in diese Reflexion 

miteinbezogen. Es wird eine „Geschlechtsblindheit“ innerhalb der Staatstheorien identifiziert, 

der es entgegenzuwirken gilt.37 An diesem Punkt schließen feministische Staatstheorien an. 

Diese können sowohl als Kritik oder Weiterentwicklung bereits bestehender Staatstheorien als 

auch als eigenständige Theorien gelesen werden.38 Sie beziehen sich inhaltlich oftmals auf Ver-

säumnisse und Lücken bereits bestehender Auseinandersetzungen mit dem Untersuchungsge-

genstand Staat. Eine Besonderheit feministischer Staatstheorien ist, dass sie „in einer Tradition 

herrschaftskritischer Theoriebildung [stehen] und […] insofern nicht nur Theorien über den 

Staat […], sondern umfassende Herrschaftskritik“ sind.39 Damit einhergehend werden nicht nur 

Kritikansätze, sondern - ganz im Sinne Feministischer Theorie - „explizit-emanzipative An-

sprüche“ formuliert.40 Bezüglich feministischer Theorie stellt Ludwig die „Verbindung von 

Ideologiekritik, Herrschaftskritik und geschlechter-emanzipatorischem Anspruch“ als die 

„zentrale Kontinuität“ feministischer Politikwissenschaft und der dieser übergeordneten „femi-

nistischen Perspektive“ heraus.41 

So bietet Gramscis Konzept des integralen Staates Potenzial für die Frage nach dem Ge-

schlecht des Staates und so auch Verknüpfungspunkte für feministische Staatstheorien. Ein As-

pekt, welcher sich als besonders prägend für feministische Debatten erwies, ist Gramscis De-

konstruktion der „Grenzlinie zwischen privat und öffentlich“, bei der der Zivilgesellschaft ein 

Platz innerhalb des Staates zugeschrieben wird.42 Die besondere Relevanz für feministische 

Debatten und Kämpfe zeigt sich in der Parallele mit ebendieser Trennung, die auch einen wich-

tigen Streitpunkt in der Geschlechterforschung darstellt: die spezifische Zuordnung von Frauen 

in die private, sowie von Männern in die öffentliche Sphäre.43 Staatstheoretische Überlegungen 

 
35 Vgl. Löffler, Feministische Staatstheorien, 37 ff. 
36 Ibid. 
37 Ibid. 
38 Vgl. Ibid. 
39 Vgl. Ibid., 32 ff. 
40 Sauer, „Feminismus und Politik“, 165. 
41 Ludwig, Geschlecht regieren, 128. 
42 Demirović, „Politische Gesellschaft“, 27.  
43 Vgl. Wöhl, „Geschlechterverhältnisse“, 69. 
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bieten einen kostbaren Nährboden für feministisch-politikwissenschaftliche Kritiken an dieser 

Zuordnung. Jedoch kommen diese zu unterschiedlichen Ergebnissen: Marxistisch-feministi-

sche Ansätze heben beispielsweise die Verbindung zwischen Kapitalismus und dem Patriachat 

hervor. Die eben aufgegriffene Zuordnung in zwei Sphären sei Resultat eines männlichen ka-

pitalistischen Staates und dieses „patriarchale […] Herrschaftsgebilde“ dementsprechend als 

„emanzipatorischer Agent unbrauchbar“.44 

An dieser Stelle bietet eine auf dem Konzept des integralen Staats aufbauende feministisch-

gesellschaftstheoretisch ausgerichtete Perspektive, eine für dieses Forschungsvorhaben diffe-

renziertere Sichtweise. Gramsci entschlüsselt sein Staatskonzept als konstitutierend aus politi-

scher und ziviler Gesellschaft, die in einem ständigen Wechselverhältnis zueinanderstehen. 

Dieses Wechselverhältnis fasst Gramsci wie folgt zusammen: „Staat = politische Gesellschaft 

+ Zivilgesellschaft, das heißt Hegemonie, gepanzert mit Zwang“.45 Folgt mensch der gramsci-

anischen Gleichung, so ergibt sich, dass alles, was sich in der politischen Gesellschaft verfestigt 

und materialisiert hat, Deutungskämpfen verschiedenster Akteur*innen in der Zivilgesellschaft 

entsprungen ist.46 Laut Demirović ist der Staat also, anders als in zuvor verfassten Staatstheo-

rien „selbst Gesellschaft“.47 Dies eröffnet die Möglichkeit, den Kampfplatz aktivistischer Be-

strebungen somit nicht in einem abstrakten ausgelagerten Staat, sondern in der Gesellschaft 

selbst verortet zu sehen. Diese Deutungsweise nutzt Birgit Sauer für einen alternativen Ein-

stiegspunkt zur Debatte über die Vergeschlechtlichung des Staates. In ihrem achtteiligem 

Staatskonzept setzt sie sich unter anderem mit Gramscis Gefängnisheften auseinander und um-

reißt den Staat als  

(Selbst-) Entwurf der Zivilgesellschaft zur politischen Steuerung bzw. zu politischer Herr-

schaft. Staat und Zivilgesellschaft sind also keine gegensätzlichen Strukturen, vielmehr for-

mieren sich Herrschaftsverhältnisse in der Zivilgesellschaft und bilden sich in (staatlichen) 

Strukturen ab bzw. aus.48 

 

Der Staat könne folglich nicht als geschlechts-neutral bezeichnet werden. Sauer fasst diese In-

terdependenz prägnant zusammen und kommt zu dem Schluss, dass der Staat sowohl „Ausdruck 

 
44 Ludwig, Geschlecht, Macht, Staat, 35; Löffler, Feministische Staatstheorien, 236. 
45 Gramsci, Gefängnishefte (H.6, §88), 783. 
46 Vgl. Ludwig, Geschlecht, Macht, Staat, 36. 
47 Demirović, „Politische Gesellschaft“, 24. 
48 Sauer, Geschlecht und Politik, 21. 



 

 

89 

des Geschlechterverhältnisses“ sei als auch dieses „organisier[e]“.49 Für die Vergeschlechtli-

chung des Staates bedeutet dies laut Sauer folgendes: „Der Staat ist deshalb ebenso frauen-

freundlich oder genauso maskulinistisch wie die Zivilgesellschaft und umgekehrt: Die Zivilge-

sellschaft kann nicht als frauenfreundliche Anti-Struktur zum Staat betrachtet werden“.50 Auf-

bauend auf diesem Gedankenkonstrukt befasst sich auch Stefanie Wöhl mit der Frage nach der 

Männlichkeit des Staates und der generellen Interdependenz von staatlichen Strukturen und 

Geschlechterverhältnissen:  

Es besteht somit ein reziprokes Verhältnis zwischen den politischen Staatsapparaten und 

der Zivilgesellschaft, in der hegemoniale Männlichkeit als politischer Maskulinismus her-

gestellt wird. […] Politischer Maskulinismus ist dabei nicht an konkrete Männer gebunden 

und somit nicht identisch mit ihnen.51  

Was Wöhl folglich klar herausarbeitet, ist die Tatsache, dass auch Frauen* in politischen Äm-

tern politischen Maskulinismus ausleben und praktizieren können. Wenn also vom männlichen 

Staat gesprochen wird, ist konkret die Struktur staatlicher Institutionen gemeint.52 Politischer 

Maskulinismus manifestiere sich laut Wöhl durch die „symbolische Repräsentation“ und die 

Transportation von „kulturell-symbolische[n] Vorstellungen und Ideale[n] von ‚Männlich-

keit‘“.53 Um diesen hegemonialen Status zu wahren, „müssen maskulin konnotierte Interessen, 

Identitäten und Politiken immer wieder neu hergestellt werden“.54 Dabei ist es fundamental an 

dieser Stelle anzumerken, dass sich nach neogramscianischer Staatstheorie diese maskulin kon-

notierten „Führungspraktiken“ erst im Laufe der Zeit durch diskursive Praxis zu eben solchen 

entwickelt haben.55 Der Inhalt und die Gestaltung der vielschichtigen Machtmechanismen und 

der „Führungspraktiken“ seien also nicht zweifellos in Stein gemeißelt, sondern grundsätzlich 

transformierbar.56 Anders als bei feministisch-marxistischen Überlegungen seien staatstrans-

formative Bestrebungen also grundsätzlich denkbar.57 

 
49 Ibid., 19. 
50 Ibid., 21. 
51 Wöhl, „Geschlechterverhältnisse“, 71. 
52 Vgl. Ibid. 
53 Ibid., 71, 70. 
54 Ibid., 72. 
55 Ibid., 74. 
56 Ibid., 75. 
57 Löffler, Geschlechterpolitische Strategien, 168. 
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An dieser Stelle ergibt sich auch die Bedeutung hegemonialer Kämpfe für die Analyse staat-

licher geschlechterpolitischer Interventionen. In Gundula Ludwigs Überlegungen zum Verhält-

nis zwischen Subjekt und Staat bezieht sie sich auf Gramscis Gefängnishefte und definiert He-

gemonie als „umkämpftes Terrain und zugleich Medium für gesellschaftliche Auseinanderset-

zungen“.58 Was aber, wenn diese Art der gesellschaftlichen Auseinandersetzung strategisch in-

strumentalisiert wird, um anti-hegemoniale Strömungen innerhalb der Zivilgesellschaft zu ent-

kräften? Im Falle eines Revolutionsbestrebens subalterner Gruppen beschreibt Gramsci eine 

Strategie herrschender Gruppen, welche die revolutionären Kräfte gewissermaßen „diplomati-

siert“ - die „passive Revolution“.59 Die Reaktion herrschender Gruppen auf das „Umstürzler-

tum der Volksmassen“ äußert sich im folgenden Mechanismus.60 Durch die Aufnahme „eine[s] 

gewissen Teil[s] der Forderungen von unten“, wird eine Besänftigung und somit eine Ent-Ra-

dikalisierung revolutionärer Kräfte erreicht.61 In diesem Kompromiss findet sich laut Ludwig 

auch die Crux der „Langlebigkeit der Hegemonie: Sie wird aufrechterhalten, indem sie sich 

(innerhalb eines gewissen Rahmens) durch fortwährende passive Revolutionen verändert“.62 

Bieling führt die verschiedenen historischen Sachverhalte an, welche Gramsci mit Hilfe dieses 

Erklärungsansatzes der oben beschrieben Strategie der „passiven Revolution“ analysiert hat 

und kommt zu dem Schluss, dass Gramscis Konzept „äußerst dehnbar“ für die Analyse politi-

scher Entwicklungen sei.63  Gerade diese Dehnbarkeit nutzen viele feministische Theoreti-

ker*innen, um die oftmals festgestellte Widersprüchlichkeit von Geschlechterpolitiken zu er-

gründen.64  

Ein Beispiel bildet hier Wöhls kritische Analyse der geschlechterpolitischen Strategie des 

Gendermainstreamings in der EU. Zwar spricht sie Geschlechterpolitik an sich zu, „staatliche 

Politiken und politische Kämpfe beeinflussen“ zu können.65 Sie hinterfragt jedoch auch das 

tatsächlich emanzipative Potenzial dieser, da die geschlechterpolitischen Forderungen durch 

ihre Institutionalisierung „somit auch Teil kultureller und politischer Herrschaft im Sinne einer 

passiven Revolution“ werden.66 Ergebnis von Wöhls Analyse und Einschätzung ist, dass die 

 
58 Ludwig, Geschlecht regieren, 25. 
59 Gramsci, Gefängnishefte (H.10, §41), 1330. 
60 Ibid. 
61 Ibid.; Vgl. Ludwig, Geschlecht, Macht, Staat, 42. 
62 Ludwig, Geschlecht, Macht, Staat, 42. 
63 Vgl. Bieling, Neomarxismus, 465. 
64 Löffler, Geschlechterpolitische Strategien, 167. 
65 Wöhl, „Geschlechterverhältnisse“, 76. 
66 Ibid. 
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„heterosexuelle Zweigeschlechtlichkeit als hegemoniale Geschlechterordnung“ nicht grundle-

gend durch Gender Mainstreaming in Frage gestellt, sondern eher noch unterstützt wird, da der 

Ansatz auf dem „Prinzip der Differenz zwischen den Geschlechtern“ beruht.67 Zwar wurden 

aktiv Stimmen feministischer Bewegungen in Form NGOs mit in die Verhandlungen über die 

Implementierung des „geschlechterparadoxe[n] Verfahren[s]“ des Gender-Mainstreamings ein-

gebracht, aber:68 

Aus einer hegemonietheoretischen Perspektive ist diese [Mitbestimmung] nicht nur als 

Chance, sondern auch als Herrschaftsstrategie zu betrachten, denn wenn Emanzipation nur 

in einem vorgegebenen, rationalen, nach Marktkriterien kalkulierbaren Rahmen überhaupt 

erst möglich wird, dann ist sie bereits in ihrem herrschaftskritischen Potential einge-

schränkt.69 

So kann die hegemoniale Strategie der „passiven Revolution“ gerade in Hinblick auf die Frage 

nach dem emanzipatorischen Potenzial staatlich institutionalisierter geschlechterpolitischer 

Strategien eine wertvolle Analyseperspektive hinsichtlich zentraler Kontinuitäten schaffen. 

4. Anwendung der vorgestellten Mechanismen auf den Untersuchungsgegenstand Femi-

nistischer Außenpolitik 

Während in einem Großteil politikwissenschaftlicher Forschungsvorhaben ein besonderes Au-

genmerk auf empirische Überprüfbarkeit und eine datenfundierte Theorieanwendung geworfen 

wird, ist dies nicht 1:1 auf den Zweig der Politischen Theorie übertragbar.70 Für staatstheoreti-

sche Forschung bedeutet dies unter anderem, dass zwar empirische Befunde in die eigene For-

schung eingeflochten werden, es aber durchaus sein kann, dass sich gewisse Überlegungen „ei-

ner unmittelbaren empirischen Überprüfung entziehen“.71 Die methodische Vorgehensweise in 

der folgenden Analyse wird also nicht auf die Datenauswertung und empirisch verifizier- bzw. 

falsifizierbare Aussagen abzielen. Staatstheoretische Forschung und der wissenschaftliche Be-

zug auf diese äußern sich vielmehr dadurch, gerade nicht-empirisch nachweisbare Zusammen-

hänge „zu argumentieren, die Relevanzkriterien zu bestimmen und plausibel zu machen“.72 So 

werden zwar empirische Bezüge hergestellt, doch liegt auch der Fokus dieser Arbeit auf der 

 
67 Ibid., 79. 
68 Ibid., 77; Löffler, Geschlechterpolitische Strategien, 167. 
69 Wöhl, “Geschlechterverhältnisse“, 79 f. 
70 Vgl. Löffler, Feministische Staatstheorien, 19 f. 
71 Ibid., 21. 
72 Ibid. 
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Interpretation und Verknüpfung staatstheoretischer hegemonialer Ansätze und Weiterentwick-

lungen. Bei den gewählten Beispielen handelt es sich um Regierungsdokumente sowie öffent-

liche Stellungnahmen und Berichte der auswärtigen Ämter bzw. Regierungen und die wissen-

schaftlichen Auseinandersetzungen mit diesen.  

Als Ausgangspunkt der Analyse gehe ich von zwei verschiedenen Polen aus. Martin Non-

hoff stellt zwei wesentliche hegemoniale Strategien innerhalb eines Deutungskampfes heraus: 

die „offensiv-hegemoniale“ („Position des Hegemons“) und die „defensiv-hegemoniale Posi-

tion“ („Opposition zu einem Hegemon“).73 Übertragen auf die feministisch ausgerichtete Ana-

lyseperspektive und den Untersuchungsgegenstand von Strategien Feministischer Außenpolitik 

kommt es zu folgender Zuordnung von Akteur*innen: Die staatlichen Regierungen im Allge-

meinen und der Politikzweig der Außenpolitik im Speziellen stellen den Hegemon, also die 

herrschenden Gruppen dar. Die Opposition, also die subalternen Gruppen, bilden in diesem Fall 

feministische Bewegungen.74 

4.1. Zur Beziehung zwischen der Vergeschlechtlichung des Staates und Feministischer 

Außenpolitik 

Wenn davon ausgegangen werden kann, dass staatliche Strukturen zwar maskulinistisch ge-

prägt, aber grundsätzlich transformierbar sind, wie sehen dann die Maßnahmen Feministischer 

Außenpolitik aus, diesen entgegenzutreten?  

Als ein Strukturmerkmal Feministischer Außenpolitik wird immer wieder Repräsentation 

als wesentlicher Grundpfeiler aufgegriffen. Diese äußert sich unter anderem als eines der drei 

R’s in Schwedens Feministischer Außenpolitik: „Rights, Representation an Resources“.75 Auch 

in Kanadas Feminist International Assistance Policy findet sich dieser Aspekt als „women’s 

representation in the security sector“ wieder.76  Dabei wird wiederholt auf empirische For-

schung Bezug genommen, die zeigt, dass die Wahrscheinlichkeit eines längerfristigen Friedens 

dann steigt, wenn Frauen unter den Unterzeichner*innen von Friedensverträgen sind.77 Femi-

nistische Außenpolitik setzt sich also für eine vermehrte Teilhabe von Frauen an Friedenspro-

zessen ein. Ganz konkret wird dies beispielsweise dadurch angestrebt, dass durch technische 

 
73 Nonhoff, Diskurs, 185. 
74 Diese sollen explizit heterogen gelesen werden, da von der Vielschichtigkeit staatskritischer feministischer 

Bewegungen und Kämpfe ausgegangen wird.  
75 MOFAS, Handbook, 6. 
76 Government of Canada, Assistance Policy.  
77 Krause et al.,“Women’s Participation“, 1005. 
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und finanzielle Unterstützung Schwedens darauf hingearbeitet wird, verstärkt Mediatorinnen in 

Friedensprozesse und -verhandlungen zu involvieren, unter anderem in Kolumbien, Mali, Sy-

rien und Afghanistan.78 

Der Fokus auf die Repräsentation und Berücksichtigung möglichst vieler Lebensrealitäten 

in Friedensverhandlungen ist an sich durchaus bedeutend. Mein Ziel ist es ausdrücklich, nicht 

die Ergebnisse empirischer Forschung anzufechten, sondern einen Blick darauf zu richten, was 

das Einbringen solcher Ergebnisse in eine außenpolitische Agenda impliziert. Folgt mensch 

Sauers Einschätzung, dass der Staat „ebenso frauenfreundlich oder genauso maskulinistisch 

wie die Zivilgesellschaft [ist] und umgekehrt“, ist der scheinbar logische Schritt von gleicher 

Repräsentation zu Geschlechtergerechtigkeit als Resultat in sich unschlüssig.79 Da die masku-

linistischen Strukturen nicht unbedingt von Männern* in staatliche Strukturen integriert, son-

dern auch von Frauen* angenommen und fortgeführt werden können, sei das biologische Ge-

schlecht einer Person folglich nicht von zwingender Relevanz. Die reine Tatsache, dass es Be-

strebungen hin zu paritätischer Verteilung von außenpolitischen Positionen und der Beteiligung 

in Friedensprozessen gibt, ist zwar generell als positiv zu werten. Jedoch bedeutet Geschlech-

terparität oder eine generelle Repräsentation von Frauen* nicht eine einhergehende Transfor-

mation außenpolitischer Strukturen. Es lässt sich auf folgende tieferliegende Annahmen schlie-

ßen: Frauen* als homogene Gruppe seien in ihrer Position von Natur aus generell pazifistischer 

veranlagt und würden vor allem familienbezogene Problemlagen und Dimensionen der privaten 

Sphäre mit in Friedensprozesse und -verhandlungen einbringen, die Männer* gar nicht mitein-

bringen könnten. 

Aus einer feministisch-hegemonietheoretischen Perspektive betrachtet ist dies allerdings zu 

kurz gedacht. Hier wäre eher die Vorherrschaft pazifistischer Einstellungen in der Zivilgesell-

schaft von Relevanz, die sich dann in tatsächlichen Friedensverhandlungen niederschlagen wür-

den. In solchen Fällen würde folglich eine paritätische Repräsentation auch nicht zwangsläufig 

zu friedensorientierteren Verhandlungen führen. Wenn Frauen* in einem so explizit engen Rah-

men mit Frieden und Sicherheit in Verbindung gebracht werden, kann es dazu kommen, dass 

durch die Darstellung von Frauen* als Friedensüberbringer*innen hegemoniale Zuschreibun-

gen bzgl. Weiblichkeit reproduziert werden, unter anderem in Bezug auf Sorgearbeit und Har-

moniebedürftigkeit. Dadurch entsteht ein eindimensionales und homogenes Bild von Frauen* 

 
78 MOFAS, Handbook, 24. 
79 Sauer, Geschlecht und Politik, 21. 
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und eine gleichzeitige Verschiebung jeglichen Aggressionspotenzials zu männlichen* Ver-

handlungsbeteiligten. Gegenbeispiele werden in diesem Diskurs eher ausgeblendet.80 Was sich 

so als ein problematischer Effekt einer Fortschreibung hegemonialer zweigeschlechtlicher und 

tradierter Geschlechterrollen ergeben kann, ist eine überhöhte Verantwortung, die Frauen* und 

Mädchen* in Bezug auf Frieden zugeschrieben wird. 

4.2. Zur Feministischen Außenpolitik als „passive Revolution“ 

Ausgehend von seinem Verständnis des integralen Staates schreibt Gramsci der Zivilgesell-

schaft eine enorme Ordnungsfähigkeit gesellschaftlicher Verhältnisse zu. Wenn sich also eine 

Problemlage innerhalb des zivilgesellschaftlichen Rahmens herausbildet und sich durch hege-

moniale Kämpfe die „öffentliche[…] Meinung zu[…]spitzt“, wird Konsens in der Zivilgesell-

schaft hergestellt. Dieser Konsens schlägt sich dann institutionell in der politischen Gesellschaft 

in Form von Regelungen, Gesetzen, Institutionen etc. nieder.81 

Eine naheliegende Deutungsmöglichkeit von Strategien Feministischer Außenpolitik äußert 

sich darin, dass sich genau dieser Prozess im folgenden Schema vollzogen hat: Feministische 

Bewegungen haben unter anderem rund um #MeToo und den über weite Teile der Erde ver-

streuten Women’s March neue Sichtbarkeit erlangt. So haben sie sich größtenteils über Mas-

senmedien ihren Raum in der Zivilgesellschaft erkämpft und sind zu einer „gesellschaftlichen 

Kraft“ geworden, die sich „in kulturellen Kämpfen gegen andere [subalterne Gruppen] durch-

setz[t]“ bzw. durchgesetzt hat.82 Strategien Feministischer Außenpolitik könnten somit als eine 

institutionelle Verfestigung von Gleichberechtigungsbestrebungen als ein möglicher Minimal-

konsens feministischer Bewegungen interpretiert werden. Diese Deutungsmöglichkeit wird 

durch die wiederholte Erwähnung der zu Beratungszwecken hinzugezogenen Zivilgesellschaft 

in Dokumenten zur Gestaltung Strategien Feministischer Außenpolitik gestützt. Zwar wird in 

diesen Dokumenten kein explizites Verständnis der Zivilgesellschaft nach Gramsci attestiert. 

Jedoch wird der Einfluss und die Bedeutung zivilgesellschaftlicher Gruppen auf den Gestal-

tungsprozess von Strategien Feministischer Außenpolitik stets hochgehalten. Allein im schwe-

dischen Handbuch für Feministische Außenpolitik kommt der Begriff „civil society“ ganze 27 

Mal vor. Dabei wird betont, dass im Aushandlungsprozess immer wieder der Dialog und eine 

 
80 Als ein Beispiel wäre hier die ehemalige Regierungschefin Myanmars Aung San Suu Kyi zu nennen, der aktuell 

vorgeworfen wird, den Genozid an den Rohingya in Myanmar nicht anzuerkennen und die staatliche Diskrimi-
nierung dieser jahrelang geduldet zu haben. (Deutsche Welle, „Das Militär putscht in Myanmar“) 

81 Demirović, „Politische Gesellschaft“, 24; Ludwig, Geschlecht, Macht, Staat, 36. 
82 Demirović, „Politische Gesellschaft“, 28. 
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Kooperation mit der Zivilgesellschaft gesucht werden soll.83 Hinzu kommt die Erwähnung von 

zivilgesellschaftlichen Aktivist*innen, Akademiker*innen und Repräsentant*innen, die in Fo-

ren und Gremien einen aktiven Beitrag zur Policy-Entwicklung leisten würden bzw. geleistet 

hätten.84 Diesen Aspekt betont auch das Auswärtige Amt, indem es angibt, „die Zusammenar-

beit mit der Zivilgesellschaft zu diesem Thema [dem Aktionsplan der Bundesregierung zur 

Umsetzung der Resolution 1325] weiterausgebaut“ zu haben.85 Darüber hinaus gehöre es bei 

allen Strategien Feministischer Außenpolitik auch zur Agenda, zivilgesellschaftliche Organisa-

tionen außerhalb eigener Landesgrenzen zu stärken. Explizite Fälle äußern sich in Kanadas 

Policy „Empowering Afghan Women“ oder der Gründung eines „Frauennetzwerk[s] zwischen 

Deutschland, Lateinamerika und der Karibik“ durch Heiko Maas zwecks Thematisierung von 

Zwangsprostitution und Gewalt gegen Frauen auf internationaler Ebene.86 Solange die Proble-

matik von Gewalt gegen Frauen* jedoch eher anderorts thematisiert und diskutiert wird, führt 

dies dazu, dass der innenpolitische Handlungsbedarf als weniger dringend internalisiert wird. 

Diese Fokusverlegung kreiert so ein wahrnehmbares Ungleichgewicht, welches einerseits das 

Bild der eigenen ‚Fortschrittlichkeit‘ in Bezug auf eine angeblich gleichberechtigtere Gesell-

schaft untermauert und anderseits eine Hilfsbedürftigkeit von Staaten des Globalen Südens im-

pliziert. 

Eine andere Deutungsmöglichkeit ergibt sich vor allem aus den bedeutenden Parallelen zwi-

schen dem vorliegenden Untersuchungsgegenstand und der bereits angesprochenen Kritik 

Wöhls an der geschlechterpolitischen Strategie des Gender Mainstreamings der EU. Genau wie 

Wöhl in ihrer Analyse feststellt, haben wir es auch bei Feministischer Außenpolitik mit einem 

„sehr vage ausformulierte[n] Politikinstrument“ zu tun, bei dem es „keine einheitliche Zielset-

zung“ gibt.87 Die Parallelen äußern sich schon in der strukturellen Konzeption. Die „Three R’s“ 

der schwedischen Feministischen Außenpolitik können als angelehnt an die bei der Prozessge-

staltung von Gender Mainstreaming hervorgebrachten „3-R-Methode“ verstanden werden.88 Es 

lassen sich allerdings nicht allein strukturelle Gemeinsamkeiten bezüglich der Ausgestaltung 

feststellen. Auch der von Wöhl beispielhaft und prägnant herausgearbeitete Mechanismus der 

 
83 Vgl. MOFAS, Handbook, 13, 20, 33. 
84 Ibid., 58. 
85 Auswärtiges Amt, Frauen, Frieden und Sicherheit. 
86 Government of Canada, Assistance Policy; Auswärtiges Amt, “Frauennetzwerk“. 
87 Wöhl, „Geschlechterverhältnisse“, 77. 
88 MOFAS, Handbook, 13; „Representation, Ressourcen, Realia“ (Wöhl, „Geschlechterverhältnisse“, 77). 
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„passiven Revolution“ lässt sich auf die Entwicklung geschlechterpolitischer Strategien Femi-

nistischer Außenpolitik übertragen. Wie bereits erwähnt, wurden wie auch bei der Entwicklung 

von Grundzügen des Gender-Mainstreaming-Ansatzes zivilgesellschaftliche Gruppen, Ex-

pert*innen und NGOs zu Rate gezogen. Die jeweiligen Außenministerien behalten jedoch in 

diesem Prozess eine gewisse Definitionsmacht und geben somit auch einen institutionellen 

Rahmen vor. Davon, dass die unter diesen Voraussetzungen entstandenen Kompromisse weit-

aus herrschaftsunkritischer ausfallen mögen als vonseiten feministischer Bewegungen inten-

diert, ist für beide Fälle auszugehen.89 Als bedeutender Punkt bleibt jedoch, dass lediglich ein 

selektierter Teil der transformativen Forderungen defensiv-hegemonialer Gruppen (feministi-

sche Bewegungen) in die Programme offensiv-hegemonialer Gruppen (Außenministerien) auf-

genommen wird. 

Diese selektive Aufnahme von Forderungen führt zu zwei wesentlichen Deutungsweisen im 

gramscianischen Sinne der „passiven Revolution“. Durch die wiederholte Aussage mit zivilge-

sellschaftlichen Gruppen zu kooperieren, wird ein Bild gesellschaftlichen Rückhalts geschaf-

fen. Die Mitwirkung feministischer Bewegungen kann folglich so interpretiert werden, dass es 

sich nicht nur um eine reine Aufnahme von Forderungen handelt, sondern eine Art Inkorporie-

rung defensiv-hegemonialer Gruppen stattfindet. An dieser Stelle äußert sich ein ausschlagge-

bendes Merkmal: Feministische Forderungen werden nicht in ihrer Mehrdimensionalität the-

matisiert und diskutiert, sondern als Gleichsetzung Feminismus = Förderung von Frauen und 

Mädchen homogenisiert und diese so verschleiert. Zum einen bestärkt diese Deutungsweise das 

hegemoniale binäre Geschlechterkonstrukt. Andererseits eröffnet sich hierdurch eine weitere 

Dimension der „passiven Revolution“. Demirović hält in Bezug auf das Staatsverständnis 

Gramscis fest: „Schließlich muss die herrschende Gruppe auch in der Lage sein, diejenigen zu 

führen, von denen der stärkste Widerstand zu erwarten wäre“.90 Übertragen auf eine solche 

Vereinnahmung feministischer Bewegungen, kann folglich argumentiert werden, dass Strate-

gien Feministischer Außenpolitik nicht nur hinsichtlich ihrer binären Konstruktion von Männ-

lichkeit* und Weiblichkeit* zu kritisieren sind, sondern auch im Kontext des neoliberalen Pro-

jekts.91 Indem offensiv-hegemoniale Gruppen die Einschreibung defensiv-hegemonialer For-

 
89 Wöhl, „Geschlechterverhältnisse“, 77 ff. 
90 Demirović, „Politische Gesellschaft“, 32. 
91 Ich beziehe mich in meinen Ausführungen auf folgende sehr abstrahierte Definition: „Als politisch-praktisches 

Projekt basiert der Neoliberalismus auf verschiedenen theoretischen Konzeptionen, denen gemeinsam ist, dass 
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derungen in staatliche Strukturen regulieren und diejenigen herrschaftskritischen und anti-ka-

pitalistischen Aspekte auslassen, die den Status Quo aktueller Macht- und Herrschaftsverhält-

nisse gefährden, wird zwar Raum für Veränderung geschaffen – das neoliberale Grundgerüst 

bleibt jedoch erhalten. Kennzeichnend für Feministische Außenpolitik als hegemoniale Stütze 

neoliberaler Strukturen ist die ständig proklamierte Verbindung zwischen „gender equality“ 

und „economic growth“.92 Das schwedische Außenministerium gibt diesen Zusammenhang 

wie folgt wieder: „Women’s participation in the labour market and access to markets for trading 

lead to stronger economic growth and higher GNP per capita.“93 So äußert sich diesbezüglich 

auch das Auswärtige Amt der BRD im Kontext von Ansätzen zur Umsetzung der UN-Resolu-

tion 1325. Ein Kernpunkt des 2018 auf EU-Ebene entwickelten Strategic Approach on WPS 

wird folgendermaßen zusammengefasst: „Unterstützung proaktiver Maßnahmen für die wirt-

schaftliche Ermächtigung von Frauen, mit maßgeblichen Renditen für Wirtschaft und Gesell-

schaft“.94 Dies impliziert, dass feministisches Handeln schon allein aufgrund enormer ökono-

mischer Anreize „sinnvoll, gut und richtig“ wäre.95 Die vielschichtigen Problemlagen, in denen 

sich Frauen* weltweit befinden, werden geradezu ökonomisiert. Der gesicherte Zugang und die 

Integration in die Weltmärkte werden als eine generalisierte und vereinfachte Lösung ebendie-

ser Problemlagen dargestellt. Es macht den Anschein, als würde die ökonomische Profitabilität 

von Strategien Feministischer Außenpolitik einerseits als ein Verkaufsargument vor sich her-

getragen und andererseits im gleichen Zug als Instrument zur eigenen Inszenierung als ‚fort-

schrittlicher‘ Staat genutzt werden.  

Die argumentative Kette, dass vor allem „women’s economic empowerment“ zwangsläufig 

in einem Zugewinn an Freiheit, Wirtschaftswachstum und Entwicklung münden würde, wird 

durch die aktuelle Ausrichtung von Strategien Feministischer Außenpolitik hegemonial gefes-

tigt.96 So manifestiert sich das vorherrschende Bild alles-regelnder Märkte und einer internali-

sierten Alternativlosigkeit, die wiederum die Macht- und Herrschaftsverhältnisse von Seiten 

zivilgesellschaftlicher Gruppen stabilisieren.97 Lösch fasst diese Dynamik der internalisierten 

 
sie die Herrschaft des Marktes und einen Primat der Ökonomie proklamieren.“ (Lösch, „Neoliberale Hegemo-
nie“, 202) 

92 MOFAS, Handbook, 18. 
93 Ibid., 28. 
94 Auswärtiges Amt, Frauen, Frieden und Sicherheit. 
95 Ludwig, Geschlecht, Macht, Staat, 37. 
96 MOFAS, Handbook, 88. 
97 Lösch, „Neoliberale Hegemonie“, 232. 
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Alternativlosigkeit treffend zusammen: „Obgleich sich wahrscheinlich relativ wenige Men-

schen eindeutig als Anhänger/innen der neoliberalen Ideologie verstehen, sind deren Grundan-

nahmen – ob bewusst oder unbewusst – bereits fest im Denken vieler Menschen verankert.“98 

Dieser Rückbezug auf die stabilisierende Funktion zivilgesellschaftlicher Gruppen eröffnet 

zum Schluss dieses Kapitels noch eine essentielle Perspektive, die nicht ungeachtet bleiben 

darf. Eines der Ergebnisse der theoretischen Auseinandersetzung mit feministischen Weiterent-

wicklungen und Anwendungen der Strategie der „passiven Revolution“ zeigt auf, dass die Aus-

übung von Hegemonie, vereinfacht formuliert, nicht nur als Einbahnstraße verstanden werden 

kann. Übertragen auf Strategien Feministischer Außenpolitik ist eine Deutungsweise denkbar, 

in der defensiv-hegemoniale Gruppen – in diesem Fall feministische Aktivist*innen – ein ge-

wisses Steuerungspotenzial zugesprochen werden kann, Kompromisse aktiv gegen-hegemonial 

zu lenken. Der Umfang und die letztendlichen Möglichkeiten, die sich aus einem solchen Po-

tenzial ergeben, bleiben jedoch fallspezifisch und zu diesem Zeitpunkt rein spekulativ. 

5. Fazit 

Die Auseinandersetzung mit Strategien Feministischer Außenpolitik aus einer hegemonie-

theoretischen Perspektive hat sich als ein aussagekräftiges Beispiel dafür erwiesen, aufzuzei-

gen, dass nicht jedes Konzept der Geschlechterpolitik „per se emanzipatorisch“ sein muss und 

so eine herrschaftskritische Deutung dieser ermöglicht.99 Im Rückbezug auf die zu Beginn auf-

gestellte These, kann Strategien Feministischer Außenpolitik durchaus eine Verfolgung einer 

hegemonialen Strategie argumentativ nachgewiesen werden. So lassen sich Effekte im Sinne 

einer „passiven Revolution“ erkennen. Diese äußern sich in Form einer Verschleierungstaktik 

und wirken als eine Art hegemoniale Stütze. Selektierte Forderungen werden aufgenommen 

und vor allem nach außen hin multilateral vertreten, um den Status Quo aktueller Macht- und 

Herrschaftsverhältnisse beizubehalten mit dem Effekt feministische Bewegungen neoliberal 

auszuhöhlen und zu entradikalisieren. Die aus hegemonietheoretischer Perspektive herausge-

stellten Schwachstellen von Strategien Feministischer Außenpolitik, haben einmal mehr in er-

nüchternder Art und Weise gezeigt, „inwiefern sich ein ursprünglich emanzipatives Projekt den 

Kriterien des Marktes anpassen muss, anstatt diesen grundsätzlicher in Frage zu stellen, um 

überhaupt Umsetzungschancen zu haben“.100  

 
98 Ibid., 242. 
99 Löffler, Feministische Staatstheorien, 66. 
100 Wöhl, „Geschlechterverhältnisse“, 79. 
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Aus diesem Grund sind wissenschaftliche Auseinandersetzungen mit den Macht- und Herr-

schaftsmechanismen bzgl. ebensolcher geschlechterpolitischer Interventionen bedeutsam, ins-

besondere um feministischen Handlungsbedarf und machtstrukturelle Schieflagen aufzuzeigen, 

um so „den kritischen Gehalt des Konzeptes überhaupt aufrechterhalten zu können“.101 Diese 

können einen Ansatzpunkt dafür schaffen, gegen-hegemoniale Strategien zu entwickeln und so 

den Raum für feministische Debatten ein Stück weit zu vergrößern. So kann eine hegemonie-

theoretische Kritik durchaus auch als Handlungsappell für feministische Aktivist*innen inner-

halb zivilgesellschaftlicher Gruppen gelesen werden. Ungeachtet der Menge angeblich bereits 

eingebrachter zivilgesellschaftlicher Einflüsse kann es nicht weiterhin den Außenministerien 

einzelner Staaten überlassen werden, die Definitions- und Deutungshoheit über die in dieser 

Arbeit untersuchte Strategie staatlicher Transformation für sich zu beanspruchen. Ansonsten 

kann es, wie in der Analyse aufgezeigt, schnell passieren, dass das Labeln mit einem homoge-

nisierten ‚Feminismus‘ zum Ziele eigener Image-Aufbesserung instrumentalisiert wird und so-

gar anti-emanzipatorische Effekte im Sinne einer Fortschreibung hegemonial-geschlechterspe-

zifischer Zuschreibungen hervorbringt. Ein möglicher Weg dem entgegenzusteuern könnte 

sein, vermehrt und aktiv Neoliberalismus-kritische sowie nicht-binäre Perspektiven in den Dis-

kurs rund um Strategien Feministischer Außenpolitik einzubringen, um so kontrastreichere und 

differenziertere Positionierungen einzufordern.  

Hinsichtlich der Interpretation von Strategien Feministischer Außenpolitik in einem staats-

theoretischen Kontext stellt die aus der Analyse hervorgehende Interpretation nur eine der mög-

lichen Einordnungen dar. Aufgrund der Vielfalt verschiedener Ansätze zur Einordnung ge-

schlechterpolitischer Strategien kann es auch auf die Frage nach dem letztendlichen emanzipa-

tiven Potenzial keine eindeutige Antwort geben.102 Daher möchte ich an dieser Stelle die be-

sprochenen Ergebnisse ein Stück weit relativieren. Dass es Menschen geben wird, die aufgrund 

der Verfolgung einer Strategie Feministischer Außenpolitik eine Verbesserung ihrer Lebenssi-

tuation erfahren haben, kann und möchte ich allein aufgrund meiner privilegierten Sprechpos-

tion nicht abstreiten. Dementsprechend soll an dieser Stelle noch einmal betont werden, dass 

diese Arbeit keinen theoretischen Rundumschlag leisten kann und dass weder Strategien Femi-

nistischer Außenpolitik kategorisch verworfen noch andere weitaus positivere Einschätzungen 

ausgeschlossen werden können. Die Analyse von Strategien Feministischer Außenpolitik hat 

 
101 Ibid. 
102 Ludwig, Geschlecht regieren, 236. 
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gezeigt, dass gerade diese Ambivalenzen ein wesentlicher Teil staatlicher Macht- und Herr-

schaftsverhältnisse sind und es zum Zwecke einer produktiven Auseinandersetzung unabding-

bar ist, diese teils auch weit auseinanderdriftenden Deutungsweisen anzuerkennen, zu diskutie-

ren und auszuhalten.103  

So möchte ich meine Arbeit mit einem Ausblick auf mögliche Forschungsfelder schließen. 

Eine denkbare Auseinandersetzung, die weiterer Untersuchung bedarf, ist die Betrachtung des 

erarbeiteten Wirkungsmechanismus aus einer postkolonialen Perspektive, deren enorme Rele-

vanz ich vor allem im Kontext der Ethnisierung von sexueller Gewalt sowie in einem neokolo-

nialen Kontext begründet sehe. Wünschenswert wäre zudem ein Fokus auf die Erarbeitung ei-

ner kritischen Operationalisierung und Evaluierung zur Messung der (Miss-)Erfolge Feminis-

tischer Außenpolitik, um diese außenpolitischen Strategien auch empirischer Forschung zu-

künftig besser zugänglich zu machen.  

 
103 Vgl. Poulantzas, Staatstheorien, 167. 
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Geschlechterkonzeptionen bei den Vereinten Nationen. 

Eine Untersuchung zum Geschlechterwissen des UN-Generalsekretärs in Berichten zum 

Thema „Frauen, Frieden und Sicherheit“ im Zeitraum 2002-2018 

Katharina Müller 

1. Einleitung 

Seit Mitte der neunziger Jahre setzt sich feministische Forschung im Bereich der Internationa-

len Beziehungen (IB) zunehmend mit den Chancen und Grenzen internationaler Frauen- und 

Geschlechterpolitik in Global Governance-Strukturen auseinander.1 Ein viel diskutiertes Bei-

spiel ist die „Frauen, Frieden und Sicherheit“ Agenda der Vereinten Nationen. Am 31. Oktober 

2000 verabschiedete der UN-Sicherheitsrat die Resolution 1325, die eine Genderperspektive 

für Peacebuilding, Peacekeeping und andere UN-Maßnahmen im Bereich Konfliktlösung und 

Konfliktprävention fordert. Als Sicherheitsratsresolution ist 1325 für UN-Mitgliedstaaten, die 

die UN Charta unterzeichnet haben, rechtlich bindend. Folglich handelt es sich um ein bedeu-

tendes Dokument der internationalen Sicherheitspolitik. 2  Zur Women, Peace and Security 

(WPS) Agenda gehören die Resolution 1325 und acht Folgeresolutionen aus den Jahren 2000-

2019 sowie andere Dokumententypen wie beispielsweise Berichte des UN-Generalsekretärs 

zum Thema, die in der Literatur jedoch weitaus weniger Beachtung finden. 

Diskursanalytische Untersuchungen der WPS Agenda konzentrieren sich bisher überwie-

gend auf die Sicherheitsratsresolutionen, wobei diese im Detail nur bis 2009 analysiert wurden.3 

Für den Diskurs der Agenda wurde bisher überwiegend der Sicherheitsrat als Sprecher unter-

sucht, obwohl es auch andere relevante Sprechpositionen im WPS Diskurs innerhalb der Ver-

einten Nationen gibt – wie beispielsweise den UN-Generalsekretär oder UN Women. Die 

Agenda und der zugehörige Diskurs scheinen insgesamt von essentialistischen, patriarchal-ste-

 
1 S. z.B. Enloe, Cynthia: Bananas, Beaches and Bases. Making Feminist Sense of International Politics. Berkeley 
/ Los Angeles: University of California Press, 2014; vgl. Caglar, Gülay: Engendering der Makroökonomie und 
Handelspolitik. Potenziale transnationaler Wissensnetzwerke. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 
2009, S. 23.  
2 Vgl. Shepherd, Laura J: „Sex, Security and Superhero(in)Es: From 1325 to 1820 and Beyond“, International 
Feminist Journal of Politics 13(4), S. 504–21, 2011, S. 505. 
3 S. ebd. 
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reotypen und liberal-feministischen Konzeptionen von Geschlecht geprägt zu sein. Nur für ei-

nige afrikanische NAP erkennt Hudson auch radikal-feministische Einflüsse.4 Diese Ausprä-

gung des Geschlechterwissens des Sicherheitsrates führt dazu, dass strukturelle Ursachen von 

geschlechterbasierter Gewalt sowie strukturelle Barrieren für die Partizipation von Frauen nicht 

thematisiert werden. 

Mein Forschungsinteresse liegt auf dem Zusammenhang von Geschlechterkonzeptionen und 

theoretischem Wissen über Geschlecht. Aus einer poststrukturalistisch-feministischen Perspek-

tive heraus untersuche ich Geschlechterkonzeptionen in den Berichten des UN-Generalsekre-

tärs und stelle einen Bezug zu Geschlechterwissen her, welches für die WPS Agenda bisher 

nicht untersucht wurde. Dafür gehe ich davon aus, dass feministische Perspektiven und nicht-

feministische Auffassungen das Geschlechterwissen einer*s Sprecher*in im Diskurs bestim-

men. 

Mit einem wissenssoziologisch-diskurstheoretischen Ansatz wird der UN-Generalsekretär 

als Sprecher im UN-Diskurs zur WPS Agenda untersucht.5 Dabei lautet die Forschungsfrage: 

Welche Geschlechterkonzeptionen lassen sich in den Berichten des Generalsekretärs finden 

und welches Geschlechterwissen lässt sich davon ableiten? Mithilfe eines deduktiv und induk-

tiv erstellten Kodierleitfadens wurde mit der Qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring die Wis-

senssoziologische Diskursanalyse von Keller operationalisiert. Diese habe ich dann auf alle 

Berichte des Generalsekretärs zum Thema „Frauen, Frieden und Sicherheit“ angewendet, um 

die den Berichten inhärenten Geschlechterkonzeptionen zu untersuchen, um dann von ihnen 

Geschlechterwissen abzuleiten. Von den Analyseergebnissen zu den Geschlechterkonzeptionen 

leite ich das Geschlechterwissen des UN-Generalsekretärs ab, das sich als unterschiedlich ge-

prägt erweist, was ich als additives Geschlechterwissen bezeichne.6  

 

 

 
4 Vgl. Hudson, Heidi: „The Power of Mixed Messages: Women, Peace, and Security Language in National Action 
Plans from Africa“, Africa Spectrum 52(3), S. 3–29, 2017. 
5 Eine konzeptionelle Schwäche dieser Arbeit ist die Definition von „Sprecher*in Generalsekretär*in“. Nicht nur 
waren in der Periode 2002-2018 drei verschiedene Generalsekretäre im Amt, es ist auch generell nicht bestimmbar, 
wer die Berichte tatsächlich verfasst hat. Deshalb verstehe ich „Generalsekretär*in“ nicht als eine Person, sondern 
als UN-Institution. 
6 Die Forschungsergebnisse stammen aus dem Jahr 2019. 
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2. Feministische Perspektiven in Geschlechter-Policies der Vereinten Nationen 

Häufig wird von Feminismus als einer Theorie gesprochen, obwohl es sich um eine Vielzahl 

feministischer Perspektiven handelt.7 Da diese in ihren Ausprägungen sehr unterschiedlich aus-

fallen können und Geschlechterwissen verschiedenartig prägen können, ist es von Bedeutung, 

feministische Theorien zu differenzieren. Rosemarie Tong (2009) benennt beispielsweise acht 

verschiedene feministische Labels: „liberal, radical, Marxist/socialist, psychoanalytic, care-

focused, multicultural/global/colonial, ecofeminist, and postmodern/third wave.“8 Sie bezeich-

net diese Labels als „[...] incomplete and highly contestable.“9 Susan Archer Mann nimmt eine 

ähnliche Einteilung vor und unterscheidet zwischen liberalen Feminismen, radikalen Feminis-

men, marxistischen, sozialistischen und anarchistischen Feminismen, intersektionalen Theo-

rien, postmodernen, poststrukturalistischen, queeren und Transgender Theorien sowie dem 

Third Wave Feminism.10 

Durch das Aufgreifen radikal-feministischer, postkolonialer und intersektionaler Perspekti-

ven durch die Vereinten Nationen vor allem in den 1980er und 1990er Jahren lässt sich eine 

Wegentwicklung von für die UN typischen liberalen Feminismen vermuten. Laut Arat bleibt 

dieser Wandel jedoch aus, beziehungsweise auf Rhetorik beschränkt.11 Für das Aufgreifen fe-

ministischer Ideen durch die Vereinten Nationen stellt sie das Bestehen einer liberal-feministi-

schen Tradition fest, die besonders hinsichtlich von der UN formulierten Empowerment-Indi-

katoren erkennbar sei (z.B. Anteil von weiblich besetzten Stühlen in einem Parlament).12 Da 

liberal-feministische Perspektiven sich oft auf die Nichtdiskriminierung von Frauen durch Po-

licies und in Institutionen fokussieren, richten sich Maßnahmen überwiegend auf Diskriminie-

rung im Hinblick auf Beruf und Karriere sowie darauf, bestehende Institutionen für Frauen 

inklusiver zu machen.13 Für Arat bedeutet dies, dass diskriminierende Strukturen und Hierar-

chien unangetastet bleiben.14 Infolgedessen würden manche Frauen in männlich dominierte Be-

reiche und Strukturen integriert, ohne dass die Grundlagen und Funktionen dieser Strukturen 

 
7 Vgl. Mann, Susan Archer: Doing Feminist Theory. From Modernity to Postmodernity. New York: Oxford 
Univesity Press, 2012, S. 2.  
8 Tong, Rosemarie: Feminist Thought. A More Comprehensive Introduction. Boulder: Westview Press, 2009, S. 
1.  
9 Ebd., S. 1. 
10 Vgl. Mann: Doing Feminist Theory. From Modernity to Postmodernity. 
11 Vgl. Arat, Zehra F. Kabasakal: „Feminisms, Women’s Rights, and the UN: Would Achieving Gender Equality 
Empower Women?“, American Political Science Review 109(04), S. 674–89, 2015, S. 680. 
12 Vgl. ebd., S. 675. 
13 Vgl. ebd., S. 683. 
14 Vgl. ebd., S. 683. 
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infrage gestellt würden.15 Solch ein rein integratives Vorgehen, das die strukturellen Hinder-

nisse nicht anfechtet, kann laut Arat nicht zu einer Verbesserung für alle Frauen beitragen, son-

dern nur für einige wenige, während die Mehrheit weiterhin diskriminiert würde.16 Durch libe-

ral-feministisch ausgerichtete Geschlechter-Policies würden manche Frauen in bestehende, pat-

riarchale Strukturen integriert werden, ohne diese zu verändern und Machtgefälle und -dyna-

miken sowie systematische Ungleichheiten würden perpetuiert, obwohl diese in der Geschlech-

terdiskriminierung eine entscheidende Rolle spielen.17  

3. Poststrukturalistisch-feministische Analyseperspektive 

Wenn feministische Perspektiven von Internationalen Organisationen aufgegriffen werden, ge-

schieht dies oft selektiv und kombinatorisch, weshalb gefragt werden muss, welche Ideen auf-

genommen werden und wie.18 Die Frage nach der Art und Weise des Aufgreifens zielt auf die 

Untersuchung ab, ob feministische Ideen im Ganzen, teilweise, in abgeänderter Form oder mit 

veränderter Bedeutung in Internationale Organisationen eingebracht werden.19 Für Analysen 

dieser Art bieten sich poststrukturalistische und diskursanalytische Theorien an, da diese die 

konstitutive Rolle von Wissen betonen.20 

In dieser Arbeit nehme ich eine poststrukturalistisch-feministische Perspektive ein. Post-

strukturalistisch-feministische Analysen der Vereinten Nationen haben aufgezeigt, wie Ge-

schlecht konzipiert ist und auf welche Art und Weise „gendered dichotomies“ zwischen Män-

nern und Frauen (re-)produziert werden.21 Petra Debusscher (2011) dekonstruiert beispiels-

weise das Verständnis von Geschlecht in Policy-Dokumenten und analysiert den Geschlechter-

diskurs, in den die Dokumente eingebettet sind.22 Poststrukturalistisch-feministische Analysen 

zu den Vereinten Nationen23 zeigen auf, wie in den entsprechenden Diskursen Frauen eine ak-

tive Rolle abgesprochen wird, indem sie sie als friedlich, als Opfer und als Teil des privaten 

 
15 Vgl. ebd., S. 675. 
16 Vgl. ebd., S. 683. 
17 Vgl. ebd., S. 684. 
18 Vgl. Caglar: Engendering der Makroökonomie und Handelspolitik. Potenziale transnationaler Wissensnetz-
werke., S. 17f. 
19 Vgl. ebd., S. 18. 
20 Vgl. ebd., S. 18. 
21 Muehlenhoff, Hanna L.: „Victims, Soldiers, Peacemakers and Caretakers: The Neoliberal Constitution of 
Women in the EU’s Security Policy“, International Feminist Journal of Politics 19(2), S. 153–67, 2017, S. 153. 
22 Vgl. ebd., S. 154. 
23 S. z.B. Cohn, Carol: „Mainstreaming Gender in UN Security Policy: A Path to Political Transformation?”, 
Boston Consortium on Gender, Security, and Human Rights, Working Paper No. 204, 2004; Shepherd, Laura J.: 
„Power and Authority in the Production of United Nations Security Council Resolution 1325“, International Stud-
ies Quarterly 52(2), S, 383–404, 2008. 
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anstelle des öffentlichen Lebens konstituiert werden.24 Eine poststrukturalistisch-feministische 

Analyseperspektive auf Policy-Dokumente hat zum Vorteil, dass Diskurs- und Machtstrukturen 

sowie Konzeptionen von Geschlecht untersucht werden können.25 Poststrukturalistisch-femi-

nistische Policy-Analyse macht außerdem auf die Dominanz des Eurozentrismus im Diskurs 

über den Globalen Süden und auf die diskursiven Praktiken aufmerksam, die eine Realität kon-

stituieren, die durch Machtunterschiede und verschiedene Formen von Unterdrückung geprägt 

ist.26 

Ziel ist es, die soziale Herstellung und Bedeutung von Geschlecht zu analysieren sowie die 

Art und Weise zu untersuchen, in der auf institutionalisierte Wissensbestände von Geschlecht 

zurückgegriffen wird.27 Geschlecht wird als „situationsspezifische Konstruktionspraxis“28 ver-

standen, was durch den interaktiven Begriff doing gender veranschaulicht wird.29 Folglich wer-

den „[... ] Zuschreibungs-, Wahrnehmungs- und Darstellungsroutinen, in denen sich der sinn-

hafte Aufbau der Wirklichkeit von Geschlechtszugehörigkeit bzw. -identität und Geschlechter-

beziehungen vollzieht [... ]“,30 untersucht sowie die Hierarchisierung von Geschlechterbezie-

hungen und die Vergeschlechtlichung sozialer Kontexte.31 

4. Die „Frauen, Frieden und Sicherheit“ Agenda der Vereinten Nationen 

Arbeiten zur WPS Agenda beziehen sich hauptsächlich auf folgende Themenbereiche: 1) Gen-

der Mainstreaming, 2) Normen(-Diffusion), 3) Implementierung/Nationale Aktionspläne, 4) 

Peacekeeping-Missionen, 5) die Rolle von Aktivist*innen und 6) die Konzeption von Ge-

schlecht und die Darstellung von Frauen. Die Aussage- und Wirkungskraft der Agenda wird 

von Wissenschaftler*innen unterschiedlich eingeschätzt. Auf der einen Seite erkennen einige 

Wissenschaftler*innen32 einen positiven Wandel hin zu inklusiveren Sicherheitskonzepten bei 

 
24 Vgl. Muehlenhoff: “Victims, Soldiers, Peacemakers and Caretakers: The Neoliberal Constitution of Women in 
the EU’s Security Policy”, S. 154. 
25 Vgl. Shepherd: „Sex, Security and Superhero(in)Es: From 1325 to 1820 and Beyond“, S. 514. 
26 Vgl. ebd., S. 513f. 
27 Vgl. Becker-Schmidt, Regina / Knapp, Gudrun-Axeli: Feministische  Theorien zur Einführung. Hamburg: Ju-
nius-Verlag, 2018, S. 76. 
28 Ebd., S. 76. 
29 Vgl. ebd., S. 77. 
30 Ebd., S. 77. 
31 Vgl. ebd., S. 78. 
32 S. bspw. Guerrina, Roberta / Wright, Katharine A. M.: „Gendering Normative Power Europe: Lessons of the 
Women, Peace and Security Agenda“, International Affairs 92(2), S. 293–312, 2016; True, Jacqui: „Explaining 
the Global Diffusion of the Women, Peace and Security Agenda“, International Political Science Review 37(3), 
S. 307–23, 2016; Tryggestad, Torunn L.: „Trick or Treat? The UN and Implementation of Security Council Res-
olution 1325 on Women, Peace, and Security“, Global Governance: A Review of Multilateralism and International 
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den Vereinten Nationen und betonen Chancen von internationaler Normdiffusion.33 Diese Per-

spektive geht davon aus, dass internationale Gendernormen mit Hilfe von Nationalen Aktions-

plänen (NAP) in spezifische Kontexte übersetzt und lokalisiert werden. Demnach wird die stei-

gende Anzahl der NAP als Erfolg für die Gendernormdiffusion angesehen und als Beginn einer 

progressiv-feministischen internationalen Sicherheitspolitik gewertet.34 Kritische feministische 

Wissenschaftler*innen mahnen an, dass dadurch in Ländern des Globalen Südens der interna-

tionale, interventionistische Diskurs reproduziert werde.35 

Es sind vor allem liberal-feministische Ansätze, die von einer „norm diffusion through gen-

der language“36 ausgehen, während kritische feministische Wissenschaftler*innen, die z.B. ein 

radikales oder poststrukturalistisches Feminismusverständnis haben, kritisieren, dass genau 

diese Sprache Machtgefälle perpetuiere.37 Kritisch-feministische Forscher*innen38 weisen da-

rauf hin, dass der normative Rahmen der WPS Agenda Geschlechter-Machtverhältnisse unver-

ändert ließe.39 Einige führen dies auf ein Implementierungsproblem zurück, dass also trotz pro-

gressiver Resolutionen, die Leben der Frauen in Konfliktsituationen unverändert bleiben und 

Frauen auch weiterhin nur eine nebensächliche Rolle in Friedensverhandlungen spielen.40 Post-

strukturalistische und radikale Feminist*innen gehen mit ihrer Kritik jedoch weiter, indem sie 

 
Organizations 15(4), S. 539–57, 2009; Tryggestad, Torunn L.: „The UN Peacebuilding Commission and Gender: 
A Case of Norm Reinforcement“, International Peacekeeping 17(2), S. 159–71, 2010. 
33 Vgl. Hudson: „The Power of Mixed Messages: Women, Peace, and Security Language in National Action Plans 
from Africa”, S. 4. 
34 Vgl. ebd., S. 9. 
35 Vgl. ebd., S. 4f. 
36 Ebd., S. 8. 
37 Vgl. ebd., S. 8. 
38 S. bspw. Aroussi, Sahla: „‘Women, Peace and Security’: Addressing Accountability for Wartime Sexual Vio-
lence“, International Feminist Journal of Politics 13(4), S. 576–93, 2011; Binder / Schweiger: „Empty Words or 
Real Achievement? The Impact of Security Council Resolution 1325 on Women in Armed Conflicts“, Radical 
History Review 2008(101), S. 22–41, 2008; Cohn: „Mainstreaming Gender in UN Security Policy: A Path to Po-
litical Transformation?”; Gibbings, Sheri Lynn: „No Angry Women at the United Nations: Political Dreams and 
the Cultural Politics of United Nations Security Council Resolution 1325“, International Feminist Journal of Pol-
itics 13(4), S. 522–38, 2011; Pratt, Nicola / Richter-Devroe, Sophie: „Critically Examining UNSCR 1325 on 
Women, Peace and Security“, International Feminist Journal of Politics 13(4), S, 489–503, 2011; Shepherd, Laura 
J.: „Power and Authority in the Production of United Nations Security Council Resolution 1325“; Shepherd: „Sex, 
Security and Superhero(in)Es: From 1325 to 1820 and Beyond“. 
39 Vgl. Hudson: „The Power of Mixed Messages: Women, Peace, and Security Language in National Action Plans 
from Africa”, S. 4. 
40 Vgl. ebd., S. 4; s. auch Arat: „Feminisms, Women’s Rights, and the UN: Would Achieving Gender Equality 
Empower Women?“. 
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den Resolutionen der Agenda vorwerfen, im Status quo zu verweilen und lediglich eine Integra-

tion in bestehende, patriarchale Strukturen zu fordern. Cohn bezeichnet die Sprache in den Si-

cherheitsratsresolutionen beispielsweise als militaristisch und maskulinistisch geprägt.41 

Es gibt nur wenige Arbeiten, die die WPS Agenda diskursanalytisch untersuchen. Hervor-

zuheben sind die Artikel von Björkdahl/Mannergren Selimovic (2015), Hudson (2017), Puech-

guirbal (2010), Reilly (2018) und Shepherd (2008, 2011), wobei die Artikel von Shepherd und 

Puechguirbal für meine Arbeit besonders relevant sind. Aus dem Forschungsstand geht hervor, 

dass trotz des Bestehens der WPS Agenda, die Vereinten Nationen das männliche Machtmono-

pol weitgehend unangetastet lassen und Gender Mainstreaming unpolitisch vollziehen.42 In pat-

riarchalen Gesellschaften führt die Assoziierung von Männern mit Krieg und von Frauen mit 

Frieden zu einer dichotomen Hierarchisierung und einer Abwertung von Frauen und Frieden 

insgesamt.43 Darüber hinaus führt dieses Verständnis zu einer Passivierung von Frauen, wie 

Puechguirbal zusammenfasst: 

„Thus, when women are not defined as helpless victims in need of protection, they 

are depicted as being more peaceful than men and their contribution to peace-mak-

ing is hailed as essential and, as such, encouraged. These are basically two sides of 

the same coin: (a) peaceful women who are (b) victims of war, made vulnerable 

because of their sex. Victims are not accorded agency. Their survival lies in the 

protection that is afforded to them against recurrent wars and, as such, they are more 

prone to peace than violence.”44 

Damit scheint die WPS Agenda undurchlässig für transformativ auf Strukturen ausgerichtete 

und kritisch-feministische Ansätze zu sein, weshalb vor allem die Partizipationskomponente 

der Sicherheitsratsresolutionen rein rhetorisch sei.45 Aus diesem Grund wird die Existenz eines 

neoliberalen Unterbaus von Women, Peace und Security kritisiert und der Agenda vorgeworfen, 

sich als feministisch auszugeben, um Entwicklungs- und Sicherheitsinteressen des Globalen 

 
41 Vgl. Cohn: „Mainstreaming Gender in UN Security Policy: A Path to Political Transformation?”. 
42 Vgl. Puechguirbal, Nadine: „Discourses on Gender, Patriarchy and Resolution 1325: A Textual Analysis of UN 
Documents“, International Peacekeeping 17(2), S. 172–187, 2010, S. 172. 
43 Vgl. Tickner, Ann: Gendering World Politics. Issues and Approaches in the Post-Cold War Era. New York: 
Columbia University Press, 2001, S. 59f. 
44 Puechguirbal: „Discourses on Gender, Patriarchy and Resolution 1325: A Textual Analysis of UN Documents“, 
S. 181. 
45 Vgl. Reilly, Niamh: „How Ending Impunity for Conflict-Related Sexual Violence Overwhelmed the UN 
Women, Peace, and Security Agenda: A Discursive Genealogy“, Violence Against Women 24(6), S. 631–49, 2018, 
S. 645. 
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Nordens zu legitimieren und umzusetzen.46 Shepherds Analyse zeigt auf, dass der UN-Sicher-

heitsrat in den Resolutionen 1325 bis 1889 in den Jahren 2000-2009 die Bedürfnisse und Le-

bensrealitäten lokaler Frauen nicht ausreichend erkannt und berücksichtigt hat. Dies zeugt von 

einem liberalen Feminismusverständnis beim UN-Sicherheitsrat, der von privilegierten Frauen 

auszugehen scheint und außerdem eine Teilgruppe von Frauen als repräsentativ für die Konsti-

tution aller Frauen ansieht.47 Binäre, essentialistische, stereotype und teilweise neoliberal ge-

prägte Geschlechterkonzeptionen machen zusätzlich deutlich, dass trotz liberal-feministischer 

Einflüsse einige Konzeptionen nicht-feministisch geprägt sind.48 Im Ergebnis werden Ursachen 

von Unsicherheit, Konflikt und Krieg vom Sicherheitsrat nicht (ausreichend) hinterfragt und 

überwiegend Frauen thematisiert anstatt Gender.49 Bezüglich des Fehlens einer echten Gender-

perspektive kritisiert El-Bushra: “Rather than seeing war as the violation of women by men, we 

should recognize that men and women are each differently violated by war.“50 

5. Methodologie 

5.1. Geschlechterwissen  

Shepherd argumentiert, dass Ideale und Ideen zu Geschlecht, Gewalt und Sicherheit in der WPS 

Agenda zurückgeführt werden können auf die Ideen und Ideale der Institutionen, die an der 

Produktion der Dokumente beteiligt sind.51 Was sie das diskursive Terrain der Institutionen 

nennt, sei bestimmt von zeit- und ortsspezifischen Rechtssystemen, kulturellen und soziopoli-

tischen Traditionen, der geopolitischen Lage, Geschichte, etc.52 Daraus leitet sie ab, dass Ideen, 

die häufig unbewusst und unreflektiert blieben, in Policy-Dokumente gelangen und dadurch 

Subjekte konstituieren würden.53 Ich schließe mich dieser Perspektive an und lege daher nach-

folgend meinen methodologischen Fokus auf Geschlechterwissen und Diskurse. 

 
46 Vgl. Hudson: „The Power of Mixed Messages: Women, Peace, and Security Language in National Action Plans 
from Africa”, S. 10. 
47 Vgl. Arat: „Feminisms, Women’s Rights, and the UN: Would Achieving Gender Equality Empower Women?”, 
S. 675. 
48 Vgl. Muehlenhoff: „Victims, Soldiers, Peacemakers and Caretakers: The Neoliberal Constitution of Women in 
the EU’s Security Policy“, S. 155; s. auch Shepherd: „Power and Authority in the Production of United Nations 
Security Council Resolution 1325“. 
49 Vgl. Muehlenhoff: „Victims, Soldiers, Peacemakers and Caretakers: The Neoliberal Constitution of Women in 
the EU’s Security Policy“, S. 155. 
50 El-Bushra, Judy: „Feminism, Gender, and Women’s Peace Activism“, Development and Change 38(1), S. 131–
47, 2007, S. 131. 
51 Vgl. Shepherd: „Sex, Security and Superhero(in)Es: From 1325 to 1820 and Beyond“, S. 506; s. auch Shepherd: 
„Power and Authority in the Production of United Nations Security Council Resolution 1325“. 
52 Vgl. Shepherd: „Sex, Security and Superhero(in)Es: From 1325 to 1820 and Beyond“, S. 506. 
53 Vgl. ebd., S. 506. 
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Angelehnt an Gülay Caglar verstehe ich Geschlechterwissen als das Wissen von Spre-

cher*innen über geschlechterspezifische Probleme, Lagen und Bedürfnisse in (bewaffneten) 

Konflikten. Es ist also das Wissen darüber, wie sicherheitspolitische Maßnahmen aus einer 

Genderperspektive zu betrachten sind, was das geschlechterpolitische Ziel ist und wie dieses 

am wirkungsvollsten zu erreichen ist.54 Von Caglars Überlegungen leite ich außerdem folgende 

Annahme ab: Ob und wie feministische Ideen in den Diskurs der WPS Agenda innerhalb der 

Vereinten Nationen eingebracht werden und in welcher Art und Weise diese aufgegriffen wer-

den, hängt von den theoretischen und normativen Wissensgrundlagen der verschiedenen Ak-

teur*innen in der Wissensarena – den UN-Sprecher*innen – ab, da Wissen für die Konzeption 

von Geschlecht konstitutiv ist.55 Es kann nicht vorausgesetzt werden, dass die Sprecher*innen 

sich ihres eigenen Geschlechterwissens bewusst sind. Dennoch können die von den Spre-

cher*innen produzierten Konzeptionen von Geschlecht untersucht und ihr Geschlechterwissen 

davon abgeleitet werden. Geschlechterwissen kann von feministischen Theorien geprägt sein, 

kann jedoch auch nicht- oder anti-feministisch sein. Meine Analysekonzeption soll Raum für 

die Erfassung jeglichen Geschlechterwissens lassen. Ich untersuche, auf welchen Konzeptionen 

von Geschlecht der UN-interne Diskurs zur WPS Agenda aufbaut und welche Schlüsse sich 

daraus auf das Geschlechterwissen der Vereinten Nationen ziehen lassen. Außerdem gehe ich 

davon aus, dass Geschlechterwissen variiert und in unterschiedlichen (sicherheits-)politischen 

Kontexten zu verschiedenen Maßnahmen führt.56 

5.2. Wissenssoziologische Diskursanalyse 

Zur Untersuchung des Geschlechterwissens in der WPS Agenda nutze ich die Wissenssoziolo-

gische Diskursanalyse57, wie sie von Reiner Keller formuliert wird. Ich übernehme Kellers Ver-

 
54 Vgl. Caglar: Engendering der Makroökonomie und Handelspolitik. Potenziale transnationaler Wissensnetz-
werke, S. 70. 
55 Vgl. ebd., S. 19. 
56 Vgl. ebd., S. 18. 
57 Diskursbegriff: „Als Prozessbegriff für eine der sozialwissenschaftlichen Analyse zugängliche Gestalt der Wis-
senspolitiken verweist er auf die Ereignisse, Aussagen, Akteure und Praktiken, in denen Wissen aktualisiert, ver-
breitet, angegriffen, bestritten, verändert und verworfen wird.“ (Keller, Reiner: Wissenssoziologische Diskursana-
lyse. Grundlegung eines Forschungsprogramms. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, 2011, S. 17; 
Hervorhebung im Original) „Diskurse existieren als tatsächlicher Sprachgebrauch in historisch-institutionell si-
tuierten Aussageereignissen und in der materialen Gestalt von Dispositiven.“ (Ebd.: 266). 
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ständnis von Diskursen als „institutionell-organisatorisch regulierte Praktiken des Zeichenge-

brauchs“,58 in und mittels derer durch den Gebrauch von Sprache und Symbolen durch Ak-

teur*innen Bedeutung von Realität konstituiert wird.59 Die wissenssoziologische Diskursana-

lyse geht folglich davon aus, dass Sprache eine soziale Praxis ist, durch die Wissensordnungen 

produziert, reproduziert und transformiert werden.60 Für meine Analyse relevant ist die An-

nahme, dass Diskurse Deutungszusammenhänge produzieren, durch die Wirklichkeit konstitu-

iert wird.61 Das bedeutet, dass z.B. eine Idee zur sozialen Wirklichkeit wird, indem sie Gegen-

stand des Wissens wird und dass aufgrund unterschiedlicher regelgeleiteter Diskurspraktiken 

dieser Idee variierende Bedeutung zugewiesen wird.62 Für meine Arbeit bedeutet das, dass in 

der WPS Agenda Geschlecht konstruiert wird und dieses unterschiedlich konzipiert sein kann 

– sogar innerhalb des gleichen Diskurses oder in verschiedenen (Sub-)Diskursen.63 Deshalb 

untersuche ich, welche Konzeptionen auftreten, um in einem zweiten Schritt davon das domi-

nierende Geschlechterwissen abzuleiten. 

6. Methode und Kategoriensystem 

Ich verbinde Reiner Kellers Wissenspolitologische Diskursanalyse mit den dargestellten Über-

legungen zu Geschlechterwissen nach Gülay Caglar und der Qualitativen Inhaltsanalyse (QI) 

von Philipp Mayring (2015), um Geschlechterkonzeptionen zu analysieren und davon Ge-

schlechterwissen ableiten zu können. Diese Kombination scheint für meine poststrukturalis-

tisch-feministische Analyse geeignet, weil sie ein kategoriengeleitetes, strukturiertes Vorgehen 

ermöglicht. Mit ihr lassen sich die Wissensgrundlagen der Sprecher*innen sowie die Einbet-

tung der Dokumente in Diskurse und Hierarchien erfassen. 

Die QI eignet sich für meine Analyse, da mit ihr fixierte Kommunikation systematisch, re-

gelgeleitet und theoriegeleitet analysiert werden kann.64 Im Zentrum der QI steht die Entwick-

lung eines Kategoriensystems,65 zu dessen Erstellung ich folgendermaßen vorgegangen bin: 

Zuerst habe ich aus dem Forschungsstand drei Hauptkategorien abgeleitet, die ich Leitbilder 

 
58 Ebd., S. 12. 
59 Vgl. ebd., S. 12. 
60 Vgl. ebd., S. 12. 
61 Vgl. ebd., S. 265. 
62 Vgl. Caglar: Engendering der Makroökonomie und Handelspolitik. Potenziale transnationaler Wissensnetz-
werke, S.62. 
63 Vgl. Keller: Wissenssoziologische Diskursanalyse. Grundlegung eines Forschungsprogramms, S. 264. 
64 Vgl. Mayring, Philipp: Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen und Techniken. Weinheim / Basel: Beltz, 2015, 
S. 13. 
65 Vgl. ebd., S. 61. 
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nenne. Im Forschungsstand lassen sich essentialistische, stereotype und patriarchale Konzepti-

onen sowie liberal-feministische und radikal-feministische Konzeptionen von Geschlecht in der 

WPS Agenda erkennen. Die essentialistischen, stereotypen und patriarchalen Konzeptionen 

fasse ich zum ersten Leitbild zusammen, die liberal-feministischen Konzeptionen bilden das 

zweite und die radikal-feministischen Konzeptionen ordne ich dem sogenannten progressiven 

Leitbild zu. Zum dritten Leitbild gehören unterschiedliche progressive, feministische Ge-

schlechterkonzeptionen, die entsprechende Unterkategorien bilden, die im Fazit erläutert wer-

den. Zweitens habe ich aus dem Forschungsstand deduktiv66 Kodes abgeleitet und diese den 

drei Leitbildern zugeordnet.  

Mithilfe der zusammenfassenden Inhaltsanalyse sind außerdem induktive67 Kodes hinzuge-

kommen. Diese habe ich aus den Berichten des Generalsekretärs abgeleitet und anschließend 

ebenfalls den Leitbildern zugeordnet. Daraus ergibt sich eine inhaltliche Erweiterung der ersten 

beiden Leitbilder sowie eine Ausdifferenzierung des progressiven Leitbildes.  

7. Zusammenfassung der Analyseergebnisse  

Bei dem Material handelt es sich um zehn Berichte des UN-Generalsekretärs aus den Jahren 

2002-201868 zum Thema „Frauen, Frieden und Sicherheit“. Der erste erfolgte zwei Jahre nach 

Veröffentlichung der ersten Resolution 1325, der nächste im Jahr 2010 anlässlich des zehnjäh-

rigen Bestehens der WPS Agenda. Daraufhin bat der Präsident des Sicherheitsrates den Gene-

ralsekretär, jährlich einen Bericht zur Umsetzung der WPS Agenda zu verfassen,69 der nun je-

des Jahr im Monat September oder Oktober erscheint. Die Untersuchungsfrage lautet: Welche 

Konzeptionen von Geschlecht lassen sich in den Berichten des UN-Generalsekretärs finden und 

welches Geschlechterwissen lässt sich davon ableiten? 

Mit Blick auf die Häufigkeit, mit der die Kodes vergeben wurden, lässt sich folgende „Top 

10“ erstellen:  

1. „women’s participation“ (380) 

 
66 „Eine deduktive Kategoriendefinition bestimmt das Auswertungsinstrument durch theoretische Überlegungen. 
Aus Voruntersuchungen, aus dem bisherigen Forschungsstand, aus neu entwickelten Theorien oder Theoriekon-
zepten werden die Kategorien in einem Operationalisierungsprozess auf das Material hin entwickelt.“ (Ebd., S. 
85). 
67 „Eine induktive Kategoriendefinition hingegen leitet die Kategorien direkt aus dem Material in einem Verall-
gemeinerungsprozess ab, ohne sich auf vorab formulierte Theorienkonzepte zu beziehen.“ (Ebd., S. 85). 
68  S/2002/1154, S/2010/498, S/2011/598, S/2012/732, S/2013/525, S/2014/693, S/2015/716, S/2016/822, 
S/2017/861, S/2018/900. 
69 Nations Security Council: Statement by the President of the Security Council. S/PRST/2010/22, 2010. 
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2. Sexualisierte Gewalt (256) 

3. „women and girls“ (248) 

4. „gender equality“ (200) 

5. (S)GBV (165) 

6. Konsultation von Aktivist*innen (139) 

7. „women’s leadership“ (135) 

8. „human rights“ (122) 

9. (Unter-)Repräsentation von Frauen (109) 

10. Reine Integration von Frauen in bestehende Strukturen, ohne diese in Frage zu stellen 

(100) 

 

In über 1.000 zitierten Textstellen auf insgesamt 332 Seiten in zehn Dokumenten wurden diese 

Kodes zwischen 380 und 100 Mal vergeben. Eine quantitative Auswertung dieser Art ist in 

ihrer Aussagekraft stark eingeschränkt, weil der Kontext der Textstellen keine Berücksichti-

gung findet. Dennoch erlaubt diese Auflistung einen Einstieg in die Analyse. Sie verschafft 

einen ersten Überblick und spiegelt die inhaltliche Gewichtung wider. Aus den zehn meistver-

gebenen Kodes leite ich fünf thematische Cluster ab: (1) Partizipation, Repräsentation, Aktivis-

mus und Leadership von Frauen, (2) Darstellungen von Frauen, (3) Sexualisierte, geschlechts-

basierte Gewalt gegen Frauen, (4) Menschenrechte und Geschlechtergleichheit und (5) (Nicht-

)Thematisierung struktureller Faktoren. Im Folgenden werde ich auf die beiden Themen sexu-

alisierte und geschlechtsbasierte Gewalt gegen Frauen und (Nicht-)Thematisierung strukturel-

ler Faktoren näher eingehen.  

7.1. Themenfelder und Entwicklungslinien 

7.1.1. Sexualisierte, geschlechtsbasierte Gewalt an Frauen 
 

Korrelierend mit der dominierenden Konzeption von Frauen als Opfern ist ein thematischer 

Schwerpunkt zu sexualisierter und/oder geschlechtsbasierter Gewalt an Frauen zu finden. Im 

Bericht von 2013 wird der Blick auf Gewalt an Frauen etwas geöffnet, in dem auch nicht-sexu-

alisierte Gewalt thematisiert wird.70 Im Vergleich zu direkter, sexualisierter Gewalt fallen die 

 
70  United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2013/525, 2013, S. 7. 
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Darstellungen anderer Gewaltformen jedoch deutlich geringer aus. 2013 wird ebenfalls erst-

mals sexualisierte Gewalt gegen Männer und Jungen thematisiert,71 was den auf Frauen ver-

engten Blick auf sexualisierte Gewalt öffnet und einer tatsächlichen Genderperspektive näher-

kommt.  

Im Bericht von 2014 werden erstmals Sanktionen aufgrund von sexualisierter Gewalt an 

Frauen nicht nur gegen individuelle Täter*innen, sondern auch gegen Regimes gefordert,72 was 

dem Thema vermehrte Relevanz verleiht. Außerdem werden Reparationen für Frauen, die se-

xualisierte Gewalt erfahren haben, öfter erwähnt, was ihnen nachträglich eine Form von agency 

verleiht.73 Es lässt sich ein Verständnis für die strukturelle Komponente von Gewalt gegen 

Frauen erkennen, da Genderstereotype und Zyklen von Diskriminierung und Gewalt genannt 

werden. Die agency von Frauen betreffend ist für den Bericht von 2015 hervorzuheben, dass 

Reparationen an Frauen, die sexualisierte Gewalt erlebt haben, als „key element of rebuilding 

post-conflict societies“74 bezeichnet werden, wodurch dem viel Bedeutung zugeschrieben wird. 

In diesem Zusammenhang wird auch das transformative Potential von Reparationszahlen an 

Frauen betont.75 Diese Maßnahmen können als Versuch gewertet werden, Frauen, die sexuali-

sierte und/oder geschlechtsbasierte Gewalt erlebt haben, nachträglich Rechtsansprüche zukom-

men zu lassen, was sie als autonome Individuen konstituiert. Dieser Aspekt fand in der WPS-

Forschung bisher keine Erwähnung, obwohl sich der dazugehörige Kode auch für die Sicher-

heitsratsresolutionen der Jahre 2008, 2009, 2013, 2015 und 2019 anwenden lässt. 

Im Bericht von 2018 wird außerdem eine Beziehung zwischen politischer Gewalt und „inti-

mate partner violence“ (IPV) hergestellt, die mit Blick auf strukturelle Gründe für Gewalt ge-

gen Frauen relevant ist.76 Außerdem auffallend ist die Kritik an gewaltvollen Männlichkeiten, 

weil dadurch der Verengung der Gender-Perspektive auf Frauen entgegengewirkt wird und eine 

Auswirkung patriarchaler Geschlechtervorstellungen benannt wird. Mit Blick auf das Thema 

der WPS Agenda wäre eine stärkere Problematisierung gewaltvoller Männlichkeiten und Mili-

tarismen zu erwarten, die jedoch ausbleibt. Die genannte Textstelle ist die einzige ihrer Art in 

 
71 Vgl. ebd., S. 4. 
72 Vgl. United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2014/693, 2014, S. 4. 
73 Vgl. ebd., S. 25.  
74  United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2015/716, 2015, S. 20. 
75 Vgl. ebd., S. 20. 
76  United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2018/900, 2018, S. 17. 



 

 

117 

den Berichten – in den Resolutionen wurde der Kode „masculinity“ kein einziges Mal vergeben. 

Darüber hinaus machen die Kodes „domestic violence“ und „IPV“ deutlich, dass in den Berich-

ten des Generalsekretärs auch die Gewalt an Frauen in privaten Räumen in den Blick genom-

men wird. Der Kode “domestic violence” wurde induktiv erstellt, da in der Literatur zur WPS-

Agenda sowie in den neun Sicherheitsratsresolutionen häusliche Gewalt bisher keine Erwäh-

nung findet. In den Berichten des Generalsekretärs habe ich den Kode jedoch acht Mal vergeben 

– sechs Mal davon im allerersten Bericht von 2002 und zwei Mal für den zweiten Bericht von 

2010. Im Bericht aus dem Jahr 2018 wird außerdem ein Zusammenhang von (S)GBV und dem 

Besitz von Waffen hergestellt77 – eine weitere strukturelle Komponente.  

Der starke Fokus auf sexualisierte Gewalt an Frauen (insgesamt 256 Mal für die Berichte 

kodiert) zeugt von einer maskulinisierten und limitierten Perspektive auf Gewalt und Sicherheit 

von Frauen, da direkte nicht-sexualisierte sowie indirekte Formen von Gewalt an Frauen deut-

lich weniger Erwähnung finden. Die Begriffe „conflict-related sexual violence“78 und „conflict-

related rape“79 sind zusätzlich problematisch, weil Vergewaltigungen und andere Formen se-

xualisierter Gewalt nicht durch Konflikte, sondern durch Täter*innen entstehen. Begriffe wie 

diese erwecken jedoch den Eindruck, als gehörten diese Gewaltformen zu Konflikten dazu; 

strukturelle Diskriminierung, Männlichkeitsbilder und patriarchale Normen werden ausgeblen-

det und der Eindruck vermittelt, als sei es nicht möglich, dagegen vorzugehen, was Frauen zu 

passiven Opfern maskulinisierter Gewalt(-vorstellungen) in Konflikten stilisiert. Trotz des Be-

stehenbleibens dieser dominierenden Konzeption von Frauen in den Berichten sowie in den 

Resolutionen, finden sich für die Berichte über die Jahre auch progressive Themen und Be-

griffe. Das führt zu einer Gleichzeitigkeit progressiver und stereotyper Konzeptionen von 

Frauen im Themenfeld der sexualisierten und/oder geschlechterbasierten Gewalt. 

7.1.2. (Nicht-)Benennung struktureller Faktoren 

Von der Verknüpfung oder Nichtverknüpfung beispielsweise von Gewalt an Frauen mit struk-

tureller Diskriminierung kann abgeleitet werden, welches Wissen über Geschlechterhierarchien 

 
77 Vgl. ebd., S. 15ff. 
78 S. bspw. United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2015/716, 2015, S. 6. 
79 S. bspw. United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2014/693, 2014, S. 27. 
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besteht. Im Bericht von 2012 wird erkannt, dass der erschwerte Zugang von Frauen zu offizi-

eller Partizipation strukturell bedingt sein kann80 – andere Formen oder Bereiche struktureller 

Benachteiligung von Frauen finden sich jedoch nicht. 2013 wird eine Verbindung hergestellt 

zwischen der Anfälligkeit für sexualisierte Gewalt und schlechten strukturellen Bedingungen 

für Frauen im Flucht- und Migrationskontext.81 2013 wird außerdem erstmals die reproduktive 

Gesundheit von Frauen betont.82 Insgesamt habe ich den Kode „reproduktive Rechte” 22 Mal 

in den Berichten und drei Mal für die Sicherheitsratsresolutionen vergeben – weitaus mehr als 

angenommen, da er im Forschungsstand bisher keine Erwähnung fand. Auch „contraception / 

+ safe abortion“ wurde sieben Mal für die Berichte kodiert, nicht jedoch für die Resolutionen. 

Diese beiden Kodes rücken reale Bedürfnisse lokaler Frauen in den Vordergrund und sind daher 

als progressiv zu bewerten. Dennoch fällt auf, dass Schwangerschaftsabbrüche überwiegend im 

Kontext von vorheriger Vergewaltigung stehen und nicht davon losgelöst als reproduktives 

Recht dargestellt wird. 

2015 werden strukturelle Hindernisse für die Beteiligung von Frauen, wie z.B. logistische 

Barrieren benannt83 und selbstkritisch angemerkt, dass es nicht ausreicht, sich nur auf Verbes-

serungen in der Anzahl der beteiligten Frauen zu stützen, weil dies nichts über die Qualität des 

Einflusses von Frauen aussagen könne.84 Im Kontext der Konfliktprävention findet sich in die-

sem Bericht sogar ein ganzes Unterkapitel zu „addressing root causes“.85 Außerdem wird 

erneut Militarismus kritisiert: “A militarized view of conflict prevention sells resolution 1325 

(2000) short of its transformative vision of a more equal, just and peaceful world.”86 Ein 

weiterer Schritt in Richtung Progressivität ist, dass in diesem Bericht zum ersten Mal intersek-

tionale Diskriminierung direkt angesprochen wird: “Greater political and financial support is 

needed, including for grass-roots organizations and those representing women victims of inter-

sectional discrimination.“87 Die Benennung von intersektionaler Diskriminierung ist als Schritt 

in Richtung eines progressiveren Verständnisses von Diskriminierung und Gewalt (an Frauen) 

 
80 Vgl. United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2012/732, 2012, S. 11. 
81 Vgl. United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2013/525, 2013, S. 17. 
82 Vgl. ebd., S. 6. 
83 Vgl. United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2015/716, 2015, S. 6. 
84 Vgl. ebd., S. 7. 
85 Vgl. ebd., S. 24f.  
86 Ebd., S. 22. 
87 Ebd., S. 41. 



 

 

119 

zu bewerten. Allerdings steht das Konzept hier in Verbindung mit der Arbeit von lokalen Frau-

enorganisationen; nicht mit der Arbeit der Vereinten Nationen selbst. Das kann so gedeutet 

werden, dass Intersektionalität in das Geschlechterwissen des Generalsekretärs eingedrungen 

ist, aber die Konstitution von Frauen durch die UN selbst (noch) nicht beeinflusst. Insgesamt 

werden im Bericht von 2015 deutlich mehr als in den Jahren zuvor die strukturelle Diskrimi-

nierung von Frauen sowie strukturelle (Hinter-)Gründe von Gewalt an Frauen benannt. 

Der Bericht aus dem Jahr 2017 ist der bis jetzt einzige, der das Patriarchat direkt thematisiert, 

was eine Reflektion von Geschlechterhierarchien erwarten lässt, die jedoch ausbleibt.88 Die 

Textstelle “Research on “masculinities” is also contributing transformative recommendations 

towards more gender-equal and peaceful societies.”89 lässt eine umfassendere Gender-Per-

spektive erhoffen, die aber ebenfalls ausbleibt. Darüber hinaus findet sich in diesem Bericht die 

bis zu diesem Zeitpunkt umfassendste Aufzählung struktureller Gründe für Diskriminierung, 

die (S)GBV begünstigen: „To address the root causes of gender-based violence and inequality, 

we must end impunity and guarantee the full range of human rights, including economic, social 

and cultural rights, for all women, regardless of age, disability, marital status, sexual orienta-

tion, gender identity, race, ethnicity, religion and political affiliation.“90 Dennoch wird auch in 

diesem Bericht Geschlechtergerechtigkeit lediglich als Mittel zur Erreichung von Sicherheits-

zielen bezeichnet.91 

Im Bericht von 2018 wird erkannt, dass es essenziell ist, strukturelle Zusammenhänge mehr 

und umfassender zu erfassen. 92  Diese erweiterte Perspektive führt dazu, dass praktische 

Probleme mit Blick auf Rechte und „Empowerment“ von Frauen spezifischer benannt werden: 

„[...] political marginalization as a root cause, risks of homelessness for women whose hus-

bands have left them or were killed during conflict, rejection of claims by widows with regard 

to the inheritance of land, growing numbers of female-headed households and the importance 

of women’s organizations as mediation actors at the community level.”93 Auch bestehende Bar-

rieren für die Teilhabe von Frauen werden identifiziert: “[…] institutionalized gender bias and 

discrimination, continued and high prevalence of sexual and gender-based violence, lack of 

 
88 Vgl. United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2017/861, 2017, S. 12. 
89 Ebd., S. 14. 
90 Ebd., S. 29. 
91 Vgl. ebd., S. 29. 
92 Vgl. United Nations Security Council: Report of the Secretary-General on women and peace and security. 
S/2018/900, 2018, S. 5. 
93 Ebd., S. 6. 
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economic, social and cultural rights for women, low levels of political participation of women 

prior to conflict, and the continuing levels of poverty, food insecurity, disparity and deprivation 

experienced by women and girls.”94 Dies lässt vermuten, dass den Realitäten lokaler Frauen 

mehr Beachtung geschenkt wird und Frauen diverser konzipiert werden. In diese Richtung lässt 

sich auch interpretieren, dass in diesem Bericht Schwangerschaftsabbruch nicht mehr nur im 

Zusammenhang mit vorheriger Vergewaltigung genannt wird.95 

Bezüglich der Benennung struktureller Probleme in den Berichten fällt insgesamt auf: Ob-

wohl eine Steigerung in der Progressivität erkennbar ist, ist diese thematisch selektiv und in-

haltlich begrenzt. Strukturelle Kritik oder die Forderung nach struktureller Veränderung richtet 

sich hauptsächlich auf die lokale Gesellschaft vor Ort, wo der Konflikt herrscht. Das heißt, dass 

in der Gesellschaft, in der sich eine UN-Mission befindet, häufig strukturelle Probleme und eine 

Notwendigkeit zur strukturellen Veränderung festgestellt werden. Die Strukturen des UN-Sys-

tems werden jedoch nicht hinterfragt. Wenn der Generalsekretär Kritik an den Vereinten Nati-

onen übt – beispielsweise an den zahlreichen Vorfällen sexualisierter Ausbeutung und Gewalt 

durch Peacekeeper*innen in Missionen –, fällt diese nicht strukturell aus. Es wird das Problem 

zwar benannt aber nicht hinterfragt, durch welche Strukturen das Problem begünstigt ist. 

Dadurch erscheint die Selbstkritik unreflektiert und es lässt sich argumentieren, Tendenzen von 

Othering und imperialistischen Vorstellungen identifizieren zu können: Die „andere“ Gesell-

schaft, in der Konflikt herrscht und die meist im Globalen Süden lokalisiert ist, hat strukturelle 

Probleme, die nach westlichen Vorstellungen behoben werden sollen. Zusätzlich fällt auf, dass 

wenn ein strukturelles Problem identifiziert wurde, in den meisten Textstellen nicht hinterfragt 

wird, wieso dieses strukturelle Problem besteht. Verweise auf patriarchale Strukturen, Milita-

rismen, gewaltvolle Männlichkeitsbilder, stereotype Geschlechtervorstellungen etc. finden ins-

gesamt auffallend wenig Erwähnung. Das lässt vermuten, dass das von Arat bereits konstatierte 

Problem der bedeutungslosen Rhetorik für die Berichte des Generalsekretärs ebenfalls feststell-

bar ist. Wenn angegeben wird, dass Gewalt an Frauen strukturell bedingt ist, aber nicht hinter-

fragt wird, was diese Strukturen ausmacht und was daran problematisch ist, verlieren progres-

sive Aussagen an Progressivität und an Bedeutung insgesamt und werden zur reinen Rhetorik.96 

Dass die Forderung nach strukturellem Wandel nur auf die Gesellschaften bezogen wird, in 

denen Konflikt herrscht und nicht auf die Vereinten Nationen, hat auch Auswirkungen auf die 

 
94 Ebd., S. 9. 
95 Vgl. ebd., S. 16. 
96 S. Arat: „Feminisms, Women’s Rights, and the UN: Would Achieving Gender Equality Empower Women?“. 
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agency von Frauen. Im UN-Kontext sollen Frauen schlicht integriert werden, ohne dass struk-

turelle Gründe für ihre Unterrepräsentierung reflektiert werden. Dadurch bleiben ihre Hand-

lungsmöglichkeiten beschränkt. In lokalen Kontexten hingegen sollen strukturelle Veränderun-

gen zu mehr agency von lokalen Frauen und Aktivist*innen führen. Ebenfalls fällt auf, dass 

obwohl die Berichte mit Blick auf Gender geschrieben wurden und strukturelle Probleme be-

nannt werden, kein Zusammenhang zwischen Geschlechterkonzeptionen, Geschlechterhierar-

chien und den Ursachen der strukturellen Barrieren hergestellt wird. Strukturelle Probleme wer-

den folglich als Ursache z.B. für Gewalt gegen Frauen nicht wirklich in den Strukturen verortet 

und daher nicht mit Patriarchat, Maskulininitäten und Militarismen in Verbindung gebracht. 

8. Fazit: Geschlechterwissen des UN-Generalsekretärs 

Es lassen sich folgende Analyseergebnisse zusammenfassen: Die drei Leitbilder, die deduktiv 

aus Theorie und Forschungsstand entwickelt wurden, finden bei Anwendung auf das Material 

für die Berichte des Generalsekretärs Bestätigung. Auch in den Berichten existieren (1) essen-

tialistische/stereotype/patriarchale, (2) liberal-feministische und (3) progressivere (z.B. radikal-

feministische) Konzeptionen von Geschlecht. Besonders interessant sind die induktiv entwi-

ckelten Kodes, da diese die Leitbilder in Ausrichtung und Ausprägung verändern. Die meisten 

Neuerungen ergeben sich hinsichtlich des dritten Leitbildes. Bei diesem überwiegen die induk-

tiv gebildeten Kodes numerisch und zahlreiche Konzeptionen sind auf diese Weise zum Leit-

bild hinzugekommen, die im Forschungsstand zur WPS Agenda nicht zu finden waren. Bisher 

wurde von Hudson (2017) lediglich ein radikal-feministischer Einfluss für einige afrikanische 

Nationale Aktionspläne bestimmt. Durch die Erwähnung von beispielsweise LGBTQI+, Inter-

sektionalität, indigenen Frauen und von Frauen als Täterinnen wird die essentialistische Kon-

zeption von Frauen teilweise durchbrochen und der „Frauen“-Begriff in manchen Textstellen 

differenziert. Einige dieser Kodes zeugen von postkolonial-feministischen Tendenzen sowie 

von einer intersektionalen Perspektive. Daher lässt sich das dritte Leitbild in die Unterkatego-

rien a) radikal-feministische Einflüsse, b) postkolonial-feministische Einflüsse und c) intersek-

tionale Perspektive unterteilen. 

Durch die Erwähnung von alters- und geschlechterbezogener Datenerhebung, reproduktiver 

Rechte sowie der Nennung von „root cause(s)“, des Zusammenhangs von Waffenbesitz und 

(S)GBV und der Forderung von strukturellem Wandel wird ein größerer Fokus auf strukturelle 

Dimensionen gelegt, wie es z.B. in radikal-feministischen Ansätzen üblich ist. Ebenfalls neu 

hinzu kommt die Benennung von Gewalt an Frauen im privaten Bereich (z.B. IPV), wie es 
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ebenfalls in radikal-feministischen Theorien der Fall ist. Obwohl deduktive Kodes im Zusam-

menhang mit Männern erstellt wurden (z.B. Männer als Retter/Beschützer) fanden diese in den 

Berichten des Generalsekretärs keine Anwendung. Es fällt folglich auf, dass in den Berichten 

essentialistische Geschlechterkonzeptionen auf Frauen beschränkt sind. Insgesamt werden 

Männer nur marginal thematisiert und überwiegend in folgender Weise: Männer und Jungen 

sollen in Maßnahmen mit einbezogen werden und Männer und Jungen können auch Opfer von 

sexualisierter Gewalt sein. 

Aus der Analyse geht eine Diskrepanz deutlich hervor: Obwohl in den Berichten von „Gen-

der“ geschrieben wird, sind Frauen gemeint. Das ist problematisch, denn wenn Frauen aufgrund 

ihres biologischen Geschlechts als Analysevariable konzipiert werden, impliziert dies, dass 

Frauen zu einer eigenen Kategorie gehören, die nicht der (männlichen) Norm entspricht und 

daher untergeordnet ist und gesondert betrachtet werden muss.97 In den Berichten findet folg-

lich keine Geschlechter- oder Genderperspektive Anwendung, sondern lediglich ein themati-

scher Fokus auf Frauen – Männer werden kaum, andere Geschlechter gar nicht thematisiert. 

Eine Konsequenz ist, dass die Rolle von Männern sowie der Einfluss von Männlichkeiten, Mi-

litarismen und patriarchalen Strukturen in den Berichten kaum direkt erwähnt wird und stark 

unterreflektiert ist. Daran schließt die Beobachtung an, dass die vermeintlich angewandte Gen-

derperspektive lediglich ein Mittel zum Zweck ist und der „Frauen“-Begriff unspezifisch und 

verallgemeinernd ist.  

Abschließend ist festzustellen, dass viele neoliberale Themen und Formulierungen über den 

untersuchten Zeitraum von 16 Jahren weiterlaufen und von Bericht zu Bericht übernommen 

werden. Gleichzeitig kommen progressivere Themen und Formulierungen hinzu, die den Ein-

druck vermitteln, dass es einen Anstieg in der Progressivität der Berichte insgesamt gibt. Das 

scheint jedoch zu weiten Teilen auf die Rhetorik beschränkt zu bleiben. Es entwickelt sich eine 

Gleichzeitigkeit von liberal-feministischen Konzeptionen, stereotypen Konzeptionen und einer 

progressiver werdenden Genderperspektive, die z.B. auch intersektionale Diskriminierungsfor-

men, reproduktive Rechte und Geschlechterstereotype benennt. Diese verschiedenen Leitbilder 

koexistieren in den Berichten, was dazu führt, dass Geschlechterkonzeptionen, die sich theore-

tisch ausschließen, nebeneinander in einer Textstelle stehen. Das Geschlechterwissen der UN-

Institution Generalsekretär*in scheint also additiv erweitert zu werden, anstatt sich fundamental 

 
97 Vgl. Puechguirbal: „Discourses on Gender, Patriarchy and Resolution 1325: A Textual Analysis of UN Docu-
ments“, S. 175. 
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zu verändern und weiterzuentwickeln. Frauen werden folglich auf sehr unterschiedliche, mit 

Blick auf feministische Theorien teilweise widersprüchliche Weise konzipiert, wovon sich ein 

gemischtes Geschlechterwissen ableiten lässt. Während es in feministischen Theorien zu Tren-

nungslinien und unterschiedlichen ideologischen Ausgangspunkten kommt, scheint die prakti-

sche Geschlechterkonzeption durch den UN-Generalsekretär davon losgelöst zu sein. 

Mit Blick auf den dargestellten Forschungsstand ist abschließend zu sagen, dass viele Aus-

sagen, die für den Sicherheitsrat getroffen wurden, auch für die Berichte des Generalsekretärs 

zutreffen. Insgesamt wird der Forschungsstand der WPS Agenda jedoch durch die Ergebnisse 

dieser Arbeit umfassend ergänzt. Da das progressive Leitbild deutlich stärker und differenzier-

ter ausgeprägt ist, ist das Geschlechterwissen des Generalsekretärs anders gewichtet als das des 

Sicherheitsrats. Das führt unter anderem dazu, dass obwohl Frauen weiterhin überwiegend als 

passive Opfer konstituiert werden, sie auch vermehrt als aktive Akteurinnen konzipiert werden 

– ihnen wird deutlich mehr agency zugesprochen, als von Shepherd für die Resolutionen dar-

gestellt wird. Das Geschlechterwissen des Generalsekretärs im Kontext von „Frauen, Frieden 

und Sicherheit“ ist also ein gemischtes. Es finden sich essentialistische, stereotype, patriarchale, 

liberal-feministische, radikal-feministische, postkolonial-feministische und intersektionale Ge-

schlechterkonzeptionen. Im Vergleich zum UN-Sicherheitsrat ist das Geschlechterwissen des 

Generalsekretärs progressiver und kritischer. Es lässt sich auch eine Steigerung in der Progres-

sivität über die Jahre hinweg feststellen.  
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„Was ist Diskriminierung für Frauen?“ (1970) 

Transnationale Ansätze in Iijima Aikos feministischer Theorie 

Caroline Ruhl 

1. Warum Iijima Aiko1? 

During the course of her life, [Iijima] shifted from Marxism to feminism to en-

vironmentalism without rejecting any of the questions raised by each movement 

as she moved on. Rather, she strove to connect the issues of labour, ethnicity, 

gender and ecology in ways that would show the mutual interdependency of sys-

tems of power.2  

 

Bereits vor über 50 Jahren beschäftigte sich eine Gruppe linker Aktivist*innen in Japan mit 

der weiterhin aktuellen Frage, wie eine geschlechtergerechte solidarische Gesellschaft aussehen 

kann. Im Jahr 1970 initiierten die feministische Theoretikerin Iijima Aiko (1932–2005) und die 

linke Aktivistin Matsuoka Yōko (1916–1979) in Tokyo die „Konferenz Asiatischer Frauen im 

Kampf gegen Invasion=Diskriminierung“ (Shinryaku=sabetsu to tatakau Ajia fujin kaigi; hier-

nach: Konferenz Asiatischer Frauen). Durch die Konferenz sowie die gleichnamige Organisa-

tion wurden erstmals Diskurse über die Zusammenhänge von geschlechtlicher Diskriminierung 

in Japan und der Ausbeutung und Unterdrückung von Frauen in anderen Ländern Asiens in der 

Öffentlichkeit angestoßen und zentrale theoretische Prämissen diskutiert, die erst in späteren 

Jahren ihre Wirkmacht entfalten konnten. Aufbauend auf Iijimas kritischen Überlegungen zu 

Kapitalismus, Imperialismus und geschlechtlicher Diskriminierung erhob die Konferenz Asia-

tischer Frauen daher eine grenzübergreifende Solidarität zu einem ihrer grundlegenden Prinzi-

pien.3 

Die Aktivistin, Theoretikerin und Mitbegründerin der Konferenz Asiatischer Frauen Iijima 

Aiko wurde 1932 in Tokyo geboren. Sie begann ihr politisches Engagement bereits in ihrer 

 
1 Japanische Namen werden in der für Japan gängigen Reihenfolge mit dem vorangestellten Familiennamen wie-
dergegeben. Autor*innen, die in englischer Sprache veröffentlichen und sich der westlichen Namensfolge bedie-
nen, werden entsprechend der eigens gewählten Reihenfolge benannt. Alle Übersetzungen aus dem Japanischen 
oder Englischen sind von mir selbst angefertigt und durch die Anfügung meiner Initialen (CR) als eigene Überset-
zung kenntlich gemacht. 
2 Aus der Einleitung zu Iijima, „From Personal Experience to Political Activism in the 1970s: My View of Femi-
nism“ [Übersetzt, kommentiert und mit einer Einleitung von Andrea Germer], 291. 
3 Vgl. Iijima, „’Shinryaku=sabetsu to tatakau Ajia fujin kaigi‘ ni sankashiyō“ [Lasst uns teilnehmen an der Kon-
ferenz Asiatischer Frauen im Kampf gegen Invasion=Diskriminierung], 4-5. 
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Jugend, als sie mit siebzehn Jahren der Kommunistischen Partei Japans (KPJ) beitrat. Zwei 

Jahre zuvor lernte Iijima den Trotzkisten und ihren späteren Ehemann, Ōta Ryū, kennen. Iijima 

ging mehreren Tätigkeiten nach, um Ōta, der sich als professioneller Revolutionär verstand und 

kein festes Einkommen bezog, finanziell zu unterstützen.4 Sie stärkte ihrem Ehemann dabei 

auch in politisch-ideologischer Hinsicht den Rücken, indem sie sich mithilfe marxistisch-leni-

nistischer Theorie für eine bevorstehende proletarische Revolution wappnete. Ōtas trotzkisti-

sche Gruppierung plante indessen eine Unterwanderung der Sozialistischen Partei Japans (SPJ), 

sodass auch Iijima der Partei – wenn auch zunächst nur „pro forma“ – beitrat. 1960 beteiligte 

sie sich an den bis dato größten Massenprotesten des Landes gegen die Erneuerung des Japa-

nisch-Amerikanischen Sicherheitsvertrages. Wie viele andere Demonstrant*innen zeigte sie 

sich dabei erschüttert über die brachiale Vorgehensweise, mit der die japanische Regierung die 

Erneuerung des Vertrags durch das Parlament brachte. Iijima begann hiernach die Bedeutung 

der japanischen Demokratie, die Wirksamkeit linker Revolutionsstrategien und schließlich 

auch die Beziehung zu ihrem Ehemann in Zweifel zu ziehen.5 

1964 beendete Iijima schließlich die Ehe mit Ōta Ryū, ihr Engagement in der SPJ setzte sie 

dagegen weiterhin fort. Sie war insbesondere in der Versammlung Japanischer Frauen (Nihon 

fujin kaigi) aktiv, die 1962 als Tochterverband der SPJ gegründet wurde. Als Mitglied der Ver-

sammlung Japanischer Frauen nahm sie an den Austauschtreffen für Arbeiter*innen und regi-

onalen Versammlungen der Mütterkongresse (Hahaoya taikai) teil. Zudem half sie bei der Er-

richtung neuer Kinderkrippen und unterstützte die Frühjahrsoffensive der japanischen Gewerk-

schaften sowie die Picknick-Demonstrationen gegen die Errichtung US-amerikanischer Basis-

lager in Japan.6 Ende der 1960er Jahre zeichnete sich jedoch ein Bruch zwischen Iijima und den 

etablierten linken Frauenbewegungsorganisationen ab, nachdem Iijima öffentlich zu einer kri-

tischen Hinterfragung des Nachkriegsideals einer friedliebenden Mütterlichkeit und einer Neu-

ausrichtung der sogenannten Frauenbefreiungsbewegung (josei kaihō undō) in Japan aufrief.7 

Iijimas kritische Positionierung mündete in einer gemeinsam mit Tanaka Mitsu8 initiierten 

Debatte über den Zustand der Frauenbefreiung (josei kaihō) in Japan, die knapp drei Monate 

 
4 Vgl. Shigematsu, Scream from the Shadows, 12. 
5 Vgl. Iijima, „From Personal Experience to Political Activism in the 1970s: My View of Feminism“, 295. 
6 Vgl. Iijima, „Naze 'Shinryaku=sabetsu to tatakau Ajia fujin kaigi' datta no ka“ [Warum war es die ‚Konferenz 
Asiatischer Frauen im Kampf gegen Invasion=Diskriminierung‘?], 183. 
7 Vgl. Iijima, „Where Are We Headed? A Critical Analysis of Thirty Years of ‚Women‘s Policy‘“, 79; Iijima, 
„Naze 'Shinryaku=sabetsu to tatakau Ajia fujin kaigi' datta no ka“ [Warum war es die ‚Konferenz Asiatischer 
Frauen im Kampf gegen Invasion=Diskriminierung‘?], 184 ff. 
8 Tanaka gilt als Ikone der radikalen Frauenbefreiungsbewegung (Ūman ribu), die mit „The Liberation of Eros“ 
und „Liberation from the Toilet“ die beiden grundlegenden Manifeste der Bewegung verfasste. Eine eingehende 
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nach der konstituierenden Versammlung am 04. November 1970 im Rahmen der Konferenz 

Asiatischer Frauen stattfand. Iijima schrieb viele Jahre später, dass die Erfahrungen der Gering-

schätzung und geschlechtlichen Unterdrückung in der Ehe mit Ōta Ryū, aber ebenso die durch 

ihren Ehemann angestoßene eingehende Auseinandersetzung mit dem marxistisch-leninisti-

schen Ideal einer Sozialrevolution den Nährboden für die Ausbildung ihrer feministischen The-

orie bildeten. Sie suchte nach Antworten auf die empfundene und beobachtete Geringschätzung 

des weiblichen Geschlechts in der japanischen Gesellschaft ebenso wie nach alternativen An-

sätzen der Frauenbefreiung und legte die Ergebnisse ihrer Überlegungen schließlich in ihrem 

Diskussionsbeitrag „Was ist Diskriminierung für Frauen?“ (Onna ni totte sabetsu to wa nani 

ka) dar.9 

In ihrer Positionsschrift nimmt Iijima die bestehenden Macht- und Geschlechterverhältnisse 

in Japan in den Blick und formuliert eine beispiellose Kritik an einer männerzentrierten Gesell-

schaftsordnung sowie vorherrschenden Idealen, die die Frauenbewegungen der Nachkriegszeit 

bestimmten. Im Folgenden werde ich Iijimas Kritik am japanischen Frauenbefreiungsdiskurs 

(josei kaihō ron) zu Beginn der 1970er Jahre sowie die von ihr entwickelten gesellschaftstheo-

retischen Ideen in strukturierter Weise darstellen. Ziel dieser Arbeit wird es sein, Iijimas Posi-

tionsschrift hinsichtlich neuer Ansätze für eine Frauenbefreiungstheorie kritisch zu untersu-

chen. In der Analyse der Positionsschrift werde ich mich dabei an den folgenden beiden Fragen 

orientieren: (1) Welche theoretische(n) Auffassung(en) einer Frauenbefreiung lehnt Iijima ab 

und weshalb? (2) Welche Vorstellung entwickelt Iijima von künftigen Frauenbefreiungsbewe-

gungen?  

Ein Verständnis von Iijimas Theorie der Frauenbefreiung und eine Einschätzung ihrer Be-

deutsamkeit für den damaligen japanischen Frauenbefreiungsdiskurs erfordert eine historische 

Kontextualisierung dieser Positionsschrift mit einem besonderen Fokus auf die von Iijima kri-

tisierten damaligen Geschlechterverhältnisse in Japan. Vera Mackie schreibt über die Metho-

dologie in ihrer Abhandlung der Geschichte des Feminismus im modernen Japan gleicherma-

ßen: 

 

 
Auseinandersetzung mit Tanakas Person und Theorie findet sich bei Shigematsu, Scream from the Shadows, 103-
135. 
9 Iijima, „Naze 'Shinryaku=sabetsu to tatakau Ajia fujin kaigi' datta no ka“ [Warum war es die ‚Konferenz Asia-
tischer Frauen im Kampf gegen Invasion=Diskriminierung‘?], 182 f.; Iijima, „From Personal Experience to Poli-
tical Activism in the 1970s: My View of Feminism“, 295. 
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To write the history of feminism, then, necessitates writing a history of the changing 

relationships between men and women in a given society, the ideologies of sexual-

ity and gender which shape that society, the embodied practices of men and women, 

the ways in which feminist activists have theorised these ideologies, practices and 

institutions, and the ways in which they have attempted to transform them.10  

Um ihre programmatische Frage nach den Erscheinungsformen und den Ursachen der Diskri-

minierung von Frauen auf den Grund zu gehen, nimmt Iijima in ihrer Positionsschrift Bezug zu 

alternativen Geschlechterverhältnissen in der japanischen Geschichte. Auf diese Weise ist sie 

in der Lage, auf die potenzielle Wandelbarkeit und die Vielfältigkeit denkbarer Geschlechter-

verhältnisse hinzuweisen, die ihre grundlegende Kritik der bestehenden (geschlechtlichen) 

Machtverhältnisse in Japan und der Region Asien ermöglichen.  

Die Vorstellung von Geschlecht als ein primäres Ordnungsprinzip einer bestimmten Gesell-

schaft und die geschichtliche Bedingtheit dieser Ordnung entspricht Joan W. Scotts Verständnis 

von Geschlecht (gender) als Kategorie der historischen Analyse. Scott etabliert Geschlecht als 

ein wesentliches Merkmal sozialer Beziehungen, welches auf angenommenen Unterschieden 

zwischen den Geschlechtern beruht. Die kulturell und historisch spezifische Auffassung von 

Geschlecht ergibt sich aus kulturellen Symbolen und normativen Konzepten von Weiblichkeit 

und Männlichkeit und ist das Produkt des Einflusses, den gesellschaftliche Institutionen und 

Organisationen auf die subjektive Geschlechtsidentität sowie auf das Verhältnis zwischen den 

Geschlechtern ausüben. Geschlecht als historische Analysekategorie propagiert dabei keine bi-

ologistischen Erklärungsansätze einer fixierten Opposition zwischen Mann und Frau, sondern 

ermöglicht die Wahrnehmung von Spielarten geschlechtlicher Verhältnisse im Verlauf der Ge-

schichte und zeigt letztlich die potenzielle Wandelbarkeit einer vermeintlich natürlichen Ord-

nung zwischen den Geschlechtern auf. Scott versteht Geschlecht in diesem Zusammenhang 

ebenso als grundlegenden Indikator für bestehende Machtverhältnisse: Geschlecht trägt dazu 

bei, Macht zu konstituieren und zu legitimieren. Somit wirkt sich Geschlecht als strukturieren-

des Konzept auf alle sozialen Beziehungen aus.11 

 

Unter Bezugnahme der Analysekategorie „Geschlecht“ wird zunächst der historische Kon-

text der Positionsschrift dargestellt, um die gesellschaftsbestimmenden Strukturen, Ideologien 

 
10 Mackie, Feminism in Modern Japan, 12. 
11 Scott, Gender and the Politics of History, 42 ff. 
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und Normen aufzuzeigen, auf die sich Iijima bezieht. Vor diesem Hintergrund werden Iijimas 

gesellschaftstheoretische Ideen entlang der beiden formulierten Fragestellungen diskutiert.  

 

2. Historischer und gesellschaftlicher Kontext zu Iijimas Ideen 

Die Niederlage im Zweiten Weltkrieg und die darauffolgende Besatzungszeit durch die US-

Amerikaner (1945 bis 1952) stießen einschneidende Veränderungen auf politischer, legislativer 

und gesellschaftlicher Ebene in Japan an; eine gesellschaftliche Gruppe, die diese Veränderun-

gen in vielerlei Hinsicht deutlich zu spüren bekam, war die der Frauen. Im Zuge der damaligen 

Entwicklungen waren Frauen jedoch keineswegs nur passive Empfängerinnen des politischen 

Neuerungsprozesses, sondern wirkten aktiv beispielsweise an der Neugestaltung der japani-

schen Verfassung mit oder setzten sich verstärkt für soziale und politische Belange ein.  

Aktivismus von Frauen in Japan nach 1945 lässt sich allerdings nicht einfach unter dem 

Sammelbegriff „Frauenbewegung“ bündeln. Setsu Shigematsu weist zu Beginn ihrer Analyse 

der radikalen Frauenbefreiungsbewegung (Ūman ribu) in Japan auf die Vielfältigkeit der Frau-

enbewegungen und -organisationen in der Nachkriegszeit hin, die das politische Spektrum von 

rechts nach links bedienten. Shigematsu zeigt auf, wie diese Vielfalt an Frauenbewegungen 

jedoch häufig übersehen wird und die verschiedenen Bewegungen stattdessen als eine homo-

gene Gruppierung mit einheitlicher Zielsetzung auf- und zusammengefasst werden: 

 

Throughout the postwar period, there were substantive political differences among 

women’s organizations in the same way that there were substantive differences 

among other political groups. However, these differences are often left unmarked 

because of an assumed homogeneity among women that facilely renders “women’s 

movements” equivalent or commensurate, when in fact their political trajectories 

may be not only divergent but antithetical.12 

 

Shigematsu erläutert die Notwendigkeit einer differenzierten Betrachtung von Frauenbewegun-

gen und -organisationen in der Nachkriegszeit, um so die politische Positionierung der Ūman 

ribu zu Beginn der 1970er Jahre herausarbeiten zu können, die vor allem in der Auseinander-

 
12 Shigematsu, Scream from the Shadows, 7. 
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setzung mit sowie der Kritik an vorangegangenen Frauenwahlrechts- und Arbeiterinnenbewe-

gungen ebenso wie der liberalen Frauenbewegung entstanden ist.13 Als Wegbereiterin für die 

Formulierung einer solchen Kritik und die Entstehung der Ūman ribu zu Beginn der 1970er 

Jahre stellt Shigematsu die linke Aktivistin Iijima Aiko vor.14 

 

Demokratie und Gleichheit 

Die US-Amerikaner leiteten nach ihrer Landung am 30. August 1945 unter der Führung des 

Supreme Commander of the Allied Powers (SCAP), General Douglas MacArthur, unverzügli-

che Maßnahmen zur Entmilitarisierung und Demokratisierung des Landes ein, zu denen die 

Verabschiedung einer neuen Verfassung sowie entsprechende Reformen des japanischen Zivil- 

und Strafgesetzbuches gehörten.15 Eine der ersten Maßnahmen der US-amerikanischen Besat-

zungsmacht zielte auf „die Befreiung der japanischen Frauen durch das Wahlrecht“16 ab und 

wurde im Oktober 1945 durch eine entsprechende Weisung des SCAP durchgesetzt.17 

Zur gleichen Zeit entstanden in teils enger Zusammenarbeit mit dem Alliierten Hauptquar-

tier eine Reihe neuer Frauenorganisationen, die sich unter den Schlüsselwörtern „Frieden“ und 

„Demokratie“ der neu errichteten, liberalen Demokratie in Japan verpflichtet sahen. Zu den 

beiden bekanntesten demokratischen Frauenorganisationen der Nachkriegszeit zählten der 

1945 gegründete Frauenbund Neues Japan (Shin Nihon fujin dōmei) sowie der ein Jahr später 

entstandene Demokratische Frauenclub (Fujin minshu kurabu). 

Der liberal orientierte Frauenbund Neues Japan war bemüht, japanische Frauen über die Be-

deutung der Demokratie und deren Verantwortung als Bürgerinnen aufzuklären.18 Der pazifis-

tische Demokratische Frauenclub betrachtete Frauen als Opfer des japanischen Kriegswesens 

und verfolgte das Ziel, Frauen vor den Folgen eines erneuten Kriegseintritts zu schützen. Miya-

 
13 Vgl. ebd.  
14 Vgl. Shigematsu, Scream from the Shadows, 11-18. 
15 Vgl. Germer, Historische Frauenforschung in Japan, 118 f.; Mackie, Feminism in Modern Japan, 121. 
16 Iijima, „Where Are We Headed? A Critical Analysis of Thirty Years of ‚Women‘s Policy‘”, 68; CR. 
17 Eine kritische Auseinandersetzung mit dem Narrativ der Befreiung der japanischen Frauen durch die westlichen 
Besatzungsmächte unternimmt Koikari Mire in ihrem Aufsatz „Feminism and the Cold War in the U.S. Occupation 
in Japan, 1945-1952“ (2011). Koikari beleuchtet verschiedene akademische Ansätze in der Aufarbeitung der Be-
satzungszeit in Japan und argumentiert für die Interpretation der US-amerikanischen Besatzung als ein Fall von 
„Cold War imperial feminism“ (Koikari, „Feminism and the Cold War in the U.S. Occupation of Japan, 1945–
1952“, 4).  
18 Vgl. Shigematsu, Scream from the Shadows, 8; Der Bund wurde nach der Einführung des Frauenwahlrechts 
und der ersten Unterhauswahl mit weiblicher Beteiligung im Jahr 1946 in „Bund wahlberechtigter Frauen Japans“ 
(Nihon fujin yūkensha dōmei) umbenannt (vgl. Mackie, Feminism in Modern Japan, 122; Shigematsu, Scream 
from the Shadows, 199). 
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moto Yuriko, eine Mitbegründerin des Clubs, wendete sich mit ihren Forderungen an alle ja-

panischen Frauen, eine vermeintlich homogene Gruppe, deren Gemeinsamkeiten in ihrer Ge-

schlechtlichkeit sowie den geteilten Erfahrungen und Ängsten während des Krieges zu finden 

seien.19 Damit reiht sie sich in eine gängige Praxis dieser Zeit ein, denn nicht nur der Demokra-

tische Frauenclub, sondern auch der Frauenbund Neues Japan richtete sich an japanische 

Frauen: „Despite the political orientations of the two groups […] both claimed to speak for a 

unified group of ‘Japanese women’“.20 Die Mitglieder beider Gruppierungen betrachteten es 

als ihre Aufgabe als japanische Bürgerinnen, die neu errichtete Demokratie durch die Wahrung 

des Friedens zu schützen. 

 

Familie und Staat 

Kennzeichnend für die Geschlechterpolitik der Nachkriegszeit in Japan war insbesondere 

die Etablierung eines neuen modernen Familiensystems.21 Auf rechtlicher Ebene wurde die Ehe 

als ein Bündnis zweier gleichberechtigter (heterosexueller) Partner festgeschrieben; gleichzei-

tig erfuhr das seit 1872 bestehende Familienregister-System (koseki seido) jedoch nur gering-

fügige Reformen und blieb weitestgehend intakt.22 

Auf ideologischer Ebene wurde das moderne Familiensystem durch die Norm der ge-

schlechtlichen Arbeitsteilung begründet. Staat, Unternehmen und Frauenbewegungsorganisati-

onen arbeiteten gemeinsam an einem modernisierten Modell des Konzeptes der „guten Ehefrau 

und klugen Mutter“ (ryōsai kenbo). Im Zuge dieser Anstrengungen etablierte sich das Ideal der 

Vollzeithausfrau (sengyō shufu) als die archetypische Rolle der Frau und bildete eine Weiblich-

keit ab, die ihre Erfüllung im häuslichen und familiären Bereich fand.23 In Anbetracht der nach 

1945 vorgenommenen, umfassenden Gleichstellungsreformen erscheint es allerdings wider-

sprüchlich, dass in der Nachkriegszeit großangelegte Anstrengungen unternommen wurden, 

Frauen als Hausfrauen und Mütter zu mobilisieren: 

 

Indeed […] it is one of the paradoxes of that period that the forces of political econ-

omy and familial ideology increasingly pushed women into an identification with 

 
19 Vgl. Mackie, Feminism in Modern Japan, 122. 
20 Ebd. 
21 Vgl. Himeoka, „Changes in Family Structure”, 236. 
22 Das Familienregister gruppiert Individuen in Haushalte (ie), die einem – zumeist männlichen – Familienvor-
stand unterstehen, und verzeichnet deren persönliche Daten in Bezug auf Geburten, Heirat, Scheidung und Todes-
fälle (vgl. Mackie, Feminism in Modern Japan, 30; Shigematsu, Scream from the Shadows, 6, 198). 
23 Vgl. Mackie, Feminism in Modern Japan, 122 f.; Shigematsu, Scream from the Shadows, 6 f. 
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the domestic sphere as housewives, while the legal changes of that time removed 

official obstacles to their activities as citizens in the public, political sphere.24  

 

Die demokratischen Neuerungen in Japan sind allerdings nicht losgelöst von der desolaten wirt-

schaftlichen Lage des Landes nach Kriegsende zu betrachten, die sich mitverantwortlich zeigte 

für eine fortbestehende Ungleichheit innerhalb der japanischen Gesellschaft in Bezug auf Ge-

schlecht, Klasse und Ethnizität. Der schlechte Zustand der japanischen Wirtschaft in der unmit-

telbaren Nachkriegszeit war ein Grund für die Massenentlassungen von Frauen, die ihre Ar-

beitsplätze für aus dem Krieg heimkehrende Männer räumen mussten. Erst im Zeitraum von 

1955 bis 1970 verdoppelte sich die Anzahl der erwerbstätigen Frauen von fünf auf zehn Milli-

onen. Dennoch war die Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt weiterhin geprägt durch 

ungleiche Behandlung, niedrige Löhne und geringe Beförderungschancen.25 

 

Frieden und Mütterlichkeit 

Der Ausbruch des Koreakriegs 1950 stimulierte die japanische Wirtschaft im Zuge umfas-

sender Lieferungen an das auf dem japanischen Festland sowie auf Okinawa stationierte US-

amerikanische Militär. Der wirtschaftliche Aufschwung Japans „[…] verlangte aber auch nach 

einer eindeutigen politischen und wirtschaftlichen Positionierung im Kalten Krieg“.26 1951 un-

terzeichnete Japan den Friedensvertrag von San Francisco (kōwa jōyaku) und erlangte unter der 

fortgesetzten US-amerikanischen Besatzung in Okinawa ihre Souveränität wieder. Gleichzeitig 

war die japanische Regierung darauf bedacht, ihr Verhältnis zu den USA zu festigen und un-

terzeichnete einen gemeinsamen Sicherheitsvertrag (Nichibei anzen hoshō jōyaku oder kurz: 

Anpo).27 

Im März und April 1954 führten die USA Wasserstoffbombentests im Bikini-Atoll durch 

und kontaminierten dabei die Besatzung des japanischen Fischerbootes Fukuryu-maru. Als Re-

aktion auf diesen Vorfall entwickelte sich in Japan eine großangelegte Anti-Atomwaffen- und 

Friedensbewegung, aus der später die landesweiten Mütterkongresse (Hahaoya taikai) hervor-

gingen.28 Der erste Mütterkongress fand im Juni 1955 statt und zog beinahe 2000 Frauen an. In 

 
24 Mackie, Feminism in Modern Japan, 122 f. 
25 Vgl. Shigematsu, Scream from the Shadows, 9. 
26 Germer, Historische Frauenforschung in Japan, 120. 
27 Vgl. Germer, Historische Frauenforschung in Japan, 120 f.; Mackie, Feminism in Modern Japan, 132. 
28 Vgl. Germer, Historische Frauenforschung in Japan, 121; Iijima, „Where Are We Headed? A Critical Analysis 
of Thirty Years of ‚Women‘s Policy‘”, 70. 
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den ersten Jahren ihres Bestehens nahmen die Mütterkongresse eine regierungskritische Hal-

tung ein „und entwickelte[n] sich erst mit zunehmender Institutionalisierung zu einer stärker in 

das existierende politische System eingebundenen und auf soziale Einzelaspekte beschränkten 

Organisation“.29 Der Einfluss linker Regierungsparteien, insbesondere der Kommunistischen 

Partei Japans, auf die Mütterkongresse nahm in den Anfangsjahren stetig zu.30  

Die Mütterkongresse waren nicht die einzige Organisation der Nachkriegszeit, die sich die 

Rolle und das Konzept der Mutter (haha) zu eigen machte, um es mit ihrem Engagement für 

Frieden und Demokratie zu verknüpfen. Die Mütterkongresse waren jedoch eine der wenigen 

Bewegungen, die es schaffte, diverse Frauenorganisationen unter einer gemeinsamen Zielset-

zung zu versammeln, namentlich dem Schutz von Kindern, Frauen, Frauenrechten sowie der 

Wahrung des Friedens.31 In Anbetracht der unterstützenden Rolle Japans im geopolitischen 

Machtkampf der USA innerhalb Asiens und der fortgeführten Besatzung Okinawas durch das 

US-amerikanische Militär begann Iijima in den späten 1960er Jahren die Friedenspolitik von 

Frauenbewegungen wie den Mütterkongressen kritisch zu hinterfragen: 

 

The basic idea underlying the mothers‘ convention is a victim’s consciousness – 

mothers claim, ‘We refuse to be involved in any war again’. For them ‘peace’ means 

a state in which there is no war, and they, mothers, the ones who can protect the 

peace, they love peace because they are mothers. For them there is a sense neither 

of ‘class’ difference nor of ‘sexual’ difference. Their basic position is symbolically 

shown in the sole, ‘eternal’ slogan of the mothers’ convention: ‘Mothers, who cre-

ate human life, wish to nourish and protect it.’32  

 

Iijima zeigte auf, wie sich das Konzept der ryōsai kenbo in der Nachkriegszeit in die idealisierte 

Vorstellung einer friedliebenden Mutter wandelte. Sie stellte die Bedeutung des Friedens, für 

den die Mütterkongresse eintraten, in Frage, wenn dieser Frieden, ebenso wie der heimische 

 
29 Germer, Historische Frauenforschung in Japan, 122; Vgl. Iijima, „Where Are We Headed? A Critical Analysis 
of Thirty Years of ‚Women‘s Policy‘”, 70 f. 
30 Vgl. Germer, Historische Frauenforschung in Japan, 122; Iijima, „Where Are We Headed? A Critical Analysis 
of Thirty Years of ‚Women‘s Policy‘”, 71; Mackie, Feminism in Modern Japan, 135. 
31 Vgl. Shigematsu, Scream from the Shadows, 12. 
32 Iijima, „Where Are We Headed? A Critical Analysis of Thirty Years of ‚Women‘s Policy‘”, 71. 
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Wohlstand, auf militärischer und ökonomischer Unterdrückung der Einwohner*innen Okina-

was und anderer asiatischer Länder beruht.33 

Frauen in der Neuen Linken 

Das rasante Wirtschaftswachstum Japans während der 1960er Jahre war in erheblichem 

Maße auf den Einfluss und die Zusammenarbeit mit den USA zurückzuführen. Neben der wach-

senden Stahl- und Fertigungsindustrie stellte Japan Militärbasen für das US-amerikanische Mi-

litär und dessen Einsätze in Korea und Vietnam zur Verfügung, die die japanische Wirtschaft 

zusätzlich stimulierten.34  

Vor diesem Hintergrund entwickelten sich die Gruppierungen der Neuen Linken, die ge-

meinsam ein Netzwerk diverser studentischer Organisationen sowie Antikriegs- und Arbeiter-

gruppierungen bildeten. Ab Mitte der 1960er Jahre schlossen sich die Aktivist*innen der Neuen 

Linken den internationalen Protesten gegen den Vietnamkrieg an und setzten sich kritisch mit 

der Rolle Japans in der Region Asien auseinander.35 

Die Formen Neuer-Linker-Kritik nahmen dabei immer radikalere Züge an und erreichten 

ihren Höhepunkt in den studentischen Unruhen von 1968 bis 1969.36 Das Bild männlicher, be-

helmter und mit Schlagstöcken bewaffneter Aktivisten des Zenkyōtō37 inmitten gewaltsamer 

Auseinandersetzungen mit der Polizei ist das prägnante Bild, das bis heute die Erinnerung an 

die gewaltsamen Eskalationen bestimmt.38 Frauen innerhalb der Neuen Linken fanden sich 

während dieser gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Demonstrant*innen und der Po-

lizei zumeist in marginalisierten, unterstützenden Tätigkeiten und selten als politische Akteu-

rinnen wieder.39 Linke Aktivistinnen zeigten sich jedoch zunehmend unzufrieden mit ihren 

randständigen Tätigkeiten und „the malestream left’s lack of awareness of gender issues“.40 

 
33 Vgl. Iijima, „Where Are We Headed? A Critical Analysis of Thirty Years of ‚Women‘s Policy‘”, 73; Shi-
gematsu, Scream from the Shadows, 13. 
34 Vgl. Mackie, Feminism in Modern Japan, 146 f. 
35 Vgl. Ando, Japan’s New Left Movements, 50-79; Eine Genealogie der Neuen Linken in Japan findet sich bei 
Derichs, Japans Neue Linke, 60-66. 
36 Vgl. Mackie, Feminism in Modern Japan, 147. 
37 Campusweiter Ausschuss für den gemeinsamen Kampf (Zengaku kyōtō kaigi; bekannt unter der Abkürzung 
Zenkyōtō). 
38 Vgl. Shigematsu, Scream from the Shadows, 50 f. 
39 Vgl. Mackie, Feminism in Modern Japan, 147. 
40 Ebd. 
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Entgegen aller Widerstände gilt Tokoro Mitsuko zweifelsfrei als eine weibliche Ikone inner-

halb der Neuen Linken, deren Tod 1968 gemeinhin als Beginn der Zenkyōtō-Bewegung aufge-

fasst wird.41 Tokoros Gedanken trugen maßgeblich dazu bei, die antihierarchischen Organisa-

tionsstrukturen und das theoretische Gerüst des Zenkyōtō herauszubilden. Wegweisend war vor 

allem ihr Aufsatz „Zur Organisation der Zukunft“ (Yokan sareru soshiki ni yosete), der erstmals 

1966 in der Zeitschrift „Wissenschaft des Denkens“ (Shisō no kagaku) erschienen ist. In dem 

Aufsatz formuliert Tokoro ihre Gedanken über Subjektivität und sozialen Wandel, sie kritisiert 

die Wissenschaft und den ökonomischen Rationalismus und betont die Bedeutung einer pro-

zess- und subjektorientierten, nicht-hierarchischen Organisationsstruktur. Tokoro strebte eine 

Diversifizierung revolutionärer Organisationen und Praktiken an und führte die umgekehrte 

Tendenz der Homogenisierung auf die Dominanz einer „männlichen Logik“ zurück.42  Die 

Fragmentierung des Subjekts erfolge durch die geltende „Logik der Produktivität“ (seisansei 

no ronri).43 

Iijima, die sich eingehend mit Tokoros Theorie auseinandergesetzt hat, begriff Tokoros Kri-

tik an der „Logik der Produktivität“ als wegweisend für ihre Begründung der „Logik der 

Frauen“ (onna no ronri). Diese sei vor allem durch theoretische Leerstellen in Tokoros Aufsatz 

entstanden, deren Schließung sich die Konferenz Asiatischer Frauen in der Folge annahm. Wie 

Iijima diese theoretischen Lücken zu füllen suchte, ist Gegenstand der Analyse des folgenden 

Kapitels. Vorerst soll festgehalten werden, dass Aktivistinnen Ende der 1960er Jahre zuneh-

mend unzufrieden damit waren, dass geschlechtliche Diskriminierung als gesamtgesellschaft-

liches Problem in der Neuen Linken zwar erkannt, aber anderen Diskriminierungsformen un-

tergeordnet wurde.44 So bleibt die Neue Linke vornehmlich durch radikale, männlich bestimmte 

Protestaktionen in Erinnerung, die den Einfluss und die Bedeutung weiblicher Mitglieder über-

schatteten oder gar unterdrückten.45 

 

 
41 Vgl. Iijima, „Naze 'Shinryaku=sabetsu to tatakau Ajia fujin kaigi' datta no ka“ [Warum war es die ‚Konferenz 
Asiatischer Frauen im Kampf gegen Invasion=Diskriminierung‘?], 189. 
42 Vgl. Shigematsu, Scream from the Shadows, 42 f.; Tokoro, „Yokan sareru soshiki ni yosete” [Zur Organisation 
der Zukunft], 141-159; Yasko, The Japanese Student Movement 1968-70, 18-38. 
43 Vgl. Iijima, „Naze 'Shinryaku=sabetsu to tatakau Ajia fujin kaigi' datta no ka“ [Warum war es die ‚Konferenz 
Asiatischer Frauen im Kampf gegen Invasion=Diskriminierung‘?], 189; Tokoro, „Yokan sareru soshiki ni yosete” 
[Zur Organisation der Zukunft], 151-159. 
44 Vgl. Iijima, „Where Are We Headed? A Critical Analysis of Thirty Years of ‚Women‘s Policy‘”, 80. 
45 Vgl. Shigematsu, Scream from the Shadows, 43. 
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3 „Was ist Diskriminierung für Frauen?“ 

Die nachfolgende Textanalyse bezieht sich auf zwei Quellen: Zum einen auf die Veröffent-

lichung der Positionsschrift in dem 1992 erschienenen ersten Band der von Mizoguchi Akiyo, 

Saeki Yōko und Miki Sōko herausgegebenen Anthologie „Dokumente der Geschichte der ra-

dikalen Frauenbefreiungsbewegung in Japan“ (Shiryō nihon ūman ribu shi); zum anderen auf 

Iijimas posthum erschienene Biografie „Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die halbe Le-

benszeit einer Feministin“ (Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei; 2006a). 

Ein Abgleich der beiden Texte zeigt, dass Iijima für ihre Biografie editorische Veränderungen 

an der Positionsschrift vorgenommen hat: Sie änderte etwa die Reihenfolge einiger Absätze 

oder wandelte sie in Fußnoten um. Zudem nahm sie an wenigen Stellen inhaltliche Verände-

rungen vor, indem sie Wörter, Neben- oder ganze Sätze umschrieb oder entfernte. Interessant 

ist besonders, dass die Positionsschrift, so wie sie in Iijimas Biografie erschienen ist, mit einem 

zuvor nicht vorhandenen, neuen Schlusswort versehen wurde. Die meisten der Veränderungen 

dienen aber wohl dazu, einen verständlicheren Zugang zum Text zu ermöglichen. Die einge-

fügten Fußnoten etwa erleichtern den Leser*innen ein klares Verständnis über die Bezüge zwi-

schen den einzelnen Textstellen. Dementsprechend habe ich mich in der deutschen Übersetzung 

der Textpassagen am Aufbau der in Iijimas Biografie erschienenen Version der Schrift orien-

tiert. Inhaltliche Veränderungen des Textes in der zuvor beschriebenen Art werden, sofern sie 

relevant sind, gekennzeichnet und in die Analyse integriert.  

Grenzen der marxistischen Gesellschaftstheorie 

Die Beantwortung der Frage „Was ist Diskriminierung für Frauen?“ führt Iijima zunächst 

zu einem Bruch mit vorangegangenen marxistisch-leninistischen Idealen der Frauenbefreiung 

und der Dekonstruktion der Idee, dass das gesellschaftsbestimmende Prinzip aus dem Verhält-

nis des Menschen zu den Produktionsmitteln hervorgeht. Ihre Suche nach Antworten beginnt 

Iijima in der Auseinandersetzung mit einem dominanten Frauenbefreiungsideal: „Die Regulie-

rung von Frauen (insbesondere als billige Arbeitskräfte) sei eine, von Klassenherrschaft und 

Diskriminierungssystemen geformte, soziohistorische Bedingung und die wahre Befreiung der 

Frau ohne deren Umsturz unmöglich“46. 

 
46 Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die 
halbe Lebenszeit einer Feministin], 201 f.; Hervorhebungen im Original; CR. 
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Iijima betrachtet zwar ebenfalls die prekäre Situation der Arbeiterklasse in Japan, zweifelt 

jedoch an der Vorstellung, dass die Sozialrevolution die Beseitigung der Ausbeutung und mit 

ihr jedweder Form von Unterdrückung herbeiführen werde. Iijima kritisiert unter Bezugnahme 

auf die französische Philosophin Simone Weil (1909-1943) die Vorstellung einer von Klasse – 

und somit letztlich Unterdrückung – befreiten Gesellschaft als ein Wunschbild. Weil formu-

lierte in ihrer Abhandlung „Über die Ursachen von Freiheit und gesellschaftlicher Unterdrü-

ckung“ (1934) eine Marxismus-Kritik, die auf der Ablehnung des marxistischen Ideals der Be-

freiung von Arbeit und Notwendigkeit beruht. Laut Weil sei das revolutionäre Streben der Ar-

beiterbewegung nach der Befreiung von jeglicher Notwendigkeit, insbesondere der zur Arbeit, 

eine Utopie, die in gleicher Weise wie die von Marx kritisierte Religion zum Opium des Volkes 

wurde.47 Eine Utopie, die Iijima zufolge viele linke Aktivist*innen der 1960er Jahre in Japan 

davon abhielt, sich eingehend mit den Strukturen weiterer Diskriminierungsformen auseinan-

derzusetzen. „Das Problem ist, dass man hier in eine Sackgasse der abstrakten Verallgemeine-

rung gerät“.48 Diese „abstrakte Verallgemeinerung“ liege darin begründet, dass die Diskrimi-

nierung von Frauen innerhalb einer marxistischen Betrachtungsweise nicht als ein eigenständi-

ges Phänomen, sondern Frauen und ihre Erfahrungen immer im Kontext ihrer Zugehörigkeit 

zur Arbeiterklasse verstanden werden. Etwaige Erfahrungen der Unterdrückung oder Ausbeu-

tung am Arbeitsplatz, aber auch ihre gesellschaftliche Verpflichtung zur häuslichen und erzie-

herischen Arbeit werden als Folgen der kapitalistischen Gesellschaftsstruktur betrachtet.49 Iiji-

mas Überlegungen setzen daher genau bei der erfahrenen Diskriminierung aufgrund des Ge-

schlechts an, die ebenso in den linken Gruppierungen existierte, die Freiheit von jedweder Un-

terdrückung versprachen: 

 

Was ist die Welt der Frauen? Was ist die Logik der Frauen? Nach meinem Gefühl 

sind die Welt und die Logik Dinge der Männer. Das staatliche Establishment gehört 

ganz ohne Zweifel der Welt der Männer an, aber auch das sogenannte Reformlager, 

die Arbeiterklasse und die Arbeitergewerkschaften.50 

 
47 Vgl. Hellman, Simone Weil. An Introduction to Her Thought, 29; Urban, „Einleitung. Simone Weil“, 113; Weil, 
Oppression and Liberty, 52. 
48 Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die 
halbe Lebenszeit einer Feministin], 202; CR. 
49 Vgl. Harsch, „Communism and Women“, 489 f. 
50 Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die 
halbe Lebenszeit einer Feministin], 201; Hervorhebungen im Original; CR. 
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Iijima stellt nun im ersten Abschnitt ihrer Positionsschrift unter dem Titel „Die Unfruchtbarkeit 

der Frauendebatte“51 nicht nur den bisherigen Bezugsrahmen der marxistischen Frauenbefrei-

ung grundlegend in Frage, sondern weist deren allgemeine Ziele eindeutig zurück. Die spezifi-

schen Probleme, mit denen Frauen alltäglich zu kämpfen haben, in öffentlichen ebenso wie in 

privaten Bereichen, als Arbeiterinnen oder in ihren Familien, lassen sich nicht pauschal unter 

einem gesellschaftlichen Klassenkampf subsumieren. In Anlehnung an Simone Weil argumen-

tiert Iijima dafür, die Frauendebatte von der marxistischen Idee einer Sozialrevolution zu lösen, 

da eine solche Herangehensweise keine Klarheit bringen, sondern – ganz im Gegenteil! – das 

eigentliche Bestreben, nämlich die Frauenbefreiung, im Wirrwarr der revolutionären Aktivitä-

ten gegen die japanische Regierung, den Japanisch-Amerikanischen Imperialismus und im all-

gemeinen Klassenkampf untergehen werde. Stattdessen wirft Iijima ein Schlaglicht auf die Dis-

kriminierung von Frauen; das heißt, um zu enthüllen, was Diskriminierung für Frauen bedeutet, 

muss diese überhaupt erst sichtbar gemacht werden. 

Durch ihre kritische Auseinandersetzung mit den gegenwärtigen wie historischen Gesell-

schaftsstrukturen kommt Iijima zu dem Schluss, dass – anstelle des Verhältnisses zwischen 

Mensch und Produktionsmitteln – das Verhältnis zwischen den Geschlechtern als das gesell-

schaftsbestimmende Prinzip anzusehen ist. Das Geschlechterverhältnis in Japan sei dabei ge-

prägt durch ein binäres Geschlechterverständnis, welches Iijima in ihrer Positionsschrift durch 

die Verwendung der Bezeichnungen Frau (onna) und Mann (otoko) verdeutlicht. Die Begüns-

tigung einer männlichen Erbfolge, ein sogenanntes patrilineares System, beeinflusst dabei maß-

geblich das Geschlechterverhältnis und spiegelt sich in allen gesellschaftlich relevanten Struk-

turen, von der Ebene der Familie bis hin zum japanischen Nationalstaat, wider. Iijima zeichnet 

die Patrilinearität für die Diskriminierung von Frauen verantwortlich, weil in diesem System 

der Männlichkeit eine höhere Wertigkeit beigemessen wird als der Weiblichkeit. Die „moderne 

Diskriminierung“ zeichne sich dadurch aus, dass Personengruppen auf der Grundlage ihres 

Wertes für den Arbeitsmarkt betrachtet werden. Auffällig sei dabei, dass Frauen und andere 

marginalisierte Gruppen eine unterdurchschnittliche Wertschätzung erfahren.52 

 

 

 
51 Ebd.; CR. 
52 Vgl. Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: 
Die halbe Lebenszeit einer Feministin], 203. 
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Assimilation und Diskriminierung 

Das patrilineare System war in der japanischen Geschichte jedoch nicht immer und notwen-

digerweise vorherrschend. In ihrer Theorie nimmt Iijima Bezug zu alternativen Geschlechter-

verhältnissen in Japan und begründet so ihre Kritik an den bestehenden (geschlechtlichen) 

Machtverhältnissen in Japan, indem sie diese als veränderbar herausstellt. Iijima ist schließlich 

darum bemüht, die Hierarchisierung der Geschlechter zu durchbrechen, sodass die beiden 

grundlegenden menschlichen Handlungen „Gebären“ (umu koto; reproduktive Handlungen) 

und „Leben“ (ikiru koto; produktive Handlungen) die gleiche Wertigkeit erfahren.53 In der 

Folge betrachtet Iijima die wachsende Beteiligungsrate von Frauen auf dem Arbeitsmarkt nicht 

nur kritisch, sie sieht in ihr sogar eine „Angleichung an den Mann als eine erweiterte Repro-

duktion von Diskriminierung“ (otoko e no dōka wa sabetsu no kakudai saiseisan)54. Iijima, die 

die gesellschaftliche Ordnung als eine der männlichen Logik gehorchende Ordnung identifi-

ziert, begreift eine unreflektierte (weibliche) Beteiligung an dieser Ordnung als eine „Assimi-

lation an die Welt der Männer“ (otoko no seikai e no dōka), die diese Gesellschaftsordnung 

reproduziert und unterstützt.55 Die Sozialisierung der Erziehungsarbeit in Form von Kinder-

krippen etwa führe zwar zu einer gesteigerten Beteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt, 

jedoch zumeist in prekären Beschäftigungsverhältnissen, das heißt als Teilzeitarbeiterinnen 

(pātotaimā). Dies entspricht dem von Iijima zu Beginn ihrer Positionsschrift attestierten weib-

lichen „Dasein als Arbeitsreservearmee“56 (rōdōyobigunteki sonzai), welches sich ausschließ-

lich an den Bedürfnissen des Kapitals orientiert: „Die gesellschaftlichen Maßstäbe, die eine 

Logik des Kapitals und der Produktivität fabrizieren und gleichzeitig einen Wertestandard in 

der Form einer Logik des Mannes = Nichtgebärende Person pflegen, üben Druck auf Frauen 

aus“57. So wird schließlich deutlich, dass Iijima mit ihrem Bestreben nach einer „weiblichen 

Welt“ (onna no sekai) und einer „weiblichen Logik“ (onna no ronri) nicht die Umkehrung des 

bestehenden Machtverhältnisses zwischen den Geschlechtern, sondern dessen Überwindung 

anstrebt. Aus diesem Grund lehnt sie eine Assimilation an eine männliche Welt und Logik ab, 

 
53 Vgl. Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: 
Die halbe Lebenszeit einer Feministin], 204 f. 
54 Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die 
halbe Lebenszeit einer Feministin], 208; CR. 
55 Vgl. ebd. 
56 Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die 
halbe Lebenszeit einer Feministin], 203. 
57 Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die 
halbe Lebenszeit einer Feministin], 208 f.; CR. 
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weil eine solche Angleichung lediglich das bestehende Machtungleichgewicht zwischen den 

Geschlechtern zugunsten einer überlegenen Männlichkeit bestärkt.  

Als einen nächsten Schritt projiziert Iijima das problematische Geschlechterverhältnis der 

japanischen Gesellschaft auf die Beziehung Japans mit anderen asiatischen Ländern. Iijimas 

transnationale Perspektive signalisiert Solidarität mit asiatischen Frauen und eine kritische Po-

sitionierung gegenüber der Außenpolitik der japanischen Regierung. Iijima integriert die Situ-

ation anderer asiatischer Frauen in den Frauenbefreiungsdiskurs in Japan und ist dadurch in der 

Lage, das „Opferbewusstsein“ (higaisha ishiki) vormaliger Frauenbewegungen in Frage zu stel-

len. Sie leitet aus der Vormachtstellung Japans in Asien, die auch die Komplizenschaft japani-

scher Frauen bedeute, deren Mitverantwortung sowohl an der Expansionspolitik des japani-

schen Kaiserreichs als auch der unterstützenden Funktion der demokratischen Regierung in den 

Kriegen in Korea und Vietnam ab. Dem Bild der wehrlosen japanischen Frau als Opfer eines 

kriegstreibenden Systems wird somit konsequent widersprochen. Anders als vorige demokrati-

sche und pazifistische Frauenbewegungen spricht Iijima japanischen Frauen eine aktive Ver-

antwortung innerhalb des Diskriminierungssystems zu. Sie stellt sich gegen das damals domi-

nante Narrativ, das japanische Frauen als hilflose Zuschauerinnen während des Zweiten Welt-

krieges darstellt, die erst mit der Ankunft der US-amerikanischen Besatzungsmächte und in 

einem vermeintlich klaren Moment der Frauenbefreiung ihre autonome Handlungsfähigkeit er-

langten.58 Iijima zufolge entwickelten sich die großen Frauengruppen der Nachkriegszeit durch 

die unkritische Übernahme dieses Narratives zu einer Bewegung für die Gleichstellung von 

Männern und Frauen (danjo byōdō undō). Iijima lehnt eine solche Bewegungsidee ab, da mit 

der Gleichstellung von Frauen, das heißt durch die Assimilation einzelner Individuen in das 

bestehende System, die strukturelle und institutionelle Verankerung der geschlechtlichen Dis-

kriminierung in der japanischen Gesellschaft verschleiert werde.59 

Stattdessen argumentiert Iijima für die Gleichstellung von Diskriminierungsformen. Die 

Diskriminierung, die Frauen erfahren, müsse mit anderen Diskriminierungsformen, wie bei-

spielsweise der von Burakumin, in Japan ansässigen Asiat*innen oder der Einwohner*innen 

Okinawas, gleichgesetzt werden. Dies impliziert wiederum, dass Iijima Frauen aufgrund ihrer 

 
58 Vgl. Koikari, „Feminism and the Cold War in the U.S. Occupation of Japan, 1945–1952“. 
59 Vgl. Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: 
Die halbe Lebenszeit einer Feministin], 208 f.; „From Personal Experience to Political Activism in the 1970s: My 
View of Feminism“, 298. 
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geteilten geschlechtlichen Merkmale eine gemeinsame Diskriminierungserfahrung zuschreibt. 

Shigematsu kritisiert eine solche verallgemeinernde Vorgehensweise,  

 

[…] because it did not attend to differences of class, sexuality, racial, and ethnic differ-

ences and was analogues with the ways in which feminists elsewhere have represented 

“women” in a universalizing manner, disregarding other significant differences among 

women.60  

 

Auch wenn Iijima auf die Existenz weiterer Diskriminierungsformen hinweist, wird in ihrer 

Positionsschrift nicht ersichtlich, inwiefern die von Shigematsu genannten Kategorien Klasse, 

Sexualität, Ethnizität und in diesem Zusammenhang auch Ableismus sowie Religiosität zu un-

terschiedlichen Lebenswirklichkeiten und Diskriminierungserfahrungen von Frauen führen 

können. An dieser Stelle lässt sich also eine konzeptionelle Ungenauigkeit durch die angedeu-

tete Homogenisierung der Kategorie Frau in Iijimas Frauenbefreiungstheorie ausmachen. 

Iijima entwirft in ihrer Positionsschrift kein Konzept von Intersektionalität. Dennoch argu-

mentiert sie für die Verknüpfung unterschiedlicher Perspektiven. Die angestrebte Gleichstel-

lung verschiedener Diskriminierungsformen bildet so bereits die Basis für eine „asiatische Per-

spektive“ der Konferenz Asiatischer Frauen. Rückblickend schreibt Iijima: 

 

Die Gesamtheit der Nachkriegsreformen legte den Grundstein für den Schutz der 

Japaner selbst, und so gründeten sich langfristig Friedens- und Demokratiebewe-

gungen, die kein Bewusstsein besaßen für die eigene Schuldigkeit an vergangenen 

Invasionskriegen ebenso wenig wie an den Strukturen des Kalten Krieges […], in 

denen durch Frontbasen und Versorgungsstützpunkte für die Kriege in Korea und 

Vietnam das hohe Wirtschaftswachstum zustande kam. […] Wir zogen eine Grenze 

zu den bisherigen Bewegungen und nahmen eine asiatische Perspektive gegen In-

vasion=Diskriminierung ein.61  

 

 
60 Shigematsu, Scream from the Shadows, 15. 
61 Iijima, „Naze 'Shinryaku=sabetsu to tatakau Ajia fujin kaigi' datta no ka“ [Warum war es die ‚Konferenz Asi-
atischer Frauen im Kampf gegen Invasion=Diskriminierung‘?], 186 ff.; CR. 
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Angesichts der japanischen Immigrations- und Außenpolitik erscheint eine Frauenbefreiung auf 

der Grundlage eines geteilten „Opferbewusstseins“ nicht stimmig mit den Erfahrungen nicht-

japanischer Frauen zu sein, für die die japanischen Frauen ebenfalls auf der Seite des Aggres-

sors stehen. Die auf nationaler Ebene wirkenden Diskriminierungsstrukturen werden Iijima zu-

folge zum Katalysator für die (inter)nationale Aggressionspolitik Japans. So erkennt Iijima 

durch eine „asiatische Perspektive“, dass eben doch nicht alle Frauen die gleiche Diskriminie-

rung erleben und dass Individuen beispielsweise aufgrund ihrer Herkunft unterschiedliche Dis-

kriminierung erfahren. Die angedeuteten trans- und internationalen Verstrickungen der kriti-

sierten Machtstrukturen werden jedoch nicht weiter ausgeführt. 

Iijimas Interesse an der Einbindung weiterer Diskriminierungsformen führt sie zu einer Aus-

einandersetzung mit internationalen Befreiungsbewegungen. Die Ablehnung weiblicher Assi-

milation an männliche Machstrukturen lässt einen klaren Bezug zu Forderungen des Bürger-

rechtsaktivisten Stokely Carmichael im Zusammenhang mit der Black-Power-Bewegung in den 

USA erkennen.62 Carmichael benennt zwei Faktoren, die die Lebenswirklichkeit von Schwar-

zen in Amerika präge: ihr Schwarzsein und ihre Machtlosigkeit angesichts einer weißen Ge-

meinschaft, die alle wichtigen Institutionen der amerikanischen Gesellschaft bestimmt und kon-

trolliert.63 

 

Eine Tatsache kann gar nicht oft genug betont werden: die rassistischen Vorstellun-

gen von weißer Überlegenheit sind so tief in der Struktur der Gesellschaft verwur-

zelt, daß sie ihr ganzes Funktionieren in allen Teilen bestimmen und ein fester Be-

standteil des nationalen Unbewußten geworden sind, für selbstverständlich gehal-

ten und häufig nicht einmal mehr gesehen werden.64 

 

Carmichael kritisiert dabei auch das Narrativ der „Liberalen“: Schwarze Personen müssen in 

die Institutionen der Gesellschaft integriert werden, von denen sie bislang ausgeschlossen wur-

 
62 Iijima führt in ihrer Positionsschrift zwar keine direkten Zitate oder explizite Verweise auf Carmichaels Schrif-
ten an, aber sie nennt sein gemeinsam mit Charles V. Hamilton herausgegebenes Buch „Black Power: The Politics 
of Liberation“ (1967) in der Liste des Referenzmaterials (vgl. Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru femi-
nisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die halbe Lebenszeit einer Feministin], 217). Eine der-
artige Referenzliste ist in der Textversion von 1992 nicht vorhanden.  
63 Vgl. Carmichael, „Der schwarzen Befreiung entgegen“, 38. 
64 Ebd. 
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den. Die ständige Betonung der Integration der Einzelperson impliziere dabei eine Wertlosig-

keit der schwarzen Gemeinde, sodass die Eingliederung einiger „akzeptabler“ Schwarzer in 

weiße Machtstrukturen nicht das Ziel der Black-Power-Bewegung sein könne.65  

 

Man kann Gruppen integrieren, Individuen jedoch werden assimiliert. […] Der ras-

sische und kulturelle Charakter der schwarzen Community muß erhalten bleiben; 

sie muß ihre Freiheit erlangen, ohne ihre kulturelle Integrität zu verlieren. Das ist 

der wesentliche Unterschied zwischen der gegenwärtig praktizierten Integration 

und dem Konzept von Black Power.66 

 

Black Power ist demnach eine Forderung nach gesellschaftlicher Teilhabe, die nicht auf Kosten 

der eigenen Integrität und Selbstbestimmung erlangt werden muss. Eine solche Forderung lässt 

sich ebenso in Iijimas Theorie wiederfinden, in der sie sich gegen eine Fragmentierung des 

weiblichen Subjekts stellt. Assimilation in sexistischen und rassistischen Gesellschaften bedeu-

tet demnach die Übernahme eines Wertesystems, das integrale Bestandteile der eigenen Identi-

tät entwertet und aus diesem Grund abgelehnt werden muss.  

Welche Folgen eine solche Assimilation haben kann, schildert der amerikanische Bürger-

rechtsaktivist Malcolm X 1965 in seiner Rede „After the Bombing“: 

 

So they very skilfully [sic!] make you and me hate our African identity, our African 

characteristics. You know yourself that we have been a people who hated our Afri-

can characteristics. We hated our heads, we hated the shape of our nose, we wanted 

some of those long dog-like noses, you know; […] Our color became to us a chain 

[…]; our color became to us like a prison which we felt was keeping us confined, 

not letting us go this way or that way. […] What made us feel helpless was our 

hatred for ourselves. And our hatred for ourselves stemmed from our hatred for 

things African….67  

 

 
65 Vgl. Carmichael, „Der schwarzen Befreiung entgegen“, 40 f. 
66 Carmichael, „Der schwarzen Befreiung entgegen“, 43 f. 
67 X, „After the Bombing”, 169; eine japanische Übersetzung dieses Zitats findet sich in Iijima, Shinryaku=sa-
betsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die halbe Lebenszeit einer 
Feministin], 209. 



 

 

146 

Malcolm X68 spricht in seiner Rede über weiße Machtstrukturen auf nationaler Ebene in den 

USA ebenso wie auf internationaler Ebene in Form von Kolonialismus und Imperialismus, „as 

the slave system of the West is called”69. Macht ist hierbei gleichbedeutend mit Weiß-Sein – 

„when he says he’s white, he means he’s boss“70. Weiße Machtstrukturen implizieren nicht-

weißen Menschen eine inhärente Minderwertigkeit und legitimieren gleichzeitig ihre Ausbeu-

tung und Unterdrückung. Eine solche Hierarchisierung äußert sich nicht nur in Rassismus, Ko-

lonialismus und Imperialismus, sondern sickert ebenso in das Bewusstsein nicht-weißer Perso-

nen ein. „In hating Africa and in hating the Africans, we ended up hating ourselves, without 

even realizing it. […] You can’t hate your origin and not end up hating yourself. You can’t hate 

Africa and not hate yourself“71.  

You can’t hate birthing and not hate yourself – hätte Iijimas Formulierung der Entfremdung 

und Fragmentierung des weiblichen Subjekts lauten können. „Assimilation=Diskriminierung“ 

bedeutet für Iijima also nichts anderes als die Angleichung an eine Welt der Männer, die ihre 

Macht über eine Logik der Produktivität etabliert; eine Machtstruktur, die so tief verwurzelt ist, 

dass sie, wenn nicht gänzlich übersehen, als natürlich erachtet wird. Ist die vorherrschende 

Machtstruktur einmal erkannt und benannt, dann sind neue Formen der Frauenbefreiung mög-

lich. 

 

„Logik der Frauen“ 

Iijima führt ihre theoretischen Ausführungen über die Frauenbefreiung schließlich in ihrem 

letzten Kapitel „Die Logik der Frauen“ (onna no ronri) zusammen. Bisher machte sie deutlich, 

dass sie (1) das marxistisch-leninistische Ideal vom Umsturz der kapitalistischen Gesellschafts-

form als Voraussetzung der Frauenbefreiung ablehnt, weil dieses Ideal (2) eine Assimilation an 

männliche Methoden und Verhaltensweisen beinhalte, die die bestehenden, diskriminierenden 

Gesellschaftsstrukturen stärke. Sie grenzt sich von vorangegangenen Frauenbewegungen der 

Nachkriegszeit und einer marxistisch-leninistischen Frauenbefreiungstheorie ab, indem sie (3) 

 
68 Die Nation of Islam betrachtete die Familiennamen von Afroamerikaner*innen als ein Zeugnis ihrer Skla-
venvergangenheit. Viele weitere Mitglieder der Nation of Islam ersetzten daher ihren Familiennamen durch ein 
„X“, welches die Lossagung von ihrem Sklavennamen und gleichzeitig den Verlust des eigenen, ursprünglichen 
Familiennamens symbolisiert (vgl. Felber, „Malcolm X (1925-1965)”, 475; Jeffries, „Nation of Islam”, 561). 
69 X, „After the Bombing”, 160. 
70 X, „After the Bombing”, 163. 
71 X, „After the Bombing”, 168. 
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sexuelle Diskriminierung mit Perspektiven ethnischer Diskriminierung und Rassismus in Ver-

bindung setzt. Damit plädiert sie gegen eine Verunglimpfung der jeweiligen Problematiken und 

dafür, diese ebenfalls als Ergebnisse von Kapitalismus und Imperialismus zu betrachten.  

Iijima öffnet den Frauenbefreiungsdiskurs zudem auf einer sprachlichen Ebene, indem sie 

im japanischen Original ihrer Positionsschrift nach den Ursachen der Diskriminierung für onna 

(Frau[en]) fragt. Im Japanischen sind neben onna auch die Begriffe fujin und josei geläufig, die 

im Deutschen sämtlich mit „Frau(en)“ übersetzt werden, gleichwohl sie im Japanischen seman-

tische Unterschiede aufweisen. Die Sprachwissenschaftlerin Orie Endo, die Aspekte von Se-

xismus in der japanischen Sprache untersucht, weist darauf hin, dass onna eine starke und häu-

fig negative sexuelle Konnotation beinhaltet: „Onna can be substituted for many sexually rela-

ted terms, such as mistress or prostitute“72. Im Gegensatz zum subversiven Potenzial von onna 

beschwört fujin das Bild einer verheirateten Frau mittleren Alters in einem familiären Kontext 

herauf, während josei die allgemeine, generische Bezeichnung für Frau(en) im Japanischen dar-

stellt.73 

In Iijimas Positionsschrift bedeutet die Verwendung des Begriffs onna vor allem eine Öff-

nung hin zur Anerkennung unterschiedlicher weiblicher Lebenswirklichkeiten. Da onna in den 

1960er Jahren gemeinhin mit Sex und Unterklasse assoziiert wurde, grenzt Iijima sich durch 

die Verwendung des Begriffs erneut von den pazifistischen und demokratischen Frauenbewe-

gungen (fujin undō) ab, in denen friedliebende Mütter (haha) und gut situierte Hausfrauen 

(shufu) normative Geschlechterrollen reproduzierten. Statt einer starren Fokussierung auf die 

Lebenswirklichkeit von Müttern und Hausfrauen, thematisiert Iijima die Befreiung der onna 

und erweitert auf diese Weise den Kreis der Adressatinnen ihrer Frauenbefreiungsidee: Denn 

Iijima bezeichnet mit onna nicht allein gutbürgerliche, japanische Frauen, sondern bezieht die-

sen Begriff auf alle asiatischen Frauen, die mit den diskriminierenden Machtstrukturen des ja-

panischen Nationalstaates in Berührung kommen. Die Bezeichnung onna verweigert sich daher 

einer eindimensionalen Betrachtungsweise von Frauen und bezieht sich ebenso auf diejenigen, 

die vormals auf der Grundlage von Ethnie, Nationalität oder Klasse aus dem Diskurs der Frau-

enbefreiung ausgeschlossen wurden.  

Für die Auflösung der (trans)national operierenden Diskriminierungsstrukturen fordert 

Iijima schließlich die Anwendung einer „Logik der Frauen“ (onna no ronri). Iijima definiert 

 
72 Endo, „Aspects of Sexism in Language”, 30; Hervorhebung im Original. 
73 Endo, „Aspects of Sexism in Language”, 36. 
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die „Logik der Frauen“ vornehmlich über das, was sie nicht repräsentieren soll, nämlich die 

Welt und die Logik der Männer. Die „Logik der Frauen“ stellt somit ein Gegenkonzept zu einer 

Gesellschaftsordnung dar, die auf Effektivität, Produktivität und Rationalismus aufbaut. Die 

von Tokoro Mitsuko herausgearbeitete „Logik der Produktivität“ wird bei Iijima zu einem 

Kernelement der männlich organisierten Welt und so resümierte sie selbst 2004 in ihrer pro-

grammatischen Rede auf einer internationalen Konferenz zum Verhältnis von Gender und Na-

tion in Japan: „We exposed the logic of productivity to be the logic of men, and advanced an 

oppositional logic of women“74. Diese „Logik der Frauen“ bildet schließlich die Grundlage 

ihres Verständnisses einer zukunftsweisenden Frauenbefreiung: 

 

Ich möchte die weibliche Existenz als Verneinung der Logik von Pragmatismus, 

Nützlichkeit und Produktivität positionieren. […] In diesem Sinne sollte unsere 

Frauenbewegung als Pragmatismus- und Zivilisationskritikerin entwickelt werden. 

Die weibliche Front ist eine unter vielen Fronten, aber am grundlegendsten soll sie, 

als scharfer Anstoß eines Wertewandels, ein Ort sein, an dem sich ein radikaler 

Kampf entwickeln wird.75 

 

Künftige Frauenbewegungen sollen sich diese „Logik der Frauen“ zunutze machen, um sich 

von der bestehenden Gesellschafts- und Machtordnung abzugrenzen und letztlich einen gesamt-

gesellschaftlichen Wertewandel anzustoßen. Einen konkreten Inhalt oder bestimmte Prinzipien 

der „Logik der Frauen“ formuliert Iijima in ihrer Positionsschrift allerdings nicht und so bildete 

die konkrete Ausarbeitung der Vorstellung einer neuen Frauenbefreiungsbewegung den Aus-

gangspunkt künftiger Diskussionen auf der Konferenz Asiatischer Frauen. 

 

Ausblick: Transnationale Verbindungslinien 

„Was ist Diskriminierung für Frauen?“ In der Beantwortung der programmatischen Frage 

ihrer Positionsschrift interessierte sich Iijima vor allem für die von ihr beobachtete, allgegen-

wärtige Geringschätzung des weiblichen Geschlechts. In der Folge begab Iijima sich auf Spu-

rensuche und stellte die Geschlechterverhältnisse schließlich als ein konstitutives Gesellschafts-

 
74 Iijima, „From Personal Experience to Political Activism in the 1970s: My View of Feminism“, 298. 
75 Iijima, Shinryaku=sabetsu no kanata e: aru feminisuto no hansei [Über Invasion=Diskriminierung hinaus: Die 
halbe Lebenszeit einer Feministin], 214 f.; CR. 
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prinzip heraus: Ein Prinzip, das in der damaligen japanischen Gesellschaft auf der Hierarchi-

sierung der Geschlechter aufbaut, indem alles Männliche über- und alles Weibliche geringge-

schätzt wird.76 Diese Geringschätzung lasse sich auf allen gesellschaftlichen und institutionel-

len Ebenen wiederfinden und schlage sich auch in internationalen Machtdynamiken nieder. 

Die kritische Verknüpfung von geschlechtlicher Diskriminierung mit den Konzepten Impe-

rialismus und Kapitalismus ermöglichte Iijima, die transnationalen Verbindungslinien der da-

maligen sozialen und staatlichen Machtstrukturen aufzuzeigen: Die Auswirkungen von Kapi-

talismus und Imperialismus lasse sich nicht allein an den zwischenstaatlichen Beziehungen in 

der Region Asien erkennen und kritisieren. Die Tragweite dieser Auswirkungen werde ebenso 

innerhalb Japans sichtbar, wenn neben Klasse weitere Marker sozialer Differenz wie Ge-

schlecht, Ethnizität und Herkunft mitgedacht werden. Zudem argumentiert Iijima – zumindest 

gegen eine bestimmte – Essentialisierung der Kategorie „Frau“ als friedliebende Mutter und 

gutbürgerliche Hausfrau, weil Kapitalismus und Imperialismus sich unterschiedlich auf Frauen 

in Japan und Asien auswirken. Damit lassen sich in Iijimas Positionsschrift bereits Ansätze 

eines transnationalen Feminismus erkennen. Transnationaler Feminismus bezeichnet ein femi-

nistisches Paradigma, welches sich mit den globalen Auswirkungen von Kapitalismus, Imperi-

alismus und einer kolonialen Moderne auseinandersetzt. Die in Iijimas Positionsschrift ange-

stoßene Debatte über die Möglichkeit und Notwendigkeit einer grenzübergreifenden feministi-

schen Solidarität wird auch weiterhin in Theorien über transnationalen Feminismus ausgelotet. 

Im Mittelpunkt der Diskussionen stehen dabei verschiedene, aber zusammenhängende Frage-

stellungen: Wie ist Solidarität über nationale und kulturelle Grenzen hinweg möglich? Wer darf 

für wen sprechen? Wer kann sich am Diskurs beteiligen? Wie konstituieren Klassismus, Ras-

sismus, Heteronormativität, Ableismus und internationale Machtdynamiken feministische The-

orien und Praktiken? Transnationaler Feminismus ist eine kritische Verhandlung dieser Fragen 

und beruht auf der Arbeit zahlreicher Autor*innen des postkolonialen Feminismus.77 Mit der 

 
76 Anzumerken ist, dass Iijimas Ideen auf einer zweigeschlechtlichen Ordnung aufbauen, die ihr Verständnis über 
das Geschlechterverhältnis in Japan prägten. Ein solches binäres Verständnis der Geschlechterordnung selbst wird 
nicht in Frage gestellt (vgl. Butler, Das Unbehagen der Geschlechter). 
77 Vgl. Amos, Parmer, „Challenging Imperial Feminism”, 3-19; Grewal, Kaplan, „Introduction: Transnational 
Feminist Practices and Questions of Postmodernity”, 1-33; Mohanty, „Under Western Eyes: Feminist Scholarship 
and Colonial Discourses”, 333-358; Spivak, Can the Subaltern Speak? Postkolonialität und subalterne Artikula-
tion. 



 

 

150 

in ihrer Positionsschrift angestoßenen Debatte über die Exklusivität der Frauenbefreiungsbe-

wegung in Japan und der Frage nach mehr Inklusion reiht Iijima sich also ein in die Genealogie 

und in weiterhin aktuelle Debatten eines transnationalen Feminismus. 

Iijima entwickelte aus der Hinterfragung institutioneller und internationaler Machtdynami-

ken einen Raum für die Artikulation und den Einbezug unterschiedlicher weiblicher Lebens-

wirklichkeiten in den Frauenbefreiungsdiskurs in Japan. Iijima grenzte sich mit ihrer feminis-

tischen Theorie von den nach Gleichstellung strebenden demokratischen und pazifistischen 

Frauenbewegungen der Nachkriegszeit und einem marxistisch-leninistischen Ideal der linken 

Frauenbefreiungsbewegungen ab und ebnete so den Weg für einen system- und regierungskri-

tischen Feminismus, der etwa die radikale Frauenbefreiungsbewegung (Ūman ribu) in Japan 

hervorbrachte.  

Schließlich verbleiben aber auch einige Punkte in Iijimas Theorie vage und bilden so den 

Ausgangspunkt für weitere Überlegungen. Iijima stellt zwar einen Zusammenhang zwischen 

den in Japan operierenden Diskriminierungsstrukturen und einem japanischen (Neo-)Imperia-

lismus in Asien her, doch verbleiben die Konsequenzen, die sie daraus ableitet, zunächst auf 

der Ebene eines asiatischen Bewusstseins und einer geforderten Solidarität mit allen asiatischen 

Frauen. So bleibt es zu prüfen, inwiefern Iijimas transnationaler Ansatz eine differenzierte, in-

tersektionale Betrachtung von Diskriminierungserfahrungen im Kontext der Konferenz Asiati-

scher Frauen angestoßen hat. Eine eingehende Auseinandersetzung mit der weiteren Entwick-

lung der Konferenz Asiatischer Frauen könnte also wichtige Hinweise für einen kritischen 

transnationalen Feminismus liefern und zudem einen bedeutenden Teil feministischer Ge-

schichte in Japan beleuchten. 
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Einleitung: Words matter! Diskursanalytische Ansätze in den Internationalen Beziehun-
gen 

Julia Gurol 

 

1. Einleitung: Words matter 

Diskurse gewinnen in der neueren außen- und sicherheitspolitischen Forschung sowie der in-

ternationalen politischen Realität zunehmend an Bedeutung. Narrative und Emotionen sind 

längst keine vernachlässigten Randkonzepte mehr, sondern zentrale Analysekriterien. Dis-

kurse haben nicht nur die Macht, friedensfördernde sowie konfliktschürende Wirkungen zu 

entfalten, sie sind zudem in der Lage, (globale) Ungleichheiten zu kontestieren, aber auch zu 

reproduzieren, soziale Gruppen oder Individuen zu inkludieren sowie auszugrenzen und spie-

len damit in der breiteren IB-Forschung eine immer zentralere Rolle. Diskursforschung in den 

IB ist dabei ein dynamisches und heterogenes Feld, das sich über verschiedene Themen er-

streckt. Interessant ist diese Verschiebung hin zu einer stärkeren Betrachtung von Diskursen 

und Narrativen in der IB-Forschung insbesondere im Bereich der Außen- und Sicherheitspoli-

tik – ein Forschungsfeld, das lange von rationalistischen, auf die Interessen von Akteuren ab-

hebenden Erklärungen geprägt war (Nonhoff und Stengel 2014: 37).  

Ziel dieses Beitrages ist es, einen Überblick über das Forschungsfeld zu geben sowie die dis-

kursanalytischen Beiträge dieses Sammelbandes in dieses Forschungsfeld einzuordnen. Ein be-

sonderer Fokus liegt dabei auf poststrukturalistisch inspirierten Diskursverständnissen, die eine 

kritische Betrachtung internationaler Politik ermöglichen und damit eine interessante, alterna-

tive analytische Perspektive zu dominanten erklärenden Ansätzen bieten.  

Beginnen wir mit einer zentralen Frage: Was ist ein Diskurs? Die Definitionen diesbezüglich 

sind sehr heterogen. Die meisten Diskursanalytiker:innen jedoch stützen sich auf das grundle-

gende Diskursverständnis von Michel Foucault. Dieser versteht Diskurse als sprachliche und 

kommunikative Erscheinungen kollektiver, handlungsleitender und in die soziale Realität ein-

zuordnende Formen von Wissen (Foucault 1991)1. Sprache wird demnach als Abbildung von 

oder konstitutiv für soziale und politische Realität angesehen. Entscheidend ist hierbei die Ver-

knüpfung von Diskursen als alltägliche und kommunikative „Form sozialer Praxis“ (Wodak et 

 
1 Foucault prägten den Diskursbegriff bereits am 2. Dezember 1970 in seiner Antrittsvorlesung zum Thema „Ord-
nung des Diskurses“.  
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al. 1998: 42) mit der gesellschaftlichen Realität. Diskurse gelten demnach als Auslöser gesell-

schaftlicher Veränderungen. Gut zusammengefasst wurde diese Wechselwirkung von 

Zambrano (2015: 13): „Diskurse sind sozial determiniert und Diskurse konstituieren die Welt, 

so wie wir sie wahrnehmen.“ Dabei können Diskurse sowohl eine produktive als auch eine 

repressive Wirkung entfalten. Sie sind produktiv, wenn sie Subjekte, Objekte oder Praktiken 

sowie die Beziehungen zwischen ihnen definieren und damit die soziale Realität beeinflussen. 

Repressiv wirken Diskurse immer dann, wenn sie die soziale Realität maßgeblich konstruieren 

und damit alternative Sichtweisen verdrängen (Herschinger und Renner 2014: 10).  

2. Kritische Diskursanalyse in den IB 

Innerhalb der Disziplin der IB verortet sich die Diskurstheorie vor allem im Kontext poststruk-

turalistischer Ansätze. Diesen Ansätzen ist es gemein, dass sie die Existenz einer fixierten 

Wahrheit ablehnen und stattdessen betonen, dass Wahrheit immer durch Diskurse bedingt wird: 

„conditioned by a discursive truth regime which specifies the criteria for judging something to 

be true or false (Torgin 2005: 14). Worte und Narrative sind also als Bedeutungskonstruktionen 

stets instabil und umkämpft. Somit untersucht ein poststrukturalistisch informierter diskursana-

lytischer Ansatz, wie die Bedeutung von Ideen und Handlungsweisen in machtdurchdrungenen 

Beziehungen konstruiert und immer wieder neu definiert wird (Derrida 1976; 1978). Hier zeigt 

sich, wie diskursanalytische Ansätze über eine quasi-positivistische Analyse der Rolle von 

Worten und Narrativen als „unabhängige Variablen“ hinausgehen. Während letztere Diskurse 

als erklärende Faktoren und somit als vorgängig und stabil betrachten, erkennen Diskursanaly-

tiker:innen, die sich im Poststrukturalismus verorten an, dass Diskurse dauerhaft (re-)produ-

ziert, kontestiert und verändert werden.  

In der kritischen Diskursanalyse wird versucht, Machtgefüge, die durch Diskurse entstehen, 

offenzulegen (Jäger & Jäger 207). Diskursanalysen ermöglichen somit eine kritische Betrach-

tung zentraler Themen internationaler Politik, wie Macht und Einfluss. Zum anderen stellen sie 

den politischen Charakter sozialer Realität heraus und bieten damit eine alternative analytische 

Perspektive zu dominanten erklärenden oder positivistischen Ansätzen.  

Diskursanalytische Ansätze finden sich in der ganzen Bandbreite der IB-Forschung und ergän-

zen theoretisch-konzeptionelle Debatten in nahezu allen Forschungsfeldern der internationalen 

Politik (siehe beispielsweise Deitelhoff 2010). Sie leisten damit einen wichtigen Beitrag zur 

stärkeren Verankerung interpretativer Ansätze in einer traditionell eher positivistisch-rationa-

listisch geprägten Disziplin (Herschinger und Renner 2014). 
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3. Diskursanalytische Beiträge in diesem Sammelband 

Die diskursanalytischen Beiträge in diesem Sammelband wählen sehr unterschiedliche theore-

tische wie methodische Zugänge und bilden damit die Heterogenität diskursiver Ansätze in den 

IB ab.  

Anna Grimminger diskutiert in ihrem Kapitel „Um Umgang mit der schwierigen Vergangenheit 

– ein Vergleich geschichtspolitischer Debatten zu Genozid in Deutschland und Indonesien“ 

anhand von politischen Reden und Interviews mit deutschen und indonesischen Staats- und 

Regierungschefs den Umgang beider Länder mit ihren genozidalen autoritären Vorgängerregi-

men.  

Laura Ehrich widmet sich in ihrem Beitrag dem deutschen Entwicklungsdispositiv unter der 

Agenda 2030. Sie zeigt auf wie der deutsche Entwicklungsdiskurs - basierend auf einem hie-

rarchischen Dualismus zwischen Entwicklungs- und entwickelten Ländern - durch Institutionen 

und Praktiken materialisiert wird, die Entwicklungsländer einer sich von entwickelten Ländern 

unterscheidenden interventionistischen Außenpolitik unterziehen.  

In ihrem Kapitel „Emotions in Transnational Reconciliation Processes: The Case of the 

Ovaherero and Nama and Germany” befasst sich Clara Stecklum mit der affektiven Dimension 

von Versöhnungsprozessen und analysiert, wie die emotionale Erfahrung kolonialer Gewalt die 

Erwartungen und Bereitschaft von Opfergruppen zur Versöhnung beeinflusst. Mit dem Fokus 

auf Emotionen stellt sie damit ein Element ins Zentrum ihrer Analyse, das selten Betrachtung 

findet. Ihre Analyse zeigt auf, dass das affektive Fundament von Vergangenheitsbewältigung 

das Potenzial der zwischenstaatlichen Verhandlungen einschränkt und verknüpft damit makro-

analytische Ansätze mit einer individuenzentrierten Perspektive.  

Abschließend diskutiert Lea Augenstein in ihrem Beitrag „The Western Argument Wins: A 

Postcolonial Critique of Conceptions of Global Justice as Mutual Recognition“, Fragen nach 

dem Umgang mit Differenz in sozialen und politischen Kontexten. Sie argumentiert, dass eine 

Kultur des Widerstands und das Akzeptieren von Dissens die einzigen Möglichkeiten sind, um 

die Sichtweisen der Subalternen der Welt anzuerkennen und schlägt vor diesem Hintergrund 

vor, das Potential liberaler Theorien für gegenseitige Anerkennung und einen gerechten Um-

gang mit dem Anderen stärker auszuschöpfen.  
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4. Zusammenfassung  

Zweifelsohne haben Diskurse in der IB-Forschung an Bedeutung gewonnen. Dabei steht im 

Zentrum weniger ein explanatorischer Ansatz, der zum Ziel hat, bestimmte Phänomene anhand 

von Ideen, Narrativen und/oder Diskursen zu erklären. Stattdessen verfolgen diskursanalytische 

Beiträge meist im Sinne des Poststrukturalismus einen interpretativen Ansatz, der zum Ziel hat, 

Machtstrukturen zu analysieren und zu dekonstruieren, die durch Diskurse (re)produziert wer-

den. Die vorliegenden Beiträge zeigen sehr schön die Relevanz aber auch den Mehrwert der 

expliziten Analyse von Diskursen im Bereich außen- und sicherheitspolitischer Forschung und 

bringen die jeweiligen Diskurse in einen gesellschaftspolitischen und -historischen Kontext. 

Damit ermöglichen sie eine kritische Betrachtung internationaler Politik und bieten eine inte-

ressante, alternative analytische Perspektive zu dominanten erklärenden Ansätzen in den IB. 
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Vom Umgang mit der schwierigen Vergangenheit – Ein Vergleich geschichtspolitischer 
Debatten zu Genozid in Deutschland und Indonesien 

Anna Grimminger 

„Erst im Gedächtnis formt sich die Wirklichkeit.“ 

Marcel Proust1 

1. Einleitung 

„Deutungen der Vergangenheit sind immer auch ein Politikum.“2 Sowohl Deutschland als auch 

Indonesien mussten und müssen sich als junge Demokratien zur Genozidvergangenheit des 

Vorgängerregimes verhalten. Die Geschichtspolitik der Bundesrepublik Deutschland (BRD) 

gilt als eine Erfolgsgeschichte.3 In Indonesien gibt es hingegen bis heute keine offizielle Ent-

schuldigung im Namen der Republik Indonesiens (RI) für den Genozid 1965/66. Gesellschaft-

lich und politisch gelten die Verbrechen dort als Tabuthema. 

Ziel dieser Arbeit ist die Rekonstruktion der zugrunde liegenden Muster staatlicher Ge-

schichtspolitik der beiden Staaten anhand von relevanten Reden und Aussagen der Staatsober-

häupter innerhalb der ersten 20 Jahre nach dem Regimewechsel. Dabei sollen Gemeinsamkei-

ten und Unterschiede trotz verschiedener Kontexte herausgearbeitet werden. Deshalb wurde ein 

„most different system design“ gewählt. 

Zunächst werden kurz die Begriffe Genozid und Geschichtspolitik diskutiert. Dann werden 

die Genozide und die Kontexte der Nachfolgeregime betrachtet. Darauf folgt die Erläuterung 

der Fallauswahl und der Methodik. Daraufhin folgt die detaillierte Betrachtung der Positionie-

rung der Staats- und Regierungschef*innen anhand von ausgewählten Kategorien, die sich aus 

der Literatur und den Quellen ergeben. 

 

 

 

 
1 Zitiert nach Francois und Schulze 2001, 14. 
2 Steinbach 2008. 
3 Vgl. Schwelling 2009, 37.  
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2. Theoretische Einführung 

2.1. Geschichtspolitik und Erinnerung 

In Demokratien geschieht geschichtspolitisches Handeln in einem ständigen Wettstreit um die 

Deutung,4 geleitet von „spezifische[m] Interesse“,5 da Geschichtsbilder eine Legitimations-

grundlage von Politik sind.6  

„Die Regierung fungiert […] [in demokratischen Systemen] als Akteur geschichts-

politischer Auseinandersetzungen. Sie kann Gedenkveranstaltungen prägen, Ge-

denkstätten einrichten, Museen ausstatten, durch Reden Akzente setzen.“7  

Robel nennt Geschichtspolitik performativ.8  

2.2. Genozid, Geschichtspolitik und die junge Demokratie 

Im Folgenden wird die Genozid-Definition von Fein zugrunde gelegt:  

„Genocide is sustained purposeful action by a perpetrator to physically destroy a 

collectivity directly or indirectly, or through interdiction of the biological and social 

reproduction of group members, sustained regardless of the surrender or lack of 

threat offered by the victim.”9 

Robel umschreibt die Herausforderung der diskursiven Verhandlung von Völkermord:  

„Der Opfer eines Genozids zu gedenken, heißt, über spezifische Formen und Aus-

maße von Gewalt zu sprechen. Dabei geht es zunächst um die Frage, inwieweit ein 

Ereignis von Massengewalt als solches Wahrgenommen wird, aber auch, wann und 

in welchem Kontext eigentlich was erinnert wird.”10 

 

 
4 Vgl. Wolfrum 1999, 20. 
5 Vgl. Wolfrum 1999, 25. 
6 Vgl. Rensing 1994, 273. 
7 Steinbach 2008. 
8 Vgl. Robel 2013, 34f. 
9 Fein 1993, 24. 
10 Robel 2013, 25. 
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2.2.1. Die Rolle des Umbruchs 

Regimewechsel eröffnen Räume für geschichtspolitische Auseinandersetzungen:11 Laut Axer 

besteht erst durch das „Ende des Unrechtsstaates und/oder mit zunehmender zeitlicher Distanz 

[…] die ernsthafte Möglichkeit, staatliches Unrecht als solches zu benennen […].“12 Sie erklärt 

zudem, dass ein Umsturz eines Regimes und demokratische Transformation nicht ausreichen, 

um eine „dauerhafte stabile demokratische Ordnung zu begründen“. Vielmehr müssten die „po-

litische Kultur der Diktatur und die durch sie geschaffenen Denk- und Handlungsmuster über-

wunden werden.“13 

Wenn Gesellschaften an einem Scheideweg stehen, besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, 

dass sich die Repräsentationen der Vergangenheit wandeln, neu erschaffen werden oder ver-

schwinden. Diese „entscheidende[n] Momente des Umbruchs“ intensivieren den Wettkampf 

um geschichtspolitische Deutungen.14 Genozid wird laut Robel “als juristische, politische und 

geschichtspolitische Kategorie und Klassifikation […] fortwährend [verhandelt].“15 Deutsch-

land und Indonesien nach den Regimewechseln 1945/1998 sind solche Übergangsgesellschaf-

ten. Beide Länder müssen sich mit ihrem Erbe von Gewalt und Autoritarismus auseinanderset-

zen. 

2.2.2. Die Rolle von Staatsoberhäuptern und ihren Reden 

Im Kontext von Umbruchssituationen sind Staats- und Regierungschef*innen wichtige Han-

delnde der Geschichtspolitik. Ihre Reden als Repräsentant*innen eines demokratischen Sys-

tems geben laut Kiel „– indirekt – auch Aufschluss über die Bevölkerung, die diese Repräsen-

tanten gewählt und geduldet hat […]“16 und sind ein Mittel der Geschichtspolitik, welche  

„brauchbare Indizien für die jeweilige allgemeine Befindlichkeit, für politische 

Zielvorstellungen, für die offizielle Gemütslage, für den Mainstream des öffentli-

chen Bewusstseins – auch oder gerade dort, wo bestimmte […] Ereignisse nicht 

oder nur in unverfänglicher Umschreibung benannt werden.“17  

 
11 Vgl. Zurbuchen 2005, 3. 
12 Axer 2011, 42. 
13 Axer 2011, 49. 
14 Vgl. Zurbuchen 2005, 8. 
15 Vgl. Zurbuchen 2005, 9; Robel 2013, 12. 
16 Kiehl 2001, 11; Schmaler 2013, 129.  
17 Kiehl 2001, 12; siehe auch Rensing 1994, 275. 
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Dabei ist nicht nur direkte Kommunikation relevant, auch die Anwesenheit bei bestimmten An-

lässen kann als eine politische Geste verstanden werden;18 so kann auch die Teilnahme an Ge-

denkveranstaltungen Ausdruck des Geschichtsverständnis einer Regierung sein.19 

2.2.3. Paradigmen der Transitionsforschung 

In der politikwissenschaftlichen Transitionsforschung gibt es zwei konträre Paradigmen in Be-

zug auf den Umgang mit autoritärer und gewaltsamer Vergangenheit durch die Nachfolgere-

gime. Eine Seite argumentiert für die zwingende Notwendigkeit des Befassens mit der negati-

ven Vergangenheit, um die Entstehung einer Staatsbürgerkultur als Bedingung der Konsolidie-

rung einer jungen Demokratie zu fördern. Die andere Seite führt aus, dass die Stabilität junger 

Demokratien durch eine umfassende und radikale Aufarbeitung gefährdet sei. Politiker*innen 

junger Demokratien stehen also vor einem „grundsätzlichen Dilemma der Vergangenheitsauf-

arbeitung“, dem „Spannungsverhältnis zwischen Aufarbeitung und Systemstabilität“.20 Hinzu 

kommt, dass sowohl die Auseinandersetzung mit der negativen Vergangenheit als auch die Un-

terdrückung dieser destabilisierend auf ein demokratisches System wirken können.21 

3. Die Genozide und Kontexte 

3.1. Deutschland 

Der Nationalsozialismus unter Adolf Hitler zeichnete sich durch die geplante und industriell 

betriebene Ermordung der jüdischen Bevölkerung, Minderheiten und Systemkritiker*innen 

aus.22 Wenige Wochen nach der Wahl Hitlers zum Reichskanzler 1933 wurden erste Konzent-

rationslager (KZ) eröffnet.23 Hitler baute währenddessen den deutschen Staat zu einer Diktatur 

um.24 

Die sogenannte „Endlösung der Judenfrage“ und die Eroberung neuen „Lebensraums“, wa-

ren zentrale Ziele des Nationalsozialismus.25 Nach dem Beginn des Zweiten Weltkrieges wurde 

 
18 Vgl. Jessen 2006.  
19 Vgl. Mihr 2018, 183. 
20 Vgl. Schmidt, G. Pickel und S. Pickel 2009, 9f. 
21 Vgl. Schmidt, G. Pickel und S. Pickel 2009, 19; Solomon 2004, xiii.  
22 Nicht nur die jüdische Bevölkerung sowie religiöse und ethnische Minderheiten wurden verfolgt. Auch poli-

tisch Andersdenkende, Menschen mit Behinderung, Zwangsarbeiter*innen, Kriegsgefangene, homosexu-
elle Menschen und Mitglieder der Katholischen Kirche gehörten zu den Opfern des Nationalsozialismus 
(Vgl. Yad Vashem o.J.). 

23 Vgl. Jones 2017, 325ff. 
24 Vgl. Jones 2017, 321. 
25 Vgl. o.A. 2010. 
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das System der KZs umfassend ausgebaut, um dieser Aufgabe nachzukommen. Die Zahl der 

darin inhaftierten Personen wird auf ca. sieben Millionen Menschen geschätzt, von denen nur 

ca. eine halbe Million überlebten.26 Auch außerhalb der Lager wurden Menschen von sog. Ein-

satzgruppen systematisch liquidiert.27 

Im Mai 1945 endete die Herrschaft des Nationalsozialismus mit der Kapitulation und Nie-

derlage. Die Demokratisierung und Entnazifizierung begannen. 1949 bildeten sich die BRD 

und die Deutsche Demokratische Republik (DDR) als zwei deutsche Staaten.28 Die offizielle 

deutsche Geschichtspolitik durch eine deutsche Regierung setzte 1949 mit der Gründung der 

BRD ein. 

3.2. Indonesien 

Der Völkermord29 am linken politischen Spektrum in Indonesien wurde am 30. September 1965 

ausgelöst, als sechs Generäle und ein Leutnant der indonesischen Armee entführt und ermordet 

wurden. Die Täter*innen waren ebenfalls Armeeangehörige. Kurz darauf folgte die Nieder-

schlagung des vermeintlichen Putschversuchs unter dem General und späteren Präsidenten 

Suharto. Die Umstände dieses versuchten Staatsstreiches konnten bis heute nicht abschließend 

geklärt werden.30 

Vor dem Putschversuch konkurrierten Sukarno-Anhänger*innen, das Militär und die Kom-

munistische Partei Indonesiens (PKI, Partai Komunis Indonesia) um die Macht. Sukarno war 

Mitbegründer der blockfreien Bewegung und verabschiedete unter seiner Politik der geführten 

Demokratie (Demokrasi Terpimpin) umfassende Landreformen, welche von der PKI offensiv 

umgesetzt wurde und durch die einflussreiche landbesitzende Personen mit Enteignungen zu 

rechnen hatten.31 

In Folge des Gegenputschs unter Suharto verlor Sukarno seine Macht und eine allgemeine 

Abneigung gegen das linke Spektrum schlug in Gewalt um. Insbesondere richtete sich das da-

 
26 Vgl. o.A. 2005. 
27 Vgl. Yad Vashem o.J. 
28 Vgl. o.A. o.J.. 
29 In Indonesien wurden in der Vergangenheit, neben dem hier skizzierte Massenmord an vermeintlich linken 

Personen, weitere Genozide verübt: Der Genozid an der chinesisch-stämmigen Bevölkerungsminderheit, an 
der Bevölkerung von Osttimor und an der Bevölkerung in Papua (Vgl. Vltchek 2017). 

30 Vgl. Zurbuchen 2002, 565ff; Cribb 1990, 3; Robinson 2018, 66. 
31 Vgl. Kuddus 2017, 52ff; Leksana 2019, 71. 
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rauffolgende Morden gegen die Anhängerschaft der PKI und mit ihr assoziierter Organisatio-

nen, welche für den Mord an den Generälen am 30. September verantwortlich gemacht wur-

den.32 

Zur Tätergruppe gehörten sowohl Militärs als auch Teile der Zivilbevölkerung.33 Melvin ar-

gumentiert 2017 anhand von Akten aus Militärarchiven, dass die Morde im Rahmen einer be-

wussten Kampagne des indonesischen Militärs eingeleitet und umgesetzt wurden.34  

Die Schätzungen der Opferzahlen divergieren stark. Mindestens eine halbe Million und bis 

zu drei Millionen Menschen sollen zwischen 1965 und 66 ermordet worden sein.35 Zudem wur-

den Hunderttausende festgenommen, gefolterte und ohne Gerichtsurteil inhaftiert.36 Das Mor-

den wurde begleitet von einer Stigmatisierung des gesamten linken Spektrums und allen, die 

mit ihm in Verbindung gebracht wurden.37 Im Zuge des Genozids wurde die politische Linke 

ausgelöscht.38 

Der Genozid markiert den Beginn der Herrschaft des autoritären Suharto-Regimes.39 Wäh-

rend seiner Regierungszeit, der sog. Neuen Ordnung (Orde Baru), konnte Suharto als Präsident 

die staatliche Geschichtspolitik nach seinen Vorstellungen beeinflussen. 1998 gab er die Macht 

freiwillig im Zug der Asienkrise und eines beginnenden Demokratisierungsprozesses (Refor-

masi) ab.40 Die erste demokratische Wahl in Indonesien nach dem Regimewechsel fand 1999 

statt, dies markiert den Beginn des Untersuchungszeitraums, da, wie bereits ausgeführt, demo-

kratische Legitimierung ein Präsidialamt prägt. 

 

 

 
32 Vgl. Zurbuchen 2002, 565; Kuddus 2017, 54. 
33 Vgl. Hearman 2015, 95; Kuddus 2017, 55.  
34 Vgl. Melvin 2017. 
35 Meist werden in der Literatur Opferzahlen von 500.000 bis 1 Mio. genannt (Vgl. Hearman 2015, 95; Zurbuchen 

2005, 14; Cribb 1990). 
36 Vgl. Schiel 2015, 102. 
37 Zu den Opfern gehörten nicht jedoch nicht nur vermeintliche Anhänger*innen und Unterstützer*innen der po-

litischen Linken die auch als Atheist*innen diffamiert wurden, sondern auch Angehörige der chinesisch-
stämmigen Minderheit (Vgl. Melvin 2017, 489ff; Leksana 2019, 72). 

38 Vgl. Kuddus 2017, 45. 
39 Vgl. Hearman 2015, 94. 
40 Während Suharto bis zu seinem Tod ein unbehelligtes Leben als wohlhabende und respektierte Persönlichkeit 

in Indonesien führte (Vgl. Kuddus 2017, 72). 
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3.3. Ähnliche Erfahrung – unterschiedliche Kontexte 

Die jüdische Shoa ist der paradigmatische Genozid der Menschheitsgeschichte.41 Auch die Ge-

schehnisse in Indonesien 1965/66 werden als Genozid qualifizieren.42 Beide gelten als zwei der 

schlimmsten und weitreichendsten Massenmorde des 20. Jahrhunderts.43 Der Vergleichspunkt 

der beiden Fälle für diese Arbeit ist ihre jeweilige genozidale Vergangenheit und die folgende 

Phase der demokratischen Konsolidierung nach dem Regimewechsel. Die jeweiligen Kontexte 

sind hingegen sehr unterschiedlich: 

Deutschland als Staat in Westeuropa und das indonesische Archipel in Südostasien sind 

räumlich rund 10.000 km voneinander entfernt. Darüber hinaus weisen die beiden Länder ge-

schichtlich sehr unterschiedliche Biografien auf: Deutschland als ehemalige Kolonialmacht und 

Indonesien als ehemalige Kolonie. In Deutschland folgte der Regimewechsel 1945 unmittelbar 

auf den Genozid, wohingegen das Suharto-Regime in Indonesien mit dem Genozid seinen An-

fang nahm und erst Jahrzehnte später endete. Während das Hitlerregime durch die Niederlage 

im 2. Weltkrieg gezwungen wurde die Macht abzugeben, tat Suharto dies freiwillig. Durch die 

Kriegsniederlage und die Besetzung wurde die deutsche Bevölkerung genötigt sich mit den 

Gräueltaten der Naziregimes auseinanderzusetzen. Dementgegen gab es in Indonesien keinen 

verlorenen Krieg, keine Teilung des Landes und keine Besetzung durch fremde Truppen.44 

Folglich gab es auf dem Archipel kaum internationales Interesse am Genozid und so auch kei-

nen Druck der internationalen Gemeinschaft sich mit dem Thema beschäftigen, wohingegen 

das internationale Interesse an der Shoa enorm war und ist. Auch in der Wissenschaft sind die 

beiden Genozide unterschiedlich stark präsent. 

Nach dem Umbruch gab es in beiden Ländern „Räume für ein neues politisches Klima“.45 

Zudem ähnelt die Anfangsphase der BRD ohne staatliche Souveränität bis 1955 der Demokra-

tiefindung in Indonesien nach 1998, da sich beide Staaten in einer Transformationsphase be-

fanden. In beiden Ländern mussten mehrheitsfähige Regierung damit umgehen, dass ein Groß-

teil ihrer Wähler*innen in Deutschland Hitler demokratisch gewählt und vom Naziregime pro-

fitiert haben bzw. in Indonesien am Genozid beteiligt waren oder davon profitierten. „Eine Ver-

gangenheitspolitik die majoritätsfähig sein wollte, durfte dieses Faktum nicht ignorieren, mußte 

 
41 Vgl. Jones 2017, 318–37. 
42 Vgl. Melvin 2017, 487. 
43 Vgl. Zurbuchen 2005, 14; Melvin 2017, 505. 
44 Vgl. Habibie 2009, 12. 
45 Vgl. Keller 2015, 9. 
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[sic!] es aber wie ein Geheimnis behandeln.“46 Der dritte Präsident der RI Bacharuddin Jusuf 

Habibie äußerte sich dazu: 

„[I]n zwei Punkten ähnelten sich die Herausforderungen [Deutschlands und Indo-

nesiens] doch. In beiden Fällen galt es, sowohl die Erbschaft eines autoritär und 

diktatorisch geführten sowie zentralistisch organisierten Staates so rasch wie mög-

lich zu überwinden und den Staat mit allen Konsequenzen in eine dezentralisierte, 

funktionierende Demokratie umzuwandeln, als auch die Grundlagen für einen 

nachhaltigen wirtschaftlichen Wiederaufstieg der zusammengebrochenen Wirt-

schaft zu legen.“47 

4. Methodik 

Ziel dieser Arbeit ist die Rekonstruktion der zugrundeliegenden Muster staatlichen Geschichts-

politik zweier Staaten. Dabei sollen Gemeinsamkeiten und Unterschiede trotz verschiedenster 

Kontexte herausgearbeitet werden. Deshalb wurde mit Deutschland und Indonesien geogra-

phisch, zeitlich und geopolitisch sehr unterschiedliche Fälle als „most different system design“. 

gewählt48 Dadurch soll eine neue Perspektive zu Genozidforschung eingenommen werden, um 

übergreifende Muster im Umgang junger Demokratien mit ihrer autoritären Vergangenheit zu 

identifizieren und so Bewältigungsprozesse besser zu verstehen. Die Fallauswahl ist zudem ein 

Versuch, die anhaltende Ethnozentriertheit in der vergleichenden Politikwissenschaft zu über-

winden.49 Das Analyseverfahren entspricht der qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring.  

Zum Ausgangsmaterial zählen alle Reden, Aussagen und symbolische Handlungen der 

Staats- und Regierungschef*innen Deutschlands und Indonesiens im jeweiligen Untersu-

chungszeiträumen (Deutschland 1949-1969, Indonesien 1999-2019) mit implizitem oder expli-

zitem Bezug auf die genozidale Vergangenheit der Länder. Die Analyse beschränkt sich für 

 
46 Frei 1996, 405. 
47 Habibie 2009, 12. 
48 Vgl. Aarebrot und Bakka Pal 2003, 68. 
49 Vgl. Berg-Schlosser und Müller-Rommel 2003, 13. 
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Deutschland auf die BRD.50 Die Auswahl der Texte wurde auf Basis der Rezeption der Aussa-

gen in der Literatur und einer systematischen online Schlagwortsuche getroffen.51 

5. Vergleich 

Die Reden von Staats- und Regierungschef*innen bilden den Wandel im Verständnis der eige-

nen Geschichte eines Landes ab, sie entsprechen der offiziellen Geschichtsschreibung eines 

Staates.52 Im Folgenden wird herausgearbeitet, wie und ob die Staats- und Regierungchef*in-

nen von BRD und RI die Verbrechen der Vergangenheit und der eigenen Bevölkerung benen-

nen und bewerten; und wie sie sich – und damit ihrer Bevölkerung – gegenüber der genozidalen 

Vergangenheit positionieren. Die Leitfrage ist, ob sich ähnliche Strategien zwischen deutschen 

und indonesischen Staatsfrauen und -männern identifizieren lassen. 

Name Amtszeit 

Deutschland (BRD) – Bundeskanzler 

Konrad Adenauer 1949-1963 

Ludwig Erhard 1963-1966 

Kurt Georg Kiesinger  1966-1969 

Deutschland (BRD) – Bundespräsidenten 

Theodor Heuss  1949-1959 

Heinrich Lübke 1959-1969 

Indonesien – Präsident*innen  

Abdurrahman Wahid (Gus Dur) 1999-2001 

Megawati Sukarnoputri 2001-2004 

Susilo Bambang Yudhoyono (SBY) 2004-2014 

Joko Widodo (Jokowi) 2014-2024 (voraussichtlich) 

Tabelle 1: Übersicht der deutschen und indonesischen Staats- und Regierungschef*innen deren 
Reden für den Vergleich herangezogen wurden. 

 
50 Entsprechend bezieht sich Deutschland im Folgenden ausschließlich auf die BRD und nicht auf die DDR. Eine 

Betrachtung der Geschichtspolitik Deutschlands ohne die DDR ist lückenhaft. Dies ist eine Limitierung dieser 
Arbeit. In der BRD und der DDR kam es zu einer „geteilten Vergangenheit“ und zu einem geschichtspoliti-
schen Deutungskampf (Vgl. Wolfrum 2010, 24f). 

51 Insbesondere für die BRD liegt exzessive Sekundärliteratur vor (Vgl. Jones 2017, 45f). Im Falle der indonesi-
schen Präsident*innen ist die Menge an Primär- und Sekundärliteratur gering (Vgl. Eickhoff et al. 2017, 534), 
weshalb zusätzlich für beide Fälle eine systematische online Schlagwortsuche durchgeführt wurde. 

52 Vgl. Schmaler 2013, 5–7. 
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5.1. Unterschiede: Quantität und Qualität 

5.1.1. Der quantitative Unterschied  

Die Recherche zur Auswahl der Primärquellen hat ergeben, dass es deutlich weniger Aussagen 

von indonesischen Präsident*innen gibt als von deutschen Bundeskanzlernen und -präsidenten. 

Die öffentliche Thematisierung des Genozids durch Staatsoberhäupter ist also in Indonesien 

quantitativ deutlich geringer als in der Bundesrepublik. Entsprechend können im Folgenden 

weniger Aussagen der indonesischen Regierungsführung den deutschen gegenübergestellt wer-

den. Insgesamt ist der Anteil von Reden, die sich ausdrücklich mit der genozidalen Vergangen-

heit beschäftigen, in der BRD gering53 und in Indonesien kaum vorhanden. 

5.1.2. Entschuldigungen und Anerkennung der Genozide 

In der BRD wurde von allen Bundekanzlern und -präsidenten zwischen 1949 und 1969 der 

Genozid anerkannt, etwa durch Konrad Adenauer 1949:  

„Das deutsche Volk ist gewillt, das Unrecht, das in seinem Namen durch ein ver-

brecherisches Regime an den Juden verübt wurde, soweit wiedergutzumachen, wie 

dies nur möglich ist, nachdem Millionen Leben unwiederbringlich vernichtet 

sind.“54  

Theodor Heuss erkannte als Bundespräsident ebenfalls mehrmals und deutlich den Genozid an 

der jüdischen Bevölkerung an, so auch 1952 bei einer Rede in der KZ-Gedenkstätte Bergen-

Belsen:  

„Wer hier als Deutscher spricht, muß [sic!] sich die innere Freiheit zutrauen, die 

volle Grausamkeit der Verbrechen, die hier von Deutschen begangen wurden, zu 

erkennen.”55  

Bundeskanzler Ludwig Erhard äußerte sich 1963 ähnlich:  

 
53 Vgl. Rensing 1996, 36. 
54 Heuss 1949. 
55 Heuss 1952. 
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„Wir haben die Schuld, die während jener tragischen zwölf Jahre der Gewaltherr-

schaft im Namen Deutschlands allen Deutschen aufgebürdet wurde, schonungslos 

offenbart.“56  

Auch Kurt Georg Kiesinger hat 1966 als Kanzler über die Shoa gesprochen:  

"Unter Mißbrauch [sic!] des Namens unseres Volkes sind gegen jüdische Menschen 

grauenhafte Verbrehen begangen worden."57 

In Indonesien gab es zwischen 1999 und 2019 nur eine öffentliche Entschuldigung und damit 

Anerkennung des Genozids eines Staatsoberhaupts im Amt; nämlich von Gus Dur (alias Ab-

rudrahman Wahid) 2000:  

„Ich entschuldige mich für die Morde an Menschen, die beschuldigt werden, Kom-

munisten zu sein. Viele dieser Menschen waren nicht schuldig […]."58  

Seine Nachfolger*innen Megawati Sukarnoputri und Susilo Bambang Yudhoyono äußerten 

sich während ihrer Amtszeit nicht direkt dazu. Der amtierende Präsident Joko Widodo (Jokowi) 

erklärte 2015, dass es für ihn bisher keinen Grund für eine Entschuldigung hinsichtlich der 

Morde von 1965/66 gäbe.59 

Dies zeigt, dass es große Abweichungen bezüglich Quantität der Auseinandersetzung mit 

der genozidalen Vergangenheit zwischen der BRD und RI gibt. Zudem unterschiedet sich auch 

die Qualität der Beschäftigung mit der Vergangenheit, da in der BRD von allen Staats- und 

Regierungschefs im Untersuchungszeitraum der Genozid anerkannt wurde, während in Indo-

nesien dies nur von einem der vier Präsident*innen – und auch nur einmalig – getan wurde. 

5.2. Gemeinsamkeiten: Ein Schritt nach vorne und einer zurück 

5.2.1. Bemühungen zur ernsthaften Auseinandersetzung durch die ersten Amtsträger 

Sowohl in der BRD als auch in der RI haben sich die beiden jeweils ersten demokratisch ge-

wählten Amtsträger nach dem Ende des autoritären Regimes besonders um die Aufarbeitung 

 
56 Erhard 1963, 4208. 
57 Kiesinger 1967, 8. 
58 Wahid, 2000a. 
59 Widodo 2015. 
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der genozidalen Vergangenheit bemüht. Heuss und Wahid haben zur Erinnerung und Versöh-

nung gemahnt; und die genozidale Vergangenheit immer wieder erwähnt. 

Gus Dur äußerte sich bei der bereits erwähnten Entschuldigung: „Ich habe mich schon oft 

entschuldigt […].“60 Gus Dur war auch um Aufarbeitung und Wiedergutmachung bemüht. Er 

schlug vor das Verbot marxistisch-leninistischer und kommunistischer Ideen aufzuheben, wo-

mit er jedoch scheiterte.61 Zudem lud er politisch Exilierte ein, wieder nach Indonesien zurück-

zukehren.62 Darüber hinaus thematisierte er immer wieder den Völkermord, wenn auch sehr 

vorsichtig und indirekt; so etwa bei seiner Rede zur Lage der Nation 2000, wo er zu Versöhnung 

und Dialog mahnt: 

„[E]s ist traurig zu erfahren, dass es uns nach mehr als fünfzig Jahren Unabhängig-

keit immer noch nicht gelungen ist, die Beziehungen unter und zwischen verschie-

denen Gruppen, Ethnien, Rassen und religiösen Anhängern zu gestalten. Es ist zu 

bedauern, dass Blutvergießen, Rache und Hass in den Herzen […] noch immer groß 

sind […]. Unsere Aufgabe ist es daher, die gruppeninternen Beziehungen in einem 

kreativeren und humaneren Format neu zu gestalten. Wir müssen eine nationale 

Agenda formulieren, die als Forum für Versöhnungen, Dialoge und Kommunika-

tion genutzt werden soll, um die Beziehungen unter und zwischen Teilen der Ge-

sellschaft in verschiedenen Regionen wiederherzustellen. Wir müssen auch die Er-

zeugung einer kulturellen Antwort auf den Zusammenbruch der politischen Kom-

munikation in unserer Gesellschaft […] fördern.“63  

Der erste deutsche Präsident Heuss hat sich ebenfalls bemüht, die NS-Zeit zu thematisieren. 

Dabei ging er, ähnlich wie Wahid, mit einer gewissen Zurückhaltung vor.64 Die Rede in der 

KZ-Gedenkstätte Bergen-Belsen stellt dabei eine der wenigen dar, in der er sich ausdrücklich 

mit der Shoa beschäftigte:  

 
60 Wahid 2000a. 
61 Vgl. Kuddus 2017, 68f. 
62 Vgl. Zurbuchen 2002, 571. 
63 Wahid 2000b. 
64 Vgl. Rensing 1996, 36. 
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„die Deutschen dürfen nie vergessen, was von Menschen ihrer Volkszugehörigkeit 

in diesen schamreichen Jahren geschah. […] Und dies ist unsere Scham […]. Diese 

Scham nimmt uns niemand, niemand ab.“65  

In Bergen-Belsen stellt Heuss einmalig den Zusammenhang her, dass die Verantwortung beim 

deutschen Volk liege.66 

Keine indonesische Präsident*in nach Wahid hat den Genozid von 1965/66 so direkt und 

deutlich hinterfragt. Verglichen mit Heuss Aussagen zum Holocaust sind Wahids Aussagen 

weniger eindringlich und beschäftigen sich nur implizit mit der Thematik. Zur Einordnung ihrer 

Aussagen ist der der internationale Kontext ihres Handelns relevant.67 Während in Deutschland 

internationale Aufmerksamkeit und Druck durch die Besatzungsmächte ausgeübt wurde,68 gab 

es in Indonesien keinen äußerlichen Zwang, sich mit dem Genozid öffentlich zu beschäftigen.69 

5.2.2. Rückschritte der Aufarbeitung 

5.2.2.1. Gewollte Amnesie 

Gus Durs Nachfolgerin Megawati hat während keines öffentlichen Auftritts den Genozid von 

1965/66 explizit während ihrer Präsidentschaft erwähnt. Sie sprach mehrmals abstrakt die Not-

wendigkeit der Beschäftigung mit der Menschenrechtssituation an, ohne darauf einzugehen, auf 

welche Geschehnisse sie sich bezieht:70  

„Unsere turbulente nationale Geschichte hat zu vielen bitteren Erinnerungen ge-

führt, die individuell geklärt werden müssen. Um Probleme mit Menschenrechts-

verletzungen zu lösen, welche ein Erbe dieser Vergangenheit sind […].“71 

 
65 Heuss 1952. 
66 Vgl. Rensing 1996, 39f. 
67 Den Einfluss von internationalem Druck oder die Abwesenheit dessen auf die Aufarbeitung genozidaler Ver-

brechen betonen Eickhoff, van Klinken und Robinson (2017, 454). 
68 Vgl. Romeike 2016, 16; Wolfrum 2009, 366. 
69 Vgl. Skretteberg 2015. 
70 Vgl. Sukarnoputri 2001; 2002; 2003b. 
71 Sukarnoputri 2003a, 9. 
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Auch ihr Nachfolger im Präsidialamt, Susilo Bambang Yudhoyono (SBY), hat die Verbre-

chen nie direkt erwähnt. SBY hat sich ebenfalls abstrakt auf Menschenrechtsverletzungen be-

zogen, ohne auf spezifische Ereignisse einzugehen und dies auch nur einmalig in Form einer 

Regierungserklärung 2005: 

„Wir beseitigen den Missbrauch von Macht und Autorität, Verletzungen der Men-

schenrechte, Korruption, Absprachen und Vetternwirtschaft. Reform bedeutet 

nicht, dass wir die gesamte bestehende Ordnung aufheben. Die Essenz der Reform 

ist Kontinuität und Wandel. Reform bedeutet, die staatliche Lebensordnung in eine 

bessere Richtung zu lenken. […] Die Regierung trägt in der Tat die Last ungelöster 

Fälle von schweren Menschenrechtsverletzungen, die in der Vergangenheit stattge-

funden haben.“72  

In den übrigen jährlichen Regierungserklärungen seiner Amtszeit wurde die Thematik nicht 

einmal abstrakt erwähnt. 

SBYs Nachfolger Joko Widodo hat sich während des Präsidentschaftswahlkampfes 2014 als 

Verfechter von Menschenrechten inszeniert. In seiner Wahlkampfdoktrin der Neun Träume 

(Nawa Cita)73 hat er implizit universelle Menschenrechte, Vielfalt und den Pluralismus Indo-

nesiens bekräftigt. Das neunte Prinzip der Doktrin fordert Toleranz, Diversitätserziehung und 

die Schaffung eines Raums für Dialog zwischen den Bürgern.74 Nach seiner Wahl hat Jokowi 

sich jedoch kaum dazu geäußert. Relevant ist seine Rede zum 73. Jubiläum des Bestehens der 

indonesischen Streitkräfte 2018: 

„Als Oberbefehlshaber der Armee, der Marine und der Luftwaffe bin ich bei Ihnen, 

um die Einheitsrepublik Indonesien, die Pancasila [Staatsideologie], die Verfassung 

von 1945 und das Prinzip der Einheit in Vielfalt zu schützen. Gemeinsam Brüder 

und Schwerstern werden wir gegen andere Ideologien als die der Pancasila, dem 

Kommunismus und dem Erbe der PKI kämpfen, damit diese für immer aus Indo-

nesien verschwinden.“75 

 
72 Yudhoyono 2005, 2, 5. 
73 Siehe Widodo 2014. 
74 Vgl. Harsono 2016. 
75 Widodo 2018. 
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Widodo bestärkt mit dieser Aussage die Täter*innen des Genozids am linken politischen 

Spektrum und legitimiert Gewalt an und anhaltende Angst vor der Linken. Zusammen mit sei-

ner 2015 Verweigerung der Anerkennung der Notwendigkeit einer Entschuldigung stellt dies 

einen extremen Rückschritt der indonesischen Aufarbeitung des Völkermords dar. Während 

Gus Dur sich um eine kritische Auseinandersetzung mit der eigenen Vergangenheit bemühte 

und seine direkte Nachfolgerin Megawati und deren Nachfolger SBY die Thematik öffentlich 

ignorierten, legitimiert Jokowi den Genozid durch seine Aussagen. Robinson beschreibt dieses 

Verhalten mit einem Schritt nach vorne von Gus Dur und einem Schritt zurück von Jokowi.76 

Der Umgang mit der Shoa durch die deutschen Kanzler und Präsidenten ist ebenfalls von 

Fort- und Rückschritten geprägt. So äußerte Ludwig Erhard 1965:  

„Alle Generationen unseres Volkes tragen zwar an den Folgen einer im deutschen 

Namen von 1933 bis 1945 geübten Politik. Die Bezugspunkte in der Arbeit des 5. 

Deutschen Bundestages und der Politik der Bundesregierung dürfen dennoch nicht 

mehr der Krieg und die Nachkriegszeit sein. […] Die Nachkriegszeit ist zu Ende!"77 

Damit versucht Erhard einen Schlussstrich unter die Vergangenheit zu ziehen.78 

Auch Bundespräsident Heinrich Lübke argumentierte in diese Richtung, als er 1965 vor dem 

KZ-Mahnmal in Bergen-Belsen erklärte  

„wir könnten heute unser Schulbuch schließen [...],“ und „unsere Bereitschaft zur 

Selbstreinigung“ und Verbrechen, die „in unserem Namen geschah“ sollen „ständi-

ger Antrieb zum Guten“ sein.79  

Auch dies kann als eindeutiger Rückschritt im Vergleich zu seinem Vorgänger Heuss verstan-

den werden.80  

 
76 Vgl. Ahsan 2018. 
77 Erhard 1965, 17. 
78 Vgl. Borowsky 2002. 
79 Lübke 1965, 569. 
80 Vgl. Schmaler 2013, 49. 



 175 

Es zeigt sich also, dass sowohl in Indonesien als auch in Deutschland auf eine Phase der 

selbstkritischen Auseinandersetzung mit der genozidalen Vergangenheit eine Phase des ver-

suchten Vergessens folgte. Bei Regierungen haben sich also um eine (Teil-) Amnesie der ge-

nozidalen Vergangenheit bemüht, dabei werden jedoch qualitative Unterschiede deutlich. 

5.2.2.2. Betonung der anderen Opfer  

Der erste deutsche Kanzler Adenauer betonte bereits in seiner Antrittsrede 1949, die Rolle, die 

deutsche Kriegsgefangene und Vertriebene für seine Politik spielen: 

„Deutschland wird nunmehr durch seine staatliche Neugestaltung in die Lage ver-

setzt, sich der Frage der deutschen Kriegsgefangenen und Verschleppten mit grö-

ßerer Stärke anzunehmen als bisher. In Rußland [sic!] werden noch Millionen von 

Kriegsgefangenen zurückgehalten. […] Das Geschick dieser Millionen Deutscher, 

die jetzt schon seit Jahren das bittere Los der Gefangenschaft getragen haben, ist so 

schwer, das Leid ihrer Angehörigen in Deutschland so groß, daß [sic!] alle Völker 

mithelfen müssen, diese Gefangenen und Verschleppten endlich ihrer Heimat und 

ihrer Familie zurückzugeben.“81 

Auch sein Nachfolger Erhard sprach in einer Regierungserklärung 1963 ausführlich über die 

„Kriegsopferversorgung“ und nennt dabei die Wiedereingliederung von Vertriebenen, Flücht-

lingen, Kriegsgeschädigten, ehemaliger Kriegsgefangenen und politischer Häftlinge als wich-

tige Ziele. Er betonte dabei das „Gebot der Stabilität“ zu beachten.82 Kanzler Kurt Georg Kie-

singer lobt 1969 die Leistung der Deutschen im 2. Weltkrieg:  

„Ich habe darauf hingewiesen, daß [sic!] unsere Soldaten in zwei Weltkriegen Un-

geheuerliches zugemutet worden ist, daß [sic!] sie in zwei Weltkriegen Ungeheures 

an Opfermut und Einsatz geleistet haben und dieser ihrer Leistung eine jammervolle 

und elende Politik gegenüberstand, die sie in einen vergeblichen Tod getrieben hat 

[…]."83 

 
81 Adenauer 1949. 
82 Vgl. Erhard 1963, 4203. 
83 Kiesinger 1979, 285. 
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Auch Bundespräsident Lübke legte den Fokus auf die Deutschen als Opfer des Nationalso-

zialismus und spricht etwa 1965 nicht von den begangenen Gräueltaten:  

„Die Zahl der deutschen Opfer, die hingerichtet oder inhaftiert wurden, übersteigt 

die Zahl der Henker um ein Vielfaches.“84  

Der indonesische Präsident und ehemalige Militär Yudhoyono hat, im Gegensatz zu seinen 

Vorgänger*innen Wahid und Megawati,85 die Zeremonie zum „Tag der Heiligen Staatsideolo-

gie Pancasila“ (Hari Kesaktian Pancasila) während seiner Amtszeit als Präsident jährlich gelei-

tet.86 Der Gedenktag wird jweiels am 1. Oktober zur Erinnerung an die Rettung des Pancasila 

und des indonesischen Staates vor dem Kommunismus durch den vermeintlichen Putschver-

such 1965 gefeiert (und ist damit eine dezidiert antikommunistische Gedenkveranstaltung ist.87 

2014 hat sich SBY im Rahmen der Zeremonie geäußert:  

„eine große Nation würdigt die Dienste der früheren Helden […]“88  

Die Held*innen sind dabei die Personen, die im vermeintlichen Kampf gegen die PKI in 

Indonesien gestorben sind. Durch den Besuch dieser Veranstaltung wird der Fokus auf die an-

deren Opfer (die sieben Generäle) gelegt und die mindestens 500.000 im Zuge des Genozids 

ermordeten verschwiegen. Auch SBYs Nachfolger Widodo hat die Veranstaltung am 1. Okto-

ber als Präsident regelmäßig geleitet.89 2015 äußerte er sich dazu und stellte sich gegen die 

Opfer:  

„Ich bin überzeugt, dass solche Vorfälle sich nicht wiederholen werden. Wir hoffen, 

dass das G30S/PKI-Ereignis in unserem Vaterland nicht wieder stattfinden wird 

[…]“.90 

Ähnliche geschichtspolitische Relevanz hat in Indonesien der Film „Verrat der Bewegung 

des 30. Septembers“ (Penghiansatan G30S/PKI), der von der Suharto Regierung produziert und 

 
84 Lübke 1965, 503ff. 
85 Vgl. Ufen 2014, 7. 
86 Vgl. van Heeren 2012, 98, 124. 
87 Vgl. van Klinken 2005, 238; Sinn 2014, 140. 
88 Yudhoyono zitiert nach o.A. 2014. 
89 Vgl. Rimadi 2014; o.A. 2015, 2018; Prabowo 2017. Die Teilnahme und Leitung der Feier drücken entsprechend 

Respekt gegenüber Täter*innen, die den Völkermord am linken Spektrum begangen haben, aus, da dieser Tag 
den beim vermeintlich kommunistischen Putschversuch ermordeten Nationalhelden und dem darauffolgenden 
Genozid als Schutz der Verfassung gedenkt. 

90 o.A. 2015. 



 177 

1984 veröffentlicht wurde. Dieser Film rekonstruiert die Ereignisse um den 30.09.1965 und 

zeichnet dabei ein Bild der Rettung Indonesiens vor dem brutalen Kommunismus91 und gibt 

das offizielle Narrativ Suhartos wieder.92 Die Wahid-Regierung beendete die jährliche Vorfüh-

rung des Propagandafilms,93 wohingegen Jokowi 2017 eine öffentliche Vorführung wieder bei-

wohnte.94 

Die Äußerungen von Erhard, Kiesinger und Lübke zeigen den Fokus der deutschen Ge-

schichtspolitik auf die deutschen Opfer und nicht die Opfer des Genozids. Ebenso ist der Be-

such der Feierlichkeiten zum Hari Kesaktian Pancasila durch die Präsidenten Yudhoyono und 

Widodo einzuordnen. Auch hier wird der qualitative Unterschied relevant: Die indonesische 

Seite ignoriert die Bedürfnisse der Opfer des Genozids, während die deutschen Vertreter diese 

zwar anerkennen, aber gleichzeitig versuchen, die Wünsche der eigenen Bevölkerung in den 

Vordergrund zu rücken.  

Der hier herausgearbeitete Fokus auf die „anderen Opfer“ findet sich für Deutschland in der 

Literatur wieder. Frei spricht von einer „Selbstverständlichkeit und Pauschalität, mit der sich 

Politik und Öffentlichkeit […] für die […] Täter einsetzten […],“95 der er „halbherzige Bemü-

hungen um die Opfer dieser Täter“96 gegenüberstellt. Als Erklärung für dieses Verhalten erklärt 

er die 

„Befriedigung kollektiver psychischer Bedürfnisse einer Gesellschaft […] und 

nicht nur […] [die] strukturell[e], politisch[e] wie auch kommunikativ zu spürenden 

Asymmetrie zwischen der Mehrheit der Mitläufer und der Minderheit der Opfer 

[…] [waren] Gründe für das weitgehende Schweigen, ja die Zustimmung, mit der 

[…] [der] Kurs der inneren Befriedigung begleite[t] [wurde].“97 

Das Verhältnis von den Opfern als Minderheit in den Nachfolgeregimen und den Täter*in-

nen als Mehrheit findet sich in beiden Staaten. Im anhaltenden Demokratisierungsprozess war 

es wichtig die Täter*innen in die junge Demokratie zu integrieren. Eine schonungslose Aufar-

beitung und Betonung des Leids der Opfer der Genozide hätte die Beziehung der jungen Staaten 

 
91 Vgl. Lentz und Lowe 2018. 
92 Vgl. Heryanto 2006; o.A. 2012. 
93 Vgl. Kuddus 2017, 68f. 
94 Vgl. o.A. 2017. 
95 Frei 1996, 16. 
96 Frei 1996, 21. 
97 Frei 1996, 401. 
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zu ihrer eigenen Bevölkerung gefährdet.98 Eine Politik gegen die Mehrheit der Bevölkerung 

wäre in einer Demokratie nicht möglich.99  

5.3. Rückbezug zu den Paradigmen der Transitionsforschung 

Laut Literatur wird in Europa nur selten eine konsequente Aufarbeitung der Vergangenheit 

durch politische Verantwortliche betrieben. Schmid, Pickel und Pickel nennen dies gewollte 

Amnesie, da der Wunsch nach der Vermeidung von neuen Konflikten überwiegt.100 

Die Präsidenten und Kanzler der BRD äußerten sich im Untersuchungszeitraum deutlich 

häufiger und erkannten den Genozid dabei auch formal an, im Gegensatz zu den indonesischen 

Staatsoberhäuptern. Es konnten auch Gemeinsamkeiten zwischen der RI und der BRD heraus-

gearbeitet werden. Sowohl Heuss als auch Wahid haben sich stark um die Aufarbeitung bemüht 

und die Thematik wiederholt in den öffentlichen Diskurs eingebracht. Dies lässt sich in das 

Lager der Forderung nach umfassender Aufarbeitung einordnen. Im Gegensatz dazu haben sich 

ihre Nachfolger*innen, um eine „erträgliche Deutung der Vergangenheit“ bemüht101 und durch 

eine gewollte (Teil-) Amnesie und die Betonung der Leidenserfahrung und des Heldentums auf 

der Seite der Genozidprofitierenden eine sehr selektive und gemäßigte Geschichtspolitik be-

trieben, um Frieden und Sicherheit in den jungen Demokratien zu gewährleisten. Die Staats- 

und Regierungschef*innen als Repräsentant*innen der gesellschaftlichen Diskurse haben ge-

zeigt, dass die Genozide dort nur einen marginalen Platz einnehmen. Dies gründet sich auch 

darin, dass die Bürger*innen – welche die Staats- und Regierungschef*innen in ihre Ämter 

wählten – oft kein Interesse an der Beschäftigung mit der negativen Vergangenheit hatten.102 

Exemplarisch untermauert wird die These durch Ludwig Erhards, der einmal sagte, dass das 

„Gebot der Stabilität“ nicht gefährdet werden dürfe.103 

6. Fazit 

In dieser Arbeit wurde der Umgang junger Demokratien mit ihrer genozidalen Vergangenheit 

anhand der Fallbeispiele Deutschland (BRD) und Indonesien als „most different system design“ 

untersucht. Für Deutschland wurde der Zeitraum 1949 bis 1969 und für Indonesien 1999 bis 

 
98 Vgl. Schmidt, G. Pickel und S. Pickel 2009, 20. 
99 Vgl. Lübbe 1983, 586. 
100 Vgl. Schmidt, G. Pickel und S. Pickel 2009, 15f. 
101 Vgl. Frei 1996, 78. 
102 Vgl. Francois und Schulze 2001, 18. 
103 Erhard 1963, 4203. 
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2019 untersucht. Ziel dieser Arbeit war es, übergreifende Muster im Umgang junger Demokra-

tien mit ihrer autoritären Vergangenheit zu identifizieren. Dazu wurden Reden und Interviews, 

sowie implizite geschichtspolitische Handlungen, von Staats- und Regierungschef*innen im 

Rahmen einer qualitativen Inhaltsanalyse verglichen. 

Die Analyse hat gezeigt, dass es zunächst zwei große Unterschiede im geschichtspolitischen 

Umgang der BRD und der RI in den Untersuchungszeiträumen gibt. Die Quantität der öffent-

lichen Beschäftigung durch die Staatsfrauen und -männer ist in Indonesien deutlich geringer als 

in Deutschland. Darüber hinaus hat sich bisher nur ein indonesischer Präsident öffentlich für 

den Genozid entschuldigt und ihn damit anerkannt, während alle deutschen Kanzler und Präsi-

denten die Verbrechen des Hitlerregimes anerkannten. 

Anschließend konnten aber auch Gemeinsamkeiten der Geschichtspolitiken der beiden Staa-

ten herausgearbeitet werden. Sowohl in der BRD als auch in der RI haben sich die beiden je-

weils ersten demokratisch gewählten Amtsträger nach dem Ende des autoritären Regimes (Wa-

hid und Heuss), besonders um die Aufarbeitung der genozidalen Vergangenheit bemüht. Dabei 

sind Wahids Aussagen weniger eindringlich, was mit der Abwesenheit internationalen Drucks 

auf die indonesische Regierung erklärt werden kann. Heuss und Wahids geschichtspolitische 

Handlungen können als Abgrenzung zum autoritären Vorgängerregime verstanden werden. 

Gemein haben die Geschichtspolitiken der beiden Staaten auch, dass sich die nachfolgenden 

Staats- und Regierungschef*innen öffentlich nicht oder nicht mehr so stark mit der genozidalen 

Vergangenheit beschäftigt haben. Es folgte eine Phase der (Teil-) Amnesie. So haben sich die 

indonesische Präsidentin Sukarnoputri und ihr Nachfolger SBY während ihrer Amtszeiten nie 

explizit zum Genozid geäußert. Der 2019 amtierende Präsident Widodo hat durch seine Äuße-

rungen und Handlungen sogar den Genozid legitimiert. In Deutschland äußerten die Amtsträger 

den Wunsch nach dem Ende der Aufarbeitung. Sowohl in der BRD als auch in der RI, wurden 

zudem die Leidenserfahrung und das Heldentum der Profitierenden der Genozide durch die 

Amtsträger*innen betont. 

„Die letzte Phase des Völkermords ist das Vergessen“ 

Mihran Dabag104 

 
104 Dabag 2002. 
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A Joint Understanding on the Past? Challenges and Prospects of Reconciliation between 
Germany and the Ovaherero and Nama from an Emotions Perspective 

Clara Stecklum 

1. Introduction: It Cannot Be About Us Without Us 

“It cannot be about us without us!”: this slogan has become emblematic of the struggle of the 

Ovaherero1 and Nama demanding an official recognition, apology and reparations from the 

German government for the genocide committed by German protective forces in the colony of 

South West Africa, now Namibia, between 1904 and 1908. Bilateral talks between the govern-

ments of Germany and Namibia with the aim of developing a joint understanding on the past 

were led between 2015 and 2021 and resulted in the proposal of a fund for reconstruction and 

development.2 This study was conducted during the negotiations against the background that 

many descendants of the victims were opposing the talks, criticising that they took place in 

secret and without authentic representatives of the victim communities.3 Not surprisingly, as a 

result, the agreement reached in 2021 has met critical responses as well.4 This contribution aims 

to establish the lessons learned on the conditions and obstacles for successful reconciliation 

from this debate. 

The implications of the genocide and the modalities of the bilateral talks have been re-

searched at length in terms of international law and strategic politics. These accounts, however, 

omit an important perspective; I argue that affect and emotion are as much essential to under-

standing the goals of the Ovaherero and Nama demanding justice for the genocide as are legal 

and political questions. Paying attention to the social and political character of affect and emo-

tions may offer meaningful insights into descendants’ beliefs, relationships and action strategies 

and may thus engender a better comprehension of their standpoint. Particularly, I argue that 

using this lens can further our understanding of the relevance of redress for successive genera-

tions today. Transitional justice and reconciliation studies have already made valuable contri-

butions on the emotional underpinnings of processing injustice. However, emotion-focused ap-

proaches to transitional justice often adopt either an individualist-psychological view or focus 

 
1 Plural form of Herero. 
2 Federal Foreign Office of the Republic of Germany, “Foreign Minister Maas on the Conclusion of Negotiations 
with Namibia,” May 25, 2021, https://tinyurl.com/3wdc4yry. 
3 NGO Alliance No Amnesty on Genocide!, “Joint Resolution of the Delegates to the I. Transnational Congress 
on the Ovaherero and Nama Genocides, Berlin, October 14–16, 2016,” October 16, 2016, https://ti-
nyurl.com/zej4v9em. 
4 European Center for Constitutional and Human Rights, “Das „Versöhnungsabkommen“ – Eine vertane 
Chance,” June 2, 2021, https://tinyurl.com/tvd465xs: 1-2. 
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on group-level emotion.5 In contrast, I propose that conceptualising emotions as social, equally 

individual and collective phenomena may shed new light on justice and reconciliation processes. 

Specifically, I will analyse how the emotional experience of the Ovaherero and Nama op-

posing the bilateral talks affects their expectations and disposition for reconciliation with Ger-

many. With this approach, I aim to make an empirical contribution both to the principles of 

reconciliation in an affective sense and to the practice of international relations (IR). My anal-

ysis focusses on those Ovaherero and Nama who reject the bilateral talks as this allows for a 

conceptualisation of justice and reconciliation alternative to dominant practice. Moreover, I 

believe that bringing the communities' views to the forefront is crucial given the colonial am-

nesia that has long dominated German memory politics. 

In the following section, I will revisit the rationalist paradigm in IR and subsequently present 

my own concept of emotions in the social sciences. To introduce the context of my study to the 

reader, I will then outline the history of the genocide and its political aftermath. Lastly, I will 

present my study design based on five problem-centred interviews and introduce three phases 

of emotionally living through injustice: experiencing, negotiating and overcoming. As my anal-

ysis will show, emotions significantly shaped descendants’ understanding of themselves as per-

sonally affected, their angle on the bilateral talks as a parallelism to past injustices and their 

visions for overcoming the injustices experienced. 

2. Emotion and Affect in International Politics 

2.1. Towards a Social Science Understanding of Emotion 

Western philosophy has long adhered to a rationalist paradigm supported by several skewed 

ontological and epistemological assumptions about emotions and affect, understanding emo-

tions to be reactive, fleeting and biological and as a result unamenable to systematic analysis.6 

Not least, the paradigm reifies sharp dichotomies of mind and body, thinking and feeling, ra-

tional and irrational et cetera7, whereby emotion is associated with irrationality.8 This under-

standing of emotions as psychobiological and as based within the individual has long blocked 

the view towards their social embeddedness.9 However, the psychologising take on emotion 

 
5 Jonas Bens, private email to author, November 16, 2018. 
6 Neta C. Crawford, “Institutionalizing Passion in World Politics: Fear and Empathy,” International Theory 6, no. 
3 (2016): 536. 
7 ibid. 
8 Catherine A. Lutz, Unnatural Emotions. Everyday Sentiments on a Micronesian Atoll & Their Challenge to 
Western Theory (London: The University of Chicago Press, 1988), 59. 
9 ibid., 4. 
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has been challenged by the affective turn, pointing to the cultural, social and historic influences 

on emotional experience.10 In IR as well, research has increasingly come to understand emotion 

as an intrinsic part of world politics:11 many scholars now view IR as a hybrid of emotions, 

values, norms and power structuring the international sphere.12 Focal points of this engagement 

include emotions’ link to values, norms and organisation, their mark on dominant international 

cultures or their role in individual and collective identity.13 Interventions in IR also point to the 

linkages of emotions to power and mechanisms of control, as actions or discourse invoked by 

powerful actors may elicit or suppress emotional phenomena.14 At the same time, emotions may 

shape political action and eventually form part of governance structures or practices.15 

Nevertheless, beyond the emotions matter transformation, much is still to be discussed with 

regards to how specifically emotion fits into IR research and practice.16 In order to address this 

question, it is necessary to take a closer look at what exactly emotion is. Understood as an 

umbrella term, emotion encompasses phenomena such as sentiments, passions, feelings, moods, 

and affect, differentiated by intensity and durability. For this study, by contrast, I will adopt a 

broad conceptualisation of emotion as a multidimensional capability.17 In essence, I follow an 

understanding of emotion as an “evaluative relation to the world directed at concrete events 

which can be, for the most part, captured reflexively, denominated, and communicated accord-

ingly (and thus also portrayed performatively) by the individual.”18 It is apparent from this def-

inition that emotions have multiple dimensions: they are evaluative in the form of appraisals, 

 
10 cf. Lutz, Unnatural Emotions, and others. 
11 Emma Hutchison and Roland Bleiker, “Theorizing Emotions in World Politics,” International Theory 6, no. 3 
(2014): 492. 
12 Jean-Marc Coicaud, “Exploring the Nexus Emotions/Passions, Values and Rights in International Politics,” in 
Emotions in International Politics. Beyond Mainstream International Relations, eds. Yohan Affrin, Jean-Marc 
Coicaud, and Vesselin Popovski (Cambridge: Cambridge University Press, 2016), 137. 
13 Jean-Marc Coicaud, “Conclusion: A Few Suggestions for a Future Research Program on Emotions and Passions 
in International Politics,” in Emotions in International Politics. Beyond Mainstream International Relations, eds. 
Yohan Affrin, Jean-Marc Coicaud, and Vesselin Popovski (Cambridge: Cambridge University Press, 2016), 399-
403. 
14 Maéva Clément and Eric Sangar, “Introduction: Methodological Challenges and Opportunities for the Study of 
Emotions,” in Researching Emotions in International Relations. Methodological Perspectives on the Emotional 
Turn, eds. Maéva Clémen and Eric Sangar (Cham: Palgrave Macmillan, 2018), 16. 
15 Yohan Ariffin, “Introduction: How Emotions Can Explain Outcomes in International Relations,” in Emotions 
in International Politics. Beyond Mainstream International Relations, eds. Yohan Affrin, Jean-Marc Coicaud and 
Vesselin Popovski (Cambridge: Cambridge University Press, 2016), 7. 
16 Simon Koschut, “Introduction to Forum: Discourse and Emotions in International Relations,” in International 
Studies Review 19, no. 3 (2017): 482. 
17 cf. Andrew A. G. Ross, Mixed Emotions. Beyond Fear and Hatred in International Conflict (London: The 
University of Chicago Press, 2014), Mixed Emotions, 20. 
18 Collaborative Research Center 1171, Affective Societies. Dynamiken des Zusammenlebens in bewegten Welten, 
own translation (Freie Universität Berlin: DFG Finanzierungsantrag, 2015), 17. 
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judgements or attitudes19, they are sensory, experienced as bodily change20, they are relational 

in that they relate to something or someone21, they are social, that is, socio-culturally modelled22, 

and they are volitional, meaning that as something that “stirs, inhibits, intensifies, modulates, 

impedes, incites”, they stimulate behaviour.23 

I will shortly revisit some of the theoretical distinctions made in the literature in order to 

trace how emotions may manifest in reconciliation processes. Firstly, research commonly dif-

ferentiates between emotion and affect. Contrary to clearly identifiable emotions, affect desig-

nates the non-cognitive, non-conscious and non-linguistic aspects of emotionality and is com-

prised of “unnamed, but nevertheless registered, experiences of bodily energy and intensity that 

arise in response to stimuli impinging on the body.”24 In addition, the concept of affective rela-

tionality stresses that affect is based on dynamic processes between actors.25 Thusly understood, 

affect materialises as interactions between affecting and affected bodies. Its movement between 

different bodies is described as a circulation which sticks to individual bodies26 and may even-

tually materialise into affective attachments.27 

A second distinction concerns the conceptualisation of emotion in terms of cognition or bod-

ily change.28 The cognitivist perspective holds that emotions are evaluative orientations people 

assign to beliefs, norms and identities associated with actors, symbols and institutions.29 Moral 

emotions, in particular, may arise in response to breaches of such norms.30 I will use the term 

moral emotions to describe the affective responses to events that (mis)match beliefs or ideas of 

desirable behaviour. In addition, I will adopt the concept of sentiments, understood as affective 

and emotional dynamics “which govern, structure and regulate how people make sense of the 

world.”31 Sentiments are characterised by an element of durability as they evolve into stable 

 
19 Sara Ahmed, The Cultural Politics of Emotion (Edinburgh: Edinburgh University Press, 2014), 5. 
20 ibid., 5-6. 
21 ibid., 7-8. 
22 Lutz, Unnatural Emotions, 209. 
23 Deborah Bejosa Gould, Moving Politics. Emotion and ACT UP's Fight Against AIDS (London: The University 
of Chicago Press, 2009), 439. 
24 ibid., 19. 
25 Jan Slaby and Christian van Scheve, “Introduction. Affective Societies – Key Concepts,” in Affective Societies 
– Key Concepts, eds. Jan Slaby and Christian van Scheve (London: Routledge, 2019), 14. 
26 Ahmed, The Cultural Politics of Emotion, 4. 
27 Slaby and van Scheve, “Introduction. Affective Societies – Key Concepts,” 14. 
28 Ahmed, The Cultural Politics of Emotion, 5. 
29 Ross, Mixed Emotions, 33. 
30 Jonas Bens and Olaf Zenker, Gerechtigkeitsgefühle: Zur affektiven und emotionalen Legitimität von Normen 
(Bielefeld: transcript Verlag, 2017), 21-22. 
31 Jonas Bens and Olaf Zenker, “Sentiment,” in Affective Societies – Key Concepts, eds. Jan Slaby and Christian 
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regimes and transport meaning-making structures through time and space, inscribing them-

selves in the lives of individuals and institutional arrangements.32 

Thirdly, emotions are often described as either individual or collective. In fact, much of IR’s 

debate has evolved around how to reconcile an emotions' approach with its focus on collective 

actors – the question of “whether one can (and whether people do) feel like a state.”33 I will 

adopt a different strategy by focusing on the emotional experience of those communities af-

fected by international politics, in line with Ross34, Ahmed35, Hutchison36 and others calling for 

moving away from states onto communities in IR. Mercer lists four ways of how individual 

emotion may transform into group emotion: firstly, via the cultural regulation of emotion37, also 

referred to as “emotion repertoires”, meaning “rules of expression linked to concepts of distinct 

emotions […] as well as modi of emotional experience structured by rules, practices and medial 

forms.”38 Secondly, as people in a group are likely to interact most with each other, they influ-

ence each other.39 Thirdly emotion is contagious40, or rather circulates between individuals.41 

Lastly, group-level events may elicit shared group-level reactions evoked by the common ex-

perience.42 By linking individuals to groups, emotion also shapes identifications and collective 

identities.43 Belonging exemplifies one such sentiment based on attachment to a social for-

mation.44  

The nexus between individual and collective emotions shows that rather than distinct, both 

are highly mutually dependent. I will therefore adopt a model of the sociality of emotion which 

characterises emotion by a concurrence of individuality and sociality.45 In sum, rather than fo-

cussing on individual or social emotions, their cognitive or affective facet, I will understand 

emotions as multidimensional phenomena varying in durability, intensity and sharedness which 

shape how individuals relate to themselves, others and the world around them. I translated these 

considerations into my analysis by asking how emotions impact judgements and beliefs, how 
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44 ibid., 21. 
45 cf. Ahmed, The Cultural Politics of Emotion, and Collaborative Research Center 1171, Affective Societies. 
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they shape people’s relations to others, how they are shared and what they make people do. Not 

least, adopting such a broad approach towards emotion facilitated the explorative openness of 

my study. 

2.2 Emotions in Justice and Reconciliation Processes 

After having outlined the relevance of emotions to social and political life in general, I will now 

proceed onto their role in justice and reconciliation processes specifically. Justice is typically 

understood as a settling of accounts where those culpable are punished and victims are repaired 

in order to balance the moral books.46 Restorative justice, in particular, focusses on meeting 

victims’ needs for repairing the harm caused, including material, moral and emotional needs, 

rather than on punishment.47 Reconciliation, on the other hand, entails measures to “repair rup-

tured and damaged social and political relationships in order to return to or establish some nor-

matively ideal model of social unity.”48 There are different layers to reconciliation: structural 

reconciliation, addressing the institutions, practices and material conditions causal of injustice; 

interactional reconciliation, the settling of accounts between agents; and existential reconcilia-

tion, the dis-alienation of agents affected by injustice.49  

Transitional justice studies show that conflicts do not only evolve around competing interests, 

but also intense emotions.50 The “emotional psychology approach” in particular examines indi-

viduals' emotional responses to transitional justice processes and events.51 It centres on survi-

vors and victors and typically holds that an emotional catharsis within the victims and an ac-

ceptance of blame within perpetrators constitute prerequisites for reconciliation.52  The ap-

proach argues that negative emotions prevailing in transitional societies, such as anger, grief or 

fear, must be transformed into more desirable emotions, such as respect and shared trust.53 It 

maintains that as a result, transitional justice mechanisms need to find ways to meaningfully 

incorporate emotional responses to injustice.54 As a seeming model example, the South African 
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Truth and Reconciliation Commission (TRC) has been credited with “therapeutic and psycho-

social healing processes” through which the crimes of Apartheid could be represented.55 How-

ever, the TRC also illustrates the weaknesses of an approach of national reconciliation, as it 

allowed for only a limited spectrum of emotional responses, thus partly clashing with the needs 

of victims.56 This underlines the complex interplay of the micro and macro levels of reconcili-

ation and shows that political reconstruction might differ significantly from interpersonal for-

giveness and reconciliation.57 

Emotion approaches to transitional justice also address how emotions are negotiated collec-

tively, including through practices of public apologies and commemoration. Public apologies 

may establish relations of respect and trust among perpetrators and victims.58 A condition fre-

quently specified for an apology is that it needs to be truthful and read by the receiver as an 

apology.59 Similarly, reparations may signal respect and substantiate an acknowledgement of 

wrongdoing.60 Denial or whitewashing of crimes, by contrast, may signal contempt for the vic-

tims.61 All in all, the sentiments of remorse and forgiveness are pivotal in the literature and 

point to the emotional change necessary for reconciliation. Blustein argues that whether for-

giveness works as a practice of justice depends on the relative power of victims and perpetrators, 

the reasons for which the perpetrators are forgiven and the participation of the communities 

involved in formulating the terms.62 This also gives rise to the question of whether “public of-

ficials […] have the standing or authority to forgive”63, or, who may legitimately reconcile with 

whom. 

It is useful to think about those public practices in terms of affective circulation. Bens de-

scribes transitional justice atmospheres as impressions produced by the co-presence of bodies 

in a transitional justice setting. As they stick to individual bodies, the “spatial and affective 

micro-politics of transitional justice” have a significant effect on people's sense of justice.64 The 

concept of trauma points to further ways in which emotional experiences of injustice may be-

come shared within communities. Hutchison argues that trauma, as “events or historic periods 
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so extreme that they shatter identities and debase a wider sense of public meaning or cohesion”65, 

is inherently emotional and that those emotions create shared understandings in post-trauma 

communities.66 When shared amongst a community, feelings of discomfort, shock, incompre-

hension and pain become woven into the social fabric67 and engender collective forms of mean-

ing that create a distinct affective community.68 Emotional legacies develop long-term inter-

generational effects as they are passed on by a re-enactment of the collective suffering.69 All in 

all, the concept of affective communities demonstrates the need to look beyond the individual-

istic emotional psychology approach. 

As this short overview has shown, emotion may point to how a sense of injustice arises, 

moves across time and space, and how it can be addressed. All in all, emotional change both 

within and between actors transpired to be an important underpinning of reconciliation. Ac-

cordingly, in my analysis, I will ask how injustice is emotionally experienced, how a sense of 

injustice is transmitted and which practices of justice may cause it to change. 

3. Mapping the Conflict: The Genocide in German-Namibian Relations 

South West Africa was the first protectorate acquired by the German Empire in 1884 and con-

stituted the empire’s main settler colony. The genocide of the Ovaherero and Nama, aimed 

initially at repressing Ovaherero resistance, is probably the most significant event of German 

colonial history. The uprising of the Ovaherero in 1904 was triggered, amongst others, by a loss 

of power of traditional leaders, sexualised violence suffered by women, loss of land to German 

settlers and a cattle plague causing the loss of livelihoods.70 While first Herero attacks were 

successful, German protective troops ended up encircling the Ovaherero and forced them to 

retreat into the arid Omaheke region.71 The Nama later joined the struggle, reacting to German 

threats of extending their persecution.72 The commander of the German protective forces inter-

preted this conflict as a “race war”.73 As a result, German warfare aimed not only at military 
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victory, but at a complete erasure of the enemy.74 Today, it is generally accepted that this war-

fare as well as the extermination order given by commander von Trotha is consistent with the 

UN definition of genocide.75 As a result of water deficiency, a scorched earth policy76 and in-

ternment camps characterised by forced labour and disease77 up to 80 % of the 60 – 80,000 

Ovaherero and around half of the circa 20,000 Nama perished.78 

The aggressive post-war order and the profound ruptures caused within the communities, 

including their displacement to neighbouring colonies, significantly shaped Namibian history. 

In addition to the loss of political structures, it helped establish a system of forced labour and 

strict racial segregation.79 Some of the long-term consequences still remain to be tackled today, 

such as land reform and a re-settlement of Ovaherero and Nama in the diaspora.80 In the after-

math of the genocide, land distribution and deprivation vis-à-vis German settlers became im-

portant markers of identity for the communities.81 

After the end of the German colonial empire in 1918, Namibia came under South African 

rule.82 A window of opportunity for the Ovaherero and Nama to articulate their grievances to-

wards Germany opened only after Namibian independence in 1990.83 Since then, the two com-

munities have been demanding justice for the genocide. The genocide has been on the agenda 

of German politics not least since its centenary in 2004.84 In addition, the restitution of human 

remains in 2011 unified the Namibian position over discontent with the treatment of their del-

egation and led to further polarisation between the two states.85 Intergovernmental consulta-

tions with the aim of “developing future bilateral relations on the basis of a joint understanding 

on the past” between Germany and Namibia were finally taken up in 2015.86 In Namibia, they 

evoked controversy around the modalities of including victims’ groups who partook only in 

advisory committees to the government.87 A further point of criticism was that the positions of 
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both governments and the state of the negotiations were confidential.88 Out of discontent, 

Ovaherero and Nama representatives submitted several complaints to the UN. 

The German position towards recognition of the genocide had changed substantially up to 

this point. Following Namibian independence, a notion of a “special responsibility for Namibia 

and its citizens” expressed itself in focalised development cooperation.89 However, this notion 

was substantiated by the German speaking minority in Namibia and not the colonial crimes.90 

This begun to shake with the centenary of the genocide in 2004, when German Minister 

Wieczorek-Zeul apologised for the crimes and conceded that they implied an ethical responsi-

bility carried by Germany.91 Her statement, however, did not reflect official policy at the time, 

which continued to be marked by a “tabooisation” of the term genocide.92 This was closely 

linked to the aim of avoiding reparation claims93 and largely justified by the view that the UN 

convention on genocide cannot be applied retrospectively94 as well as by the singularity of the 

Holocaust and according reconciliation efforts.95 The German government has been using the 

term genocide since 2015, however in a historic rather than a legal sense.96 While Germany is 

now willing to ask for forgiveness based on the brokered text, its language, continuing to avoid 

the term reparations, still reflects this viewpoint.97 Kößler characterises Germany’s engagement 

with their counterparts as “less than forthcoming”98 which not seldom caused confrontations. 

In dealing with Ovaherero and Nama and Namibian representatives, German officials often 

have adopted bureaucratic language manufactured to deflect any demands as well as a cool 

distance.99 

In Namibia, the conflict over ownership in the negotiations with Germany is also linked to 

conflicts between government and opposition.100 SWAPO, the party dominant since independ-

ence, maintains that all groups suffered under colonialism and therefore rejects reparations to 
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specific groups with a view to national peace.101 Inversely, it has been criticised for monopo-

lising the memory of the colonial crimes in a way that does not accommodate memory cultures 

of individual communities.102 While the Namibian government installed advisory committees 

to consult with traditional leaders, those did not participate in the talks themselves.103 Still, its 

position is largely coincident with the demands made by victims' groups, namely “a) That Ger-

many acknowledges that what happened in Namibia during 1904-08 is genocide […]; renders 

unconditional apology for the genocide; and […] pays reparations to the Namibian people for 

the genocide committed.”104 The disagreement on the bilateral talks within the affected com-

munities further reflects internal disputes. The Namibian state recognises six royal Herero 

houses as traditional administrations and integrated their chiefs into the negotiation process.105 

On the other hand, Paramount Chief Vekuii Rukoro, appointed by the Ovaherero Traditional 

Authority, also claims to represent a majority of Ovaherero.106 This group is affiliated with the 

opposition and against a consultation status in the negotiations. Notably, apart from Rukoro, 

even out of those traditional authorities integrated into the negotiations, three have declared that 

they do not endorse the agreement reached.107 

Members of the affected communities close to Rukoro are organised in a number of non-

governmental organisations: Ovaherero/Ovambanderu Genocide Foundation (Namibia), Nama 

Genocide Technical Committee (Namibia, associated with the Nama Traditional Leaders As-

sociation), OvaHerero/Mbanderu and Nama Genocides Institute (USA) and Association of the 

Ovaherero/Ovambanderu Genocide in the USA. In Germany, they are supported by the alliance 

of post-colonial NGOs “No Amnesty for Genocide!”.108 These organisations act closely to-

gether and regularly engage in joint political activities, for example in a class action complaint 

filed against Germany with a New York court during the negotiations as an expression of dis-

content. I maintain that they represent important actors in the reconciliation process as they 
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continuously network with politicians and traditional leaders and receive significant coverage 

by German and Namibian media. Their members constitute an interesting focus of research, not 

least as they have over time developed shared identities, positions and interpretations of politi-

cal events. 

4. Methodology 

It is a widespread belief in IR that emotions as a research object are tricky, since they are hard 

to define, operationalise and measure.109 Researchers may identify emotions in utterances, bod-

ily expressions or images.110 As they are sensed within the body, however, determining some-

body else’s emotions poses a challenge.111 My research is based on the opinion that the best 

source of information on people’s emotions is their own accounts.112 Furthermore, studying 

such a sensitive phenomenon requires safeguarding interviewees’ ownership of the research 

process. My study thus applies an open, interpretative research approach in that it aims to re-

construct the structures of meaning in social actions through interpretation and allows for con-

cepts to emerge from the data.113 

Based on these considerations, I collected my data in the form of five problem-centred in-

terviews, a method aimed at translating the subjective experience of social reality into theoret-

ical statements about human action.114 I gained field access to the base population, the Ovahe-

rero and Nama in opposition to the bilateral talks, on the “2nd Transnational Ovaherero and 

Nama Congress – Colonial Amnesia: Quo vadis, Hamburg?” from 6 to 8 April 2018 in Ham-

burg.115 It was attended by German post-colonial activists and a delegation of 30 Ovaherero 

and Nama, featuring panel discussions on memory culture and restorative justice, a demonstra-

tion along Hamburg’s post-colonial sites as well as meetings with the city’s Senator for Culture 

and Media, who apologised for Hamburg’s role in the genocide on this occasion and with the 

Dean of the Medical Faculty, which holds a Namibian skull in its collection. Another interview 
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was conducted in the context of a repatriation of human remains from Berlin to Namibia. For 

my sampling, I assumed that the attendants shared similar ideas and strategies, as proposed by 

the principle of minimising differences.116 At the same time, conforming to the principle of 

maximising differences117, I spoke to members of the different civil society organisations in-

troduced in chapter three.118 Using quota and snowball sampling, I achieved a variation in gen-

der, age, ethnic identity and place of residence within my sample.119 In addition, I included data 

from the panels as well as pre-existing sources like media reports and public statements into 

my theory development in order to assess its theoretical saturation.120 

 

Name Date Language Duration Age Gender First language Residence 

Amuzembi 07/04/2018 English 49 mins 52 Female Otjiherero USA 

Karijeja 07/04/2018 English 52 mins. 54 Male Otjiherero USA 

Hilde 08/04/2018 English 54 mins. 57 Female Otjiherero Namibia 

Johannes 09/04/2018 English 45 mins. 29 Male Nama Namibia 

Samuel 07/09/2018 German 56 mins. 71 Male Otjiherero Germany 

 

I combined narrative-generating questions with semi-structured questions to account for the 

fact that asking directly about emotions might throw participants off their guard, while asking 

about episodes evoking an emotion might more easily trigger a response.121 Questions covered 

respondents’ reasons for participating in the event and their engagement, their view of the two 

governments, their concept of the central demands and the significance of specific emotions as 

identified through index cards. The interviews were further shaped by the framework of the 

congress, for instance in the episodes recounted and its dynamics between German and Ovahe-

rero/Nama activists: on occasion, I was addressed in the interviews specifically as a member of 
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the perpetrating collective. A second interesting observation is that speakers’ positions fluctu-

ated throughout all interviews between individual and collective. This points to a complex in-

terplay of identifications as an affected individual, community member and NGO member, em-

bedded in collectively negotiated goals, strategies and discourses. It is also indicative of the 

communities’ sense of shared experience. 

In my analysis, based on a transcription of the interviews into text, I approached the data by 

studying emotions as speech acts122, using insights from linguistics to identify emotion markers 

in spoken language.123 Mostly, I could rely on emotions directly denominated by my interview 

partners or verify my interpretation via the index cards laid out in the final part of the interview. 

I used the techniques of grounded theory to process my data, an interpretative approach based 

on “procedures [...] designed to develop a well integrated set of concepts that provide a thorough 

theoretical explanation of social phenomena under study.”124 The goal of grounded theory is to 

develop theoretical statements about a “substantive, or empirical, area of sociological in-

quiry”125 through theory-oriented coding of empirical material. In a first open coding126 di-

rected by my guiding questions and using MAXQDA, I identified emotions connecting differ-

ent actors, goals and contentious issues in my data. A further axial coding127 allowed me to 

order my data around the causal trigger of my phenomenon, its context, intervening conditions, 

action and interaction strategies, and consequences.128 Hereby, I identified a (collective) strug-

gle for recognition and self-determination as a core phenomenon. Lastly, I focussed on emo-

tional processes as an axis category in order to identify the main mechanisms on the level of 

emotional experience around this as explanatory factors. As a result, I identified three funda-

mental stages of the transitional justice process: experience, negotiation and overcoming, laying 

out the main mechanisms on the level of emotion for each of the stages. The first part of my 

analysis presents how descendants of the victims emotionally experienced the genocide and its 

aftermath. Secondly, I specify their emotional experience of the current political setting. Fi-

nally, I focus on how the injuries of the genocide may be overcome. 
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5. Case Study 

5.1. Experiencing the Aftermath of Genocide: “Because It’s in My Being” 

Amuzembi explains: “People think that, it's a 114 years ago, is so far away, but they forget that 

the trauma didn't stop when the war ended in 1908.” This implies that the genocide still impacts 

people’s lives today. Accordingly, the first part of my analysis describes how descendants came 

to view the genocide as something personally relevant to them. I argue that this was conveyed 

by two core mechanisms on the level of emotion, namely affection (becoming affected) and a 

transgenerational transmission of emotions. 

Notably, the genocide did not always play a central role in descendants’ lives but was ac-

tively explored in a confrontation with personal and communal history. Descendants attribute 

this to structural factors restricting options for action in previous generations. Hilde further lays 

out that Namibia lived a long period of imperialism marked by German colonialism and South 

African rule, making the liberation struggle a more pressing issue. In addition, previous gener-

ations adopted silence as a survival strategy. Descendants interpret the fact that the genocide 

had not been present in Namibian public memory through a frame of marginalisation. However, 

they generally had a diffuse notion of the genocide as being important. Narration by family 

members and community oral history informed several of the descendants. Amuzembi, for in-

stance, learned about the war from a relative she observed grieving and started to wonder about 

the event’s significance. For Karijeja, this meant having an implicit knowledge of a horrible 

event as a child which grew more concrete as he became older. As a result, descendants adopted 

strategies of autonomous knowledge acquisition which often marked an eye-opening moment 

and generated an immersion into the realities of the genocide. Through an engagement with 

historical literature, they began to position themselves vis-à-vis the crimes. Via narrations, 

books and images, emotions were conveyed onto the descendants and left a lasting imprint. 

Strong emotions such as anger, horror, sorrow and pain were elicited by these readings, leading 

descendants to re-live the pain of their ancestors. By personalising the victims and establishing 

a relationship to them, the genocide became tangible and personal.  

From this affection, descendants developed an urge to become active, which they experience 

not as a choice, but as an imperative, giving rise to their political activism. Karijeja explains 

this as an existential matter: “Once happen that to you, you are in it, for life.” The affection also 

evoked a strong sense of responsibility. Karijeja describes this on several social layers: to the 

ancestors who were unable to bring about justice for themselves, to future generations who 



 

  

 201 

should be free from the burden of seeking justice, and lastly towards humanity as a whole. Other 

emotions triggered by the discoveries are feelings of incomprehension and disbelief about these 

horrors. Those are often underpinned by moral norms, marking the crimes as inhumane. In 

addition, the discoveries elicited frustration over being unable to receive answers from the vic-

tims or perpetrators of the crimes. 

The engagement with the history of the genocide further engendered a confrontation with 

descendants’ own sense of identity and made being a direct descendant of the victims of the 

genocide an important point of identification. Family fate is one of the factors leading descend-

ants to understand themselves as directly affected by the genocide, mediated by strong emo-

tional responses. This concerns experiences of displacement and expropriation as well as sexu-

alised violence committed in the context of the genocide. Amuzembi, for instance, explored her 

grandmother's descent and realised that her grandmother might very well have been born as a 

result of rape. This causes her strong emotional distress in the form of anger, humiliation and 

incomprehension. In addition to the painful knowledge of the ancestors’ suffering, the disrup-

tive effect on families is very clear. Amuzembi describes the relevance of lineage in Herero 

culture and the sense of fracture inflicted on her identity by not having this knowledge. More-

over, the sense of being personally affected is constructed around kinship: firstly, a link to Ger-

many is constructed around German ancestors in the lineage. Secondly, it is based on belonging 

to the Herero and Nama communities. Emotional distress is therefore also rooted in experiences 

made by the community as a whole. For Hilde in particular, growing up in the racist Apartheid 

regime made the ideological impact of the genocide very tangible. 

The term intergenerational trauma was adopted by my interview partners themselves and 

may be helpful to understand the processes through which emotions were transmitted over time. 

For Amuzembi, the trauma concerns her disrupted family history transmitted through the expe-

rience of growing up without a father and with a brother in the diaspora. Karijeja, on the other 

hand, explains how immersing himself in the realities of the genocide and re-living them leads 

to him being traumatised, mediated by pain, angst and denial. Similarly, Johannes argues that 

the long-term effects of the genocide on today's generation, such as the socio-economic mar-

ginalisation caused by the genocide and its effect on land distribution, constitute a form of 

trauma. These often trigger strong emotional and bodily reactions such as crying. One of the 

emotions most commonly associated with intergenerational trauma is pain. Johannes phrases 

this as follows:  

“The pain is still here. We still feel the pain, after so many years, there's still pain. 
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When you read some of the stories, you ask yourself, but why did the German Reich 

all this what they did to our ancestors.” 

Similarly, Amuzembi describes that she inherited “the deep sorrow of my ancestors”: 

“Why is it important? How did it affect you? Because even in Namibia today, some 

people from Ovamboland, they said, but it was 100 and something years ago, why 

do you still feel pain? But they have no idea. Because, it's really transgenerational. 

It's the social foundation of who we are … the guilt. The pain. The suffering.” 

These experiences deeply entrenched in descendants’ lives and identities make the genocide 

still tangible today. 

Overall, it has become apparent that the descendants understand themselves to be victims in 

their own right. I have outlined two main mechanisms presupposing this: affection describes 

the process through which descendants unravelled the genocide and became impacted by it. By 

a transgenerational transmission of emotions, the trauma-related emotions of the genocide were 

passed onto the descendants so that they persist until today. Both mechanisms were conveyed 

by re-living their ancestors’ suffering, alongside the emotions caused by long-term conse-

quences of the genocide. They were significantly shaped by affective bonds with attachment 

figures and the community which foster empathy with the pain of past generations. Conse-

quently, questions of identity and belonging were very present in the stories told and point to 

the intertwined operation of emotions on the individual, family and community levels. 

5.2 Negotiating Genocide: “They are Enabling this Genocide to Continue” 

In the following segment of my analysis, I will shift the view to the present political context, 

taking up the notions of continuity and personal relevance in order to grasp descendants’ emo-

tional experience of the negotiations. Descendants interpret this socio-political setting as paral-

lel to the lived realities during colonialism and Apartheid characterised by limited agency and 

a marginalised position vis-à-vis state actors. This systematically elicits feelings of humiliation, 

frustration, anger and betrayal, amongst others. I argue that these can be subsumed into the core 

sentiment of a continued sense of degradation and heteronomy. I further propose that those 

emotions are ultimately institutionalised in the political context and practices of negotiating the 

genocide. 

In general, descendants view the negotiations very negatively, expressed through strongly 

connoted descriptions, and affirm their rejection of the negotiations since they are not at the 

table. Samuel, for instance, calls them non-sense negotiations, secretive, superficial and a mere 
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“circus”. Johannes argues that Namibia is working as a “puppet government” to protect the 

interests of the German minority in Namibia. This interpretation of government action as con-

tinued imperialist practice, to the point of being read as a continuation of the genocide, is central 

to my analysis. Karijeja explains that “the Namibian government is enabling this genocide to 

continue”, allowing Germany to get away with it. By not being heard, the communities feel 

victimised again: Hilde argues that the two governments are “genociding” their communities 

right now, by denying their right to self-determination and respect as human beings. 

Consequently, descendants share the perception that the governments are working together 

against the interests of their communities. The Namibian government in particular is described 

as corrupt and paternalistic in that it speaks over victims’ heads and takes illegitimate charge. 

The communities, on the other hand, have limited resources and access to power. Their experi-

ence of marginalisation within Namibia is personified in the recurring trope of the German 

landowner. As a result, descendants’ feelings towards the Namibian government include disre-

gard, disappointment, disrespect and mistrust. By the Namibian government, conversely, they 

feel marginalised, disregarded, diminished and betrayed. The descendants’ relationship with 

the German government is similarly characterised by negative terms. Its politics are described 

as imperialistic, racist, immoral and arrogant. The most prominent description of Germany’s 

attitude towards the communities, however, is a sense of superiority. Descendants concur that 

Germany, or at least its older generation, still feels superior to the African population: Samuel, 

for instance, argues that Germany is behaving like a colonial power, with a mentality of Afri-

cans as “Untermenschen” (sic). This interpretation of an imperialist mindset is strongly inter-

twined with descendants’ view of the current politics as racist and linked to a comparison with 

other victims’ groups. Johannes explains: 

“If this were White people, […] Germany would have been quick into buy into the 

demands. They have done with the Jewish people. They have admitted and they 

have paid reparations, they have give apology and they have did it, but because this 

are Black natives from Africa, they just feel, ach scheiße, this are just Eingeboren 

[sic].” 

Similarly, Samuel interprets the German insistence on paying development aid rather than rep-

arations as an infantilisation of Africans. He also emphasises the unequal treatment of the 

Ovaherero and Nama and the solidarity he receives from the Jewish community. As a result, 

descendants characterise the German government’s attitude as disrespectful, indifferent and 

prideful, while lacking appreciation and empathy. Descendants, on the other hand, describe 
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emotions of frustration, humiliation, disappointment, pain, anger and rejection.  

This rejection is supported by moral emotions against which descendants measure the legit-

imacy of their struggle as well as the politics pursued by both governments. As intervening 

conditions, those norms provide an interpretative framework and have significantly altered the 

action context of generations today from that of previous generations. Government action is 

marked as immoral as it infringes on the communities’ chartered rights, ignoring the rule of law, 

the duty of states to protect their citizens, non-discrimination, human dignity, self-determina-

tion and respect for traditional practices. Such infringements cause responses of anger and out-

rage. They are also linked to socially bound feeling rules, for instance feeling remorse after 

having caused someone pain. From action tendencies shown by the government officials, de-

scendants deduct that those do not feel remorse. These emotions are, while embedded into the 

political set-up, also tied to, and re-elicited through, instances of disrespect lived by descendants 

during their political engagement. Significant episodes include the court case in New York as 

well as encounters with representatives. Johannes, for instance, recounts a meeting with the 

German ambassador he perceived was disregarding Black lives, causing him strong bodily re-

sponses to the point of wanting to enter into a physical confrontation with the ambassador.  

In sum, affected communities see themselves positioned in a number of hierarchies vis-à-vis 

the actors they are addressing, such as inter-state, social and racial hierarchies. This leads to a 

continued sense of degradation and heteronomy resonating with the experiences made by others 

under colonialism and Apartheid. All in all, there is a strong discrepancy between the expecta-

tions of descendants towards reconciliation and the framework established by the bilateral talks. 

As a result, rather than dispersing the negative emotions transmitted over the generations, the 

negotiations appear to reinforce and perpetuate these sentiments. Consequently, I understand 

this sentiment and its underlying emotions to be institutionalised in the socio-political set-up. 

5.3. Overcoming Genocide: “You Repair Something in Me” 

In the last part of my analysis, I will trace the role that the practices envisioned by descendants 

have for emotional change. As descendants not only formulate their demands in political, but 

also in affective terms, I will outline descendants’ understanding of reconciliation as a process 

of emotional healing and point to the role of affective relationality in producing the dis-aliena-

tion requisite for reconciliation. 

Resulting from the discontent with the political solutions offered, descendants have devel-

oped strategies directed both at coping with the emotions triggered by this framework and at 
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transforming it, such as lobbying, legal action and dialogue with German civil society. Karijeja, 

for instance, describes writing letters, giving presentations and organising demonstrations as a 

strategy of channelling his emotions, including his frustration over German politics. These rep-

resent collective practices of self-empowerment aimed at overcoming the shared sense of mar-

ginalisation and heteronomy and point to the affective meaning of being able to negotiate for 

oneself in terms of feeling respected and recognised. A further aspect of bringing about justice 

is truth-telling in the form of awareness-raising and educational work: Samuel stresses the im-

portance of memorialisation, documenting the history of the genocide for future generations. 

Achieving such power of definition constitutes a form of overcoming in itself. Similarly, other 

demands such as reparations also transcend monetary concerns and encompass a deeper mean-

ing: in Johannes’ concept of justice, restoring descendants’ dignity and economic status are 

closely connected, as they undo the marginalisation resulting from the genocide. This exempli-

fies the link between the material and affective dimensions of descendants’ goals. 

Importantly, for descendants feeling recognised encompasses explicitly being recognised in 

their emotional experience as well. Karijeja puts this in a nutshell when he states that “genocide 

is personal.” Since the issue directly affects him, he explains, it needs to be addressed in a 

personal way, otherwise his feelings of injustice will persist: “You could have a political reso-

lution, but human or humane real justice, you have to talk to the people, you have to speak to 

their pain.” Similarly, Hilde wants others to empathise with the communities and understand 

how they feel. She wishes to be respected in her capacity as a human being with feelings and 

with what she calls natural human reactions to the injustice suffered. 

Ultimately, what descendants hope to accomplish is finding closure. While most episodes 

portrayed so far were dominated by negative emotions, descendants also experience determi-

nation, hope and joy. Hilde, for instance, recounts the strength and pride derived from being 

part of the Namibian delegation in the repatriation of human remains in 2011. The apology 

offered by the senator of Hamburg, too, has given Johannes and Amuzembi hope and “a positive 

thought”. In addition, the support, empathy and solidarity extended to descendants by German 

NGOs induce positive responses and stand in strong contrast to the emotions evoked by gov-

ernment actors. These examples demonstrate that receiving recognition highly influences the 

emotional outlook of victims and thus bears significant potential for reconciliation. Descend-

ants envision that finding justice in its various forms would allow them to free themselves from 

their emotional distress. In alignment with the language of trauma, they describe this as “heal-

ing”, initiated through acknowledgment as expressed in an apology. Receiving recognition 

would also relieve descendants from the burden of continuously fighting for justice, something 
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that according to Karijeja constitutes a trauma in itself. Johannes explains: 

“The frustration is that, when will we have an end? When will we close this chapter, 

this dark chapter. We don't want to spend the whole of our lives talking about this 

chapter. That is the frustration that we have. We want this chapter to be closed.” 

Similarly, Hilde states what closure could achieve for the communities: 

“We can now take hands, and go through, and have a peace of mind. We must also 

have a closure of what happened, also, it will be so that we can focus on other things 

also. And we'll live in harmony with one another. It will be really a very good thing, 

we are not going to scream and jump over the board and say we have defeated or 

what that is, is just a metaphor, justice has taken its course. And now we're going 

to a new chapter in our live.” 

It is clear that the circulation of affect is significant for transforming the emotions related to the 

genocide. Such a transmission is exemplified by the encounters of descendants with officials in 

Hamburg. Amuzembi describes that when meeting with the senator of Hamburg, “you could 

feel his emotions”, and that it could be instinctively felt that his apology was sincere. Similarly, 

Karijeja calls his encounter with the Dean of the Medical Faculty “one of the most profound 

moments”; it is clear that this encounter left an affective imprint on him. When encountering 

the skull held by the University of Hamburg, many members of the delegation experienced 

bodily change. In addition, Samuel mentions the affective impact that visiting the Namibian 

concentration camps have on a person. These instances highlight the significance of affective 

transmission in producing the changes in individuals conducive to reconciliation. 

Ultimately, the circulation of affect may establish bonds between actors. This assessment is 

very much in line with descendants’ vision on building bridges. Hilde addresses the significance 

of building relationships with Germans as the society of perpetrators: “Love, oh yes, that is 

what we want, we love you, as I say, let's sit together as brothers and sisters.” For her, the 

affective dynamics of acknowledging and forgiving engender healing not only for the victims, 

but in fact between the two collectives. Amuzembi states: 

“And trust, without trust, nothing can be done. Apology without trust, meaningless. 

So trust will be the foundation, before we get to apology. How do we develop trust? 

By having those dialogues. Looking each other in the eye and sitting and talking to 

each other so we could develop the trust to go to the next level.” 

This substantiates the importance of affective relationality in reconciliation and demonstrates 
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that seeking direct exchange with the German government has a meaning beyond voicing one’s 

demands. 

By focussing on descendants’ framework of reconciliation, I have re-conceptualised recog-

nition as a sentiment of being valued in one’s personhood and outlined its link to emotional 

change. Notably, this makes recognising descendants' emotional experience as such a prereq-

uisite for reconciliation. Reconciliation itself encompasses, on the one hand, emotional healing, 

meaning a transformation of the trauma-related emotions into more desirable ones and freeing 

oneself from emotional distress. On the other hand, dis-alienation forms part of affective rec-

onciliation in building bonds between actors. Rather than a political agreement, reconciliation 

then becomes a comprehensive intersocietal task, based on building connecting emotions like 

empathy and trust. 

6. Conclusion: Genocide is Personal 

This contribution has shown that many of the contentious issues between the Ovaherero and 

Nama and Germany, and indeed many of the core concepts in reconciliation and justice research, 

are better understood if analysed from an emotions perspective. In particular, it has outlined 

how the emotions and affect associated with experiencing injustice are interlinked with com-

munities and identities. I have demonstrated that through processes of affection and transgen-

erational transmission, the genocide against the Ovaherero and Nama came to be lived as an 

existential issue, even for today’s generation. To use Karijeja's words, “genocide is personal” 

and as such must be addressed on a personal level. This finding underlines that understanding 

injustice, and the crime of genocide specifically, solely in a legal sense does not sufficiently 

account for the trauma it engenders. Rather, injustice is experienced as a highly disruptive event 

and as such inscribes itself into victims' lives. Finding justice, then, constitutes a multifaceted 

process of addressing this emotional distress as well as undoing the structural factors perpetu-

ating it. In addition, it has become clear that an emotions perspective contributes significantly 

to a more complex understanding of the communities’ key demands, in particular their affective 

content in the sense of being respected, heard and valued in one’s personhood. Importantly, 

such recognition has to entail the recognition of these emotions as a legitimate response to the 

injustice experienced as well. Practices such as truth-telling, apologies and reparations may 

evoke a sense of recognition and help restore victims’ dignity. Therefore, they represent a coun-

terproject to the continued sense of degradation and heteronomy lived by descendants through-
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out their engagement and its underlying negative emotions institutionalised into political prac-

tices and sociocultural structures. Reconciliation, then, comes to signify emotional healing and 

dis-alienation in the form of processing the emotional distress transmitted onto individuals and 

of allowing victims and perpetrators to establish affective bonds supported by empathy and 

trust. All in all, and very much in line with the notions of existential reconciliation and restora-

tive justice, emotion constitutes a key element of both living through and overcoming injustice 

which instruments of reconciliation need to address adequately.  

Over and above, my study has yielded valuable intervention points for research in IR in 

general. Strong interlinkages between emotions and power relations became apparent in de-

scendants' narratives of their experiences of racism, socio-political and economic marginalisa-

tion and foreign rule. These structures have been determinative of people's lives from the colo-

nial era over Apartheid until the present, where they continue to elicit sentiments such as deg-

radation, frustration and others. In addition, they impacted the emotional responses and action 

strategies available to different generations, leaving affected communities with limited options 

of successfully overcoming their emotional distress and producing new frustrations. For IR re-

searchers as well as practitioners, this calls for a heightened sensitivity to the weight of post-

colonial hierarchies in transnational reconciliation processes. This is especially so in post-colo-

nial settings where political representation is not necessarily aligned with prevalent modes of 

political organisation. My study underlines the need for new approaches beyond IR’s classical 

categories in order to account for such forms of feeling that escape and extend national borders. 

In short, IR could gain much from addressing the question as to how far states are able to act as 

a broker for the emotions of individuals and communities. 

Finally, this suggests that the limitations of a national approach to reconciliation, as laid out 

in part two, persist within Namibia. Regardless of the contentious nature of the agreement, the 

governments’ joint declaration states that “the Namibian Government and people accept Ger-

many’s apology and believe that it paves the way to a lasting mutual understanding and the 

consolidation of a special relationship between the two nations.”129 I would like to approach 

this statement by recapitulating the question of who may apologise or forgive on behalf of 

whom. This question points to both the importance of actual emotional change for reconcilia-

tion and the limits of political representation in affective reconciliation. In its current form, 

effectively, the national approach to reconciliation represents a way of someone feeling on be-

 
129 Reinhart Kößler and Henning Melber, “Namibian Genocide: Why Germany’s Bid to Make Amends Isn’t 
Enough,” The Conversation, June 1, 2021, https://tinyurl.com/yrctb42r. 
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half of somebody else, as there is little space in the mechanisms in place for descendants’ emo-

tional expressions. As a result, their rejection of the bilateral talks and their insistence on speak-

ing for themselves can be understood as a claim to feel for themselves as well. 

With a view towards reconciliation with Germany, I argue that, accordingly, the political 

solutions offered at present are not apt to dissolve the emotional distress associated with the 

genocide experienced by descendants in the form of anger, frustration or humiliation and trans-

form them into aspired emotions such as trust, respect and empathy. Rather, they are working 

to reproduce and reinforce them. There is a clear mismatch between what descendants live 

through and what they envision, expressed not least in the divergent notions of genocide: as 

personal experience on the one hand, as a historical category on the other. By contrast, recon-

ciliation with Germany presupposes change on three levels: the structural level, meaning the 

emotions institutionalised into political structures; the group level, that is, a change in the rela-

tionality of actors with one another; and the individual level, that is, the emotional change 

within actors. As a result, it seems unlikely that reconciliation in an affective sense will be 

realised through the agreement produced by the German and Namibian governments and in fact, 

victims’ groups’ discontent has not been dispersed by the outcomes of the bilateral talks. If 

reconciliation is to be achieved, future procedures need to take a different path and find ways 

to meaningfully engage both collectives, allowing for expressions of injury and respecting de-

scendants’ needs.  
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Deutschland als Entwicklungsland? Eine Analyse des deutschen Entwicklungsdispositivs 
unter der Agenda 2030 

Laura Mai Ehrich 

Abkürzungsverzeichnis 

BMEL   Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

BMZ   Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

CDA    Critical Discourse Analysis 

DeVal   Deutsches Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit 

GIZ    Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 

KfW    Kreditanstalt für Wiederaufbau 

MDGs   Millennium Development Goals 

SDGs    Sustainable Development Goal 

USA    United States of America  

 

Hinweis zur Schreibweise 

Zur einfacheren Lesbarkeit wird in diesem Beitrag für allgemeine Personenbezeichnungen, so-

wie für Personenbezeichnungen im Plural – außer in Fällen, in denen es sich ausschließlich um 

bestimmte, benannte Männer oder feststehende Institutions-bezeichnungen handelt – das gene-

rische Femininum benutzt. Männer sind in diesem Fall mitgemeint. 

 

1. Einleitung 

„In terms of sustainable development, all countries are now developing countries.”1   

 

Ein wichtiges und potentiell transformatives Umsetzungsprinzip der Agenda 2030 für nachhal-

tige Entwicklung der Vereinten Nationen ist das Universalitätsprinzip. Hierzu heißt es in der 

Agenda 2030: 

 
1 Christian Kroll, Sustainable Development Goals: Are the rich countries ready? (Güsterloh: Bertelsmann-

Stiftung, 2015), 5.  
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„This is an agenda of unprecedented scope and significance. It is accepted by all coun-

tries and is applicable to all. […] These are universal goals and targets which involve 

the entire world, developed and developing countries alike.”2  

Diese Formulierung und Zielstellung ist tatsächlich ohne Präzedenzfall. Entwicklungsziele, die 

auch für „entwickelte Länder“ gelten – das gab es im seit 70 Jahren bestehenden Entwicklungs-

dispositiv nicht.  

Das Entwicklungsdispositiv ist ein poststrukturalistisches Konzept, welches das Ensemble 

an strategischen Diskursen, Praktiken und Institutionen in der Entwicklungspolitik, also der auf 

die als unterentwickelt verstandenen sogenannten Entwicklungsländer gerichteten Interventi-

onspolitik, umfasst. Es basiert auf dem aus der französischen Sozialwissenschaft stammenden 

und von Michel Foucault popularisierten Dispositivkonzept, in dem auf Wissensdomänen ba-

sierende Machtstrukturen eine Unterscheidung zwischen wahr und falsch vornehmen.3 Da die 

Grundformationsregel der Gegenstände im Entwicklungsdispositiv auf der Schaffung eines Du-

alismus zwischen entwickelten und unterentwickelten Ländern basiert, scheint der im obenste-

henden Zitat implizierte Universalitätsanspruch hiermit unvereinbar zu sein. Die Agenda 2030 

beansprucht also eine grundlegende Veränderung in der Formation der Gegenstände des Ent-

wicklungsdispositivs: Industrieländer werden theoretisch nun erstmals auch zu Objekten, in de-

nen Interventionen im Namen der Nachhaltigen Entwicklung stattfinden können. Da dies die 

Struktur des Entwicklungsdispositivs von Grund auf erschüttern würde, gilt es zu untersuchen, 

ob sich die rhetorische Ankündigung aus der Agenda 2030 einige Jahre nach ihrer Verabschie-

dung auch tatsächlich im Dispositiv aus Diskursen, Praktiken und Institutionen niedergeschla-

gen hat. Hierzu wird Deutschland als ein exemplarisches Mitgliedsland der Vereinten Nationen 

untersucht, in dem das Entwicklungsdispositiv in der Vergangenheit bereits beschrieben und 

analysiert wurde.4  

Die leitende Fragestellung dieser Untersuchung lautet folglich: Hat der Universalitätsan-

spruch der Agenda 2030 zum Bruch mit dem Dualismus des Entwicklungsdispositivs in 

Deutschland geführt? Zur Beantwortung dieser Frage wird in diesem Beitrag eine hypothesen-

geleitete Dispositivanalyse der deutschen Entwicklungspolitik zwischen 2015 und 2019 vorge-

nommen. Dispositivanalysen stellen eine systematische Erweiterung von Diskursanalysen dar. 

 
2 United Nations General Assembly, “Transforming our world: the 2030 Agenda for Sustainable Development” 

A/RES/70/1 (New York: United Nations General Assembly, 25.09. 2015), 3. 
3 Andrea Bührmann & Werner Schneider. „Mehr als nur diskursive Praxis? Konzeptionelle Grundlagen und me-

thodische Aspekte der Dispositivanalyse.“ Historical Social Research 33, Nr. 1 (2008): 112. 
4 Siehe Aram Ziai, Globale Strukturpolitik? (Münster: Westfälisches Dampfboot, 2007). 
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Sie untersuchen zusätzlich zu Diskursen auch die Materialisierungen von diskursiven Prakti-

ken.5 

Die Dispositivanalyse wird anhand der drei konstituierenden Elemente Diskurs (Abschnitt 

2), Praktiken (Abschnitt 3) und Institutionen (Abschnitt 4) durchgeführt, nachdem im Rest die-

ser Einführung das Dispositivkonzept im Allgemeinen (1.1) und das Entwicklungsdispositiv im 

Speziellen (1.2) sowie die sich aus der Agenda 2030 ergebene Hypothese für die Dispositivana-

lyse (1.3) vorgestellt werden.  

1.1 Dispositivkonzept 

Das Dispositivkonzept stellt eine Erweiterung des foucaultschen, poststrukturellen Diskursbe-

griffs dar. Letzterer bezeichnet das Bündel aus Regeln, die zu einem historischen Zeitpunkt in 

einem Wissensbereich die Sprachpraxis regulieren und das daraus hervorgehende Bedeutungs-

system, in dem bestimmte Beziehungen zwischen Bezeichnendem und Bezeichnetem fixiert 

sind.6 Dabei liegen einem Diskurs vier Formationsregeln zu Grunde: Die Formationsregel der 

Gegenstände, der Äußerungsmodalitäten, der Begriffe und der strategischen Wahl. Für die vor-

liegende Forschungsfrage ist vornehmlich die erste Formationsregel relevant – die Formation 

der Gegenstände, von denen die Diskurse sprechen. Es ist dann von einer einheitlichen Forma-

tionsregel zu sprechen, wenn im Diskurs auch sich einander ausschließende Gegenstände her-

vorgebracht werden können, ohne dass der Diskurs dabei an sich zerbricht. Die Gegenstände 

an sich bleiben also im Diskurs über die Zeit hinweg nicht konstant, sondern lediglich die For-

mationsregel, nach der sie hervorgebracht und in Beziehung gesetzt werden.7 

Foucault stellte sich sich seit Mitte der 1970er-Jahre nicht mehr damit zufrieden, Machtbe-

ziehungen nur über diskursive Praktiken zu analysieren und führte das Konzept des Dispositivs 

ein.8 Dispositif bezeichnet in der französischen Alltagssprache die „(materiellen) Vorkehrun-

gen, die eine strategische Operation durchzuführen erlauben“.9 Foucault definierte sein post-

strukturelles Dispositivkonzept als  

„ein entschieden heterogenes Ensemble, das Diskurse, Institutionen, architekturale Ein-

richtungen, reglementierende Entscheidungen, Gesetze, administrative Maßnahmen, wis-

senschaftliche Aussagen, philosophische, moralische oder philanthropische Lehrsätze, 

 
5 Rainer Diaz-Bone & Ronald Hartz (Hg.), Dispositive und Ökonomie (Wiesbaden: Springer, 2017), 7. 
6 Rainer Diaz-Bone & Gertraude Krell (Hg.), Diskurs und Ökonomie (Wiesbaden: Springer, 2015), 25. 
7 Michel Foucault, Archäologie des Wissens (Frankfurt/Main: Suhrkamp, 1973), 61-74. 
8 Siegfried Jäger, “Discourse and knowledge,” in Methods of critical discourse analysis, Hg. Ruth Wodak (Lon-

don: Sage, 2001), 40. 
9 Anmerkung des Übersetzers in Michel Foucault, Der Wille zum Wissen (Frankfurt: Suhrkamp, 1983), 35. 
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kurz: Gesagtes ebensowohl wie Ungesagtes umfaßt. Soweit die Elemente des Dispositivs. 

Das Dispositiv selbst ist das Netz, das zwischen diesen Elementen geknüpft werden 

kann.“10 

Diese große Anzahl an heterogenen Elementen scheint jedoch für eine Analyse des Dispositivs 

zunächst unpraktikabel. Deshalb wird in der hier durchgeführten Dispositivanalyse auf den 

Dreisatz von Siegfried Jäger zurückgegriffen. Für Jäger ist die analytische Grundfigur des Dis-

positivs „ein Dreieck oder [ein] rotierende[r] und historisch prozessierende[r] Kreis mit drei 

zentralen Durchlauf-Punkten“.11 Diese drei Punkte sind (1) diskursive Praktiken, (2) nicht-dis-

kursive Praktiken und (3) Vergegenständlichungen12. 

Neben den heterogenen Elementen ist ein zweites Definitionsmerkmal des Dispositivs eine 

strategische Genese und Funktion. Das Dispositiv hat „zu einem historisch gegebenen Zeit-

punkt vor allem die Funktion […], einer dringenden Anforderung nachzukommen. Das Dispo-

sitiv hat also eine dominante strategische Funktion“.13 Zusammenfassend ist das Dispositiv also 

ein Kopplungs-Kombinat aus einem spezifischen, nach einer Strategie zusammengefassten, 

komplexen, interdiskursiven Ensemble verschiedener Elemente.14 Es kann als vermittelnde In-

stanz zwischen Diskurs und Praxis gelesen werden, denn es bildet den „institutionellen Unter-

bau“ für die Diskursproduktion und ist zugleich Mittel der Machtwirkung des Diskurses.15 So-

mit reiht sie die Rezeption des Dispositivbegriffes ein in den mittlerweile proklamierten mate-

rial turn, der als Reaktion auf den linguistic turn auch die materiellen Begleitungen von sprach-

lichen Strukturen untersucht.16 

 
10 Foucault, Michel. Dispositive der Macht (Berlin: Merve, 1978), 119f. 
11 Siegfried Jäger, „Dispositiv,“ in Michel Foucault, Hg. Marcus Kleiner (Frankfurt: Campus, 2001), 83. 
12 In diesem Beitrag werden Vergegenständlichungen im Rahmen des Entwicklungsdispositivs als Institutionen 
betrachtet – siehe Abschnitt 4. 
13 Michel Foucault, “Das Spiel des Michel Foucault,“ in Schriften., Bd. 3 (Frankfurt: Suhrkamp, 2003), 393. 
14 Jürgen Link, „kultuRRevolution,“ DISS-Journal, 14 (2005): S. 17–18; Isabell Lorey, „Macht und Diskurs bei 

Foucault,“ in Das Wuchern der Diskurse, Hg. Hannelore Bublitz et al. (Frankfurt: Campus, 1999), 94. 
15 Reiner Keller, „Diskurse und Dispositive analysieren,“ Historische Sozialforschung 33, Nr. 123 (2008): 101. 
16 Siehe Tony Bennett & Patrick Joyce, Material Powers (Hoboken: Taylor and Francis, 2013).  
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1.2 Entwicklungsdispositiv 

Der Entwicklungsbegriff durchlief vor Ende des Zweiten Weltkriegs ein Spektrum grundlegend 

verschiedener, teilweise historisch überlappender aber geographisch divergierender, Konzepti-

onen.17 Historisch tauchten seit der Antike Theorien von Entwicklung als gesellschaftlich-his-

torischem Prozess auf – zunächst multi- bzw. monozyklisch, ab der Aufklärung auch linear. Zu 

Beginn des 20. Jahrhundert kam die zusätzliche konzeptionelle Ebene einer normativen politi-

schen Praxis hinzu, also Entwicklung als Aktivität, v.a. als Regierungsaktivität. Im Kontext des 

Kolonialismus vermehrten sich komparative Modelle koexistierender Völker, die in logisch-

räumlicher Weise arrangiert und mit der Möglichkeit zur Entwicklung auf zeitlicher Ebene ver-

sehen waren. Diese unterschiedlichen Konzeptionen des Entwicklungsbegriffs – von Evoluti-

onstheorie über Sozialtechnologie bis hin zu Komparativdeskriptionen – lassen auf keinen auf 

einheitlichen Formationsregeln basierenden Entwicklungsdiskurs oder –dispositiv vor Ende des 

Zweiten Weltkriegs hindeuten.  

Als jedoch nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs anti-koloniale Befreiungskämpfe, Sou-

veränitäts- und Gleichheitsgedanken und die sozialistische Systemalternative eine Neuformu-

lierung der Nord-Süd-Beziehungen verlangten, formierte sich ein strategisches Entwicklungs-

dispositiv.18 Als Urknall und epochenbildendes Moment hierfür gilt weithin die Inaugurations-

rede des US-amerikanischen Präsidenten Harry Truman am 20. Januar 1949. In dieser Rede 

schlug Truman ein politisches Programm vor, in dem die weiter industrialisierten Staaten den 

„unterentwickelten“ Ländern durch Bereitstellung von wissenschaftlichem und technischem 

Wissen zur Entwicklung verhelfen sollten. Das Entwicklungsdispositiv ist dabei nicht bloß eine 

neue Sichtweise auf „Entwicklung“ – es ist ein hegemonialer Apparat zur sozialen Produktion 

von Unterschieden zwischen entwickelten und Entwicklungsländern.19 Seit dem strukturiert das 

Entwicklungsdispositiv die Denkens- und Handlungsdomäne, in denen Entwicklungsländer er-

fasst, spezifiziert und in ihnen interveniert wird. Es schafft also soziale Realitäten um das sozi-

ale Konstrukt „Unterentwicklung“.20 Theoretisch postuliert wurde das Entwicklungsdispositiv 

 
17 Für die Geschichte des vordispositiven Entwicklungsbegriffs, siehe u.a. Michael Cowen & Robert Shenton, 

Doctrines of development (London: Routledge, 2004); Günther Mühle, „Entwicklung,“ in Historisches Wör-
terbuch der Philosophie, Bd. 2, Hg. Joachim Ritter und Karlfried Gründer (Darmstadt: Wissenschaftliche 
Buchgesellschaft, 1972), 550–560; Robert Nisbet, Social change and history (Oxford: OUP, 1969); Gilbert 
Rist, The history of development (London: Zed Books, 2008); Wolfgang Wieland, „Entwicklung, Evolution,“ 
in Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 2, Hg. Reinhart Koselleck, Werner Conze und Otto Brunner (Stuttgart: 
Klett-Cotta, 1975), 199–228. 

18 Ziai, Globale Strukturpolitik?, 33. 
19 Arturo Escobar, Encountering development (Princeton: PUP, 2012), 9. 
20 Ebd., 52. 
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zuerst von Arturo Escobar. Ohne den Begriff selbst zu verwenden analysierte er das Zusam-

menwirken der drei Elemente eines Dispositivs, nämlich: (1) eine Domäne des Denkens über 

soziales und wirtschaftliches Leben in den Entwicklungsländern (2) die Verankerung dieser 

Denkensdomäne in ökonomischen Praktiken des Westens und (3) die Institutionalisierungen, 

die diese Denkensdomäne materialisieren.21 Im deutschsprachigen Raum ist das Konzept des 

Entwicklungsdispositivs vor allem geprägt von Aram Ziai der dieses auch für Deutschland be-

reits eingehend analysierte. 

1.3 Agenda 2030 

Im September 2015 verabschiedeten die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen auf einem 

historischen Gipfel die universelle Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung. Sie wird als 

„konzeptionelle Neuorientierung" der Entwicklungspolitik verstanden.22 Thematisch führt sie 

die Umwelt- und Entwicklungsagenda zusammen23 und bedient auch weitere „blinde Flecken“, 

die in vorherigen internationalen Entwicklungsagenden, wie etwa den Millennium Develop-

ment Goals (MDGs) identifiziert worden waren.24  

Neben der thematischen Ausweitung – und von zentralem Interesse für die Forschungsfrage 

– beansprucht die Agenda 2030 auch eine grundlegende Veränderung in der Formation der 

Gegenstände des Entwicklungsdiskurses: Auch Industrieländer werden nun (theoretisch) zu 

Objekten des Entwicklungsdispositivs, in denen Interventionen im Namen der nachhaltigen 

Entwicklung stattfinden kann.25 Die MDGs hatten noch klar auf dem klassisch dualistischen 

Entwicklungsverständnis eines asymmetrisch angelegten Transferverhältnisses beruht.26 Chris-

tian Kroll vergleicht rückblickend die MDGs mit einem Teleskop, durch das die OECD-Länder 

auf die Entwicklungsländer schauen, während die Sustainable Development Goals (SDGs) der 

Agenda 2030 wie ein Spiegel seien, in dem sie ihre eigene Politik reflektiert betrachten kön-

nen.27 Deshalb hätten die SDGs die Macht, die Lebens-, Wirtschafts-, Produktions- und Kon-

sumweisen der westlichen Welt in Frage zu stellen. Im vorliegenden Beitrag soll der Frage 

nachgegangen werden, ob Deutschland sich diesen Spiegel auch tatsächlich vorhält, die eigene 

 
21 Arturo Escobar, “Power and visibility” Cultural Anthropology, 3, Nr. 4 (1988): 428. 
22 Tobias Debiel, „Entwicklungspolitik in Zeiten der SDGs,“ in Entwicklungspolitik in Zeiten der SDGs (Duis-

burg: IEF, 2018), 5. 
23 Tanja Brühl, „Die Zusammenführung von Entwicklungs- und Umweltagenda.“ in Entwicklungspolitik in Zeiten 
der SDGs, Hg. Tobias Debiel (Duisburg: DEF, 2018), 17. 
24 United Nations, Report of the United Nations High-Level Panel of Eminent Persons on the Post-2015 Devel-

opment Agenda. (New York: United Nations, 2013), 1.  
25 Aram Ziai, Development discourse and global history (London/New York: Routledge, 2016), 197f. 
26 Debiel, „Entwicklungspolitik“, 5. 
27 Kroll, Sustainable Development Goals, 4. 
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Politik reflektiert und die Agenda 2030 mit ihrem Universalitätsanspruch als Entwicklungsher-

ausforderung versteht – zusammengefasst also, ob sich Deutschland als Entwicklungsland ver-

steht. 

Diese hierbei zu untersuchende Hypothese „Deutschland als Entwicklungsland“ basiert auf 

Äußerungen von Entwicklungsminister Gerd Müller, die er in einem Zeitungsinterview unmit-

telbar vor Verabschiedung der Agenda 2030 tätigte28 sowie auch seitdem in ähnlicher Form 

mehrmals wiederholte.29 Kernelement dieser Aussagen: Auch Deutschland sei nun vor dem 

Hintergrund der Agenda 2030 als Entwicklungsland zu verstehen. Die Grundidee „Deutschland 

als Entwicklungsland“ trat schon vereinzelt nach der Einführung der Agenda 21 in den 1990ern 

auf,30 hat jedoch durch den Universalitätsanspruch der Agenda 2030 neuen Fahrtwind bekom-

men. Zu untersuchen gilt, ob es hier bei einzelnen Aussagen des Ministers geblieben ist, oder 

sich die Idee „Deutschland als Entwicklungsland“ auf die Formationsregeln des Entwicklungs-

diskurses ausgewirkt und zu einem Bruch in diesen geführt hat. Der Entwicklungsdiskurs 

müsste dann auch die Formation des unterentwickelten Selbst zulassen. Deutschland müsste 

nach dieser Hypothese selbst zum Gegenstand des Entwicklungsdispositivs werden, also auch 

die Diskurse, Praktiken und Institutionen des Entwicklungsdispositivs auf deutsche Innenpoli-

tik angewandt werden.  

2. Analyse des Entwicklungsdiskurses 

Das erste Analyseelement der Dispositivanalyse stellt das Wissen in sprachlich performierten 

Diskursen dar. Die fundamentale Diskursstruktur des Entwicklungsdiskurses ist der Dualismus 

zwischen Entwicklungs- und entwickelten Ländern. Als Gegenstand im Entwicklungsdiskurs 

kann nur gelten, was als unterentwickeltes Anderes beschrieben wird oder diesem zugeschrie-

ben werden kann. Interessant ist, dass hierbei nicht nur das unterentwickelte Andere homoge-

nisiert wird, sondern auch das als folglich entwickelt geltende Selbst. Dabei wurden auch etwa-

ige „Entwicklungsrückstände“ in industrialisierten Staaten nach 1945 nicht mehr sag- oder 

denkbar im Rahmen des Entwicklungsdiskurses.31 Es gilt zu untersuchen, ob der Dualismus 

zwischen diesen zwei Gegenständen des Diskurses durch die Agenda 2030 aufgebrochen wird. 

 
28 Gerd Müller, „Auch Deutschland ist ein Entwicklungsland.“ Interview mit Alexandra Endres & Christiane 
Grefe. ZEIT-ONLINE, 23.09.2015. 
29 Gerd Müller, „Deutschland ist ein Entwicklungsland,“ Interview von Stefan Tomik, Frankfurter Allgemeine 

Zeitung, 05.07.2017; Paul Kreiner, „Deutschland, das Entwicklungsland,“ Sächsische Zeitung, 10.07.2018; 
Martin Polansky, „Da sind wir Entwicklungsland. Müllers Pannenreise,“ Tagesschau, 10.01.2019.  

30 Siehe Germanwatch & GTZ. „Entwicklungspolitik für Deutschland,“ in Die Zukunft der Entwicklungspolitik 
Hg. Uwe Holtz & Eckhard Deutscher (Bonn: DSE, 1995), 245-248. 

31 Vgl. Gustavo Esteva, Salvatore Babones & Philipp Babcicky, The future of global development (Bristol: Pol-
icy Press, 2013), 5f. 
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2.1 Vorgehen 

Eine rein foucaultsche diskursanalytische Methode wurde verschiedentlich als nicht existent 

oder gar nicht möglich beschrieben,32 da Foucault keine klare Anleitung zur seinem Vorgehen 

hinterließ. Stattdessen bezeichnete Foucault selbst sein methodisches Vermächtnis mehrfach 

als offenen Werkzeugkasten, an dem sich nach Belieben bedient werden könne.33  

Besonders präsent unter den sich auf Foucault beziehenden Ansätzen ist der seit Mitte der 

1980er-Jahre wachsende breite Fächer an Zugängen unter der Überschrift Critical Discourse 

Analysis (CDA), die vereint, dass sie eine theoriegeleitete Beziehung zwischen Sprache und 

Gesellschaft herstellen zu suchen.34 Als wichtigster und prominentester eigenständiger Ansatz 

gilt hierbei im deutschsprachigen Raum der Duisburger Ansatz der „Kritischen Diskursana-

lyse“, als deren Hauptvertreter Siegried Jäger gilt.35 Er wird methodischer Ausgangspunkt für 

die Diskursanalyse in diesem Beitrag sein.  

Dafür wird auf folgendes analytisches Vokabular von Jäger zurückgegriffen:36 Ein Diskurs-

fragment bezeichnet einen einzelnen Text; Korpus die Gesamtheit aller Diskursfragmente; Dos-

sier den begründet reduzierten Textkorpus, der für die Analyse betrachtet wird. Diskursive Er-

eignisse stellen historisch-gesellschaftliche Gegebenheiten dar, die eine für die Struktur des 

Diskurses prägende Wirkung haben. Um die Struktur des Diskurses weiterhin zu beschreiben, 

bietet sich auch der Begriff Nodal- bzw. Knotenpunkt an, ein privilegierter diskursiver Punkt, 

um den herum sich die Bedeutung anderer Zeichen formiert.37  

Für die Auswahl des Dossiers wurden Diskursfragmente der staatlichen Exekutive in 

Deutschland betrachtet, da diese in einer Machtposition stehen, sich durch Praktiken und Insti-

tutionen als Dispositiv zu manifestieren. Dafür wurden öffentlich zugängliche Diskursfrag-

mente des Entwicklungsdiskurses der Bundesregierung zwischen 2015 - 2019 unter den Schlag-

worten „Agenda 2030“ und „(Zukunft der) Entwicklungspolitik“ zusammengetragen. Die Aus-

wahl der Materialbasis war also zunächst vor allem institutionenbasiert.38 Das Dossier umfasst 

 
32 Vgl. Rainer Diaz-Bone, „Die französische Epistemologie und ihre Revisionen,“ Historical Social Research, 

33, Nr. 1 (2008): S. 32.  
33 Vgl. Michel Foucault, Mikrophysik der Macht. (Berlin: Merve, 1976), 53. 
34 Michael Meyer, “Between theory, method, and politics,” in Methods of critical discourse analysis, Hg. Ruth 

Wodak, (London: Sage, 2001), 15. 
35 Reiner Keller, Wissenssoziologische Diskursanalyse (Wiesbaden: VS Verlag, 2005), 152. 
36 Siehe Siegfried Jäger, Kritische Diskursanalyse (Münster: Unrast, 2015).  
37 Marianne Jørgensen & Louise Phillips, Discourse analysis as theory and method (London: Sage, 2002), 26; 

Ernesto Laclau & Chantal Mouffe, Hegemonie und radikale Demokratie (Wien: Passagen Verlag, 2006).  
38 eine mögliche Vorgehensweise nach Rainer Diaz-Bone, „Probleme und Strategien der Operationalisierung 

des Diskursmodells im Anschluß an Michel Foucault,“ in Das Wuchern der Diskurse, Hg. Hannelore Bublitz 
et al. (Frankfurt: Campus, 1999), 130ff. 



 

  

 222 

neben dem Koalitionsvertrag der 19. Legislaturperiode und der Deutschen Nachhaltigkeitsstra-

tegie die relevanten Publikationen des BMZ, Reden von Bundesminister Müller und Antworten 

der Bundesregierung auf kleine Anfragen im Bundestag. Da der Diskurskorpus aufgrund des 

kleinen Zeitraums insgesamt nicht sehr groß ist, deckt das hier verwendete Dossier einen Groß-

teil des intendierten Korpus ab. 

Die Kritische Diskursanalyse wurde dann durch eine qualitative Strukturanalyse des Dos-

siers, sowie einer Feinanalyse von einzelnen Diskursfragmenten vorgenommen. Leitende Un-

tersuchungspunkte bei solchen Feinanalysen waren, nach Vorschlag Jägers:39 Anlass, Ziel und 

Botschaft des Textes; Standpunkt der Autorin; Rekurrierung auf diskursive Ereignisse; Benen-

nung von Akteurinnen; rhetorische Wirkungsmittel wie Implikate, Relativierung, Verleugnung, 

Sprünge und quasi-mathematische Beweisführung. Neben diskurstragenden Kategorien, insbe-

sondere den Gegenständen des Entwicklungsdiskurses – das unterentwickelte Andere und das 

entwickelte Selbst – wurde auch auf Leerstellen des Diskurses geachtet und somit auf das Un-

sagbare geschlossen.40  

2.2 Ergebnisse 

In einer kleinen Anfrage im Bundestag sah sich die Bundesregierung 2019 mit der expliziten 

Frage „Betrachtet die Bundesregierung die Bundesrepublik Deutschland selbst, im Kontext des 

‚Wandels‘, der ‚Transformation‘, der Agenda 2030 […] als zu entwickelnden Staat?“41 kon-

frontiert, woraufhin sie antwortete:  

 „Die Agenda 2030 ist universell gültig und erkennt die Verantwortung aller Staaten zur 

Erreichung ihrer Ziele an. In einigen Bereichen, bspw. im Bereich des Klimaschutzes 

oder des Erhalts der Biodiversität wird auch Deutschland seine Anstrengungen deshalb 

noch verstärken müssen, um die jeweiligen Ziele und Unterziele der Agenda 2030 zu er-

reichen.“42  

Die Bundesregierung verwendet hier auf Deutschland bezogen keinen der Begriffe des Ent-

wicklungsdiskurses. Die angedeuteten Defizite Deutschlands werden alle in dem Bereich Um-

weltschutz verortet und damit dem Nachhaltigkeitsdiskurs nahegestellt. Auch im Rest des un-

 
39 Siegfried Jäger, „Einen Königsweg gibt es nicht,“ in Das Wuchern der Diskurse, Hg. Hannelore Bublitz et al. 

(Frankfurt: Campus, 1999), 140; Jäger, Kritische Diskursanalyse, 110. 
40 Diaz-Bone, Probleme und Strategien, 132. 
41 Deutscher Bundestag, „Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage ‚Transformation durch die 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und den Global Compact for Migration‘,“ Drucksache 19/6967 
(Berlin, 14.01.2019), 18. 

42 Ebd. 
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tersuchten Dossiers werden für Deutschland statt Begriffen des Entwicklungsdiskurses positi-

ver konnotierte Begriffe aus den Wortfeldern Stärkung, systematisch ausbauen und Ziele ver-

folgen verwendet. Der Begriff „Entwicklung“ wird – auf Deutschland bezogen – lediglich im 

Kontext ländlicher Räume verwendet.43  

Auf die Frage, ob die Agenda 2030 einen qualitativen Unterschied in den politischen Maß-

nahmen der Bundesregierung hervorgerufen hätte, verweist die Bundesregierung auf ihre lange 

Vorreiterinnenschaft: „Die Bundesrepublik Deutschland begreift sich bereits seit Langem als 

Vorreiterin im Bereich der nachhaltigen Entwicklung.“44 Armutsbekämpfung etwa würde „ste-

tig und nicht erst seit der Einführung der Agenda 2030 verfolgt“.45 Die Agenda 2030 scheint 

also kein diskursives Ereignis darzustellen, auf das regelmäßig rekurriert wird und an dem ein 

Bruch der deutschen Politik festgemacht wird. Stattdessen sieht sich Deutschland in einer lan-

gen, kontinuierlichen Tradition der nachhaltigen Entwicklung, die bereits vor der Agenda 2030 

praktiziert wurde. Deshalb sieht sich die Bundesregierung Deutschland bereits sehr früh nach 

Verabschiedung der Agenda 2030 als einer der „aktivsten Umsetzer“ der Agenda und somit in 

einer Vorbildrolle46 - „Deutschland geht voran […] Wir übernehmen Verantwortung in der 

Welt“.47  

Auch die Selbstbezeichnung als Industrieland für Deutschland hat noch Platz im Diskurs, 

sogar kombiniert mit Adjektiven als „reiches“48 und „sehr erfolgreiches“49 Industrieland. Der 

Bundesregierung lägen auch keine Erkenntnisse vor, dass etwa extreme Armut in Deutschland 

existiere.50 Die Bevölkerung dürfe sich im Vergleich zu anderen Ländern nicht beklagen, wie 

schlecht es doch gehe.51 Deutschland wird nach wie vor als Land beschrieben, dem andere Län-

der nacheifern, aus dessen Erfolgen und Fehlern andere Länder lernen müssten.52 Deutschland 

als Industrienation trage etwa Verantwortung dafür, dass „Afrikas Kinder und Jugendliche eine 

 
43 BMEL, Mit Verantwortung für eine nachhaltige Entwicklung (Berlin: BMEL, 2019), 19. 
44 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/6967, 17.  
45 Deutscher Bundestag, „Antwort der Bundesregierung auf die große Anfrage ‚Stand der Umsetzung der 

Agenda 2030 und der globalen Nachhaltigkeitsziele in, durch und mit Deutschland‘,“ Drucksache 19/13352, 
(Berlin, 19.09.2019), 3. 

46 BMZ, Der Zukunftsvertrag für die Welt. (Bonn/Berlin: BMZ, 2017), 2; Deutscher Bundestag. „Antwort der 
Bundesregierung auf die kleine Anfrage ‚Umsetzung des Sustainable Development Goal 12 – Nachhaltiger 
Konsum, Unternehmensverantwortung in der Lieferkette und Verbraucheraspekte‘,“ Drucksache 18/9367 
(Berlin, 09.08.2016), 2f. 

47 Gerd Müller. „Rede von Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller bei der Aussprache zur Regierungser-
klärung zum Thema Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.“ (Deutscher Bundestag, 21.03.2018).  

48 Müller, Aussprache zur Regierungserklärung. 
49 Peter Altmaier in BMZ, Zukunftskongress (Bonn/Berlin BMZ, 2016), 17.  
50 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/13352, 4. 
51 Müller, Aussprache zur Regierungserklärung. 
52 Gerd Müller, „Rede von Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller beim ersten Nationalen High-Level Po-

litical Forum (HLPF)“ (Berlin, 19.06.2019). 
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Chance auf ein Leben und eine Zukunft in Würde“ hätten,53 deshalb reiche Deutschland diesen 

Ländern durch Entwicklungshilfe die Hand.54  

Neben dieser deskriptiven Verantwortungs- und Vorbildzuschreibung finden sich im Dis-

kurs auch normative Verantwortungsaussagen: Deutschland müsse noch mehr tun und brauche 

einen Wandel. Oft werden im Dossier Begriffe aus den Wortfeldern Umdenken, Wertewandel 

und Paradigmenwechsel bemüht. Diese normativen Handlungsaussagen bleiben jedoch vor al-

lem in den ersten Jahren nach Einführung der Agenda 2030 noch recht vage. Zwar wird zum 

Beispiel mehrfach geäußert, das westliche Wachstumsmodell könne kein Zukunftsmodell und 

Exportprodukt mehr sein und müsse sich grundlegend wandeln,55 jedoch werden kaum weitere 

Details oder konkrete Handlungsanleitungen aufgeführt. Damit wirken diese anfänglichen nor-

mativen Aussagen wie ein Feigenblatt der Bescheidenheit vor den anderweitigen Aussagen zur 

deutschen Vorbild- und Vorreiterinnenrolle. Erst ab dem Jahr 2018 sind verstärkt konkretere 

Aussagen über den noch ausstehenden Handlungsdruck Deutschlands bemerkbar. Der Erdüber-

lastungstag etwa komme für Deutschland immer früher, Deutschland selbst sei durch den Kli-

mawandel bedroht.56 Mit fortschreitender Zeit und zunehmendem zivilgesellschaftlichen Druck 

weichen der Optimismus und die Selbstsicherheit Deutschlands einer zunehmenden Selbstkri-

tik und lassen die Aussage zu: „Die Weltgemeinschaft und auch Deutschland hinken der Um-

setzung der Agenda 2030 hinterher.“57 Dies deutet eine Revision des anfangs stark präsenten 

Vorreiterinnenselbstbildes an.  

Bei der Überprüfung der Hypothese Deutschland als Entwicklungsland stellt sich heraus, 

dass Bundesminister Müller – auf dessen bekannt gewordenen Aussagen in Zeitungsinterviews 

diese Hypothese basierte – der einzige Akteur innerhalb der Bundesregierung ist, der Aussagen 

dieser Art generiert: „Natürlich sind auch wir Entwicklungsland, ganz klar.“58 Das BMZ bzw. 

die Bundesregierung als Institution tätigen keine Aussagen, die Deutschland als unterentwi-

ckeltes Selbst darstellen. Doch auch bei den Aussagen Müllers ist in Frage zu stellen, ob 

Deutschland wirklich als neues Objekt im Entwicklungsdiskurs hervorgebracht wird, oder das 

Motiv Deutschland als Entwicklungsland eher die Funktion einer Wortmarke hat, die nicht mit 

Leben gefüllt wird. Müller stellt in einer Rede die Frage „Wo sind wir Entwicklungsland?“ und 

 
53 Gerd Müller, „Schluss mit unserem Kolonialismus!“ Wirtschaftswoche, Januar 2018. 
54  Vgl. Gerd Müller, „Entwicklungspolitik als Zukunfts- und Friedenspolitik,“ (Deutscher Bundestag, 
26.04.2017). 
55 BMZ. Unsere Welt 2030. (Bonn/Berlin: BMZ, 2017), 11; Gerd Müller, „Rede von Bundesminister Dr. Gerd 

Müller auf der BMUB-Konferenz ‚Wohin steuern wir die Erde? – Neue Ziele für eine nachhaltigere Entwick-
lung weltweit‘,“ (Berlin, 05.05.2015). 

56 Müller, Rede beim HLPF. 
57 BMZ, Entwicklungspolitik ist Zukunftspolitik (Bonn/Berlin: BMZ, 2018), 2.  
58 Gerd Müller, Die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie und global nachhaltige Entwicklung (Berlin, Mai 2016). 
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antwortet selbst: „Dazu könnte ich alleine einen eigenen Vortrag halten.“59 Interessant ist, dass 

er einen solchen Vortrag nie nachgeliefert zu haben scheint. Im Rest der besagten Rede lässt 

sich lediglich eine knappe Aufzählung der Handelsfelder Klimaschutz, Wirtschafts- Agrar-, 

Handels-, und Steuerpolitik finden, zusammen mit der Aufforderung: „Das Handeln fängt zu 

Hause an“, ohne jedoch weitere Details zu nennen. Aussagen zum konkreten Ausmaß deutscher 

Entwicklungsdefizite und der zu ihrer Behebung notwendiger Interventionsnotwendigkeiten 

scheinen im Diskurs noch keinen Raum zu haben. Sofern im Diskurs Aussagen zum Auftrag 

der Agenda 2030 an die deutsche Innenpolitik getätigt werden, beziehen diese sich auf entwick-

lungspolitische Bewusstseinsbildung im Inland60 – also auf die Aufklärung über die Entwick-

lungsdefizite der Entwicklungsländer, nicht über etwaige Entwicklungsdefizite in Deutschland 

selbst.  

Aussagen über Deutschland als Entwicklungsland sind also in der Regel substanzlos und 

werden zudem meist direkt gefolgt von einer kontrastierenden „aber“-Aussage; in der entweder 

thematisiert wird, dass Deutschland auch immer noch Vorreiterin sei, oder dass der wahre 

Handlungsdruck immer noch beim unterentwickelten Anderen liegt: „Wir sind Entwicklungs-

land. Aber wir sind auch Exzellenzregion“61 „Wir müssen die Energiewende vorantreiben […] 

Aber wir dürfen die Diskussion nicht auf Deutschland verengen! Denn entscheiden wird sich 

die Zukunft in den Entwicklungs- und Schwellenländern.“62 Die Handlungsverantwortung von 

Deutschland als Entwicklungsland wirkt dabei wie ein vorangestelltes feststehendes Motiv, das 

diskursiv nicht weiter ausgeführt wird und fast als Grundlage der Forderung nach Handlung in 

den Entwicklungs- und Schwellenländern dienen soll. Der transformative Charakter der Agenda 

2030 zeigt sich also zumindest nicht in dem Punkt, dass sich Deutschland nun als Entwicklungs-

land verstehen würde. 

 

2.2.1 Nachhaltigkeitsdiskurs 

Die Diskursanalyse hat ergeben, dass sich eine unerwartet hohe Anzahl an Aussagen findet, die 

die Agenda 2030 nicht etwa in das Politikfeld Entwicklung, sondern in das Politikfeld Nach-

haltigkeit einordnen. Dies zeigt sich bereits im Titel des Werkes, dass die Umsetzung der 

Agenda 2030 in Deutschland maßgeblich leiten soll: die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie. Die 

 
59 Ebd. 
60 BMZ, Entwicklungspolitik als Zukunfts- und Friedenspolitik (Bonn/Berlin: BMZ 2017), 35; BMZ, Entwick-

lungspolitik ist Zukunftspolitik (Bonn/Berlin: BMZ, 2018), 28.  
61 Müller, Die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie und global nachhaltige Entwicklung.  
62 Müller, Rede beim HLPF.  
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Umsetzungsstrategien anderer Länder zur Agenda 2030 sind anders tituliert – nicht als Nach-

haltigkeitsstrategie, sondern als Entwicklungsstrategie, wie etwa der National Development 

Plan der südafrikanischen Regierung.63 Mit Nachhaltigkeit im Namen scheint auch der Schwer-

punkt der diskursiven Behandlung der Agenda 2030 in Deutschland eher in einem Nachhaltig-

keitsdiskurs zu liegen.  

Den Nachhaltigkeitsdiskurs im foucaultschen Sinne wurde als Diskurs des „Sustainable De-

velopment“ beschrieben,64 das dazugehörige Dispositiv als „Dispositiv der zukunftsfähigen 

Entwicklung“65. Das Dispositiv formierte sich laut Siegfried Timpf Anfang der 1960er-Jahre 

als Antwort auf den Notstand der „Grenzen des Wachstums“. Wichtige diskursive Ereignisse 

waren Rachel Carsons populärwissenschaftliches Buch „Silent Spring“ 1962, die erste interna-

tionale Umweltkonferenz 1972 in Stockholm, und der Brundtland-Bericht über nachhaltige 

Entwicklung 1987. Zentrale Idee im Diskurs der zukunftsfähigen Entwicklung sei die Erkennt-

nis, dass die Zukunft als solche bedroht sei und deshalb eine Selbstbegrenzung der menschli-

chen Aktivitäten notwendig werde.66  

Im folgenden Zitat der Bundesregierung wird auf den Diskurs der zukunftsfähigen Entwick-

lung referiert: „Mit der erfolgreichen Umsetzung der Agenda 2030 wird dem Gemeinwohlauf-

trag von Politik entsprochen, dass auch zukünftige Generationen ein lebenswertes Leben auf 

der Erde und in Deutschland führen können“67. Die Bundesregierung legt hier den Schwerpunkt 

der Agenda 2030 also nicht auf intragenerationale Gerechtigkeit, sondern intergenerationale 

Gerechtigkeit – auf die Bedrohung der Zukunft (Nachhaltigkeitsdiskurs) statt auf die Überwin-

dung von Unterentwicklung (Entwicklungsdiskurs).  

In diesem Sinne werden im Dossier mehrfach und wiederholt Aussagen hervorgebracht, die 

die übergeordnete Relevanz der Nachhaltigkeit für alle Ressorts im Kontext der Agenda 2030 

betonen: „Politik hat ja einen Wunsch: Nachhaltigkeit.“68 „Deshalb muss alle Politik auf Nach-

haltigkeit zielen.“69 Nachhaltigkeit wird als grundlegendes Prinzip aller politischen Ressorts 

und Ebenen beschrieben.70 In den untersuchten Diskursfragmenten nimmt Nachhaltigkeit also 

die unerwartete Position als Nodal- bzw. Knotenpunkt ein. Es finden sich im Dossier sowohl 

 
63 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/6967, 29. 
64 Helga Eblinghaus & Armin Stickler, Nachhaltigkeit und Macht (Frankfurt: IKO, 1998). 
65 Siegfried Timpf, Das Dispositiv der zukunftsfähigen Entwicklung. (Hamburg: Hochschule für Wirtschaft und 

Politik, 2001). Timpf wählt den Begriff „zukunftsfähig“ als Übersetzung des englischen „sustainable“ – ob-
wohl es andere Übersetzungsoptionen gegeben hätte – weil der Begriff „zukunftsfähig“ eine stärkere Hand-
lungskomponente beinhaltet als das im Alltag weiter gebräuchliche „nachhaltig“ (ebd.: 111-116). 

66 Ebd., 97ff.  
67 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/6967, 5. 
68 Müller, Die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie und global nachhaltige Entwicklung. 
69 Gerd Müller, Die Zukunft der Entwicklungszusammenarbeit, Afrika und G20. (Berlin, 29.05.2017). 
70 BMZ, Entwicklungspolitik als Zukunfts- und Friedenspolitik, 4. 
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deskriptive sowie normative Aussagen zur Erreichung von Nachhaltigkeit – inklusive einer 

nachhaltigen Wirtschaftsweise, nachhaltigem Konsum, nachhaltiger Beschaffung und sogar 

nachhaltigem Tourismus. Somit nimmt Nachhaltigkeit viele Eigenschaften an, die zuvor dem 

Entwicklungsbegriff vorstanden. Etwa wird Nachhaltigkeit mit Fortschritt gleichgesetzt: „Wir 

haben also über das Prinzip der Nachhaltigkeit im Grunde ein Definitionsmerkmal, ein Kenn-

zeichen dafür, was Fortschritt in unserer Gesellschaft bedeutet.“71 Die Herausbildung einer 

Kultur der Nachhaltigkeit sei die „neue Modernitätspolitik“.72 In diesem Kontext taucht auch 

der Begriff „Nachhaltigkeitsdefizite“73 auf – es bleibe eine Aufgabe, diese in Potentialen zu 

betrachten und sie zur dominanten Kultur des Handelns zu machen. Auch Deutschland müsse 

an vielen Stellen neu denken, denn es sei stellenweise „noch weit von einem nachhaltigen Le-

ben, nachhaltigem Wirtschaften und einem nachhaltigen Umgang mit den natürlichen Ressour-

cen entfernt“74. Die Agenda 2030 scheint in Deutschland also mehr in Nachhaltigkeits- als in 

Entwicklungsbegriffen aufgefasst zu werden. Dabei vollführt sich, was Christoph Bals von Ger-

manwatch bereits in den 1990er Jahren prophezeite: „[D]ie gängigen Orientierungsmarken sind 

brüchig geworden. Das Zauberwort 'sustainability' soll sie ersetzen.“75  

3. Analyse der Praktiken 

Als zweites Analyseelement im Dispositiv folgen auf den Diskurs die sogenannten nicht-dis-

kursiven Praktiken, durch die Wissen transportiert wird, oder die von Wissen eingerahmt wer-

den. Nicht-diskursive Praktiken sind nicht-sprachliche Praktiken (also nicht Bestandteil einer 

geregelten, institutionalisierten Redeweise), die jedoch mit einer diskursiven Praxis in Verbin-

dung gebracht werden können, oder kürzer: „symbolisch aufgeladene Handlungsweisen oder 

Gesten innerhalb eines Diskurses“.76 Es gilt also, diejenigen Handlungsvollzüge zu untersu-

chen, die mit dem Entwicklungsdiskurs in Verbindung gebracht werden – die also aus ihm als 

Effekt hervorgehen bzw. ihn reproduzieren. Hierzu zählen all jene Praktiken, die Entwicklungs-

länder einer sich von entwickelten Ländern unterscheidenden interventionistischen Politik un-

terziehen, welche auf eine normativ bestimmte Veränderung abzielt – also die Praktiken der 

 
71 Angela Merkel in ebd., 18. 
72 Ebd. 
73 Ebd. 
74 Ebd., 11. 
75 In Germanwatch/GTZ, „Entwicklungspolitik für Deutschland“, 260. 
76 Bührmann & Schneider, „Mehr als nur diskursive Praxis?“, 115. 
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Entwicklungspolitik.77 Diese Praktiken sind zahlreich und fast kaum noch zu übersehen. Zent-

ral ist die Bereitstellung von internationalem Kapital und technischer Hilfe für eine Industriali-

sierung der von Armut betroffenen Länder.78 Zahllose Programme, Projektformen, Konferen-

zen, Forschungen, Fortbildungen und Beratungsdienste von staatlicher und nicht-staatlicher 

Seite ergänzen diese finanziellen und technischen Praktiken in einem Maß, dass an dieser Stelle 

nicht ausgeführt werden kann.  

 

3.1 Vorgehen 

Vor dem Hintergrund der Forschungsfrage und der Hypothese Deutschland als Entwicklungs-

land gilt es zu untersuchen, ob die Praktiken des Entwicklungsdispositivs nun auch auf 

Deutschland angewendet werden – ob also die aus der Agenda 2030 resultierenden Praktiken 

auch auf deutsche Innenpolitik ausgerichtet sind. Die nationale Umsetzung der Agenda 2030 in 

Deutschland wird innerhalb der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie verfolgt. 

Wichtig für die Analyse zu beachten ist, dass auch nicht-diskursives Wissen oft in Texten re-

sultiert und somit auch nicht-diskursive Praktiken in der Regel in textlicher Form vorliegen79 

ansonsten müssten sie durch Beobachtung und Feldforschung beschrieben werden. Deshalb 

wurden die in Textform vorliegende Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie sowie begleitende Do-

kumente (Peer-Review und Indikatorenbericht zur Nachhaltigkeitsstrategie) zur Untersuchung 

der nationalen Umsetzung analysiert.  

3.2 Ergebnisse 

Interessant bei der Analyse der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die als „Aktionsplan“ zur 

Umsetzung der Agenda 2030 in Deutschland gilt,80 ist bereits ihre Genese. So wurde ein Um-

setzungsvehikel für die Agenda 2030 nicht neu geschaffen, sondern auf eine bestehende Stra-

tegie aufgebaut: Es handelt sich um eine wesentlich überarbeitete Version der seit 2002 beste-

henden Nachhaltigkeitsstrategie „Perspektiven für Deutschland“, die zur Erfüllung der Agenda 

 
77 Vgl. Klaus Bodemer, „Programmentwicklung in der Entwicklungspolitik der Bundesrepublik Deutschland,“ 

in: Dritte Welt-Forschung, Hg. Franz Nuscheler (Opladen: Westdeutscher Verlag, 1985), 278. 
78 Manfred Glagow, „Wider das ökonomische Mißverständnis - zur Funktion von Entwicklungspolitik,“ in 

Deutsche Entwicklungspolitik, (Saarbrücken: Breitenbach, 1983), 31. 
79 Siegfried Jäger, “Discourse and knowledge,” in Methods of critical discourse analysis, Hg. Ruth Wodak, 

London: Sage, 2001), 58. 
80 Jens Martens, „Zielkonflikte und Widersprüche bei der Umsetzung der SDGs,“ in Entwicklungspolitik in Zei-

ten der SDGs, Hg. Tobias Debiel (Duisburg: IEF, 2018), 119. 
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21 erarbeitet worden war.81 Es wurde also eine Strategie aus dem Bereich der Nachhaltigkeit, 

nicht etwa aus dem Bereich der Entwicklungspolitik genutzt. Eine solche hätte durchaus exis-

tiert – die sogenannte Zukunftscharta des BMZ wurde Anfang 2015, noch vor der heißen Ver-

handlungsphase der Agenda 2030, als Ergebnis eines großangelegten zivilgesellschaftliche 

Konsultationsprozesses, veröffentlicht.82 Es lässt sich also deuten, dass die Bundesregierung 

kein Interesse daran hatte, die Agenda 2030 in Deutschland innerhalb des Entwicklungsdispo-

sitivs umzusetzen und sich stattdessen für das Nachhaltigkeitsdispositiv entschieden wurde. 

Für die nationale Erreichung der Ziele wurde in der Nachhaltigkeitsstrategie ein sogenanntes 

Nachhaltigkeitsmanagementkonzept festgelegt, das Indikatoren, Ziele sowie ein Monitoring-

verfahren zu deren Überprüfung beinhaltet. Das Statistische Bundesamt übermittelt zum Mo-

nitoring Daten aus der amtlichen Statistik, die „soweit möglich“ mit den auf internationaler 

Ebene von einer Expertinnengruppe festgelegten globalen Indikatoren übereinstimmen.83 Al-

lerdings werden hierbei bewusst nicht alle Unterziele der Agenda 2030 auf Deutschland bezo-

gen, da einige Ziele im deutschen Kontext nicht relevant seien.84 

Dies bringt uns zur Beurteilung der Hypothese Deutschland als Entwicklungsland: Gibt es 

Praktiken, die Deutschland zum Interventionsziel entwicklungsfördernder Maßnahmen ma-

chen? Die Analyse der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie hat gezeigt, dass Deutschland gar 

nicht alle Entwicklungsziele aus der Agenda 2030 als für sich relevant betrachtet. Für einige 

Ziele sieht sie gar keinen innenpolitischen Handlungsbedarf (etwa für Unterziel 1.4 – gleichbe-

rechtigter Zugang zu Vermögensformen) oder hat noch keine Grundlagen für eine innenpoliti-

sche Umsetzung geschaffen (etwa für Unterziel 1.2 – Halbierung von Armut – wofür die Bun-

desregierung noch keine nationale Definition zur Umsetzung festgelegt hat).85 Diese Praxis ist 

in Einklang mit dem in der Diskursanalyse identifizierten Selbstbild Deutschlands als reiches 

Industrieland, in dem keine Entwicklungsdefizite bestünden und das demnach bestimmte Ent-

wicklungsziele nicht zu verfolgen brauche. Hier zeigen sich die Grenzen der Universalität der 

Agenda 2030 auf: Teile der Agenda werden auf Deutschland nicht angewandt. Die Umsetzung 

der Agenda 2030 wird also schwerpunktmäßig als ein im Ausland stattfindendes Unterfangen 

beschrieben. Gefragt etwa nach der innerdeutschen Umsetzung von SDG 12 äußert sich die 

 
81 Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2016, 25f. Neben der Neuauflage 2016 wurde in der Dis-

positivanalyse auch die Aktualisierung von 2018 berücksichtigt.  
82 BMZ, Zukunftscharta. (Bonn/Berlin: BMZ, 2015). 
83 Bundesregierung. Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie. Aktualisierung 2018. (Berlin, 2018), 10f.  
84 Bundesregierung. Bericht der Bundesregierung zum High-Level Political Forum on Sustainable Development 

2016. (Berlin, 2016), 12f. 
85 Deutscher Bundestag, „Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage ‚Umsetzung des UN-Nachhaltig-

keitsziels 1 – Armut in allen Formen und überall beenden – auch in Deutschland‘,“ Drucksache 18/8981 
(Berlin, 29.06.2016), 2f. 
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Bundesregierung von sich aus zur außenpolitischen Umsetzung im Rahmen der Entwicklungs-

politik86. Auf eine andere Frage zu Umsetzungskosten der Agenda 2030 beziffert die Bundes-

regierung lediglich Schätzungen zur Umsetzung in den Entwicklungsländern, nicht aber in 

Deutschland. 87  Damit deflektiert die Bundesregierung eine intensivere Betrachtung von 

Deutschland als Entwicklungsland.  

4. Analyse der Institutionen  

Als drittes Analyseelement des Dispositivs bleiben die Materialisierungen, die Wissen in Ver-

gegenständlichungen zu Stande kommen lassen. Jäger schlägt hierbei die Anschauung von Ge-

bäuden vor.88 Dies scheint im Kontext des Entwicklungsdispositivs wenig relevant und zielfüh-

rend. Stattdessen bediene ich mich in diesem Fall Foucaults wie auch Jägers nachdringlicher 

Aufforderung zur Veränderung am Werkzeugkasten und halte als Vergegenständlichungen des 

Dispositivs die entwicklungspolitischen Institutionen her. Gemeint ist hier der enge Institutio-

nenbegriff – nicht der soziologisch weitgefasste, der auch habitualisierte Handlungen, also 

Praktiken miteinschließt. Die Institutionen des Entwicklungdispositivs umfassen (inter-)natio-

nale Organisationen wie Ministerien, Institute, Stiftungen, Universitäten und Forschungszen-

tren, Banken, Staatsunternehmen, die Vereinten Nationen und Nichtregierungsorganisatio-

nen.89 In Deutschland gibt es seit 1961 ein eigenes Entwicklungsministerium, das Bundesmi-

nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) – seit 1993 mit dem Namenszusatz „und 

Entwicklung“.90 Jedoch sind neben dem BMZ auch 14 weitere Bundesressorts sowie die Bun-

desländer mit Aufgaben der Entwicklungszusammenarbeit betraut.91 Das BMZ hat weiterhin 

zwar keinen behördlichen Unterbau, jedoch eine Reihe quasi-staatlicher „verselbstständigte 

Verwaltungseinheiten“ (Glagow et al., 1983) die verschiedene Aufgaben im Auftrag des BMZ 

ausführen.92  

 

 

 
86 Siehe Deutscher Bundestag, „Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage ‚Umsetzung des 

Sustainable Development Goal 12 – Nachhaltiger Konsum, Unternehmensverantwortung in der Lieferkette 
und Verbraucheraspekte‘,“ Drucksache 18/9367 (Berlin, 09.08.2016). 

87 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/6967, 10.  
88 Jäger, “Discourse and knowledge,” 56ff.  
89 Vgl. Escobar, “Power and visibility,” 431. 
90 Ziai, Globale Strukturpolitik?, 266. 
91 Michael Bohnet, Geschichte der deutschen Entwicklungspolitik (München: UVK Verlag, 2019), 261.  
92 Manfred Glagow et al., „‘verselbstständigte Verwaltungseinheiten‘ in der deutschen Entwicklungspolitik,“ in 

Deutsche Entwicklungspolitik, Hg. Manfred Glagow (Saarbrücken: Breitenbach, 1983). 
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4.1 Vorgehen 

Zu beobachten gilt gemäß der Hypothese, ob sich entwicklungspolitische Institutionen um die 

Beschäftigung mit Deutschland bzw. deutscher Innenpolitik erweitern. Dabei gilt grundsätzlich 

zu beachten:  

„Es reicht nicht, zu erkennen, dass sich von Dispositiven getragene Praktiken instituti-

onalisieren – es muss vielmehr das Verhältnis untersucht werden, in dem solche Insti-

tutionalisierungsprozesse mit den strategischen Interessen, also den sich in den Ratio-

nalitäten des Regierens findenden Zielsetzungen stehen.“ 93  

Hierfür wurden allgemeine Informationen über die institutionelle Antwort der Bundesregierung 

auf die nationale Umsetzung der Agenda 2030 aus der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und 

begleitenden Dokumenten entnommen. Zu institutionellen Veränderungen speziell der ent-

wicklungspolitischen Institutionen wurden Organigramme des BMZ vor bzw. nach der Einfüh-

rung der Agenda 2030 verglichen. Sich daraus ergebende weitere Informationsdesiderate wur-

den durch eine schriftliche Anfrage an die Bürgerkommunikation des BMZ eingeholt. Eine 

Analyse der Vorfeldorganisationen des BMZ (GIZ, KfW, DEval, Engagement Global etc.) 

wäre wünschenswert gewesen, jedoch im Rahmen dieser Abhandlung ob der Anzahl und Größe 

der Institutionen für zu umfangreich erachtet. Gleichzeitig wäre der zusätzliche Informations-

gewinn einer solchen Analyse fraglich, da sich die Vorfeldorganisationen in ihren Strukturen 

häufig den Referaten des BMZ spiegeln. 

4.2 Ergebnisse 

Im BMZ wurde im Jahr 2014 eine neue Abteilung mit dem Namen „Globale Zukunftsaufgaben“ 

eingerichtet.94 In dieser Abteilung wurde im Jahr 2016 ein Referat angelegt, das „Agenda 2030 

für nachhaltige Entwicklung“ im Namen trägt und die Beiträge des BMZ zur Umsetzung der 

Agenda 2030 koordiniert. Auch der „Beauftragte für nachhaltige Entwicklungsziele“ – die Res-

sortkoordination wie sie gemäß Deutscher Nachhaltigkeitsstrategie in allen Ministerien einge-

richtet wurde – wurde in diese Abteilung auf Unterabteilungsleitungsebene angesiedelt und so 

in die bestehende Struktur integriert. Interessant ist, dass das BMZ die Aufgabe dieser Beauf-

tragten darin sieht, ein verstärktes Augenmerk auf „Nachhaltigkeitsaspekte“ zu legen95 – selbst 

 
93 Jan Pospisil, „Der Dispositivcharakter von Entwicklung,“ in: Die Entwicklung von Sicherheit (Bielefeld: 

transcript Verlag, 2009), 85. 
94 BMZ, Bürgerkommunikation. 
95 Ebd. 
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im BMZ wird also die Agenda 2030 eher als Nachhaltigkeitsagenda statt als Entwicklungsa-

genda verstanden. Dies legt insgesamt nahe, dass die Zukunftscharta eine größere institutionelle 

Auswirkung im BMZ nach sich zog, als die Agenda 2030. So kurz nach der Einrichtung einer 

neuen „Zukunfts“-Abteilung und wenige Jahre nach der „wichtigste[n] Strukturreform in der 

Geschichte der deutschen Entwicklungspolitik“96 durch die Schaffung der GIZ war vermutlich 

keine institutionelle Energie freizulegen für weitreichende institutionelle Umstrukturierung als 

Antwort auf die Agenda 2030. 

Über das BMZ hinausgehend liegt die Umsetzungsverantwortung für die Agenda 2030 im 

Inland verteilt auf alle Bundesressorts, die zudem auch die Arbeit der Länder und Kommunen 

koordinieren. Eine Aufschlüsselung der Mittelaufwendungen der einzelnen Ressorts zum Zwe-

cke der Umsetzung der Agenda 2030 findet jedoch nicht statt. Vielmehr versteht die Bundesre-

gierung – wie im Koalitionsvertrag der 19. Legislaturperiode geäußert – die Agenda 2030 als 

einen Maßstab ihres gesamten Regierungshandelns.97 Die Federführung für die Gesamtkoordi-

nation der Nachhaltigkeitsstrategie liegt im Bundeskanzleramt beim Staatssekretärsausschuss 

für nachhaltige Entwicklung98 – deshalb ist Nachhaltige Entwicklung betont „‘Chefinnen‘-sa-

che“.99  

Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland existieren seit 2001 und sind seit dem 

kontinuierlich ausdifferenziert worden.100 So etwa wurden zur inländischen Umsetzung der 

Agenda 2030 eine Reihe neuer Gremien geschaffen, bzw. miteinander in Beziehung gesetzt, 

die im sogenannten Nachhaltigkeitsmanagementkonzept festgehalten sind. Neben dem bereits 

erwähnten Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung zählt hierzu etwa der bereits 

seit 2004 existierende parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung. Dieser prüft die 

Nachhaltigkeitsfolgenabschätzung von Gesetzen und Verordnungen.101 Eine wichtige Rolle 

nimmt auch der Rat für nachhaltige Entwicklung ein, ein Gremium auf persönliche Benennung 

der Bundeskanzlerin, das als Beraterin für die Bundesregierung und als zivilgesellschaftliche 

Dialogakteurin zu Nachhaltigkeitsthemen fungiert.102 Zusätzlich gibt es einen interministeriel-

len Arbeitskreis zu Nachhaltigkeitsindikatoren, ein jährliches Dialogformat mit der Zivilgesell-

schaft – Forum Nachhaltigkeit – sowie die 2017 neu eingerichtete Wissenschaftsplattform 

 
96 o.A., „Niebel vereint Hilfsorganisationen,“ Süddeutsche Zeitung, 16.12.2010.  
97 Deutscher Bundestag, Drucksache 19/6967, 5. 
98 Ebd., 10.  
99 Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2016, 13. 
100 Rat für Nachhaltige Entwicklung, Deutsche Nachhaltigkeits-Architektur und SDGs (Berlin, 26.05.2015), 10. 
101 Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2016, 14. 
102 Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2018, 26. 
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Nachhaltigkeit 2030. Es zeigt sich also mit dem Nachhaltigkeitsmanagementkonzept ein kom-

plexes Institutionennetzwerk, das für die inländische Umsetzung der Agenda 2030 ausgebaut 

wurde. Allerdings ist es kein Institutionennetzwerk des Entwicklungs-, sondern des Nachhal-

tigkeitsdispositivs.  

Gestützt vom bereits beschriebenen Nachhaltigkeitsdiskurs ergibt sich mit dem Nachhaltig-

keitsmanagementsystem ein Netzwerk aus „Verfahren, Gremien und Instrumente[n, die] ge-

währleisten [sollen], dass das Leitprinzip der nachhaltigen Entwicklung in der Regierungsarbeit 

zur Anwendung kommt“103 und das hier als Nachhaltigkeitsdispositiv verstanden wird. 

5. Konklusion 

In diesem Beitrag wurde die Entwicklungspolitik Deutschlands als Dispositiv betrachtet. Damit 

wurde zum einen ein methodologischer, zum anderen ein epistemologischer Mehrwert inten-

diert.  

Auf methodologischer Ebene sollte hiermit die Dispositivanalyse als poststrukturalistisches 

Analysewerkzeug gestärkt werden. Das Dispositiv – in seiner Rezeption dem Diskurs weit hin-

terherhinkend – erweitert doch das Diskurskonzept um jene Elemente, die ihm stets als fehlend 

angehaftet wurden. Jedoch ist die Dispositivanalyse wenig vermethodisiert und es wurden bis-

lang kaum Dispositivanalysen in der Politikwissenschaft vorgenommen. Mit diesem Beitrag 

lege ich einen Vorschlag vor, wie Politikfelder als Dispositiv in einem Dreischritt aus Diskurs-

Praktiken-Institutionen analysiert werden können.  

Auf epistemologischer Ebene soll diese Analyse einen Beitrag dazu leisten, Veränderungen 

in Politikfeldern vor dem Hintergrund von Formationsregeln zu verstehen und somit Verände-

rungsprozesse besser konzeptualisieren zu können.  

Das Entwicklungdispositiv als neue Denk- und Handlungsdomäne um den Nodalpunkt Un-

terentwicklung herum konstituierte sich als strategische Antwort auf die gesellschaftliche Not-

situation nach 1945, als die globalen Nord-Süd-Beziehungen neu formiert werden mussten. In-

nerhalb dieses Dispositivs können Aussagen, sowie die sich daraus materialisierenden Prakti-

ken und Institutionen, nur auf Basis bestimmter Formationsregeln hervorgebracht werden. Ob 

das so entstehende Dispositiv irgendwann auch wieder aufgelöst oder gebrochen werden 

könnte, war Erkenntnisinteresse der diesem Beitrag zu Grunde liegenden Fragestellung. Konk-

ret wurde untersucht, ob durch den Universalitätsanspruch der Agenda 2030 Deutschland nun 

auch als Entwicklungsland denkbar und praktizierbar sei. Hierzu wurde eine Analyse des Ent-

wicklungsdiskurses und der damit verbundenen Praktiken und Institutionen seit Einführung der 

 
103 Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2016, 6. 
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Agenda 2030 in Deutschland durchgeführt. Diese Analysen – zusammen die Dispositivanalyse 

ergebend – konnten die Hypothese nicht bestätigen:  

Deutschland als Entwicklungsland wird zwar als Wortmarke von Entwicklungsminister 

Müller genutzt, jedoch lässt der Entwicklungsdiskurs keine systematischen Aussagen zu 

Deutschland als unterentwickelt oder defizitär zu. Deutschland wird als vorreitendes Industrie-

land verstanden, das anderen Ländern bei ihrer Entwicklung hilft. Praktiken der Entwicklungs-

politik werden nicht auf Deutschland angewandt und die institutionelle Auswirkung der Agenda 

2030 auf das BMZ fiel klein aus, vor allem im Vergleich zu vorherigen institutionellen Verän-

derungen. 

Es lässt sich also im Rahmen der Hypothese kein Bruch im Dualismus des Entwicklungs-

dispositivs feststellen. Stattdessen zeigt sich, dass durch die Agenda 2030 ein anderes Disposi-

tiv bespielt wird. Nicht im Entwicklungs-, sondern im Nachhaltigkeits-dispositiv wird die in-

ländische Umsetzung der Agenda konzeptualisiert. Das Umsetzungsdokument der Agenda 

2030 für Deutschland heißt „Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie“. Darin ist ein Nachhaltigkeits-

managementkonzept festgeschrieben, welches Gremien der Nachhaltigkeit schafft bzw. aus-

baut. Das Dispositiv der Nachhaltigkeit formiert sich um den Knotenpunkt der Zukunftsfähig-

keit. Allerdings gibt es bislang keine Studie, die die dem Nachhaltigkeitsdiskurs unterliegenden 

Formationsregeln vollständig analysiert, oder die mit der Agenda 2030 Einzug haltenden Ver-

änderungen systematisch in Diskurs, Praktiken und Institutionen untersucht. Eine solche Studie 

könnte den hier vorliegenden Beitrag komplementieren und so ein ganzheitlicheres Verständnis 

der Veränderungen durch die Agenda 2030 in Deutschland zeugen.  

Neben diesem Forschungsdesiderat zeigt die vorgenommene Dispositivanalyse deutlich: 

Das deutsche Entwicklungsdispositiv hat zunächst auch die Einführung der Agenda 2030 über-

standen und der dualistische Entwicklungsdiskurs bleibt intakt. Der Anspruch der Agenda 

2030, dass Entwicklungsziele nun universell, also für alle Länder – auch Deutschland – gelten, 

wird in Deutschland vor allem innerhalb eines Nachhaltigkeitsdispositivs umgesetzt. Das Ent-

wicklungsdispositiv bleibt so vom Universalitätsanspruch unberührt. Jedoch bleibt abzuwarten, 

wie lange dies noch so bleiben wird. Die vorgelegte Dispositivanalyse hat bereits gezeigt, dass 

in den Jahren 2018 und 2019 mehr Aussagen zum Handlungsdruck auf Deutschland getätigt 

wurden als in den Jahren zuvor. Falls sich dieser Trend verstetigt, und das Bild von Deutschland 

als entwickeltes Land mehr und mehr ins Wanken gerät, könnte das die Formationsregeln des 

Entwicklungsdispositivs vielleicht doch noch bis zum Auslaufen der Agenda 2030 aushöhlen. 
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Negotiating Difference in IR – Deliberative Conceptions of Global Justice from a Post-
colonial Perspective 

Lea Augenstein 

 

1. Introduction: The Question of Difference1 

„The subaltern cannot speak.“2 

Gayatri Spivak’s famous claim is striking and unsettling in many respects as it points to funda-

mental questions of global justice. This straightforward statement implies that there are people 

in the global community who are either not allowed or not able – or both – to express their 

needs, desires, and ideas. Moreover, Spivak’s observation makes us aware that having the for-

mal right to speak may not be enough. Denying persons due regard and a fair hearing can be as 

unjust as denying them rights3. People are excluded on a daily basis through historically evolved 

– discursive and material – power and knowledge structures. The colonial patterns of relation-

ships continue to have an effect on today’s world, its social and political orders but also its 

theories and conceptualisations of the world and a “good” life4. Thus, it is a question of justice 

to take the perspective of the oppressed, give them a voice and make them heard, always rec-

ognising their difference and particularity. This raises the question of how to deal with differ-

ence – different persons embedded within various positionalities and with potentially opposing 

views – in international politics.  

The discipline of International Relations (IR) has traditionally suffered from a failure to deal 

with cultural differences and a relative incapacity to explore, confront and acknowledge differ-

ences5. As if Spivak actually was heard, though, there has been a significant turnaround in the 

philosophical literature on social justice and the politics of difference. In the last 30 years a 

strand of political philosophy has been emerging, which conceptualises justice as a form of 

 
1 A longer version of this paper was published as a GLOBUS Report 3 (ARENA Report 1/19), https://www.glo-
bus.uio.no/publications/reports/2019/globus-report-1-19.html; 29.03.2021. 
2 Gayatri C. Spivak, “Can the Subaltern Speak?,” in Marxism and the Interpretation of Culture, ed. Cary Nelson 
and Lawrence Grossberg (Basingstoke: Macmillan Education LTD, 1988), 308. 
3 Erik O. Eriksen, “Three Conceptions of Global Political Justice,” SSRN Electronic Journal, 2016, 19; GLOBUS 
Research Papers 1/2016. 
4 Cf. Aram Ziai, “Postkoloniale Studien Und Politikwissenschaft: Komplementäre Defizite, Stand Der Forschung 
Und Perspektiven,” Politische Vierteljahresschrift 53, no. 2 (2012): 293. 
5 Naeem Inayatullah and David L. Blaney, International Relations and the Problem of Difference (New York: 
Routledge, 2003), 2. 
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mutual recognition6. Turning away from the ideals of universally agreeable principles (as pro-

moted by cosmopolitan ideas), these authors claim that what justice means is always contested7 

and therefore must be discussed by the people who are affected by a decision. Since moral 

obligations are founded upon relationships between people, they require reciprocal justification 

in and through deliberation and political interaction8. One of the most important philosophical 

backgrounds of these very specific approaches of justice as mutual recognition is the discourse 

theory of Jürgen Habermas highlighting that differences are to be negotiated in a dialogical 

space in which argumentation free from domination is possible and the voices of the “other” 

matter in their specific contexts9.  

However, this is not the end of the story. Against Habermas’ discourse ethics I argue from a 

postcolonial perspective that conceptions of justice as mutual recognition are still stuck within 

a more fundamental structure of domination: the structures of Western institutionalised 

knowledge production10. In a way there is a form of overarching cultural power at work, which 

still operates towards the silencing and subordination of specific subjects even in an “ideal” 

discursive context. Since discourse ethics embraces a need for consensus I argue that, due to 

the operating power structures, the consent that will be reached will always be a “Western” 

consent11. Since consensus as an ideal absorbs various viewpoints through the need for Western 

uniformity12, I argue that accepting disagreement and letting the other resist my argumentation 

– however “rational” it may be – is probably the most pure form of recognising the subaltern. 

Nevertheless, this kind of unconditioned openness towards the voices and identities of others is 

problematic itself. It raises questions such as: Who should participate in a deliberation? Should 

 
6 Charles Taylor, “The Politics of Recognition,” in Multiculturalism: Examining the Politics of Recognition, ed. 
Amy Gutmann (Princeton, NJ: Princeton University Press, 1994); Nancy Fraser and Axel Honneth, eds., Redistri-
bution or Recognition? A Political-Philosophical Exchange (London and New York: Verso, 2003); Nancy Fraser, 
“Rethinking the Public Sphere: A Contribution to the Critique of Actually Existing Democracy,” Social Text 25/26 
(1990); Young, Justice and the Politics of Difference; James Tully, “Struggles over Recognition and Distribution,” 
Constellations 7, no. 4 (2000); Eriksen, “Three Conceptions of Global Political Justice”; Simon Thompson, The 
Political Theory of Recognition: A Critical Introduction (Cambridge: Polity Press, 2006). 
7 Helene Sjursen, “Global Justice and Foreign Policy: The Case of the European Union,” SSRN Electronic Journal, 
2017; GLOBUS Research Papers 2/2017. 
8 Eriksen, “Three Conceptions of Global Political Justice,” 18–20. 
9 Cf. Eriksen, “Three Conceptions of Global Political Justice,” 18–20; Jürgen Habermas, Theorie Des Kommuni-
kativen Handelns: Zur Kritik Der Funktionalistischen Vernunft, 1st ed., 2 vols. 1 (Frankfurt am Main: Suhrkamp, 
1981); Jürgen Habermas, Theorie Des Kommunikativen Handelns: Handlungsrationalität Und Gesellschaftliche 
Rationalisierung, 1st ed., 2 vols. 1 (Frankfurt am Main: Suhrkamp, 1981); Jürgen Habermas, Erläuterungen Zur 
Diskursethik (Frankfurt am Main: Suhrkamp, 1991). 
10 Cf. Raka Shome and Radha S. Hegde, “Postcolonial Approaches to Communication: Charting the Terrain, 
Engaging the Intersections,” Communication Theory 12, no. 3 (2002): 251–52.  
11 Shome and Hegde, “Postcolonial Approaches to Communication: Charting the Terrain, Engaging the Intersec-
tions,” 266. 
12 Michael O. Eze, “What Is African Communitarianism? Against Consensus as a Regulative Ideal,” South Afri-
can Journal of Philosophy 27, no. 4 (2008): 386. 
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every voice have an equal standing?13. Or don’t we need certain limits, rules or even forms of 

domination within discourse in order to not give up our moral standards – which are after all 

the essence of any question of justice – for the sake of recognising and tolerating all possible 

others? Overall, this paper asks: Can a postcolonial turn save conceptions of justice as mutual 

recognition? 

In this paper I will first introduce Eurocentrism as one of the central approaches of postcolonial 

theory and argue that it is appropriate to unsettle theories of justice as mutual recognition and 

their philosophical foundations (2.). In the following section I will apply this perspective to the 

deliberative discourse theoretical approach of Jürgen Habermas exposing the limitations of the 

“Western” conceptualisations of community and deliberation on which it is based (3.). I will 

further argue that a postcolonial understanding of interdependence and subject formation can 

remedy the shortcomings of traditional conceptualisations of recognition. Finally, I will deal 

with the central question how to recognise the difference of others without dominating and 

homogenising them anew through the power effects of our own Western knowledge back-

grounds (4). I will conclude that there might be no solution after all besides enduring differences 

and encountering the other in the most humane way possible while acknowledging that this 

approach must necessarily remain incomplete (5). 

 

2. Bringing Eurocentrism In – Revisiting Power and Knowledge in Postcolonial Theory 

I argue that a postcolonial perspective offers the most appropriate tools to adjust the main short-

comings of contemporary theories of justice as mutual recognition. The term “tools” is appro-

priate here, since Postcolonialism does not immediately provide a consistent and unified theo-

retical approach shaped by one specific philosophical tradition14. Rather, the “postcolonial” 

must be understood as both, a cultural phenomenon, which one can study, and an intellectual 

and political project aimed at redoing and rewriting historically evolved knowledge structures15. 

 
13 Cf. Nick Rengger and Mark Hoffman, “Modernity, Postmodernism and International Relations,” in Postmod-
ernism and the Social Sciences, ed. Joe Doherty, Elspeth Graham and Mo Malek (New York: Palgrave Macmillan, 
1992), 141. 
14 Robert J. C. Young, “Postcolonial Remains,” New Literary History 43, no. 1 (2012): 20. 
15 Shome and Hegde, “Postcolonial Approaches to Communication: Charting the Terrain, Engaging the Intersec-
tions,” 249–50. 
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However, instead of a theory of knowledge, postcolonial studies is mainly a “theoretical prac-

tice” with the aim to transform knowledge16. Knowledge shall become a force in itself, an ac-

tivist intervention17.  

One of the most prevalent strands of postcolonial theory in IR is the critique of naturalised 

accounts of Europe, which typically exclude the views and conceptions of non-European oth-

ers18. Starting point of these critiques is the observation that Eurocentrism survived European 

colonialism19. What is challenged is the assumption that all “modern” and therefore “valuable” 

political developments have originated from Europe, which obscures political agency and 

claims for rights that came from elsewhere20. These constructions have consequences for Eu-

rope’s interactions with others. In this vein Edward Said ones famously stated that the West 

was able to define itself through constructing the Orient as its contrasting idea, personality and 

experience21. Said’s Orientalism is a mindset that takes the distinction between “the Orient” 

and “the Occident” – East and West – for granted22.  

The described power structures can first and foremost be found in the social sciences itself, 

since abstract scientific concepts render imperialism invisible23. Even the more critical theories 

of IR like constructivism, neo-gramscianism and poststructuralism are informed by this Euro-

centrism24. They reproduce Western values and the Western subject as the reference point of 

world politics and thus shut down alternative arenas of discussing concepts of world order25. 

Social sciences find themselves and their genealogy completely intertwined with the “European 

intellectual tradition”26. However, Dipesh Chakrabarty remarks that there is no easy way to 

 
16 Henry Schwarz, “Mission Impossible: Introducing Postcolonial Studies in the US Academy,” in A Companion 
to Postcolonial Studies, ed. Henry Schwarz and Sangeeta Ray (Malden: Blackwell, 2008), 4; Young, “Postcolonial 
Remains,” 20. 
17 Schwarz, “Mission Impossible: Introducing Postcolonial Studies in the US Academy,” 4. 
18 See for example Gurminder K. Bhambra, “Postcolonial Europe: Or, Understanding Europe in Times of the 
Postcolonial,” in The SAGE Handbook of European Studies, ed. Chris Rumford (Los Angeles, Calif.: SAGE, 
2009); Nora F. Onar and Kalypso Nicolaïdis, “The Decentring Agenda: Europe as a Post-Colonial Power,” Coop-
eration and Conflict 48, no. 2 (2013). 
19 Onar and Nicolaïdis, “The Decentring Agenda: Europe as a post-colonial power,” 284. 
20 Bhambra, “Postcolonial Europe: Or, Understanding Europe in Times of the Postcolonial,” 79. 
21 Edward W. Said, ed., Orientalism (New York: Pantheon Books, 1978). 
22 Edward W. Said, “Orientalism,” in The Post-Colonial Studies Reader, ed. Bill Ashcroft, Gareth Griffiths and 
Helen Tiffin (London: Routledge, Taylor & Francis Group, 2006), 88. 
23 Bhambra, “Postcolonial Europe: Or, Understanding Europe in Times of the Postcolonial,” 80. 
24 Franziska Müller, “Von Wissensproduktion, Weltordnung Und "Worldism": Postkoloniale Kritiken Und De-
koloniale Forschungsstrategien in Den Internationalen Beziehungen,” in Postkoloniale Politikwissenschaft: The-
oretische Und Empirische Zugänge, ed. Aram Ziai (Bielefeld: transcript, 2016), 236. 
25 Müller, “Von Wissensproduktion, Weltordnung und "worldism",” 237–39; Meera Sabaratnam, “IR in Dialogue 
… But Can We Change the Subjects? A Typology of Decolonising Strategies for the Study of World Politics,” 
Millennium: Journal of International Studies 39, no. 3 (2011): 785. 
26 Dipesh Chakrabarty, ed., Provincializing Europe: Postcolonial Thought and Historical Difference (Princeton, 
New Jersey: Princeton University Press, 2000), 5–6. 
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dispense with these universals, since it is through them that modern social sciences address 

problems of global justice27.  

The key aim of postcolonial studies is thus to deconstruct European universalism by stressing 

its particularity from a global perspective28. This strategy has been labelled with the catchy term 

“provincialising”, most famously by Dipesh Chakrabarty29. Provincialising 

 

“… is not only about bringing to the fore other histories and experiences, but also 
about recognizing and deconstructing – and then reconstructing – the scholarly po-
sitions that privilege particular narratives without any recognition of the other his-
tories and experiences that have similarly contributed to the constitution of those 
narratives.”30 
 

To provincialise then means to expose power relations of domination by questioning Eurocen-

tric truth claims31. These power structures have led to a hierarchical and conditional system of 

recognition between the European centre and other subaltern parts of the world32. Based on 

Gayatri Spivak, subalterns are those societal groups, which are excluded from the (neo-)colo-

nial system of rule on all levels (international, national, local)33. Against this background, 

Chakrabarty argues that it is important to explore the limitations of European concepts, which 

stick out as soon as they are applied to non-European contexts34. This leads to more plural 

normative horizons, which are adapted and tailored to our specific lives and their possibilities35. 

 

3. Exposing the Western Consent 

In the last section I have displayed the main assumptions of a postcolonial critique of Eurocen-

trism in IR. I will now “apply” this perspective and move on to an analysis of how specific 

conceptualisations of mutual recognition and deliberation lead to the exclusion of particular 

views and persons – especially subalterns – in ways that fit the interests of Western forms of 

knowledge production. The philosophical foundations of the deliberative model of recognition 

are to a large extent based on the accounts of Jürgen Habermas36. The classical assumption of 

 
27 Chakrabarty, Provincializing Europe, 5. 
28 Bhambra, “Postcolonial Europe: Or, Understanding Europe in Times of the Postcolonial,” 70. 
29 See Chakrabarty, Provincializing Europe. 
30 Bhambra, “Postcolonial Europe: Or, Understanding Europe in Times of the Postcolonial,” 81. 
31 Onar and Nicolaïdis, “The Decentring Agenda: Europe as a post-colonial power,” 286. 
32 Onar and Nicolaïdis, “The Decentring Agenda: Europe as a post-colonial power,” 288. 
33 Spivak, “Can the Subaltern Speak?.” 
34 Chakrabarty, Provincializing Europe, 20; Sanjay Seth, “Historical Sociology and Postcolonial Theory: Two 
Strategies for Challenging Eurocentrism,” International Political Sociology 3, no. 3 (2009). 
35 Chakrabarty, Provincializing Europe, 20. 
36 Chantal Mouffe, “Deliberative democracy or agonistic pluralism,” Reihe Politikwissenschaft 72 (Institut für 
Höhere Studien, Abteilung Politikwissenschaft, Wien, 2000), 2–3. 
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Enlightenment thinkers was that the human mind can discover “truth” through the natural dis-

position of reason37. Habermas reframes Immanuel Kant’s reference to a reflecting, solitary, 

and monologic moral consciousness and focuses instead on moral subjects as part of a commu-

nity engaging in dialogue38. In what follows, I want to illustrate how the specific way the author 

constructs interaction can lead to problematic results in the realm of international politics. 

 

3.1 Jürgen Habermas Searching for Ideal Discursive Conditions 

 

Jürgen Habermas studies social interaction and grounds his critical theory in the intersubjectiv-

ity of social and political life39. The central aim of the author is the rational justification of 

morality with a universalistic content40. Habermas believes that through the practice of interac-

tion moral-practical learning is possible41. Basically, he develops the moral point of view and 

the use of practical reason in a procedural manner42. His aim is to reach an intersubjective ap-

proval of the validity of specific utterances as a basis for rational consensus43. The author bases 

his theory of communicative action on the idea that the very nature of language is such that it 

enables citizens to reach a common understanding44. Thus, communication is underpinned by 

what the author calls “universal rationality structures” and therefore, he identifies emancipatory 

potential within communication and the norms of discourse itself45. This potential finds its the-

oretical expression in the “ideal speech situation”, a deliberative construct, in which conversa-

tion works without exogenous factors impeding the “force of the better argument”46.  

 
37  Seyla Benhabib, Situating the Self: Gender, Community and Postmodernism in Contemporary Ethics 
(Cambridge: Polity Press, 1992), 4. 
38 Thomas MacCarthy, “Kantian Constructivism and Reconstructivism: Rawls and Habermas in Dialogue,” Eth-
ics 105, no. 1 (1994): 46. 
39 Alexander Anievas, “Critical Dialogues: Habermasian Social Theory and International Relations,” Politics 25, 
no. 3 (2005): 136. 
40 Jürgen Habermas, The Inclusion of the Other: Studies in Political Theory (Cambridge: MIT Press, 1998), 8. 
41 Andrew Linklater, Transformation of Political Community: Ethical Foundations of the Post-Westphalian Era 
(Cambridge: Polity Press, 1998), 90–91. 
42 Jürgen Habermas, “Reconciliation Through the Public Use of Reason: Remarks on John Rawls Political Liber-
alism,” The Journal of Philosophy 17, no. 3 (1995): 116. 
43 Jürgen Habermas, Moralbewusstsein Und Kommunikatives Handeln, 5th ed. (Frankfurt am Main: Suhrkamp, 
1992), 34. 
44 Jürgen Habermas, The Theory of Communicative Action: Vol. 2: The Critique of Functionalist Reason (Boston, 
Mass.: Beacon Press, 1987). 
45 Anievas, “Critical Dialogues: Habermasian Social Theory and International Relations,” 136. 
46 Jürgen Habermas, The Theory of Communicative Action: Vol. 1: Reason and Rationalization of Society (Bos-
ton, Mass.: Beacon Press, 1984). 
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Habermas starts by pointing to the cognitive content of moral statements, which lies in the 

persuasive force of giving reasons47. The “obligation” of moral norms presupposes their inter-

subjective recognition and need for justification48. Distancing himself from Kant he aims at a 

“post-metaphysical level of justification”49. Since feelings of trust and sympathy in a society 

are geared too closely to personal relationships and the local sphere, Habermas asks himself: 

What can be the basis of solidarity with strangers50? The theorist states that there might be 

something more than pure agent-centred interests, there might be epistemic reasons to abide by 

a norm51. 

Norms can claim categorical validity when they are deduced from the perspective of the abstract 

question: what is equally good for all citizens52? The moral point of view in a Habermasian 

sense is an impartial standpoint that allows the validation of norms on the basis of generalisable 

common interests of participants53. Thus, “the good” can be extended to “the right” in an ap-

propriate manner and justice aligns itself with solidarity54. 

Following this argumentation, the most significant concept is that of practical reason. Practical 

reason expresses itself in the universalisability of general interests55. Agent-relative ethical rea-

sons find their way into discourse as epistemic contributions with a communicative agreement 

being the ideal end result56. For Habermas, a person’s will is heteronomous, as it is contingent 

on specific determinations57. The will becomes autonomous when the contingent preferences, 

values and goals of a person are evaluated against norms validated by the moral point of view58. 

Consequently, the situation of a rational discourse is one in which this universalisation test is 

reflexively applied by all participants of discourse59. Against this background, Habermas de-

velops his model of “discourse ethics”. This kind of ethics is based on the assumption that a 

discursive agreement depends on the non-substitutable positive or negative response of each 

 
47 Habermas, The Inclusion of the Other, 3–4. 
48 Habermas, The Inclusion of the Other, 3. 
49 Habermas, The Inclusion of the Other, 11. 
50 Habermas, The Inclusion of the Other, 14. 
51 Habermas, The Inclusion of the Other, 16. 
52 Habermas, The Inclusion of the Other, 28. 
53 Habermas, Moralbewusstsein und kommunikatives Handeln, 75. 
54 Habermas, The Inclusion of the Other, 28–29. 
55 Habermas, The Inclusion of the Other, 31. 
56 Habermas, The Inclusion of the Other, 31. 
57 Habermas, The Inclusion of the Other, 32. 
58 Habermas, The Inclusion of the Other, 32. 
59 Habermas, The Inclusion of the Other, 33. 
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participant60. Parties of deliberation acknowledge the obligation to defend an assertion in argu-

mentation against all possible future objections61. Ethical reasons are allowed in conversations, 

they shall create a hermeneutic sensitivity for the spectrum of possible contributions, which is 

sufficient62. Moreover, argumentation works through generalised reciprocal perspective-taking, 

that is participants must be willing and open to the revision of their respective self-understand-

ings and that of others through interpretive “interventions”63. Consequently, Habermas’ sub-

jects rely on a particular moral psychology that includes, among others, the will of agents to 

question their own presumptions and the anticipation that in the course of deliberation all pre-

liminary standpoints will be modified64. It should not be predetermined which direction the 

process of learning will take and, for the better argument to work appropriately, participants 

must be committed to be moved by it65. Under the conditions of discourse freed from external 

and internal coercion, the rational force of the better argument can operate ideally66.  

 

3.2 Why the Subject Needs to Resist 

 

The Neglect of Non-Western Ways of Expression 

From the perspective of Eurocentrism discourse ethics promotes a very specific model of a 

“good society”, one that is basically found within Western democracies and thus Eurocentric67. 

This is potentially totalising, if a dialogic community is established outside the bounds of a 

liberal democracy68. The question arises to what extent discourse ethics can be transferred to 

other contexts69. Therefore, in this section, I will work out how the conceptions of a just delib-

eration elaborated above are flawed, as they systematically exclude and silence what I and oth-

 
60 Habermas, The Inclusion of the Other, 35. 
61 Habermas, The Inclusion of the Other, 37. 
62 Habermas, The Inclusion of the Other, 42. 
63 Habermas, The Inclusion of the Other, 42–43. 
64 Linklater, Transformation of Political Community, 92; Habermas, Moralbewusstsein und kommunikatives 
Handeln, 35. 
65 Linklater, Transformation of Political Community, 92; Habermas, Moralbewusstsein und kommunikatives 
Handeln, 35. 
66 Habermas, The Inclusion of the Other, 44. 
67 Anievas, “Critical Dialogues: Habermasian Social Theory and International Relations,” 140. 
68 Anievas, “Critical Dialogues: Habermasian Social Theory and International Relations,” 140. 
69 Cf. Anievas, “Critical Dialogues: Habermasian Social Theory and International Relations,” 140. 
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ers have referred to as “the subalterns”. Gayatri Spivak convincingly argues that Western dis-

course is limited in its ability to interact with different cultural groups70. The Western intellec-

tual both sets the limits of discourse and expels the non-discourse71. Against Habermas’ as-

sumption, not all culturally different groups speak the same language of “identity”72. Conse-

quently, Jay Maggio calls for opening up the ways of listening and understanding73. For exam-

ple the “conduct” of cultures – everyday cultural events or objects – can also be an important 

way to communicate with the world74.  

Habermas’ assumption of symmetry in interactions is flawed because the subaltern is always 

situated in a context of imperial power75. The author cannot see this because he cannot escape 

what Beatrice Hanssen has called “ethical transitivism”76.  

 

“Viewed from this perspective, certain unreflective liberal scripts then can be seen 
to impose a psychological transitivism, according to which the reciprocating other 
is assumed to mimic the liberal subject’s moral gestures at the imaginary level.”77 

 

The Western elite’s narrative of “the repressed” or “the disadvantaged” consistently assumes to 

“know” the other in order to form a straightforward relationship with it and thus, it becomes an 

instrument of liberalism78. The representation of the other – the “partner” within deliberation – 

destroys the subaltern’s subjectivity as it is represented in a discourse in which it has no ability 

to speak79. Habermas “stands in” for the disadvantaged as he aims for a more just social collab-

oration and those excluded are also “embodied” by their representations in the dominant dis-

course80. At that very moment, however, the will of the subaltern is constructed for them. 

 
70 Spivak, “Can the Subaltern Speak?.” 
71 Jay Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri 
Chakravorty Spivak,” Alternatives 32, no. 4 (2007): 420. 
72 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 421. 
73 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 421. 
74 Cf. Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri 
Chakravorty Spivak,” 421. 
75 Cf. Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri 
Chakravorty Spivak,” 421. 
76  Cf. Beatrice Hanssen, Critique of Violence: Between Poststructuralism and Critical Theory (London: 
Routledge, 2000), 202–6. 
77 Hanssen, Critique of Violence, 202–3. 
78 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 420; Vijay Devadas and Brett Nicholls, “Postcolonial Interventions: Gayatri Spivak, Three Wise 
Men and the Native Informant,” Critical Horizons 3, no. 1 (2002): 93. 
79 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 422. 
80 Cf. Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri 
Chakravorty Spivak,” 422. 
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The subaltern is excluded in a second way. The way Kant and his followers construct the subject 

makes it dependent on a specific form of “culture” for it to be humanised in a proper manner81. 

This subject must be programmed in a way so that it is able to grow a “feeling” for the moral82. 

Moreover, Kant’s position depends on a subject that is able to become a “narrator”83. However, 

there are also people who have not received the programming of a modern society, those who 

classical liberalists probably would have called the “raw man” or the “uncivilised”84. Since they 

have no culture in this particular way, they are damned to be the not-yet-subject and can never 

be truly human85. The ability to reflective judgment functions as a yardstick for classifying 

people86. The reasonable man of modernity is able to clarify ambiguity and achieve autonomy 

through aggravating knowledge87. Subalterns are expelled by the very definition of a Kantian 

subject88. Against this background every subaltern who participates in dialogue runs the risk of 

becoming what Spivak calls a “native informant”. While being invoked as a sovereign subject 

within theories of justice as mutual recognition, the placement of this subject within Western 

discursive structures enables the Western non-subalterns to read “concrete experiences” of sub-

alterns as rationales for globalisation and global capitalism89.  

Much goes back to the problem that every interaction is in fact a transaction that presupposes 

an act of translation on both sides90. If an audience refuses to hear and understand, though, no 

speech is possible91. Modern theories of philosophy and IR are biased towards concrete “action” 

and active speaking92. According to Habermas, all subjects capable of action, speech and of 

 
81 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 425; Devadas and Nicholls, “Postcolonial Interventions: Gayatri Spivak, Three Wise Men and the 
Native Informant,” 75. 
82 Gayatri Chakravorty Spivak, A Critique of Postcolonial Reason: Toward a History of the Vanishing Present 
(Cambridge: Harvard University Press, 1999), 12–14. 
83 Devadas and Nicholls, “Postcolonial Interventions: Gayatri Spivak, Three Wise Men and the Native Inform-
ant,” 75. 
84 Cf. Spivak, A Critique of Postcolonial Reason, 12–14; Devadas and Nicholls, “Postcolonial Interventions: Ga-
yatri Spivak, Three Wise Men and the Native Informant,” 76. 
85 Spivak, A Critique of Postcolonial Reason, 12–14. 
86 Devadas and Nicholls, “Postcolonial Interventions: Gayatri Spivak, Three Wise Men and the Native Inform-
ant,” 76. 
87 Richard K. Ashley and R. B. J. Walker, “Introduction: Speaking the Language of Exile: Dissident Thought in 
International Studies,” International Studies Quarterly 34 (1990): 261–62.  
88 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 426. 
89 Jill Didur and Teresa Heffernan, “Revisiting the Subaltern in the New Empire,” Cultural Studies 17, no. 1 
(2003): 6. 
90 Cf. Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri 
Chakravorty Spivak,” 430. 
91 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 430. 
92 Cf. Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri 
Chakravorty Spivak,” 430. 
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making relevant contributions are legitimate participants of deliberation93. The question arises 

who decides what is “relevant” and what does speech and action mean in this context? The 

dialogues Habermas imagines are based on linguistic representations of knowledge, which rep-

resent Western ways of thinking94. Even though the Habermasian public sphere is able to in-

clude aesthetic affective actions (e.g. banners, guerrilla theatre, cyber-parody or graffiti), these 

are still very much tailored to the specific modes and workings of Western public spheres and 

their systems of language and signification95. These are barely “hard cases” to test Habermas’ 

conception to the extreme. One could ask for example how the Habermasian public sphere 

would react to “uncivilised” forms of communication? Or what about demands of different 

groups to not give reasons for their difference96 or at least not to offer reasons that are grounded 

in a specific form of public reason97? Spivak probably offers the most radical example with her 

case of Bhuvaneswari Bhaduri who chose suicide as a way of expressing herself, of making the 

“colonial masters” listen through death98. 

The question of justice arises, as some experiences are failed to be made meaningful and rec-

ognised in dialogue99. We must become sensitive for more implied forms of action or even non-

action. This task is about seeing an argument in the non-rational and understanding the aesthetic 

as value assertions100.  

 

The Need for Non-Identical Reciprocity 

At this point one must ask if, under these conditions, knowledge of the other is possible at all. 

If we understand interaction as translation, we must be aware of the impossibility to genuinely 

represent the “original”101. Thus, we have to come to terms with the possibility that the subaltern 

 
93 Habermas, The Inclusion of the Other, 41. 
94 Cf. Giles Mohan, “Beyond Participation: Strategies for Deeper Empowerment,” in Participation: The New Tyr-
anny?, ed. Bill Cooke and Uma Kothari (London: Zed Books, 2001), 161. 
95 Cf. Lincoln Dahlberg, “The Habermasian Public Sphere: Taking Difference Seriously?,” Theory and Society 
34 (2005): 119. 
96 Cf. Partha Chatterjee, “Religious Minorities and the Secular State: Reflections on an Indian Impasse,” Public 
Culture 8, no. 1 (1995): 30. 
97 Cf. Duncan Ivison, Postcolonial Liberalism (Cambridge, UK: Cambridge University Press, 2002), 72; cf. 
Monique Deveaux, Cultural Pluralism and Dilemmas of Justice (Ithaca, NY: Cornell University Press, 2000), 171–
72. 
98 Devadas and Nicholls, “Postcolonial Interventions: Gayatri Spivak, Three Wise Men and the Native Inform-
ant,” 84. 
99 Devadas and Nicholls, “Postcolonial Interventions: Gayatri Spivak, Three Wise Men and the Native Inform-
ant,” 87. 
100 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 435. 
101 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 432. 
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might never be able to speak102. The question is how to deal with this dilemma. I argue that 

there might not be a way out, but a way to improve by altering our attitude towards communi-

cation and by changing the way we meet and deal with difference. A first step is to accept that 

language naturally has an unjust and violent quality, which is not represented in Habermas’ 

calm and clean description of the relation between difference and universality103. Even though 

the substantial outcome of deliberation is principally open, Habermas’ pressure for decision 

generates the need for consensus at some point (even though it is never fixed and open to re-

definition) and this necessity sets in motion certain operations of language embedded within 

social power relations104. This is illustrated for example in Lyotard’s argument of the incom-

mensurability of language games belonging to different genres of discourse105. Attempts to 

translate one language game into another or “converge” them necessarily entails acts of vio-

lence106. This circumstance is exacerbated from a postcolonial perspective. If subalterns engage 

the meta-language of the West, to get entrance at all, they must compete with a multitude of 

ideas which has been influenced by years of colonial rule107. Their defeat is sealed. 

Unification is always costly and identification is always violent, since objects do not readily fit 

into concepts without reminder108. As a consequence, every agreement eclipses elements of self 

and other109. However, every encounter between people also involves an initial uncertainty, 

wonderment, improvisation and ambiguity110. The “discovery” of the other reveals both com-

munalities and differences111. This uncertainty on the other hand, can open spaces for mutual 

engagement. Against this background I argue that opposition can be a fruitful strategy of en-

countering the other as it allows insights to keep their very substance112. The pressure of holding 

us together for the sake of communication as such expels much more communication that is 

going on, especially non-communication and silence113. At the same time, it plays an important 

role in engendering this silence as a form of resistance, often the only form that is left114. If 

 
102 Spivak, A Critique of Postcolonial Reason, 427. 
103 Romand Coles, “Identity and Difference in the Ethical Positions of Adorno and Habermas,” in The Cambridge 
Companion to Habermas, ed. Stephen K. White (Cambridge: Cambridge University Press, 1995), 26–28. 
104 Coles, “Identity and difference in the ethical positions of Adorno and Habermas,” 35–36. 
105 Jean-Francois Lyotard, The Differend: Phrases in Dispute (Manchester: Manchester University Press, 1988). 
106 Lyotard, The Differend, xi, 3-6. 
107 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 431. 
108 Theodor Adorno, Negative Dialectics (New York: Continuum, 1973), 179. 
109 Coles, “Identity and difference in the ethical positions of Adorno and Habermas,” 32. 
110 Inayatullah and Blaney, International Relations and the Problem of Difference, 8. 
111 Inayatullah and Blaney, International Relations and the Problem of Difference, 10. 
112 Coles, “Identity and difference in the ethical positions of Adorno and Habermas,” 33. 
113 Coles, “Identity and difference in the ethical positions of Adorno and Habermas,” 34–35. 
114 Coles, “Identity and difference in the ethical positions of Adorno and Habermas,” 34–35. 
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reciprocity is necessary for understanding, the aim should be nonidentical reciprocity, meaning 

that subject and object do not necessarily have to converge115. This means turning away from 

the pressure of intersubjectivity and allowing for distance in the process of approaching each 

other116. We should aim to understand the other and treat the ambiguities and doubts emerging 

within the “contact zone” as resources for self-examination and transgression117. What could 

result from such a method is the invention of representations and finding new parlances for 

articulating otherness118. If the subaltern actually cannot speak then this might be an acceptable 

way to get an impression of the way they communicate. 

 

3.3 Exemplary Case – Conflicting Deliberative Styles in the Hindmarsh Affair 

 

We have seen that Jürgen Habermas requires citizens to justify their views in particular ways 

based on the norms of neutrality and rationality119. These norms can be constraining especially 

for those who use their comprehensive religious and cultural beliefs to approach political issues, 

those who use a different “style” of deliberation, often not “public” in the common Western 

sense120. These problems can be exemplified with the “Hindmarsh affair” that had its starting 

point in 1993 in South Australia121. At that time, aboriginal women – the Ngarrindjeri – pro-

tested against the government’s plans to build a bridge from the lower River Murray area to 

Hindmarsh Island122. Some areas of the island were conceived as sacred by members of the 

local community. However, they refused to disclose the reasons for it123. Mainly following ar-

chaeological and anthropological reports of experts who visited the area, the importance of the 

island was connected with women’s “knowledge” and “business”, some sites of the island were 

said to be important for the women’s fertility124. The community lived according to norms of 

secrecy and thus, the Ngarrindjeri claimed that making the causes public would desecrate their 

 
115 Coles, “Identity and difference in the ethical positions of Adorno and Habermas,” 31. 
116 Coles, “Identity and difference in the ethical positions of Adorno and Habermas,” 39. 
117 Inayatullah and Blaney, International Relations and the Problem of Difference, 11. 
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119 Cf. Deveaux, Cultural Pluralism and Dilemmas of Justice, 95. 
120 Deveaux, Cultural Pluralism and Dilemmas of Justice, 95. 
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122 Deveaux, Cultural Pluralism and Dilemmas of Justice, 96. 
123 Deveaux, Cultural Pluralism and Dilemmas of Justice, 96. 
124 Deveaux, Cultural Pluralism and Dilemmas of Justice, 96; Robert Tonkinson, “Anthropology and Aboriginal 
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traditions and harm their privacy125. According to cultural norms, only these women were al-

lowed to know the mythology and history of the island, men were not126.  

To solve the issue and evaluate the matter, a Royal Commission was established in 1995127. 

However, many Ngarrindjeri women considered the process of the hearings condescending and 

offensive and therefore refused to participate, which led to doubts about the legitimacy of the 

women’s claims128. Here, the cultural norm of secrecy clashed with liberal requirements as 

liberal norms were inappropriate to mediate the conflict. On the contrary, they led to greater 

indignation129. In the end, the aboriginal women were even penalised, as the initial ruling de-

clared the building of the bridge could not be stopped unless the women would transparently 

present their reasons130. This is an example that stretches liberal theories of public reason to its 

limits and beyond. It demonstrates how traditional accounts of deliberation can neither accom-

modate refusals to give reasons nor deal with forms of expression other than spoken or written 

words. 

Nevertheless, this case must also be treated with caution. Since the preferred way of expression 

of the Ngarrindjeri was silence and their medium was secrecy, we can never be sure about their 

real reasons for protest. After all, the initial purpose of the whole investigation was to find out 

if the women’s secret traditions were a “deliberate fabrication” as some dissenting Ngarrindjeri 

people claimed131. Naturally, there could have been other private, economic, or “self-interested” 

reasons at stake for these women. The expression of words and reasons usually helps to relate 

to the other and gain a deeper understanding of her actions and motives. This was not possible 

in this case that depends to a large extent on the interpretation of the events, statements from 

various parties and the evaluation of scientific assessments132. However, I argue that the above 

explanations represent a plausible version of the story, which is also present in the scientific 

literature133. As Ania Loomba suitably puts it: instances of agency can be read in many different 
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ways, which all have some “truth”. More important is the dynamic relationship between differ-

ent readings134. The “natural” suspicion these women had to face as an immediate reaction is in 

my view a clear sign for the validity of my argument. 

  

4. The Powerless in the Power Trap? 

The previous part of this paper has been a call for the embrace of difference within communi-

cative situations. However, can all kinds of differences be tolerated unconditionally without 

restrictions? Is that even possible if we are all infused with power relations? The answer to these 

questions is a rather obvious no. The knowledge that fixation is impossible and everything is in 

a mode of constant change involves us necessarily in the task of judging what might be ethically 

“better” or “worse”135. In order to decide what is desirable and which differences should be 

tolerated – to have an ethical perspective at all – we need to make choices and all our choices 

are made from within a specific ethical disposition136.This reflects the central dilemma of this 

paper: how shall we account for the originality and particularity of another when we dominate 

that very other in a power-infused discourse? I argue that my boundaries – my own moral cer-

titudes – are preferable to those of classical recognition theory because they allow for a more 

humane conception of difference and recognition.  

 

The Limits of Toleration 

I argue that one way to deal with this predicament lies in a different understanding of identity 

and responsibility. Due to our radical interdependence with each other and the confusing net-

work of relations in which we are embedded with others, a unidimensional representation of 

responsibility and agency will never be possible137 . Based on the thoughts of Emmanuel 

Levinas, subjectivity – the very possibility of a subject’s being – is an effect of its relation to 

another138. The relational nature of subjectivity entails a responsibility that governs morality139. 

One has to derive a responsibility of being human from an unnamed alterity not from reason140. 

A central criterion for engagement as a modality of being in the world is acting in a way that 

 
134 Ania Loomba, Colonialism/Postcolonialism (London: Routledge, 1998), 239. 
135 Rengger and Hoffman, “Modernity, Postmodernism and International Relations,” 143. 
136 David Campbell, Politics Without Principle: Sovereignty, Ethics, and the Narratives of the Gulf War (Boulder: 
Rienner, 1993), 99. 
137 Campbell, Politics without principle, 84. 
138 Campbell, Politics without principle, 92. 
139 Campbell, Politics without principle, 93. 
140 Gayatri Chakravorty Spivak, Imperatives to Reimagine the Planate (Vienna: Passagen, 1999), 72. 
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aims at affirming life141. The principle element of such an ethos is a struggle for difference, 

which could lead to a new figuration of politics142. However, my argument is not a plea to 

tolerate the intolerable: 

 

“… the active affirmation of alterity must involve the desire to actively oppose and 
resist … those forces that efface, erase, or suppress alterity and its centrality to the 
economy of humanity.”143 

 

What this quote elucidates is that moral positions which suppress the relational and contingent 

character of identity, like fascism, racism or xenophobia, should not be tolerated144. There is a 

difference between the intolerance of those who deny the norm of toleration in the first place 

and the intolerance of those who want to inhibit the total denial of toleration, since then the 

norm would become meaningless145. However, there are also less obvious contestable practices, 

for example when liberal values clash with conservative or nationalist ones and the like146. How 

should we deal with an illiberal dissenter?  

The general notion in the scientific literature is that there must be a limit to pluralism and tol-

eration147. Chantal Mouffe argues that extreme unreflected pluralism erases power relations and 

antagonisms that are according to Mouffe natural elements of political interactions148. If every-

thing is tolerated there can be no foundation for justice and morality and consequently, there 

can never be prospects for change. Thus, the literature points to the need of some kind of com-

mon denominator, a collective identity or a “we” that is able to articulate claims for justice and 

against unfair subordination149. In fact, we all live with the moral feeling that there is indeed 

some basic ground that unites all human beings150. However, this perception gives rise to a huge 

dilemma, if we think of the special situatedness of the subaltern described above. Bart Moore-

Gilbert expresses it as follows: 

 

 
141 Campbell, Politics without principle, 96–97. 
142 David Campbell, “Why Fight: Humanitarianism, Principles, and Post-Structuralism,” Millennium: Journal of 
International Studies 27, no. 3 (1998): 513. 
143 Campbell, “Why Fight: Humanitarianism, Principles, and Post-structuralism,” 514. 
144 Campbell, “Why Fight: Humanitarianism, Principles, and Post-structuralism,” 514. 
145 Rainer Forst, “The Limits of Toleration,” Constellations 11, no. 3 (2004): 313. 
146 Cf. Campbell, “Why Fight: Humanitarianism, Principles, and Post-structuralism,” 514. 
147 Chantal Mouffe, “Democracy and Pluralism: A Critique of the Rationalist Approach,” Cardozo Law Review 
16 (1994): 1535; Deveaux, Cultural Pluralism and Dilemmas of Justice, 12; Forst, “The Limits of Toleration”, 
313–14. 
148 Mouffe, “Democracy and Pluralism: A Critique of the Rationalist Approach,” 1535. 
149 Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.Mouffe, “Democracy and Pluralism: A Critique of the Ra-
tionalist Approach,” 1535; Forst, "The Limits of Toleration", 314. 
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“… the non-subaltern must either maximally respect the Other’s radical alterity, 
thus leaving the status quo intact, or attempt the impossible feat of “opening up” to 
the Other without in any way “assimilating” that Other to his/her own subject-po-
sition, perspectives or identity.”151 

 

While we cannot solve this dilemma, we can try to encounter the other in the most “humane” 

way possible embracing a re-historicised and re-politicised conception of human freedom and 

being human that values life152.  

The central question of democracy has long been: Which are the right values and why? Mouffe 

and other postmodernists refocus this question to: How can we constitute forms of power that 

are most compatible with an embrace of difference and the refusal of unfair structures of dom-

ination153? The fundamental criteria for an ethics based on such an understanding is “playing 

with as little domination as possible” while accepting that human autonomy will always be 

embedded within the “analytics of power”154. Our common embeddedness within power struc-

tures is not just ethically transcendent or universal in a sense155. It also reconceptualises the 

question of responsibility, especially in value conflicts156. We are in solidarity to the extent that 

we are all governed157. Substantial aspects of justice – the contents of a decent society – come 

back into the picture as “cultural closeness” emerges through experiences of co-suffering158. 

This means bringing into dialogue various responses to repression – the joining of “social crit-

icisms” – and on that basis articulating concepts of a tolerable society159. 

The question of how to deal with difference thus becomes a question of how to understand 

responsibility. Through recognising our interdependence with problems – our own particular 

exclusions and forms of domination – our range of (policy) choices increases160. As we are 

always already ethically situated, the judgment of our actions depends on the extent to which 

we take our mutual interdependencies into account when interacting with one another161. As a 

consequence of this understanding, it is morally valid to support those groups that are aware of 

their own hybrid identity. In a similar vein, Monique Deveaux proposes to ask if the members 
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of minority groups possess agency rights, that means the opportunity for all members – espe-

cially the less powerful ones – to refuse or affirm the ideals and arrangements of the respective 

groups from within as a concrete criterion162. 

 

5. Conclusion 

 

Essentially, this paper asked the question of how to deal with difference. Accepting the partic-

ularity of others and hearing the voices of those who might disagree with us is matter of justice. 

But how can we recognise people and groups whose values and beliefs (radically) differ from 

our own? Answers have been given by theorists that represent conceptions of justice as mutual 

recognition163. However, I have shown that practices of recognition and dialogue are informed 

by and founded upon specific theoretical assumptions of a just interaction. These assumptions 

are ingrained in Eurocentrism which leads to detrimental political consequences, especially 

considering the situation of subaltern groups and individuals. Genuine attempts to “empower” 

can often unintentionally subject them to modern models of “developed” societies164. 

Thus, in this paper I have looked at one of the philosophical foundations of mutual recognition 

pointing out how its specific conceptualisation of interaction and the use of public reason are 

predisposed to create a Western consent. I have demonstrated that they contain categorical dis-

tortions – an epistemological deficit – that systematically excludes subalterns165. In the case of 

Jürgen Habermas’ attempt to ground consensus in an intersubjective procedure of rational jus-

tification I have argued from a postcolonial perspective that he fails to recognise that culturally 

diverging groups speak different languages of “identity”166. I have shown that a straightforward 

relationship with subalterns is not possible. By invoking a sovereign subject programmed by a 

specific form of “modern culture” able to clarify ambiguity, it becomes possible to master or 

even expel the difference and particularity of the subaltern. There is no room for ”genuine” 

expression anymore. The interactions Habermas imagines are biased towards “active” speaking 

based on a Western linguistic systems of representation and adapted to the modes of Western 

publics167. Clearly there are non-active, non-rational or “uncivilised” forms of expression that 

 
162 Deveaux, Cultural Pluralism and Dilemmas of Justice, 12. 
163 Deveaux, Cultural Pluralism and Dilemmas of Justice, 12 
164 Heiko Henkel and Roderick Stirrat, “Participation as Spiritual Duty; Empowerment as Secular Subjection,” 
in Participation: The New Tyranny?, ed. Bill Cooke and Uma Kothari (London: Zed Books, 2001), 182. 
165 Cf. Benhabib, Situating the Self, 13. 
166 Maggio, “"Can the Subaltern Be Heard?": Political Theory, Translation, Representation, and Gayatri Chakra-
vorty Spivak,” 421. 
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are failed to be made meaningful in dialogue168. Moreover, if reciprocity is necessary for un-

derstanding, the aim should be non-identical reciprocity, meaning that subject and object do not 

necessarily have to converge but can keep a productive distance169. Following such an ap-

proach, the only way to recognise difference is to allow opposition. 

If we follow a poststructuralist understanding and comprehend discourses as always infused 

with power and structures of domination, though, how could we ever approach the subaltern – 

those who already are at the margins of society – in a just manner? I have argued in line with 

David Campbell that we must act in ways that affirm life and embrace differences to the most 

possible extent170. The consequent “struggle for difference” opens up new policy choices171. 

We must acknowledge our entanglement in the problems and injustices we try to fight and act 

accordingly172. While interacting with each other, people from different contexts will find 

spaces to express themselves – to “speak” – in their specific ways. In order to understand each 

other, though, normalised categories of language, reasonableness, and rationality must fade into 

the background. 

  

 
168 Devadas and Nicholls, “Postcolonial Interventions: Gayatri Spivak, Three Wise Men and the Native Inform-
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